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Bayerischer Landtag 
15. Wahlperiode Drucksache 15/9667 
 14.01.2008 
 

Antrag 
der Staatsregierung 

auf Zustimmung zum Zehnten Staatsvertrag zur Ände-
rung rundfunkrechtlicher Staatsverträge   
(Zehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 

Die Staatsregierung hat mit Schreiben vom 14. Januar 2008 
um Zustimmung des Bayerischen Landtags gemäß Art. 72 
Abs. 2 der Verfassung des Freistaates Bayern zu nachste-
hendem Staatsvertrag gebeten: 

 

 

Zehnter Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtli-
cher Staatsverträge (Zehnter Rundfunkänderungsstaats-
vertrag) 

 

Das Land Baden-Württemberg, 

der Freistaat Bayern, 

das Land Berlin, 

das Land Brandenburg, 

die Freie Hansestadt Bremen, 

die Freie und Hansestadt Hamburg, 

das Land Hessen, 

das Land Mecklenburg-Vorpommern, 

das Land Niedersachsen, 

das Land Nordrhein-Westfalen, 

das Land Rheinland-Pfalz, 

das Saarland, 

der Freistaat Sachsen, 

das Land Sachsen-Anhalt, 

das Land Schleswig-Holstein und 

der Freistaat Thüringen 

 

schließen nachstehenden Staatsvertrag: 

Artikel 1 
Änderung des Rundfunkstaatsvertrages 

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt 
geändert durch den Neunten Rundfunkänderungsstaatsver-
trag vom 31. Juli bis 10. Oktober 2006, wird wie folgt ge-
ändert: 

1. Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst: 

„Staatsvertrag für Rundfunk und Telemedien  
  (Rundfunkstaatsvertrag - RStV -).“ 

2. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer § 8a eingefügt: 

„§ 8a Gewinnspiele“. 
b) Es wird folgender neuer § 9b eingefügt: 

„§ 9b Verbraucherschutz“. 
c) Es wird folgender neuer § 19a eingefügt: 

„§ 19a Digitalisierung“. 
d) Der bisherige 1. Unterabschnitt des III. Abschnittes 

wird wie folgt neu gefasst: 

„1. Unterabschnitt 
Grundsätze“ 

e) Es wird folgender neuer § 20a eingefügt: 

„§ 20a Erteilung einer Zulassung für Veranstalter 
von bundesweit verbreitetem Rundfunk“. 

f) Nach § 20a wird folgender neuer 2. Unterabschnitt 
eingefügt: 

„2. Unterabschnitt 
Verfahrensrechtliche Vorschriften“. 

g) Der bisherige 2. Unterabschnitt des III. Abschnittes 
wird der neue 3. Unterabschnitt. 

h) Der bisherige 3. Unterabschnitt des III. Abschnittes 
wird der neue 4. Unterabschnitt und wie folgt neu 
gefasst: 

„4. Unterabschnitt 
Organisation der Medienaufsicht, Finanzierung 

§ 35 Organisation 
§ 36 Zuständigkeit, Aufgaben 
§ 37 Verfahren bei Zulassung, Zuweisung 
§ 38 Anzeige, Aufsicht, Rücknahme, Widerruf 
§ 39 Anwendungsbereich 
§ 39a Zusammenarbeit 
§ 40 Finanzierung besonderer Aufgaben“. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - 
Parlamentspapiere abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen/Tagesübersicht zur Verfügung. 
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i) Die bisherigen 4. bis 6. Unterabschnitte des III. 
Abschnittes werden die neuen 5. bis 7. Unterab-
schnitte. 

j) Der V. Abschnitt wird wie folgt neu gefasst: 
„V. Abschnitt  

Plattformen, Übertragungskapazitäten 
§ 50 Grundsatz 
§ 51 Zuordnung von drahtlosen Übertragungska-

pazitäten 
§ 51a Zuweisung von drahtlosen Übertragungska-

pazitäten an private Anbieter durch die zu-
ständige Landesmedienanstalt 

§ 51b Weiterverbreitung 
§ 52 Plattformen 
§ 52a Regelungen für Plattformen 
§ 52b Belegung von Plattformen 
§ 52c Technische Zugangsfreiheit 
§ 52d Entgelte, Tarife 
§ 52e Vorlage von Unterlagen, Zusammenarbeit 

mit der Regulierungsbehörde für Telekom-
munikation 

§ 52f Maßnahmen durch die zuständige Landes-
medienanstalt 

§ 53 Satzungen, Richtlinien 
§ 53a Überprüfungsklausel 
§ 53b  Bestehende Zulassungen, Zuordnungen, Zu-

weisungen, Anzeige von bestehenden Platt-
formen“. 

k) § 58 wird wie folgt neu gefasst: 
„§ 58 Werbung, Sponsoring, Gewinnspiele“. 

3. In § 2 Abs. 2 Nr. 9 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und werden folgende neue Nummern 10 und 11 
angefügt: 
„10. Anbieter einer Plattform, wer auf digitalen Über-

tragungskapazitäten oder digitalen Datenströmen 
Rundfunk und vergleichbare Telemedien (Tele-
medien, die an die Allgemeinheit gerichtet sind) 
auch von Dritten mit dem Ziel zusammenfasst, 
diese Angebote als Gesamtangebot zugänglich zu 
machen oder wer über die Auswahl für die Zu-
sammenfassung entscheidet; Plattformanbieter ist 
nicht, wer Rundfunk oder vergleichbare Teleme-
dien ausschließlich vermarktet,  

  11. Rundfunkveranstalter, wer ein Rundfunkpro-
gramm unter eigener inhaltlicher Verantwortung 
anbietet.“ 

4. Es wird folgender neuer § 8a eingefügt: 
„§ 8a 

Gewinnspiele 
(1) Gewinnspielsendungen und Gewinnspiele sind zu-
lässig. Sie unterliegen dem Gebot der Transparenz und 

des Teilnehmerschutzes. Sie dürfen nicht irreführen 
und den Interessen der Teilnehmer nicht schaden. Ins-
besondere ist im Programm über die Kosten der Teil-
nahme, die Teilnahmeberechtigung, die Spielgestaltung 
sowie über die Auflösung der gestellten Aufgabe zu in-
formieren. Die Belange des Jugendschutzes sind zu 
wahren. Für die Teilnahme darf nur ein Entgelt bis zu 
0,50 Euro verlangt werden; § 13 Abs. 1 Satz 3 bleibt 
unberührt.  

(2) Der Veranstalter hat der für die Aufsicht zuständi-
gen Stelle auf Verlangen alle Unterlagen vorzulegen 
und Auskünfte zu erteilen, die zur Überprüfung der 
ordnungsgemäßen Durchführung der Gewinnspielsen-
dungen und Gewinnspiele erforderlich sind.“ 

5. Es wird folgender neuer § 9b eingefügt: 

„§ 9b 
Verbraucherschutz 

Mit Ausnahme der §§ 2, 9 und 12 gelten die Regelun-
gen des EG-Verbraucherschutzdurchsetzungsgesetzes 
hinsichtlich der Bestimmungen dieses Staatsvertrages 
zur Umsetzung der Artikel 10 bis 21 der Richtlinie 
89/552/EWG des Rates vom 3. Oktober 1989 zur Ko-
ordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die Ausübung der 
Fernsehtätigkeit (ABl. L 298 vom 17. Oktober 1989, 
S. 23), zuletzt geändert durch die Richtlinie 97/36/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 
L 202 vom 30. Juli 1997, S. 60), bei innergemein-
schaftlichen Verstößen  entsprechend.“ 

6. In § 16 Abs. 4 werden die Worte „Pflichthinweise im 
Sinne des Heilmittelwerbegesetzes“ ersetzt durch die 
Worte „gesetzliche Pflichthinweise“ und die Worte „im 
Sinne der Absätze 1 bis 3“ gestrichen. 

7. § 16a wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt neu gefasst: 

„Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten und das ZDF erlassen Richtli-
nien zur Durchführung der §§ 7, 8, 8a, 15 und 16; 
in der Richtlinie zu § 8a sind insbesondere die Be-
dingungen zur Teilnahme Minderjähriger näher zu 
bestimmen.“ 

b) Es wird folgender neuer Satz 3 angefügt: 
„Sätze 1 und 2 gelten für Richtlinien des Deutsch-
landradios zu § 8a entsprechend.“ 

8. Es wird folgender neuer § 19a eingefügt: 

„§ 19a 
Digitalisierung 

Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio kön-
nen ihrem gesetzlichen Auftrag durch Nutzung aller 
Übertragungswege nachkommen. Sie sind berechtigt, 
zu angemessenen Bedingungen die analoge terrestri-
sche Versorgung schrittweise einzustellen, um Zug um 
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Zug den Ausbau und die Zuweisung digitaler terrestri-
scher Übertragungskapazitäten zu ermöglichen. Die a-
naloge terrestrische Fernsehversorgung kann auch dann 
eingestellt werden, wenn der Empfang der Programme 
über einen anderen Übertragungsweg gewährleistet 
ist.“ 

9. Die Überschrift des 1. Unterabschnittes des III. Ab-
schnittes wird wie folgt neu gefasst: 

„1. Unterabschnitt 
Grundsätze“ 

10. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst: 

„(1) Private Veranstalter bedürfen zur Veranstal-
tung von Rundfunk einer Zulassung. Unbeschadet 
der Bestimmungen der §§ 21 bis 39a richtet sich 
die Zulassung eines Veranstalters von bundesweit 
verbreitetem Rundfunk nach § 20a; im Übrigen 
richtet sich die Zulassung nach Landesrecht. In der 
Zulassung für Veranstalter bundesweit verbreiteter 
Programme ist die Programmkategorie (Voll- oder 
Spartenprogramm) festzulegen.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „nach Landes-
recht“ gestrichen. 

bb) In Satz 2 werden die Worte „im Einvernehmen 
mit allen Landesmedienanstalten“ gestrichen. 

11. Es wird folgender neuer § 20a eingefügt: 

„§ 20a 
Erteilung einer Zulassung für Veranstalter 

von bundesweit verbreitetem Rundfunk 

(1) Eine Zulassung darf nur an eine natürliche oder ju-
ristische Person erteilt werden, die  

1. unbeschränkt geschäftsfähig ist, 

2. die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, 
nicht durch Richterspruch verloren hat, 

3. das Grundrecht der freien Meinungsäußerung nicht 
nach Artikel 18 des Grundgesetzes verwirkt hat, 

4. als Vereinigung nicht verboten ist, 

5. ihren Wohnsitz oder Sitz in der Bundesrepublik 
Deutschland, einem sonstigen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum hat und gerichtlich verfolgt werden 
kann, 

6. die Gewähr dafür bietet, dass sie unter Beachtung 
der gesetzlichen Vorschriften und der auf dieser 
Grundlage erlassenen Verwaltungsakte Rundfunk 
veranstaltet. 

(2) Die Voraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 
und 6 müssen bei juristischen Personen von den gesetz-

lichen oder satzungsmäßigen Vertretern erfüllt sein. 
Einem Veranstalter in der Rechtsform einer Aktienge-
sellschaft darf nur dann eine Zulassung erteilt werden, 
wenn in der Satzung der Aktiengesellschaft bestimmt 
ist, dass die Aktien nur als Namensaktien oder als Na-
mensaktien und stimmrechtslose Vorzugsaktien ausge-
geben werden dürfen. 

(3) Eine Zulassung darf nicht erteilt werden an juristi-
sche Personen des öffentlichen Rechts mit Ausnahme 
von Kirchen und Hochschulen, an deren gesetzliche 
Vertreter und leitende Bedienstete sowie an politische 
Parteien und Wählervereinigungen. Gleiches gilt für 
Unternehmen, die im Verhältnis eines verbundenen 
Unternehmens im Sinne des § 15 des Aktiengesetzes zu 
den in Satz 1 Genannten stehen. Die Sätze 1 und 2 gel-
ten für ausländische öffentliche oder staatliche Stellen 
entsprechend.“ 

12. Nach § 20a wird folgende neue Überschrift eingefügt: 

„2. Unterabschnitt 
Verfahrensrechtliche Vorschriften“. 

13. Der bisherige 2. Unterabschnitt des III. Abschnitts wird 
der neue 3. Unterabschnitt. 

14. In § 26 Abs. 4 Satz 1 wird die Verweisung auf „§ 35 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1“ ersetzt durch die Verweisung auf 
„§ 35 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3“. 

15. In § 31 Abs. 2 Satz 4 werden die Worte „unter den 
Voraussetzungen des § 36 Abs. 2“ gestrichen. 

16. Der bisherige 3. Unterabschnitt des III. Abschnitts wird 
der neue 4. Unterabschnitt und wie folgt neu gefasst: 

„4. Unterabschnitt 
Organisation der Medienaufsicht, Finanzierung 

§ 35 
Organisation 

(1) Die Aufgaben nach § 36 obliegen der zuständigen 
Landesmedienanstalt. Sie trifft entsprechend den Be-
stimmungen dieses Staatsvertrages die jeweiligen Ent-
scheidungen. 

(2) Zur Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 1 und 
nach den Bestimmungen des Jugendmedienschutz-
Staatsvertrages bestehen: 

1. Die Kommission für Zulassung und Aufsicht 
(ZAK), 

2. die Gremienvorsitzendenkonferenz (GVK), 

3. die Kommission zur Ermittlung der Konzentration 
im Medienbereich (KEK) und 

4. die Kommission für Jugendmedienschutz (KJM). 

Diese dienen der jeweils zuständigen Landesmedienan-
stalt als Organe bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach 
§ 36.  

(3) Die Landesmedienanstalten entsenden jeweils den 
nach Landesrecht bestimmten gesetzlichen Vertreter in 
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die ZAK; eine Vertretung im Fall der Verhinderung ist 
durch den ständigen Vertreter zulässig. Die Tätigkeit 
der Mitglieder der ZAK ist unentgeltlich.  

(4) Die GVK setzt sich zusammen aus dem jeweiligen 
Vorsitzenden des plural besetzten Beschlussgremiums 
der Landesmedienanstalten; eine Vertretung im Fall der 
Verhinderung durch den stellvertretenden Vorsitzenden 
ist zulässig. Die Tätigkeit der Mitglieder der GVK ist 
unentgeltlich. 

(5) Die KEK besteht aus 

1. sechs Sachverständigen des Rundfunk- und des 
Wirtschaftsrechts, von denen drei die Befähigung 
zum Richteramt haben müssen, und 

2. sechs nach Landesrecht bestimmten gesetzlichen 
Vertretern der Landesmedienanstalten. 

Die Mitglieder nach Satz 1 Nr. 1 der KEK und zwei Er-
satzmitglieder für den Fall der Verhinderung eines die-
ser Mitglieder werden von den Ministerpräsidenten der 
Länder für die Dauer von fünf Jahren einvernehmlich 
berufen. Von der Mitgliedschaft nach Satz 2 ausge-
schlossen sind Mitglieder und Bedienstete der Instituti-
onen der Europäischen Union, der Verfassungsorgane 
des Bundes und der Länder, Gremienmitglieder und 
Bedienstete von Landesrundfunkanstalten der ARD, 
des ZDF, des Deutschlandradios, des Europäischen 
Fernsehkulturkanals „Arte“, der Landesmedienanstal-
ten, der privaten Rundfunkveranstalter und Plattform-
anbieter sowie Bedienstete von an ihnen unmittelbar 
oder mittelbar im Sinne von § 28 beteiligten Unter-
nehmen. Scheidet ein Mitglied nach Satz 2 aus, berufen 
die Ministerpräsidenten der Länder einvernehmlich ein 
Ersatzmitglied oder einen anderen Sachverständigen 
für den Rest der Amtsdauer als Mitglied; entsprechen-
des gilt, wenn ein Ersatzmitglied ausscheidet. Die Mit-
glieder nach Satz 2 erhalten für ihre Tätigkeit eine an-
gemessene Vergütung und Ersatz ihrer notwendigen 
Auslagen. Das Vorsitzland der Rundfunkkommission 
schließt die Verträge mit diesen Mitgliedern. Der Vor-
sitzende der KEK und sein Stellvertreter sind aus der 
Gruppe der Mitglieder nach Satz 1 Nr. 1 zu wählen. 
Die sechs Vertreter der Landesmedienanstalten und 
zwei Ersatzmitglieder für den Fall der Verhinderung 
eines dieser Vertreter werden durch die Landesmedien-
anstalten für die Amtszeit der KEK gewählt. 

(6) Ein Vertreter der Landesmedienanstalten darf nicht 
zugleich der KEK und der KJM angehören; Ersatzmit-
gliedschaft oder stellvertretende Mitgliedschaft sind zu-
lässig. 

(7) Die Landesmedienanstalten bilden für die Organe 
nach Absatz 2 eine gemeinsame Geschäftsstelle; unbe-
schadet dessen verbleiben bis zum 31. August 2013 die 
Geschäftsstelle der KJM in Erfurt und der KEK in 
Potsdam. 

(8) Die Mitglieder der ZAK, der GVK und der KEK 
sind bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem 
Staatsvertrag an Weisungen nicht gebunden. § 24 gilt 

für die Mitglieder der ZAK und GVK entsprechend. 
Die Verschwiegenheitspflicht nach § 24 gilt auch im 
Verhältnis der Mitglieder der Organe nach Absatz 2 zu 
anderen Organen der Landesmedienanstalten. 

(9) Die Organe nach Absatz 2 fassen ihre Beschlüsse 
mit der Mehrheit ihrer gesetzlichen Mitglieder. Bei Be-
schlüssen der KEK entscheidet im Fall der Stim-
mengleichheit die Stimme des Vorsitzenden, bei seiner 
Verhinderung die Stimme des stellvertretenden Vorsit-
zenden. Die Beschlüsse sind zu begründen. In der Be-
gründung sind die wesentlichen tatsächlichen und 
rechtlichen Gründe mitzuteilen. Die Beschlüsse sind 
gegenüber den anderen Organen der zuständigen Lan-
desmedienanstalt bindend. Die zuständige Landesme-
dienanstalt hat die Beschlüsse im Rahmen der von den 
Organen nach Absatz 2 Satz 1 gesetzten Fristen zu 
vollziehen. 

(10) Die Landesmedienanstalten stellen den Organen 
nach Absatz 2 die notwendigen personellen und sachli-
chen Mittel zur Verfügung. Die Organe erstellen je-
weils einen Wirtschaftsplan nach den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Die Kosten für die 
Organe nach Absatz 2 werden aus dem Anteil der Lan-
desmedienanstalten nach § 10 des Rundfunkfinanzie-
rungsstaatsvertrages gedeckt. Näheres regeln die Lan-
desmedienanstalten durch übereinstimmende Satzun-
gen. 

(11) Von den Verfahrensbeteiligten sind durch die zu-
ständigen Landesmedienanstalten Kosten in angemes-
senem Umfang zu erheben. Näheres regeln die Lan-
desmedienanstalten durch übereinstimmende Satzun-
gen. 

§ 36 
Zuständigkeiten, Aufgaben 

(1) Zuständig ist in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 
Nr. 1, 3, 4 und 8 die Landesmedienanstalt, bei der der 
entsprechende Antrag oder die Anzeige eingeht. Sind 
nach Satz 1 mehrere Landesmedienanstalten zuständig, 
entscheidet die Landesmedienanstalt, die zuerst mit der 
Sache befasst worden ist. Zuständig in den Fällen des 
Absatzes  2 Satz 1 Nr. 5 bis 7 und 9 sowie in den Fällen 
der Rücknahme oder des Widerrufs der Zulassung oder 
der Zuweisung ist die Landesmedienanstalt, die dem 
Veranstalter die Zulassung erteilt, die Zuweisung vor-
genommen oder die Anzeige entgegengenommen hat. 

(2) Die ZAK ist für folgende Aufgaben zuständig: 

1. Zulassung, Rücknahme oder Widerruf der Zulas-
sung bundesweiter Veranstalter nach §§ 20a, 38 
Abs. 3 Nr. 1 und Abs. 4 Nr. 1,  

2. Wahrnehmung der Aufgaben nach § 51 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 1 und 3, 

3. Zuweisung von Übertragungskapazitäten für bun-
desweite Versorgungsbedarfe und deren Rücknah-
me oder Widerruf nach §§ 51a und 38 Abs. 3 Nr. 2 
und Abs. 4 Nr. 2, soweit die GVK nicht nach Ab-
satz 3 zuständig ist, 
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4. Anzeige des Plattformbetriebs nach § 52,  

5. Aufsicht über Plattformen nach § 51b Abs. 1 und 2 
sowie §§ 52a bis f, soweit nicht die GVK nach Ab-
satz 3 zuständig ist, 

6. Feststellung des Vorliegens der Voraussetzungen 
für Regionalfensterprogramme nach § 25 Abs. 4 
Satz 1 und für Sendezeit für Dritte nach § 31 
Abs. 2 Satz 4, 

7. Aufsichtsmaßnahmen gegenüber privaten bundes-
weiten Veranstaltern, soweit nicht die KEK nach 
Absatz 4 zuständig ist, 

8. Entscheidungen über die Zulassungspflicht nach 
§ 20 Abs. 2; diese Entscheidungen trifft sie einver-
nehmlich, 

9. Befassung mit Anzeigen nach § 38 Abs. 1. 

Die ZAK kann Prüfausschüsse für die Aufgaben nach 
Satz 1 Nr. 7 einrichten. Die Prüfausschüsse entscheiden 
jeweils bei Einstimmigkeit anstelle der ZAK. Zu Be-
ginn der Amtsperiode der ZAK wird die Verteilung der 
Verfahren von der ZAK festgelegt. Das Nähere ist in 
der Geschäftsordnung der ZAK festzulegen. 

(3) Die GVK ist zuständig für Auswahlentscheidungen 
bei den Zuweisungen von Übertragungskapazitäten 
nach § 51a Abs. 4 und für die Entscheidung über die 
Belegung von Plattformen nach § 52b Abs. 4 Satz 4 
und 6. Die ZAK unterrichtet die GVK fortlaufend über 
ihre Tätigkeit. Sie bezieht die GVK in grundsätzlichen 
Angelegenheiten, insbesondere bei der Erstellung von 
Satzungen und Richtlinienentwürfen, ein. 

(4) Die KEK ist zuständig für die abschließende Beur-
teilung von Fragestellungen der Sicherung von Mei-
nungsvielfalt im Zusammenhang mit der bundesweiten 
Veranstaltung von Fernsehprogrammen. Sie ist im 
Rahmen des Satzes 1 insbesondere zuständig für die 
Prüfung solcher Fragen bei der Entscheidung über eine 
Zulassung oder Änderung einer Zulassung, bei der Bes-
tätigung von Veränderungen von Beteiligungsverhält-
nissen als unbedenklich und bei Maßnahmen nach § 26 
Abs. 4. Die KEK ermittelt die den Unternehmen je-
weils zurechenbaren Zuschaueranteile. 

(5) Die Auswahl und Zulassung von Regionalfenster-
programmveranstaltern nach § 25 Abs. 4 und Fenster-
programmveranstaltern nach § 31 Abs. 4 sowie die 
Aufsicht über diese Programme obliegen dem für die 
Zulassung nicht bundesweiter Angebote zuständigen 
Organ der zuständigen Landesmedienanstalt. Bei Aus-
wahl und Zulassung der Veranstalter nach Satz 1 ist 
zuvor das Benehmen mit der KEK herzustellen. 

(6) § 47 Abs. 3 Satz 1 bleibt unberührt. 

§ 37 
Verfahren bei Zulassung, Zuweisung 

(1) Geht ein Antrag nach § 36 Abs. 2 Nr. 1, 3, 4, 8  
oder 9 bei der zuständigen Landesmedienanstalt ein, 
legt der nach Landesrecht bestimmte gesetzliche Ver-

treter unverzüglich den Antrag sowie die vorhandenen 
Unterlagen der ZAK und in den Fällen des § 36 Abs. 2 
Nr. 1 zusätzlich der KEK vor. 

(2) Kann nicht allen Anträgen nach § 36 Abs. 2 Nr. 3 
entsprochen werden, entscheidet die GVK. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für die Beurteilung von 
Fragestellungen der Sicherung von Meinungsvielfalt 
durch die KEK im Rahmen ihrer Zuständigkeit in ande-
ren Fällen als dem der Zulassung eines bundesweiten 
privaten Veranstalters. 

(4) Den Kommissionen nach § 35 Abs. 2 stehen die 
Verfahrensrechte nach den §§ 21 und 22 zu. 

(5) Bei Rechtsmitteln gegen Entscheidungen nach den 
§§ 35 und 36 findet ein Vorverfahren nach § 68 Abs. 1 
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nicht statt. 

§ 38 
Anzeige, Aufsicht, Rücknahme, Widerruf 

(1) Jede Landesmedienanstalt kann gegenüber der zu-
ständigen Landesmedienanstalt anzeigen, dass ein bun-
desweit verbreitetes Programm gegen die sonstigen Be-
stimmungen dieses Staatsvertrages verstößt. Die zu-
ständige Landesmedienanstalt ist verpflichtet, sich 
durch die ZAK mit der Anzeige zu befassen. 

(2) Stellt die zuständige Landesmedienanstalt fest, dass 
ein Anbieter gegen die Bestimmungen dieses Staatsver-
trages verstoßen hat, trifft sie die erforderlichen Maß-
nahmen. Maßnahmen sind insbesondere Beanstandung, 
Untersagung, Rücknahme und Widerruf. Die Bestim-
mungen des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages blei-
ben unberührt. 

(3) Die Zulassung nach § 20a oder die Zuweisung nach 
§ 51a werden jeweils zurückgenommen, wenn 

1. bei der Zulassung eine Zulassungsvoraussetzung 
gemäß § 20a Abs. 1 oder 2 nicht gegeben war oder 
eine Zulassungsbeschränkung gemäß § 20a Abs. 3 
nicht berücksichtigt wurde oder  

2. bei der Zuweisung  die Vorgaben gemäß § 51a 
Abs. 4 nicht berücksichtigt wurden 

und innerhalb eines von der zuständigen Landesme-
dienanstalt bestimmten Zeitraums keine Abhilfe er-
folgt.  

(4) Zulassung und Zuweisung werden jeweils widerru-
fen, wenn 

1. im Fall der Zulassung 

a) nachträglich eine Zulassungsvoraussetzung 
gemäß § 20a Abs. 1 oder 2 entfällt oder eine 
Zulassungsbeschränkung gemäß § 20a Abs. 3 
eintritt und innerhalb des von der zuständigen 
Landesmedienanstalt bestimmten angemesse-
nen Zeitraums keine Abhilfe erfolgt oder 

b) der Rundfunkveranstalter gegen seine Ver-
pflichtungen aufgrund dieses Staatsvertrages 
oder des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages 
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wiederholt schwerwiegend verstoßen und die 
Anweisungen der zuständigen Landesmedien-
anstalt innerhalb des von ihr bestimmten Zeit-
raums nicht befolgt hat; 

2. im Fall der Zuweisung 

a) nachträglich wesentliche Veränderungen des 
Angebots eingetreten und vom Anbieter zu 
vertreten sind, nach denen das Angebot den 
Anforderungen des § 51a Abs. 4 nicht mehr 
genügt und innerhalb des von der zuständigen 
Landesmedienanstalt bestimmten Zeitraums 
keine Abhilfe erfolgt oder  

b) das Angebot aus Gründen, die vom Anbieter 
zu vertreten sind, innerhalb des dafür vorgese-
henen Zeitraums nicht oder nicht mit der fest-
gesetzten Dauer begonnen oder fortgesetzt 
wird. 

(5) Der Anbieter wird für einen Vermögensnachteil, der 
durch die Rücknahme oder den Widerruf nach den Ab-
sätzen 3 oder 4 eintritt, nicht entschädigt. Im Übrigen 
gilt für die Rücknahme und den Widerruf das Verwal-
tungsverfahrensgesetz des Sitzlandes der jeweils zu-
ständigen Landesmedienanstalt. 

§ 39 
Anwendungsbereich 

Die §§ 20a bis 38 gelten nur für bundesweite Angebote. 
Eine abweichende Regelung durch Landesrecht ist 
nicht zulässig. Die Entscheidungen der KEK sind den 
Zuweisungen von Übertragungskapazitäten nach die-
sem Staatsvertrag und durch die zuständige Landesme-
dienanstalt auch bei der Entscheidung über die Zuwei-
sung von Übertragungskapazitäten nach Landesrecht 
zugrunde zu legen. 

§ 39a 
Zusammenarbeit 

(1) Die Landesmedienanstalten arbeiten im Rahmen der 
Erfüllung ihrer Aufgaben mit der Regulierungsbehörde 
für Telekommunikation und mit dem Bundeskartellamt 
zusammen. Die Landesmedienanstalten haben auf An-
frage der Regulierungsbehörde für Telekommunikation 
oder des Bundeskartellamtes Erkenntnisse zu übermit-
teln, die für die Erfüllung von deren Aufgaben erfor-
derlich sind. 

(2) Absatz 1 gilt für Landeskartellbehörden entspre-
chend. 

§ 40 
Finanzierung besonderer Aufgaben 

(1) Der in § 10 des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertra-
ges bestimmte Anteil kann für die Finanzierung fol-
gender Aufgaben verwendet werden: 

1. Zulassungs- und Aufsichtsfunktionen der Landes-
medienanstalten einschließlich hierfür notwendiger 
planerischer, insbesondere technischer Vorarbeiten, 

2. die Förderung offener Kanäle. 

Mittel aus dem Anteil nach Satz 1 können bis zum 
31. Dezember 2010 aufgrund besonderer Ermächtigung 
durch den Landesgesetzgeber auch für die Förderung 
von landesrechtlich gebotener technischer Infrastruktur 
zur Versorgung des Landes und zur Förderung von Pro-
jekten für neuartige Rundfunkübertragungstechniken 
verwendet werden. Die Förderung von Projekten für 
neuartige Rundfunkübertragungstechniken soll zeitlich 
befristet werden. Formen der nichtkommerziellen Ver-
anstaltung von lokalem und regionalem Rundfunk und 
Projekte zur Förderung der Medienkompetenz können 
aus dem Anteil nach Satz 1 aufgrund besonderer Er-
mächtigung durch den Landesgesetzgeber gefördert 
werden. 

(2) Das Recht des Landesgesetzgebers, der Landesme-
dienanstalt nur einen Teil des Anteils nach Absatz 1 
zuzuweisen, bleibt unberührt. 

(3) Soweit der Anteil nach Absatz 1 nicht in Anspruch 
genommen wird, steht er den jeweiligen Landesrund-
funkanstalten zu. Eine landesgesetzliche Zweckbe-
stimmung ist zulässig.“ 

17. In § 45 Abs. 3 werden die Worte „Pflichthinweise im 
Sinne des Heilmittelwerbegesetzes“ ersetzt durch die 
Worte „gesetzliche Pflichthinweise“ und die Worte „im 
Sinne der Absätze 1 und 2“ gestrichen. 

18. In § 45b Satz 1 wird die Verweisung auf „§§ 7, 8, 44, 
45 und 45a“ ersetzt durch die Verweisung auf „§§ 7, 8, 
8a, 44, 45 und 45a“. 

19. § 46 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst: 

„Die Landesmedienanstalten erlassen gemeinsame Sat-
zungen oder Richtlinien zur Durchführung der §§ 7, 8, 
8a, 44, 45, 45a und 45b; in der Satzung oder Richtlinie 
zu § 8a sind insbesondere die Ahndung von Verstößen 
und die Bedingungen zur Teilnahme Minderjähriger 
näher zu bestimmen.“ 

20. Die bisherigen 4. bis 6. Unterabschnitte des III. Ab-
schnitts werden die neuen 5. bis 7. Unterabschnitte. 

21. § 49 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Nummern 5 und 6 werden durch folgende 
neue Nummern 5 bis 12 ersetzt: 

„5. einer Satzung nach § 46 Satz 1 in Verbin-
dung mit § 8a zuwiderhandelt, soweit die 
Satzung für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldvorschrift verweist,  

6. entgegen § 51b Abs. 2 Satz 1 oder 3 die 
Weiterverbreitung von Fernsehprogram-
men nicht, nicht rechtzeitig oder nicht 
vollständig anzeigt und die Anzeige nicht 
durch den Plattformanbieter vorgenommen 
wurde, 

7. entgegen § 52 Abs. 3 Satz 1 oder 2 den 
Betrieb einer Plattform mit Rundfunk und 
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vergleichbaren Telemedien nicht, nicht 
rechtzeitig oder nicht vollständig anzeigt, 

8. entgegen § 52a Abs. 3 Satz 1 und 2 ohne 
Zustimmung des jeweiligen Rundfunkver-
anstalters dessen Programm und vergleich-
bare Telemedien inhaltlich und technisch 
verändert oder einzelne Rundfunkpro-
gramme oder Inhalte in Programmpakete 
aufnimmt oder in anderer Weise entgelt-
lich oder unentgeltlich vermarktet, 

9. entgegen § 52b Abs. 1 oder § 52b Abs. 2 
Satz 2, 3 oder 4 die erforderlichen Über-
tragungskapazitäten für die zu verbreiten-
den Programme nicht oder in nicht ausrei-
chendem Umfang oder nicht zu den vorge-
sehenen Bedingungen zur Verfügung stellt 
oder  
entgegen § 52b Abs. 4 Satz 3 oder Satz 6 
die Belegung oder die Änderung der Bele-
gung von Plattformen nicht, nicht rechtzei-
tig oder nicht vollständig anzeigt, 

10. entgegen § 52c Abs. 1 Satz 2 durch die 
Verwendung eines Zugangsberechtigungs-
systems oder eines Systems nach § 52c 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 oder durch Schnittstel-
len für Anwendungsprogramme oder 
durch sonstige technische Vorgaben zu 
§ 52c Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 3 gegenüber 
Herstellern digitaler Rundfunkempfangs-
geräte Anbieter von Rundfunk oder ver-
gleichbarer Telemedien einschließlich  
elektronischer Programmführer bei der 
Verbreitung ihrer Angebote unbillig be-
hindert oder gegenüber gleichartigen An-
bietern ohne sachlich gerechtfertigten 
Grund unterschiedlich behandelt,  
entgegen § 52c Abs. 2 Satz 1 oder 2 die 
Verwendung oder Änderung eines Zu-
gangsberechtigungssystems oder eines 
Systems nach § 52c Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 
oder einer Schnittstelle für Anwendungs-
programme oder die Entgelte hierfür nicht 
unverzüglich anzeigt oder   
entgegen § 52c Abs. 2 Satz 3 der zuständi-
gen Landesmedienanstalt auf Verlangen 
die erforderlichen Auskünfte nicht erteilt,  

11. entgegen § 52d Satz 1 Anbieter von Pro-
grammen und vergleichbaren Telemedien 
durch die Ausgestaltung der Entgelte un-
billig behindert oder gegenüber gleicharti-
gen Anbietern ohne sachlich gerechtfertig-
ten Grund unterschiedlich behandelt oder   
entgegen § 52d Satz 3 Entgelte und Tarife 
für Angebote nach § 52b Abs. 1 Satz 1  
oder Abs. 2 Satz 2 nicht, nicht rechtzeitig 
oder nicht vollständig offenlegt, 

12. entgegen § 52e Abs. 1 Satz 1 der zuständi-
gen Landesmedienanstalt auf Verlangen 
die erforderlichen Unterlagen nicht vor-
legt,“.  

bb) Die bisherigen Nummern 7 bis 10 werden die 
neuen Nummern 13 bis 16. 

b) In Absatz 2 wird die Verweisung auf „Absatz 1 
Satz 2 Nr. 7 und 8“ ersetzt durch die Verweisung 
„Absatz 1 Satz 2 Nr. 13 und 14“ und die Verwei-
sung auf „Absatz 1 Satz 2 Nr. 9 und 10“ ersetzt 
durch die Verweisung auf „Absatz 1 Satz 2 Nr. 15 
und 16“. 

c) In Absatz 3 Satz 1 wird die Verweisung auf „Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 18 bis 23“ ergänzt um die Ver-
weisung „und Satz 2 Nr. 13 bis 16“. 

22. Der V. Abschnitt wird wie folgt neu gefasst: 

„V. Abschnitt 
Plattformen, Übertragungskapazitäten 

§ 50 
Grundsatz 

Die Entscheidung über die Zuordnung, Zuweisung und 
Nutzung der Übertragungskapazitäten, die zur Verbrei-
tung von Rundfunk und vergleichbaren Telemedien 
(Telemedien, die an die Allgemeinheit gerichtet sind) 
dienen, erfolgt nach Maßgabe dieses Staatsvertrages 
und des jeweiligen Landesrechts. 

§ 51 
Zuordnung von drahtlosen Übertragungskapazitäten 

(1) Über die Anmeldung bei der für Telekommunikati-
on zuständigen Regulierungsbehörde für bundesweite 
Versorgungsbedarfe an nicht leitungsgebundenen 
(drahtlosen) Übertragungskapazitäten entscheiden die 
Länder einstimmig. Für länderübergreifende Bedarfs-
anmeldungen gilt Satz 1 hinsichtlich der betroffenen 
Länder entsprechend. 

(2) Über die Zuordnung von Übertragungskapazitäten 
für bundesweite Versorgungsbedarfe an die in der ARD 
zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das 
ZDF, das Deutschlandradio oder die Landesmedienan-
stalten entscheiden die Ministerpräsidenten der Länder 
durch einstimmigen Beschluss. 

(3) Für die Zuordnung gelten insbesondere die folgen-
den Grundsätze: 

1. Zur Verfügung stehende freie Übertragungskapazi-
täten sind den in der ARD zusammengeschlosse-
nen Landesrundfunkanstalten, dem ZDF oder dem 
Deutschlandradio und den Landesmedienanstalten 
bekannt zu machen; 

2. reichen die Übertragungskapazitäten für den gel-
tend gemachten Bedarf aus, sind diese entspre-
chend zuzuordnen; 
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3. reichen die Übertragungskapazitäten für den gel-
tend gemachten Bedarf nicht aus, wirken die Mi-
nisterpräsidenten auf eine Verständigung zwischen 
den Beteiligten hin; Beteiligte sind für private An-
bieter die Landesmedienanstalten; 

4. kommt eine Verständigung zwischen den Beteilig-
ten nicht zu Stande, entscheiden die Ministerpräsi-
denten, welche Zuordnung unter Berücksichtigung 
der Besonderheiten der Übertragungskapazität so-
wie unter Berücksichtigung des Gesamtangebots 
die größtmögliche Vielfalt des Angebotes sichert; 
dabei sind insbesondere folgende Kriterien zu be-
rücksichtigen: 

a) Sicherung der Grundversorgung mit Rundfunk 
und Teilhabe des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks an neuen Techniken und Programmfor-
men, 

b) Belange des privaten Rundfunks und der An-
bieter von Telemedien.  

Die Zuordnung der Übertragungskapazität erfolgt für 
die Dauer von längstens 20 Jahren. 

(4) Der Vorsitzende der Ministerpräsidentenkonferenz 
ordnet die Übertragungskapazität gemäß der Entschei-
dung der Ministerpräsidenten nach Absatz 2 zu.  

(5) Wird eine zugeordnete Übertragungskapazität nach 
Ablauf von 18 Monaten nach Zugang der Zuordnungs-
entscheidung nicht für die Realisierung des Versor-
gungsbedarfs genutzt, kann die Zuordnungsentschei-
dung durch Beschluss der Ministerpräsidenten widerru-
fen werden; eine Entschädigung wird nicht gewährt. 
Auf Antrag des Zuordnungsempfängers kann die Frist 
durch Entscheidung der Ministerpräsidenten verlängert 
werden. 

(6) Die Ministerpräsidenten vereinbaren zur Durchfüh-
rung der Absätze 2 bis 5 Verfahrensregelungen. 

§ 51a 
Zuweisung von drahtlosen Übertragungs- 

kapazitäten an private Anbieter durch  
die zuständige Landesmedienanstalt 

(1) Übertragungskapazitäten für drahtlose bundesweite 
Versorgungsbedarfe privater Anbieter können Rund-
funkveranstaltern, Anbietern von vergleichbaren Tele-
medien oder Plattformanbietern durch die zuständige 
Landesmedienanstalt zugewiesen werden. 

(2) Werden den Landesmedienanstalten Übertragungs-
kapazitäten zugeordnet, bestimmen sie unverzüglich 
Beginn und Ende einer Ausschlussfrist, innerhalb der 
schriftliche Anträge auf Zuweisung von Übertragungs-
kapazitäten gestellt werden können. Beginn und Ende 
der Antragsfrist, das Verfahren und die wesentlichen 
Anforderungen an die Antragstellung, insbesondere wie 
den Anforderungen dieses Staatsvertrages zur Siche-
rung der Meinungsvielfalt genügt werden kann, sind 
von den Landesmedienanstalten zu bestimmen und in 
geeigneter Weise zu veröffentlichen (Ausschreibung). 

(3) Kann nicht allen Anträgen auf Zuweisung von  
Übertragungskapazitäten entsprochen werden, wirkt die 
zuständige Landesmedienanstalt auf eine Verständi-
gung zwischen den Antragstellern hin. Kommt eine 
Verständigung zustande, legt sie diese ihrer Entschei-
dung über die Aufteilung der Übertragungskapazitäten 
zu Grunde, wenn nach den vorgelegten Unterlagen er-
wartet werden kann, dass in der Gesamtheit der Ange-
bote die Vielfalt der Meinungen zum Ausdruck kommt. 

(4) Lässt sich innerhalb der von der zuständigen Lan-
desmedienanstalt zu bestimmenden angemessenen Frist 
keine Einigung erzielen oder entspricht die vorgesehe-
ne Aufteilung voraussichtlich nicht dem Gebot der 
Meinungsvielfalt, weist die zuständige Landesmedien-
anstalt dem Antragssteller die Übertragungskapazität 
zu, der am ehesten erwarten lässt, dass sein Angebot 
1. die Meinungsvielfalt fördert, 
2. auch das öffentliche Geschehen, die politischen Er-

eignisse sowie das kulturelle Leben darstellt und 
3. bedeutsame politische, weltanschauliche und ge-

sellschaftliche Gruppen zu Wort kommen lässt. 

In die Auswahlentscheidung ist ferner einzubeziehen, 
ob das Angebot wirtschaftlich tragfähig erscheint sowie 
Nutzerinteressen und -akzeptanz hinreichend berück-
sichtigt. Für den Fall, dass die Übertragungskapazität 
einem Anbieter einer Plattform zugewiesen werden 
soll, ist des Weiteren zu berücksichtigen, ob das betref-
fende Angebot den Zugang von Fernseh- und Hörfunk-
veranstaltern sowie Anbietern von vergleichbaren Te-
lemedien einschließlich elektronischer Programmführer 
zu angemessenen Bedingungen ermöglicht und den 
Zugang chancengleich und diskriminierungsfrei ge-
währt. 

(5) Die Zuweisung von Übertragungskapazitäten er-
folgt für die Dauer von zehn Jahren. Eine einmalige 
Verlängerung um zehn Jahre ist zulässig. Die Zuwei-
sung ist sofort vollziehbar. Wird eine zugewiesene  
Übertragungskapazität nach Ablauf von zwölf Monaten 
nach Zugang der Zuweisungsentscheidung nicht ge-
nutzt, kann die zuständige Landesmedienanstalt die 
Zuweisungsentscheidung nach § 38 Abs. 4 Nr. 2b wi-
derrufen. Auf Antrag des Zuweisungsempfängers kann 
die Frist verlängert werden. 

§ 51b 
Weiterverbreitung 

(1) Die zeitgleiche und unveränderte Weiterverbreitung 
von bundesweit empfangbaren Fernsehprogrammen, 
die in Europa in rechtlich zulässiger Weise und ent-
sprechend den Bestimmungen des Europäischen Über-
einkommens über das grenzüberschreitende Fernsehen 
veranstaltet werden, ist zulässig. Die Weiterverbreitung 
von Fernsehprogrammen kann unter Beachtung europä-
ischer rundfunkrechtlicher Regelungen ausgesetzt wer-
den. 

(2) Veranstalter anderer als der in Absatz 1 genannten 
Fernsehprogramme haben die Weiterverbreitung min-
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destens einen Monat vor Beginn bei der Landesme-
dienanstalt anzuzeigen, in deren Geltungsbereich die 
Programme verbreitet werden sollen. Die Anzeige kann 
auch der Plattformbetreiber vornehmen. Die Anzeige 
muss die Nennung eines Programmverantwortlichen, 
eine Beschreibung des Programms und die Vorlage ei-
ner Zulassung oder eines vergleichbaren Dokuments 
beinhalten. Die Weiterverbreitung ist dem Betreiber der 
Plattform zu untersagen, wenn das Rundfunkprogramm 
nicht den Anforderungen des § 3 oder des Jugendme-
dienschutz-Staatsvertrages entspricht oder wenn der 
Veranstalter nach dem geltenden Recht des Ursprungs-
landes zur Veranstaltung von Rundfunk nicht befugt ist 
oder wenn das Programm nicht inhaltlich unverändert 
verbreitet wird. 

(3) Landesrechtliche Regelungen zur analogen Kanal-
belegung für Rundfunk sind zulässig, soweit sie zur Er-
reichung klar umrissener Ziele von allgemeinem Inte-
resse erforderlich sind. Sie können insbesondere zur Si-
cherung einer pluralistischen, am Gebot der Meinungs-
vielfalt orientierten, Medienordnung getroffen werden. 
Einzelheiten, insbesondere die Rangfolge bei der Bele-
gung der Kabelkanäle, regelt das Landesrecht. 

§ 52 
Plattformen 

(1) Die nachstehenden Regelungen gelten für Plattfor-
men auf allen technischen Übertragungskapazitäten. 
Mit Ausnahme der §§ 52a und f gelten sie nicht für 
Anbieter von  

1. Plattformen in offenen Netzen (Internet, UMTS 
oder vergleichbare Netze), soweit sie dort über 
keine marktbeherrschende Stellung verfügen, 

2. Plattformen, die sich auf die unveränderte Weiter-
leitung eines Gesamtangebotes beschränken, das 
den Vorgaben dieses Abschnitts entspricht, 

3. drahtgebundenen Plattformen mit in der Regel we-
niger als 10.000 angeschlossenen Wohneinheiten 
oder 

4. drahtlosen Plattformen mit in der Regel weniger als 
20.000 Nutzern. 

Die Landesmedienanstalten legen in den Satzungen und 
Richtlinien nach § 53 fest, welche Anbieter unter Be-
rücksichtigung der regionalen und lokalen Verhältnisse 
den Regelungen nach Satz 2 unterfallen. 

(2) Eine Plattform darf nur betreiben, wer den Anforde-
rungen des § 20a Abs. 1 und 2 genügt. 

(3) Private Anbieter, die eine Plattform mit Rundfunk 
und vergleichbaren Telemedien anbieten wollen, müs-
sen dies mindestens einen Monat vor Inbetriebnahme 
der zuständigen Landesmedienanstalt anzeigen. Die 
Anzeige hat zu enthalten 

1. Angaben entsprechend § 20a Abs. 1 und 2 und 

2. die Darlegung, wie den Anforderungen der §§ 52a 
bis 52d entsprochen werden soll. 

§ 52a 
Regelungen für Plattformen 

(1) Für die Angebote in Plattformen gilt die verfas-
sungsmäßige Ordnung. Die Vorschriften der allgemei-
nen Gesetze und die gesetzlichen Bestimmungen zum 
Schutz der persönlichen Ehre sind einzuhalten. 

(2) Plattformanbieter sind für eigene Programme und 
Dienste verantwortlich. Bei Verfügungen der Auf-
sichtsbehörden gegen Programme und Dienste Dritter, 
die über die Plattform verbreitet werden, sind diese zur 
Umsetzung dieser Verfügung verpflichtet. Sind Maß-
nahmen gegenüber dem Verantwortlichen von Pro-
grammen und Diensten nach Satz 2 nicht durchführbar 
oder nicht Erfolg versprechend, können Maßnahmen 
zur Verhinderung des Zugangs von Programmen und 
Diensten auch gegen den Plattformanbieter gerichtet 
werden, sofern eine Verhinderung technisch möglich 
und zumutbar ist. 

(3) Der Anbieter einer Plattform darf ohne Zustimmung 
des jeweiligen Rundfunkveranstalters dessen Pro-
gramme und vergleichbare Telemedien inhaltlich und 
technisch nicht verändern sowie einzelne Rundfunk-
programme oder Inhalte nicht in Programmpakete auf-
nehmen oder in anderer Weise entgeltlich oder unent-
geltlich vermarkten. Technische Veränderungen, die 
ausschließlich einer effizienten Kapazitätsnutzung die-
nen und die Einhaltung des vereinbarten Qualitätsstan-
dards nicht beeinträchtigen, sind zulässig.  

§ 52b 
Belegung von Plattformen 

(1) Für Plattformen privater Anbieter mit Fernsehpro-
grammen gelten die nachfolgenden Bestimmungen: 
1. Der Plattformanbieter hat innerhalb einer techni-

schen Kapazität im Umfang von höchstens einem 
Drittel der für die digitale Verbreitung von Rund-
funk zur Verfügung stehenden Gesamtkapazität si-
cherzustellen, dass 
a) die erforderlichen Kapazitäten für die für die 

bundesweite Verbreitung gesetzlich bestimm-
ten gebührenfinanzierten Programme sowie für 
die Dritten Programme des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks einschließlich programmbe-
gleitender Dienste, zur Verfügung stehen; die 
im Rahmen der Dritten Programme verbreite-
ten Landesfenster sind nur innerhalb der Län-
der zu verbreiten, für die sie gesetzlich be-
stimmt sind,  

b) die Kapazitäten für die privaten Fernsehpro-
gramme, die Regionalfenster gemäß § 25 ent-
halten, zur Verfügung stehen, 

c) die Kapazitäten für die im jeweiligen Land zu-
gelassenen regionalen und lokalen Fernsehpro-
gramme sowie die Offenen Kanäle zur Verfü-
gung stehen; die landesrechtlichen Sondervor-
schriften für Offene Kanäle und vergleichbare 
Angebote bleiben unberührt, 
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d) die technischen Kapazitäten nach Buchstabe a 
bis c im Verhältnis zu anderen digitalen Kapa-
zitäten technisch gleichwertig sind, 

2. innerhalb einer weiteren technischen Kapazität im 
Umfang der Kapazität nach Nummer 1 trifft der 
Plattformanbieter die Entscheidung über die Bele-
gung mit in digitaler Technik verbreiteten Fernseh-
programmen und Telemedien, soweit er darin unter 
Einbeziehung der Interessen der angeschlossenen 
Teilnehmer eine Vielzahl von Programmveranstal-
tern sowie ein vielfältiges Programmangebot an 
Vollprogrammen, nicht entgeltfinanzierten Pro-
grammen, Spartenprogrammen und Fremdspra-
chenprogrammen einbezieht sowie vergleichbare 
Telemedien angemessen berücksichtigt, 

3. innerhalb der darüber hinausgehenden technischen 
Kapazitäten trifft er die Entscheidung über die Be-
legung allein nach Maßgabe der allgemeinen Ge-
setze. 

Reicht die Kapazität zur Belegung nach Satz 1 nicht 
aus, sind die Grundsätze des Satzes 1 entsprechend der 
zur Verfügung stehenden Gesamtkapazität anzuwen-
den; dabei haben die für das jeweilige Verbreitungsge-
biet gesetzlich bestimmten gebührenfinanzierten Pro-
gramme und programmbegleitende Dienste des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks Vorrang unbeschadet der 
angemessenen Berücksichtigung der Angebote nach 
Satz 1 Nr. 1 Buchst. b und c. 

(2) Für Plattformen privater Anbieter mit Hörfunkpro-
grammen gelten die nachfolgenden Bestimmungen. Der 
Plattformanbieter hat  sicherzustellen, dass  

1. innerhalb einer technischen Kapazität im Umfang 
von höchstens einem Drittel der für die digitale 
Verbreitung von Hörfunk zur Verfügung stehenden 
Gesamtkapazität die technischen Kapazitäten für 
die in dem jeweiligen Verbreitungsgebiet gesetz-
lich bestimmten gebührenfinanzierten Programme 
und programmbegleitenden Dienste des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks zur Verfügung stehen, 

2. innerhalb einer weiteren technischen Übertra-
gungskapazität im Umfang nach Nummer 1 trifft 
der Plattformanbieter die Entscheidung über die 
Belegung mit in digitaler Technik verbreiteten 
Hörfunkprogrammen und Telemedien, soweit er 
darin unter Einbeziehung der Interessen der ange-
schlossenen Teilnehmer ein vielfältiges Angebot 
und eine Vielfalt der Anbieter im jeweiligen Ver-
breitungsgebiet angemessen berücksichtigt, 

3. innerhalb der darüber hinausgehenden technischen 
Kapazität trifft er die Entscheidung über die Bele-
gung allein nach Maßgabe der allgemeinen Geset-
ze. 

Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Werden Hörfunk- 
und Fernsehprogramme auf einer Plattform verbreitet, 
sind die Programme nach Satz 2 Nr. 1 im Rahmen der 

Kapazität nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a zu be-
rücksichtigen. 

(3) Der Plattformanbieter ist von den Anforderungen 
nach Absatz 1 und 2 befreit, soweit  

1. der Anbieter der zuständigen Landesmedienanstalt 
nachweist, dass er selbst oder ein Dritter den Emp-
fang der entsprechenden Angebote auf einem 
gleichartigen Übertragungsweg und demselben 
Endgerät unmittelbar und ohne zusätzlichen Auf-
wand ermöglicht, oder  

2. das Gebot der Meinungsvielfalt bereits im Rahmen 
der Zuordnungs- oder Zuweisungsentscheidung 
nach den §§ 51 oder 51a berücksichtigt wurde. 

(4) Die Entscheidung über die Belegung von Plattfor-
men trifft der Anbieter der Plattform. Programme, die 
dem Plattformanbieter gemäß § 28 zugerechnet werden 
können oder von ihm exklusiv vermarktet werden, 
bleiben bei der Erfüllung der Anforderungen nach Ab-
satz 1 Nr. 1 und 2 außer Betracht. Der Anbieter einer 
Plattform hat die Belegung von Rundfunkprogrammen 
oder Telemedien der zuständigen Landesmedienanstalt 
spätestens einen Monat vor ihrem Beginn anzuzeigen. 
Werden die Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 nicht 
erfüllt, erfolgt die Auswahl der zu verbreitenden Rund-
funkprogramme nach Maßgabe dieses Staatsvertrages 
und des Landesrechts durch die zuständige Landesme-
dienanstalt. Zuvor ist dem Anbieter einer Plattform eine 
angemessene Frist zur Erfüllung der gesetzlichen Vor-
aussetzungen zu setzen. Bei Änderung der Belegungen 
gelten die Sätze 1 bis 5 entsprechend. 

§ 52c 
Technische Zugangsfreiheit 

(1) Anbieter von Plattformen, die Rundfunk und ver-
gleichbare Telemedien verbreiten, haben zu gewähr-
leisten, dass die eingesetzte Technik ein vielfältiges 
Angebot ermöglicht. Zur Sicherung der Meinungsviel-
falt dürfen Anbieter von Rundfunk und vergleichbaren 
Telemedien einschließlich elektronischer Programm-
führer weder unmittelbar noch mittelbar 

1. durch Zugangsberechtigungssysteme, 

2. durch Schnittstellen für Anwendungsprogramme, 

3. durch Benutzeroberflächen, die den ersten Zugriff 
auf die Angebote herstellen, oder 

4. durch sonstige technische Vorgaben zu den Num-
mern 1 bis 3 auch gegenüber Herstellern digitaler 
Rundfunkempfangsgeräte 

bei der Verbreitung ihrer Angebote unbillig behindert 
oder gegenüber gleichartigen Anbietern ohne sachlich 
gerechtfertigten Grund unterschiedlich behandelt wer-
den. 

(2) Die Verwendung eines Zugangsberechtigungssys-
tems oder eines Systems nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 
oder einer Schnittstelle für Anwendungsprogramme 
und die Entgelte hierfür sind der zuständigen Landes-
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medienanstalt unverzüglich anzuzeigen. Satz 1 gilt für 
Änderungen entsprechend. Der zuständigen Landesme-
dienanstalt sind auf Verlangen die erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen. 

§ 52d 
Entgelte, Tarife 

Anbieter von Programmen und vergleichbaren Teleme-
dien dürfen durch die Ausgestaltung der Entgelte und 
Tarife nicht unbillig behindert oder gegenüber gleichar-
tigen Anbietern ohne sachlich gerechtfertigten Grund 
unterschiedlich behandelt werden. Die Verbreitung von 
Angeboten nach § 52b Abs. 1 Nr. 1 und 2 oder § 52b 
Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 1 Satz 1 hat zu ange-
messenen Bedingungen zu erfolgen. Entgelte und Tari-
fe für Angebote nach § 52b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 
Satz 2 sind offenzulegen. Entgelte und Tarife sind im 
Rahmen des Telekommunikationsgesetzes so zu gestal-
ten, dass auch regionale und lokale Angebote zu ange-
messenen und chancengleichen Bedingungen verbreitet 
werden können. Die landesrechtlichen Sondervorschrif-
ten für Offene Kanäle und vergleichbare Angebote 
bleiben unberührt. 

§ 52e 
Vorlage von Unterlagen, Zusammenarbeit mit  

der Regulierungsbehörde für Telekommunikation 

(1) Anbieter von Plattformen sind verpflichtet, die er-
forderlichen Unterlagen der zuständigen Landesme-
dienanstalt auf Verlangen vorzulegen. §§ 21 bis 24 gel-
ten entsprechend. 

(2) Ob ein Verstoß gegen § 52c Abs. 1 Nr. 1 oder 2  
oder § 52d vorliegt, entscheidet bei Plattformanbietern, 
die zugleich Anbieter der Telekommunikationsdienst-
leistung sind, die zuständige Landesmedienanstalt im 
Benehmen mit der Regulierungsbehörde für Telekom-
munikation. 

§ 52f 
Maßnahmen durch die  

zuständige Landesmedienanstalt 

Verstößt ein Plattformanbieter gegen die Bestimmun-
gen dieses Staatsvertrages oder des Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrages, gilt § 38 Abs. 2 entsprechend. 

§ 53 
Satzungen, Richtlinien 

Die Landesmedienanstalten regeln durch Satzungen 
und Richtlinien Einzelheiten zur Konkretisierung der 
sie betreffenden Bestimmungen dieses Abschnitts mit 
Ausnahme des § 51. Dabei ist die Bedeutung für die öf-
fentliche Meinungsbildung für den Empfängerkreis in 
Bezug auf den jeweiligen Übertragungsweg zu berück-
sichtigen. 

§ 53a 
Überprüfungsklausel 

Dieser Abschnitt sowie die ergänzenden landesrechtli-
chen Regelungen werden regelmäßig alle drei Jahre, 

erstmals zum 31. August 2011 entsprechend Artikel 31 
Abs. 1 der Richtlinie 2002/22/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 7. März 2002 über den 
Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen 
Kommunikationsnetzen und -diensten (Universal-
dienstrichtlinie) überprüft. 

§ 53b 
Bestehende Zulassungen,  

Zuordnungen, Zuweisungen,   
Anzeige von bestehenden Plattformen 

(1) Bestehende Zulassungen, Zuordnungen und Zuwei-
sungen für bundesweite Anbieter gelten bis zu deren 
Ablauf fort. Bestehende Zulassungen und Zuweisungen 
für Fensterprogrammveranstalter sollen bis zum 
31. Dezember 2009 unbeschadet von Vorgaben des 
§ 25 Abs. 4 Satz 4 verlängert werden.  

(2) Anbieter von Plattformen, die bei Inkrafttreten die-
ses Staatsvertrages bereits in Betrieb sind, müssen die 
Anzeige nach § 52 Abs. 3 spätestens sechs Monate 
nach Inkrafttreten dieses Staatsvertrages stellen.“ 

23. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst: 

„Werbung, Sponsoring, Gewinnspiele“. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 4 angefügt: 

„(4) Für Gewinnspiele in vergleichbaren Teleme-
dien (Telemedien, die an die Allgemeinheit gerich-
tet sind) gilt § 8a entsprechend.“ 

24. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„Die Einhaltung der Bestimmungen für Teleme-
dien einschließlich der allgemeinen Gesetze und 
der gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der 
persönlichen Ehre mit Ausnahme des Datenschut-
zes wird durch nach Landesrecht bestimmte Auf-
sichtsbehörden überwacht.“ 

b) In Absatz 3 wird folgender neuer Satz 7 angefügt: 

„Die Befugnisse der Aufsichtsbehörden zur Durch-
setzung der Vorschriften der allgemeinen Gesetze 
und der gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz 
der persönlichen Ehre bleiben unberührt.“ 

25. In § 63 wird folgender neuer Satz 3 angefügt: 

„Abweichende Regelungen zu § 7 Abs. 8 1. Variante 
zur Umsetzung von Vorgaben der Landesverfassung 
sind zulässig.“ 

Artikel 2 
Änderung des ZDF-Staatsvertrages 

In § 21 Abs. 1 Buchst. m des ZDF-Staatsvertrages vom 
31. August 1991, zuletzt geändert durch den Neun-
ten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 31. Juli bis 
10. Oktober 2006, werden die Worte „des Deutschen 
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Sportbundes“ ersetzt durch die Worte „des Deutschen 
Olympischen Sportbundes“. 

Artikel 3 
Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages 

In § 21 Abs. 1 Buchst. m des Deutschlandradio-Staats-
vertrages vom 17. Juni 1993, zuletzt geändert durch 
den Neunten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 
31. Juli bis 10. Oktober 2006 wird die Bezeichnung 
„Deutsche Angestelltengewerkschaft, Landesverband 
Hamburg“ ersetzt durch die Bezeichnung „ver.di - Ver-
einte Dienstleistungsgewerkschaft e.V., Landesbezirk 
Hamburg“. 

Artikel 4 
Änderung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages 

§ 14 Abs. 8 bis 10 des Jugendmedienschutz-Staatsver-
trages vom 10. bis 27. September 2002, zuletzt geän-
dert durch den Neunten Rundfunkänderungsstaatsver-
trag vom 31. Juli bis 10. Oktober 2006, wird gestri-
chen. 

Artikel 5 
Änderung des Rundfunkgebührenstaatsvertrages 

Der Rundfunkgebührenstaatsvertrag vom 31. August 
1991, zuletzt geändert durch den Neunten Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag vom 31. Juli bis 10. Oktober 
2006, wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„(2) Der Antragsteller hat die Voraussetzungen für 
die Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht 
durch Vorlage einer entsprechenden Bestätigung 
des Leistungsträgers im Original oder die Vorlage 
des entsprechenden Bescheides im Original oder in 
beglaubigter Kopie nachzuweisen.“ 

2. § 8 Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst: 

„(4) Die zuständige Landesrundfunkanstalt oder 
die von ihr beauftragte Stelle nach Absatz 2 kann 
zur Feststellung, ob ein den Vorschriften dieses 
Staatsvertrages genügendes Rundfunkteilnehmer-
verhältnis besteht, und zur Verwaltung von Rund-
funkteilnehmerverhältnissen personenbezogene 
Daten bei nichtöffentlichen Stellen ohne Kenntnis 
des Betroffenen erheben, verarbeiten oder nutzen. 
Voraussetzung dafür ist, dass 
1. die Datenbestände dazu geeignet sind, Rück-

schlüsse auf die Gebührenpflicht zuzulassen, 
insbesondere durch Abgleich mit dem Bestand 
der nach § 3 angemeldeten Rundfunkteilneh-
mer und 

2. sich die Daten auf Angaben zu 
a) Zugehörigkeit des Betroffenen zu einer be-

stimmten Personengruppe, 

b) Berufs-, Branchen- oder Geschäftsbezeich-
nungen, 

c) Vor- und Familiennamen, 
d) Titel, 
e) Anschrift und 
f) Geburtsdatum 
beschränken und kein erkennbarer Grund zu 
der Annahme besteht, dass der Betroffene ein 
schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss 
der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung hat. 

Es dürfen keine Daten, die Rückschlüsse auf tat-
sächliche oder persönliche Verhältnisse liefern 
könnten, an die übermittelnde Stelle rückübermit-
telt werden. Die Daten sind spätestens zwölf Mo-
nate nach ihrer Erhebung zu löschen. Sie sind un-
verzüglich zu löschen bei Feststellung des Nichtbe-
stehens oder des Bestehens eines Rundfunkteil-
nehmerverhältnisses, das den Voraussetzungen die-
ses Staatsvertrages entspricht. Das Verfahren der 
regelmäßigen Datenübermittlung durch die Melde-
behörden nach den Meldegesetzen oder Meldeda-
tenvermittlungsverordnungen der Länder bleibt un-
berührt.“ 

Artikel 6 
Übergangsbestimmung, Kündigung,  
Inkrafttreten, Neubekanntmachung 

(1) Die laufende Amtsperiode der KJM endet zum 31. 
März 2012.  

(2) Für die Kündigung der in Artikel 1 bis 5 geänderten 
Staatsverträge sind die dort vorgesehenen Kündigungs-
vorschriften maßgebend. 

(3) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. September 2008 in 
Kraft. Sind bis zum 31. August 2008 nicht alle Ratifi-
kationsurkunden bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden 
der Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der 
Staatsvertrag gegenstandslos. 

(4) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerprä-
sidentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung 
der Ratifikationsurkunden mit. 

(5) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des 
Rundfunkstaatsvertrages, des ZDF-Staatsvertrages, des 
Deutschlandradio-Staatsvertrages, des Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrages und des Rundfunkgebühren-
staatsvertrages in der Fassung, die sich aus den Arti-
keln 1 bis 5 ergibt, mit neuem Datum bekannt zu ma-
chen. 
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Für das Land Baden-Württemberg: 
Berlin, den 19.12.2007 Günther H. Oettinger 

Für den Freistaat Bayern: 
Berlin, den 19.12.2007 Dr. Günther Beckstein 

Für das Land Berlin: 
Berlin, den 19.12.2007 Klaus Wowereit 

Für das Land Brandenburg: 
Berlin, den 19.12.2007 Matthias Platzeck 

Für die Freie Hansestadt Bremen: 
Berlin, den 19.12.2007 Jens Böhrnsen 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 
Berlin, den 19.12.2007 Ole von Beust 

Für das Land Hessen: 
Berlin, den 19.12.2007 Roland Koch 

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: 
Berlin, den 19.12.2007 Dr. Harald Ringstorff 

Für das Land Niedersachsen: 
Berlin, den 19.12.2007 Christian Wulff 

Für das Land Nordrhein-Westfalen: 
Berlin, den 19.12.2007 Dr. Jürgen Rüttgers 

Für das Land Rheinland-Pfalz: 
Berlin, den 19.12.2007 Kurt Beck 

Für das Saarland: 
Berlin, den 19.12.2007 Peter Müller 

Für den Freistaat Sachsen: 
Berlin, den 19.12.2007 Prof. Dr. Georg Milbradt 

Für das Land Sachsen-Anhalt: 
Berlin, den 19.12.2007 Prof. Dr. Wolfgang Böhmer 

Für das Land Schleswig-Holstein: 
Berlin, den 19.12.2007 Peter Harry Carstensen 

Für den Freistaat Thüringen: 
Berlin, den 19.12.2007 Dieter Althaus 

Protokollerklärungen 

Protokollerklärung der Länder Hessen, Rheinland-Pfalz 
und des Saarlandes zu § 53 b Abs. 1 Satz 2 des Rund-
funkstaatsvertrages 

Die Länder Hessen, Rheinland-Pfalz und das Saarland be-
kräftigen das Ziel des § 25 Abs. 4 Satz 4 Rundfunkstaats-
vertrag, dass Fensterprogrammveranstalter und Hauptpro-
grammveranstalter nicht im Verhältnis eines verbundenen 
Unternehmens zueinander stehen sollen. Sie halten es daher 
unbeschadet des § 53 b Absatz 1 Satz 2 für zulässig, bei 
anstehenden Zulassungen von Fensterprogrammveranstal-
tern schon vor dem 31. Dezember 2009 das Normziel des 
§ 25 Abs. 4 Satz 4 zu erreichen. 

Protokollerklärung der Freien und Hansestadt Ham-
burg und des Landes Schleswig-Holstein zu § 53 b 
Abs. 1 Satz 2 des Rundfunkstaatsvertrages 

Die Freie und Hansestadt Hamburg und das Land Schles-
wig-Holstein begrüßen die Verlängerung bestehender Zu-
lassungen für Fensterprogrammveranstalter als einen Bei-
trag zur Rechts- und Investitionssicherheit. Bereits in der 
Begründung zum 8. Rundfunkänderungsstaatsvertrag wurde 
die Auffassung der Länder zum Ausdruck gebracht, dass 
die gesellschaftsrechtliche Struktur des Fensterveranstalters 
nur ein Element der Vielfaltssicherung sein kann und nicht 
in direktem Zusammenhang mit der Qualität der regionalen 
Berichterstattung steht. Anders als bei der Sendezeit für 
unabhängige Dritte gemäß § 31 des Rundfunkstaatsvertrags 
ist die gesellschaftsrechtliche Trennung daher nicht zwin-
gend vorgeschrieben worden. 

Die bestehenden Regionalfensterprogramme beweisen, dass 
eine hochwertige und redaktionell unabhängige Regional-
berichterstattung auch von mit dem Hauptprogrammveran-
stalter verbundenen Unternehmen gewährleistet werden 
kann. Die Freie und Hansestadt Hamburg und das Land 
Schleswig-Holstein begrüßen daher, dass mit der jetzt gere-
gelten Verlängerung der bestehenden Zulassungen die nun-
mehr dringend anstehende Überprüfung der Vorgabe des 
§ 25 Abs. 4 Satz 4 des Rundfunkstaatsvertrags (gesell-
schaftsrechtliche Trennung von Haupt- und Fensterpro-
grammveranstalter) verbunden wird. Die Freie und Hanse-
stadt Hamburg und das Land Schleswig-Holstein sehen vor 
diesem Hintergrund auch weiterhin keine Veranlassung, 
gesellschaftsrechtliche Veränderungen vorzugeben, wenn 
die redaktionelle Unabhängigkeit im Übrigen gewährleistet 
ist. 

Protokollerklärung des Landes Niedersachsen zu § 52 b 
Abs. 1 Satz 2 des Rundfunkstaatsvertrages 

Das Land Niedersachsen hält eine Überprüfung der Vorga-
be des § 25 Abs. 4 Satz 4 bis zum 30. Juni 2009 für sinn-
voll. Auf der Grundlage des Ergebnisses einer Evaluation 
der regionalen Berichterstattung soll entschieden werden, 
inwiefern das Ziel der Norm weiterverfolgt wird. 
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Protokollerklärung des Landes Mecklenburg-Vorpom-
mern zum Rundfunkgebührenstaatsvertrag 

Das Land Mecklenburg-Vorpommern erwartet im Rahmen 
der anstehenden Strukturreform ein Rundfunkgebührenmo-
dell, das aufkommensneutral ist sowie die soziale Gerech-
tigkeit und Akzeptanz bei den Bürgerinnen und Bürgern 
verbessert. Das Verfahren soll transparent sein, einen mög-
lichst geringen Verwaltungsaufwand haben und den Da-
tenschutz berücksichtigen. 

Protokollerklärung der Länder Mecklenburg-Vorpom-
mern und Schleswig-Holstein zu § 5 Abs. 2 des Rund-
funkgebührenstaatsvertrages 

Für den Fall, dass ein Gebührenmodell aufrechterhalten 
wird, welches Befreiungstatbestände für das Hotelgewerbe 
generell weiterhin erforderlich macht, streben die Länder 
Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein an, 
dass Vermieter mit nur einer Ferienwohnung ebenfalls nur 
50 vom Hundert der Rundfunkgebühr für die dort bereitge-
haltenen Geräte zahlen müssen. 

 

 

 

 
Begründung: 

A. Allgemeines 

Die Regierungschefs der Länder haben am 19. Dezember 2007 
den Zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag unterzeichnet. 

Die Änderungen des Zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrages 
betreffen den Rundfunkstaatsvertrag, den ZDF-Staatsvertrag, den 
Deutschlandradio-Staatsvertrag, den Jugendmedienschutz-Staats-
vertrag und den Rundfunkgebührenstaatsvertrag. 

Änderungen des Rundfunkstaatsvertrages in Artikel 1 bilden den 
Schwerpunkt der Regelungen des Zehnten Rundfunkänderungs-
staatsvertrages. Dies betrifft etwa die neu geschaffenene Möglich-
keit, Veranstalter von privatem bundesweit verbreiteten Rundfunk 
zentral zuzulassen (§ 20a des Rundfunkstaatsvertrages, Artikel 1 
Nr. 11 des Zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrages). Ein wei-
teres wichtiges Element ist die Reform der Landesmedienanstalten 
im 4. Unterabschnitt des III. Abschnitts des Rundfunkstaatsvertra-
ges (§ 35 ff. des Rundfunkstaatsvertrages, Artikel 1 Nr. 16 des 
Zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrages). Neben der bereits 
bestehenden  Kommission zur Ermittlung der Konzentration im 
Medienbereich (KEK) und der Kommission für Jugendmedien-
schutz (KJM) wird nunmehr die Kommission für Zulassung und 
Aufsicht (ZAK) für private Rundfunkveranstalter und Plattform-
anbieter geschaffen. Für Auswahlentscheidungen kommt die 
Gremienvorsitzendenkonferenz (GVK) zum Zuge.  

Ein weiterer Bereich ist die bundesweite Zuordnung und Zuwei-
sung von Übertragungskapazitäten nach den §§ 50 ff. in dem neu 
gefassten V. Abschnitt des Rundfunkstaatsvertrages (Artikel 1 
Nr. 22 des Zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrages). Damit 
wird es erstmals möglich, bundesweit einheitlich drahtlose Über-
tragungskapazitäten zuzuordnen bzw. zuzuweisen. Ergänzt wer-
den diese Regelungen im V. Abschnitt des Rundfunkstaatsvertra-
ges durch Bestimmungen für digitale Plattformen in den §§ 52 ff. 

des Rundfunkstaatsvertrages (Artikel 1 Nr. 21 des Zehnten Rund-
funkänderungsstaatsvertrages). Diese enthalten Belegungsrege-
lungen für die einzelnen Plattformen und schließen damit die 
bisherigen Regelungen für digitale Breitbandkabelnetze mit ein. 
Der Anwendungsbereich erstreckt sich damit auf sämtliche draht-
lose und drahtgebundene Plattformen mit Ausnahme offener 
Netze (Internet, UMTS - Universal Mobile Telecommunication 
System - oder vergleichbare Netze). Ergänzt werden die Bestim-
mungen über die Belegung von Plattformen durch Bestimmungen 
zur technischen Zugangsfreiheit und zu Entgelten und Tarifen in 
§§ 52c und 52d des Rundfunkstaatsvertrages (Artikel 1 Nr. 22 des 
Zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrages). Die Artikel 2 und 3 
enthalten Anpassungen zu den entsendungsberechtigten Organisa-
tionen beim ZDF und beim Deutschlandradio. Artikel 4 streicht 
eine Regelung im Jugendmedienschutz-Staatsvertrag, die nunmehr 
in den Rundfunkstaatsvertrag übernommen wird. Artikel 5 betrifft 
die Änderung des Rundfunkgebührenstaatsvertrages. Damit soll 
zum einen der Nachweis für den Antragsteller bei einem Antrag 
auf Rundfunkgebührenbefreiung erleichtert werden (§ 6 Abs. 2 
des Rundfunkgebührenstaatsvertrages, Artikel 5 Nr. 1 des Zehnten 
Rundfunkänderungsstaatsvertrages). Zum anderen wird der Er-
werb und die Nutzung von Datenbeständen für die Feststellung 
und die Verwaltung von Rundfunkteilnehmerverhältnissen durch 
die Landesrundfunkanstalten auf eine sichere Rechtsgrundlage 
gestellt (§ 8 Abs. 4 des Rundfunkgebührenstaatsvertrages, Arti-
kel 5 Nr. 2 des Zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrages).  

Mit dem vorliegenden Regelungswerk wird der Ordnungsrahmen 
für das Medienrecht der Länder weiter fortentwickelt. Die Reform 
der Landesmedienanstalten und ein verlässlicher Rechtsrahmen 
für bundesweite Rundfunkveranstalter und Plattformanbieter soll 
für die Anbieter Rechts- und Planungssicherheit leisten. Gleichzei-
tig sichern die übrigen Änderungen die Fortentwicklung des dua-
len Rundfunksystems. Dabei wird die Form eines Artikelstaatsver-
trages gewählt. Artikel 6 Abs. 5 enthält die Ermächtigung für die 
Länder, den Wortlaut der geänderten Staatsverträge in der Fas-
sung, die sich aus dem Zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
ergibt, mit neuem Datum bekannt zu machen. 

Die in den nachfolgenden Artikeln aufgeführten Staatsverträge 
behalten dabei jedoch ihre rechtliche Selbstständigkeit. 

 

B. Zu den einzelnen Artikeln 

I. 
Begründung zu Artikel 1 

Änderung des Rundfunkstaatsvertrages 

1. Allgemeines 

Die Modifikationen des Rundfunkstaatsvertrages betreffen im 
Wesentlichen die Zulassung bundesweiter Veranstalter (§ 20a), 
die Reform der Landesmedienanstalten mit der Bildung der neuen 
Kommission für Zulassung und Aufsicht (ZAK), der Übertragung 
von zusätzlichen Aufgaben auf die Gremienvorsitzendenkonferenz 
(GVK), und Modifikationen bei der Besetzung der Kommission 
zur Ermittlung der Konzentration im Medienbereich (KEK). Ein 
weiterer Bereich betrifft die neu geschaffene Möglichkeit, bun-
desweite Übertragungskapazitäten einheitlich Rundfunkveranstal-
tern und Plattformanbietern zuzuordnen bzw. zuzuweisen (§§ 50 
ff.). Ergänzt werden diese Regelungen durch Bestimmungen für 
Plattformen, die die Anzeige und die Voraussetzung des Platt-
formbetriebs (§ 52), die inhaltlichen Anforderungen (§ 52a), die 
digitale Belegung (§ 52b), die technische Zugangsfreiheit (§ 52c) 
sowie die Entgelte und Tarife (§ 52d) betreffen. Dabei obliegt die 
nähere Ausgestaltung der jeweiligen Regelungen gemäß § 53 den 
Satzungen und Richtlinien der Landesmedienanstalten.  
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2. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu Nummer 1 

Mit Nummer 1 wird die Bezeichnung „Staatsvertrag für Rundfunk 
und Telemedien (Rundfunkstaatsvertrag)“ ergänzt um die Kurzbe-
zeichnung  „- RStV -“. Damit soll bei Verweisungen auf diesen 
Staatsvertrag ermöglicht werden, dass neben der Langfassung 
auch die Kurzbezeichnung „RStV“ verwandt werden kann.  

Zu Nummer 2 

Nummer 2 enthält die aufgrund der nachfolgenden Änderungen 
notwendig werdenden Anpassungen des Inhaltsverzeichnisses. 

Zu Nummer 3 

Nummer 3 enthält die notwendigen Anpassungen und Ergänzun-
gen hinsichtlich der Definitionen des Staatsvertrages.  

Die neu angefügte Nummer 10 enthält die Beschreibung des Platt-
formanbieters. Dies ist erforderlich, da der Staatsvertrag in 
§§ 52 ff. Regelungen für Plattformanbieter trifft. Dies sind zum 
einen Anzeigepflichten, zum anderen inhaltliche Vorgaben, u. a. 
für die Belegung von Plattformen mit Angeboten von Rundfunk 
und Telemedien. Auch bundesweite Übertragungskapazitäten kön-
nen nach § 51a Plattformanbietern zugewiesen werden. Plattform-
anbieter sind zum einen vom reinen Telekommunikationsdienste-
anbieter und zum anderen vom Rundfunkveranstalter abzugren-
zen. Dabei ist durchaus möglich, dass ein Anbieter alle diese 
Funktionen in sich vereint. Nummer 10 definiert als Plattforman-
bieter jemanden, der ein Gesamtangebot zusammenstellt, um es 
anderen zugänglich zu machen. Dies unterscheidet ihn vom Tele-
kommunikationsdiensteanbieter, der lediglich die Telekommuni-
kationsdienstleistung erbringt, ohne auf die Zusammenstellung des 
Angebotes Einfluss zu nehmen. Bei der Zusammenfassung von 
Angeboten muss es sich zumindest auch um Angebote Dritter und 
nicht nur um eigene Angebote handeln. Jedoch kann der Platt-
formanbieter auch eigene Angebote in die Zusammenstellung auf-
nehmen. Bei dem Gesamtangebot muss es sich um eine Zusam-
menstellung auf einer technischen Plattform handeln. Dies können 
kabelgebundene, terrestrische oder satellitengestützte Plattformen 
sein. Entscheidend ist, dass der Plattformanbieter über die Zu-
sammenstellung des Angebotes auf der Übertragungskapazität be-
stimmt. Deshalb stellt der 2. Halbsatz klar, dass Plattformanbieter 
nicht ist, wer Rundfunk oder vergleichbare Telemedien aus-
schließlich vermarktet. Nummer 10 enthält die Definition ver-
gleichbarer Telemedien als Telemedien, die an die Allgemeinheit 
gerichtet sind. Dies entspricht der bisherigen Definition in § 50. 
Zu beachten ist in diesem Zusammenhang auch § 52 Abs. 1, der 
bestimmte Plattformen weitgehend von den Regelungen dieses 
Staatsvertrages ausnimmt.  

Die neu angefügte Nummer 11 bestimmt, wer als Rundfunkveran-
stalter anzusehen ist. Sie knüpft damit an den Rundfunkbegriff in 
§ 2 Abs. 1 an. Rundfunkveranstalter ist nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts, wer auf die Gestaltung des Rund-
funkprogramms Einfluss nehmen kann.  

Zu Nummer 4 

Mit Nummer 4 wird in § 8a eine Bestimmung über Gewinnspiele 
eingeführt. Satz 1 stellt klar, dass Gewinnspielsendungen und 
Gewinnspiele im Fernsehen und im Hörfunk zulässig sind, wenn 
nur ein Entgelt von bis zu 0,50 € einschließlich gesetzlich gelten-
der Mehrwertsteuer verlangt wird. Die Regelungen des Glücks-
spielstaatsvertrages der Länder bleiben unberührt. Gewinnspiele 
müssen ferner dem Gebot der Transparenz und des Teilnehmer-
schutzes entsprechen (Satz 2). Die Sätze 3 bis 6 enthalten die 
weiteren Anforderungen. Diese beziehen sich für Gewinnspielsen-

dungen und Gewinnspiele auf die Transparenz und den Teilneh-
merschutz, insbesondere den Jugendschutz. Zu einer Konkretisie-
rung dieser Bestimmungen müssen die Landesmedienanstalten 
gemäß § 46 Satz 1 für private Veranstalter Satzungen oder Richt-
linien erlassen, die insbesondere die Ahndung von Verstößen und 
die Bedingungen zur Teilnahme Minderjähriger näher bestimmen, 
d. h. regeln, wie die entgeltliche Teilnahme Minderjähriger bei 
bestimmten Gewinnspielen ausgeschlossen wird. Dementspre-
chende Richtlinien haben auch die öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten zu erlassen (§ 16a Satz 1). Allerdings dürfen die 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten aus Gewinnspielsendun-
gen und Gewinnspielen keine Einnahmen erzielen. Dies stellt der 
Verweis auf § 13 Abs. 1 Satz 3 in Satz 6 2. Halbsatz klar.  

Absatz 2 konkretisiert umfassend die Informationsrechte der 
zuständigen Stelle gegenüber den Veranstaltern von Gewinn-
spielsendungen und Gewinnspielen. 

Bei Verstößen privater Anbieter sieht § 49 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 
eine Bußgeldbewährung bis zu 500.000 € vor.  

Ferner gilt über die Verweisung in § 58 Abs. 4 (Nr. 23 des Zehn-
ten Rundfunkänderungsstaatsvertrages) § 8a auch im Bereich der 
Telemedien.  

Zu Nummer 5 

Mit Nummer 5 wird als § 9b eine neue Bestimmung zum Ver-
braucherschutz eingefügt. Sie betrifft die Durchführung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2006/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. Oktober 2004 über die Zusammenarbeit zwi-
schen den für die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze zu-
ständigen nationalen Behörden (ABl. EU Nr. L 364, S. 1), geän-
dert durch Artikel 16 Nr. 2 der Richtlinie 2005/29/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2005 (ABl. EU 
Nr. L 149, S. 22). Diese Verordnung bestimmt im Anhang zu 
Artikel 3a die von der Verordnung erfassten verbraucherschüt-
zenden Richtlinien. In Nummer 4 dieses Anhangs sind auch die 
Artikel 10 bis 21 der EG-Fernsehrichtlinie aufgeführt (Richtlinie 
89/552/EWG des Rates vom 3. Oktober 1989 zur Koordinierung 
bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglieds-
staaten über die Ausübung der Fernsehtätigkeit (ABl. EU Nr. 
L 298, S. 23), zuletzt geändert durch die Richtlinie 97/36/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. EU Nr. L 202, 
S. 60)). Damit sind auch die Bestimmungen der EG-Fernseh-
richtlinie, die durch den Rundfunkstaatsvertrag umgesetzt sind, 
vom Anwendungsbereich der Verbraucherschutzverordnung er-
fasst. Der Bund hat durch das Gesetz über die Durchsetzung der 
Verbraucherschutzgesetze bei innergemeinschaftlichen Verstößen 
vom 21. Dezember 2006 (BGBl I Nr. 65, S. 3367), insbesondere 
mit Verabschiedung des EG-Verbraucherschutzdurchsetzungsge-
setzes die notwendigen Durchführungsbestimmungen in seinem 
Kompetenzbereich erlassen. Vom Anwendungsbereich dieses Ge-
setzes ausgenommen sind jedoch die in der Umsetzungszustän-
digkeit der Länder liegende Richtlinien und damit die EG-Fern-
sehrichtlinie. Mit § 9b werden nunmehr die Bestimmungen des 
Verbraucherschutzdurchsetzungsgesetzes im Rahmen einer dyna-
mischen Verweisung für die Regelungen zu Werbung und Sponso-
ring im Rundfunkstaatsvertrag für entsprechend anwendbar er-
klärt. Von der Verweisung eingeschlossen ist § 3 des EG-Verbrau-
cherschutzdurchsetzungsgesetzes, der das Bundesamt für Verbrau-
cherschutz und Lebensmittelsicherheit als zentrale Verbindungs-
stelle benennt. Diese zentrale Verbindungsstelle ist damit auch 
Verbindungsstelle im Hinblick auf die Bestimmungen zu Wer-
bung und Sponsoring im Rundfunkrecht. Ausgenommen von der 
entsprechenden Anwendung sind die §§ 2, 9 und 12 des EG-Ver-
braucherschutzdurchsetzungsgesetzes, die Zuständigkeiten im 
Bundesbereich regeln. Die Anwendbarkeit der Regelungen des 
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EG-Verbraucherschutzdurchsetzungsgesetzes setzt jedoch die 
Rüge eines innergemeinschaftlichen Verstoßes voraus, ein Ver-
stoß lediglich gegen über das Gemeinschaftsrecht hinausgehende 
strengere Bestimmungen, die die EG-Fernsehrichtlinie zulässt, 
reicht nicht aus.  

Die Verweisung erfasst damit insbesondere die im II. Abschnitt 
des EG-Verbraucherschutzdurchsetzungsgesetzes enthaltenen Be-
stimmungen zur Durchsetzung der Gesetze zum Schutz der Ver-
braucherinteressen mit den §§ 4 ff. sowie die im V. Abschnitt ge-
regelten Rechtsbehelfe bei Verwaltungsmaßnahmen (§§ 13 ff.). 
Damit wird auch hinsichtlich der Bestimmungen über Werbung 
und Sponsoring der EG-Fernsehrichtlinie der von der EG-Ver-
braucherschutzverordnung gewünschten Durchsetzung von Ver-
braucherschutzinteressen bei innergemeinschaftlichen Verstößen 
Geltung verschafft.  

Zu Nummer 6 

Nummer 6 erweitert die Regelung für Pflichthinweise im Rahmen 
der Werbung in § 16 Abs. 4 für den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk. Für den privaten Rundfunk wird die parallele Regelung mit 
Nummer 17 in § 45 Abs. 3 getroffen. Nach der bisherigen Rege-
lung in § 16 Abs. 4 und § 45 Abs. 3 wurden lediglich Pflichthin-
weise im Sinne des Heilmittelwerbegesetzes nicht auf die Dauer 
der Werbung angerechnet. Aufgrund gesetzlich oder staatsvertrag-
lich vorgesehener Pflichthinweise hat sich der Bedarf ergeben, 
Pflichthinweise generell bei der Berechnung der Dauer der Wer-
bung außer Betracht zu lassen. Damit ist die Norm offen für die 
Einführung weiterer Pflichthinweise. 

Zu Nummer 7 

Mit Nummer 7 wird die Befugnis zum Erlass von Richtlinien zur 
Durchführung einzelner Bestimmungen dieses Staatsvertrages im 
Hinblick auf die neu eingefügte Bestimmung in § 8a zu Gewinn-
spielen für die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio erweitert. Al-
lerdings dürfen die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten dar-
aus keine Einnahmen erzielen (§ 13 Abs. 1 Satz 3). Eine parallele 
Bestimmung zu § 16a mit der Befugnis, für die entsprechenden 
Bestimmungen des Staatsvertrages Satzungen oder Richtlinien zu 
erlassen, findet sich für die Landesmedienanstalten in dem mit 
Nummer 19 neu gefassten § 46 Abs. 1 Satz 1. Die Änderung in 
Satz 1 (Buchstabe a) dient der Aufnahme von § 8a in die Aufzäh-
lung der Normen, zu denen Richtlinien erlassen werden können. 
Er bestimmt ferner, dass in der Richtlinie zu § 8a insbesondere die 
Bedingungen zur Teilnahme Minderjähriger näher zu bestimmen 
sind. Dies ist erforderlich, da die Anforderung an den Jugend-
schutz je nach Ausgestaltung der Gewinnspiele unterschiedlich ist. 
Danach ist auch möglich, in den Richtlinien den Ausschluss der 
Teilnahme Minderjähriger vorzusehen. 

Der neu eingefügte Satz 3 (Buchstabe b) gibt im Hinblick auf die 
Geltung von § 8a insgesamt für den Rundfunk auch dem Deutsch-
landradio die Befugnis zum Erlass entsprechender Richtlinien.  

Zu Nummer 8 

Mit Nummer 8 wird die bisher in § 52a Abs. 2 enthaltene Be-
stimmung zur Digitalisierung der Angebote des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks aus systematischen Gründen in den II. Abschnitt 
mit den Vorschriften über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk im 
Wesentlichen unverändert übernommen. In Satz 1 wird aber nun-
mehr allgemein bestimmt, dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
seinem gesetzlichen Auftrag durch Nutzung aller Übertragungs-
wege nachkommen kann. Bisher war diese Aussage auf die Ver-
pflichtung zur Versorgung der Bevölkerung mit Rundfunk be-
schränkt. Mit dieser Änderung soll klargestellt werden, dass dies 
nicht nur für Rundfunkprogramme, sondern für alle vom gesetzli-

chen Auftrag umfassten Angebote des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks gilt. Dabei ist den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit Rechnung zu tragen.  

Zu Nummer 9 

In Nummer 9 wird die Überschrift des 1. Unterabschnittes des 
III. Abschnittes neu gefasst. Dies ist erforderlich geworden, da 
nunmehr insbesondere die Fragen der Zulassung in einem eigenen 
Unterabschnitt von den verfahrensrechtlichen Vorschriften des 
II. Unterabschnittes getrennt werden. 

Zu Nummer 10 

Mit Nummer 10 wird § 20 Abs. 1 neu gefasst.  

Absatz 1 Satz 1 stellt in Übereinstimmung mit der bisherigen 
Rechtslage klar, dass private Veranstalter zur Veranstaltung von 
Rundfunk einer Zulassung bedürfen. Satz 2 verweist für die Zulas-
sung eines Veranstalters von bundesweit verbreitetem Rundfunk 
auf die Bestimmung in § 20a. Die in den §§ 21 bis 39 enthaltenen 
Regelungen gelten dabei für Zulassungsverfahren von Veranstal-
tern bundesweit verbreiteten Rundfunks gleichermaßen. Für nicht 
bundesweiten Rundfunk richtet sich die Zulassung im Übrigen 
nach Landesrecht.  

Die Ergänzung in Absatz 2 Satz 1 ist eine redaktionelle Folgeän-
derung. In Satz 2 konnte auch auf das Erfordernis des Einverneh-
mens mit allen Landesmedienanstalten verzichtet werden, da Ent-
scheidungen über die Zulassungspflicht nach Maßgabe des neu 
eingefügten § 36 Abs. 2 Nr. 8 von der ZAK einvernehmlich ge-
troffen werden. 

Zu Nummer 11 

Mit Nummer 11 wird § 20a eingefügt. Er betrifft die Erteilung 
einer Zulassung für Veranstalter von bundesweit verbreitetem 
Rundfunk. In Absatz 1 werden die persönlichen Anforderungen 
für diejenigen festgelegt, die eine Zulassung für die Verbreitung 
bundesweiten Rundfunks erhalten können. Handelt es sich hierbei 
um juristische Personen, so ist Absatz 2 Satz 1 zu beachten. Nicht 
rechtsfähige Personenvereinigungen gelten als natürliche Personen 
im Sinne dieser Bestimmung. 

Nach Absatz 2 Satz 1 müssen die Voraussetzungen nach Absatz 1 
Nr. 1 bis 3 und 6 bei juristischen Personen oder Personenvereini-
gungen von den gesetzlichen oder satzungsgemäßen Vertretern 
erfüllt sein. Satz 2 bestimmt, dass einem Veranstalter in der 
Rechtsform einer Aktiengesellschaft nur dann eine Zulassung 
erteilt werden darf, wenn in der Satzung die Aktienausgabe als 
Namensaktien ggf. in Verbindung mit stimmrechtslosen Vorzugs-
aktien festgeschrieben ist. Damit soll dem Gebot der Transparenz 
bei Medienunternehmen genügt werden, da bei börsennotierten 
Aktiengesellschaften ansonsten nicht festgestellt werden könnte, 
wer stimmberechtigter Aktionär der Aktiengesellschaft ist.  

Mit Absatz 3 Satz 1 wird klargestellt, dass bestimmten Personen, 
Personengruppen oder Institutionen keine Zulassung für die Ver-
breitung bundesweiter privater Rundfunkprogramme erteilt wer-
den kann. Dieser Ausschluss erfolgt mit Blick auf das verfas-
sungsrechtliche Gebot der Staatsferne des Rundfunks. Diese Re-
striktion wird auch auf verbundene Unternehmen im Sinne von 
§ 15 des Aktiengesetzes und damit auf mittelbare Beteiligungen 
erstreckt (Satz 2). Für ausländische öffentliche Stellen stellt Satz 3 
klar, dass die Beschränkungen aus den Sätzen 1 und 2 entspre-
chend gelten.  

Zu Nummer 12 

Mit Nummer 12 wird ein neuer 2. Unterabschnitt „Verfahrens-
rechtliche Vorschriften“ im III. Abschnitt eingefügt. Damit sollen 
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die verfahrensrechtlichen Bestimmungen deutlicher von den im 
1. Unterabschnitt enthaltenen Bestimmungen, insbesondere zur 
Zulassung, getrennt werden. 

Zu Nummer 13 

Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle Folgeänderung 
aufgrund der Einfügung eines neuen 2. Unterabschnittes „Verfah-
rensrechtliche Vorschriften“.  

Zu Nummer 14 

Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle Folgeänderung 
aufgrund der Neufassung des § 35 Abs. 2.  

Zu Nummer 15 

Hier handelt es sich um eine redaktionelle Folgeänderung im 
Hinblick auf die Neufassung des § 36. Die Verweisung diente 
bisher dazu, dass eine Unterschreitung der notwendigen Reichwei-
te der Sendezeit für Dritte nur zulässig war, wenn die Landesme-
dienanstalten dies mit qualifizierter Mehrheit genehmigt haben. 
Nunmehr trifft die ZAK ebenso wie bei der Feststellung des Vor-
liegens der Voraussetzungen für Regionalfensterprogramme nach 
§ 25 Abs. 4 Satz 1 die Entscheidung mehrheitlich (§ 36 Abs. 2 
Nr. 6).  

Zu Nummer 16 

Mit Nummer 16 werden die Bestimmungen zur Organisation der 
Landesmedienanstalten und zur Finanzierung besonderer Aufga-
ben in einem neuen 4. Unterabschnitt vollständig neu gefasst.  

Zu § 35 

Mit Absatz 1 wird der Grundsatz verankert, dass nur jeweils eine 
Landesmedienanstalt örtlich zuständig ist, für die dann die jewei-
ligen Kommissionen nach Absatz 2 entscheiden. 

Der neue Absatz 2 bestimmt die Kommissionen, die nach diesem 
Staatsvertrag und dem Jugendmedienschutz-Staatsvertrag beste-
hen, sowie deren organisatorische Stellung in Bezug auf die zu-
ständige Landesmedienanstalt. Es handelt sich hierbei um die 
Kommission für Zulassung und Aufsicht (ZAK), die Gremienvor-
sitzendenkonferenz (GVK), die Kommission zur Ermittlung der 
Konzentration im Medienbereich (KEK) und die Kommission für 
Jugendmedienschutz (KJM). Als Revisionsinstanz der KEK ent-
fällt die Konferenz der Direktoren der Landesmedienanstalten 
(KDLM), die bisher in § 35 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 geregelt war. 
Denn der KEK gehören künftig sechs Direktoren der Landesme-
dienanstalten als Mitglieder an.  

Die Absätze 3, 4 und 5 regeln die Zusammensetzung der Kommis-
sionen. Die Zusammensetzung der KJM bleibt weiterhin in § 14 
des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages geregelt.  

Gemäß Absatz 3 setzt sich die ZAK aus jeweils einem gesetzli-
chen Vertreter der 14 Landesmedienanstalten zusammen. Wer 
gesetzlicher Vertreter ist, richtet sich nach dem jeweiligen Landes-
recht. In der Regel wird es sich hierbei um einen Direktor handeln. 
Gleiches gilt für die Bestimmung des ständigen Vertreters bei 
Verhinderung des Hauptvertreters. Die Tätigkeit der Mitglieder 
und Stellvertreter in der ZAK ist unentgeltlich. 

Nach Absatz 4 setzt sich die GVK aus den Vorsitzenden der Be-
schlussgremien der Landesmedienanstalten zusammen. Auch im 
Rahmen der GVK ist eine Vertretung durch den jeweiligen stell-
vertretenden Vorsitzenden im Falle der Verhinderung zulässig. 
Die Tätigkeit der Mitglieder und Stellvertreter in der GVK ist 
unentgeltlich.  

Absatz 5 bestimmt die Mitglieder sowie Ersatzmitglieder der 
KEK. Wie bisher gehören der KEK sechs Sachverständige des 

Rundfunk- und des Wirtschaftsrechts an, von denen drei die Befä-
higung zum Richteramt haben müssen (Satz 1). Neu ist hingegen, 
dass der KEK sechs nach Landesrecht bestimmte gesetzliche 
Vertreter der Landesmedienanstalten angehören; Wiederwahl ist 
zulässig. Gemäß Satz 2 werden die Sachverständigen und deren 
Ersatzmitglieder wie bisher von den Ministerpräsidenten für die 
Dauer von fünf Jahren einvernehmlich berufen. Wiederberufung 
ist zulässig. Satz 3 enthält in Übereinstimmung mit der bisherigen 
Rechtslage die Inkompatibilitätsregelungen. Diese wurde ergänzt 
um eine Inkompatibilität im Hinblick auf Mitglieder von Auf-
sichtsgremien und Bedienstete von Plattformanbietern. Satz 4 
regelt die Neubesetzung beim Ausscheiden eines Mitglieds oder 
Ersatzmitglieds. Gemäß Satz 5, der der bisherigen Regelung ent-
spricht, erhalten die Sachverständigen der KEK sowie die Ersatz-
mitglieder eine angemessene Vergütung und Ersatz ihrer notwen-
digen Auslagen. Ihre Verträge werden mit dem Vorsitzenden der 
Rundfunkkommission abgeschlossen. Der neue Satz 6 bestimmt, 
dass der Vorsitzende der KEK und sein Stellvertreter aus der 
Gruppe der Sachverständigen zu wählen ist. Diese Bestimmung ist 
in Zusammenhang mit Absatz 9 zu sehen, nach dem bei Beschlüs-
sen der KEK im Fall der Stimmengleichheit die Stimme des Vor-
sitzenden, bei seiner Verhinderung die Stimme des stellvertreten-
den Vorsitzenden entscheidet. Dies gewährleistet, dass bei Stim-
mengleichheit zwischen den Mitgliedern aus dem Kreis der Sach-
verständigen und den Mitgliedern aus dem Kreis der gesetzlichen 
Vertreter der Landesmedienanstalten die Stimme eines Sachver-
ständigen ausschlaggebend ist. Satz 7 enthält die Regelung für die 
Berufung der Mitglieder aus dem Kreis der Landesmedienanstal-
ten. Die von den Landesmedienanstalten zu bestimmenden Mit-
glieder werden durch die Landesmedienanstalten für die Dauer der 
Amtszeit der KEK aus dem Kreis der nach Landesrecht bestimm-
ten gesetzlichen Vertreter gewählt. Hierdurch soll sichergestellt 
werden, dass die Arbeit der KEK nicht durch den Wechsel der 
Mitglieder in der Amtsperiode erschwert wird. Für die Mitglieder 
der KEK gelten im Übrigen die Befangenheitsregelungen des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes des jeweiligen Landes der zustän-
digen Landesmedienanstalt. 

Gemäß Absatz 6 darf ein gesetzlicher Vertreter der Landesme-
dienanstalten nicht zugleich der KEK und der KJM angehören. 
Diese Regelung gilt nur für den Fall der Hauptmitgliedschaft, 
nicht jedoch für Ersatzmitglieder oder stellvertretende Mitglieder.  

Absatz 7 bestimmt, dass für alle Kommissionen nach Absatz 2 
eine gemeinsame Geschäftsstelle gebildet werden soll, die diese in 
ihrer Arbeit unterstützt. Dadurch soll die Arbeit der einzelnen 
Kommissionen besser koordiniert und Synergieeffekte genutzt 
werden. Unbeschadet dessen regelt der zweite Halbsatz der Be-
stimmung, dass bis zum 31. August 2013 die Geschäftsstellen der 
KJM in Erfurt und der KEK in Potsdam verbleiben. Die Minister-
präsidenten haben die Landesmedienanstalten gebeten, bis 2012 
einen Vorschlag zur Geschäftsstellenfrage zu unterbreiten.  

Absatz 8 entspricht der bisherigen Rechtslage und bestimmt, dass 
die Mitglieder der Kommissionen an Weisungen nicht gebunden 
sind (Satz 1). Satz 2 erweitert die Verschwiegenheitspflicht des 
§ 24 für die Mitglieder der KEK auch auf die Mitglieder der ZAK 
und GVK. Satz 3 bestimmt unverändert, dass diese Verschwiegen-
heitspflicht nicht nur gegenüber Dritten, sondern auch gegenüber 
anderen Organen der Landesmedienanstalten (anderen Kommissi-
onen oder Versammlungen etc.) gilt.  

Absatz 9 enthält die Bestimmung über die Beschlussfassung in 
den Kommissionen. Danach werden die Beschlüsse der Kommis-
sionen grundsätzlich mit der Mehrheit ihrer gesetzlichen Mitglie-
der gefasst, d. h. das Quorum gilt auch dann, wenn nicht alle Mit-
glieder an der Beschlussfassung teilnehmen (Satz 1). Nach Satz 2 
gilt bei Beschlüssen der KEK die Besonderheit, dass in den Fällen 
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der Stimmengleichheit die Stimme des Vorsitzenden bzw. seines 
Stellvertreters entscheidet; beide müssen der Gruppe der Sachver-
ständigen angehören. Nach den Sätzen 3 und 4 sind den Grundsät-
zen des Verwaltungsverfahrensgesetzes entsprechend die Be-
schlüsse in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht zu begründen. 
Diese Beschlüsse haben Bindungswirkung gegenüber anderen Or-
ganen der zuständigen Landesmedienanstalt (Satz 5). Neu aufge-
nommen ist in Satz 6, dass die jeweils zuständige Landesmedien-
anstalt Beschlüsse innerhalb einer Frist zu vollziehen hat, die ihr 
die jeweilige Kommission setzt. 

Nach Absatz 10 haben die Landesmedienanstalten den jeweiligen 
Kommissionen die für deren Arbeit notwendigen personellen und 
sachlichen Mittel zur Verfügung zu stellen (Satz 1). Zu diesem 
Zweck erstellen die Kommissionen wie bisher einen Wirtschafts-
plan, der sich an den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit auszurichten hat (Satz 2). Satz 3 bestimmt, dass die Kos-
ten der Kommissionen aus dem Anteil der Landesmedienanstalten 
nach § 10 des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages gedeckt wer-
den. Gemäß Satz 4 wird Näheres hierzu durch übereinstimmende 
Satzungen der Landesmedienanstalten bestimmt. Bisher war vor-
gesehen, dass diese Bestimmungen in Verwaltungsvereinbarungen 
getroffen werden (§ 35 Abs. 8 Satz 5).  

Gemäß Absatz 11 sind von den Verfahrensbeteiligten zur Finan-
zierung der Arbeit der Medienaufsicht Kosten in angemessenem 
Umfang zu erheben (Satz 1). Näheres regeln die Landesmedienan-
stalten ebenfalls durch übereinstimmende Satzungen (Satz 2). 

Zu § 36 

§ 36 bestimmt, welche Landesmedienanstalt örtlich zuständig ist 
(Absatz 1) sowie die sachliche Zuständigkeit der einzelnen Kom-
missionen in Abgrenzung zu der Zuständigkeit der übrigen Organe 
der Landesmedienanstalten (Absätze 2 bis 6). Daneben tritt die 
Zuständigkeitsbestimmung für die KJM in § 16 des Jugendme-
dienschutz-Staatsvertrages.  

Absatz 1 enthält einerseits den Grundsatz, dass diejenige Landes-
medienanstalt örtlich zuständig ist, bei der ein entsprechender 
Antrag oder eine Anzeige eingeht (Satz 1). Andererseits bleibt 
diese Anstalt auch im Folgenden für Sachverhalte zuständig, die 
den Antragsteller bzw. den Anzeigenden und im Falle der Zulas-
sung den zugelassenen Rundfunkveranstalter betreffen (Satz 3). 
Soweit bei mehreren Landesmedienanstalten eine Zuständigkeit 
begründet wird, bestimmt Satz 2 in Übereinstimmung mit den 
allgemeinen verwaltungsverfahrensrechtlichen Grundsätzen, dass 
diejenige Landesmedienanstalt örtlich zuständig ist, die zuerst mit 
der Sache befasst worden ist.  

Absatz 2 regelt die Zuständigkeit der ZAK. Sie ist danach zustän-
dig für Zulassung, Rücknahme oder Widerruf der Zulassung bun-
desweiter Veranstalter (Nummer 1), die Wahrnehmung der Auf-
gaben im Verständigungsverfahren bei der Zuordnung von Über-
tragungskapazitäten (Nummer 2), die Zuweisung von Übertra-
gungskapazitäten für bundesweite Versorgungsbedarfe und deren 
Rücknahme oder Widerruf, soweit die GVK nicht zuständig ist 
(Nummer 3), die Anzeige des Plattformbetriebs (Nummer 4), die 
Aufsicht über Plattformen, soweit nicht die GVK zuständig ist 
(Nummer 5), die Feststellung des Vorliegens der Voraussetzungen 
für Regionalfensterprogramme und für Sendezeit für Dritte (Num-
mer 6), Aufsichtsmaßnahmen gegenüber privaten bundesweiten 
Veranstaltern, soweit nicht die KEK zuständig ist (Nummer 7), 
einvernehmliche Entscheidungen über die Zulassungspflicht von 
Angeboten als Rundfunk (Nummer 8) und die Befassung mit 
Anzeigen im Hinblick auf Verstöße gegen die Bestimmungen 
dieses Staatsvertrages bei bundesweit verbreiteten Programmen 
(Nummer 9). Nach Satz 2 kann die ZAK für die Aufgaben im 
Rahmen der Aufsicht gegenüber bundesweiten privaten Veranstal-

tern (Satz 1 Nr. 7) Prüfausschüsse einrichten. Diese sollen die 
Arbeit der ZAK in diesem umfassenden Zuständigkeitsgebiet ent-
lasten. Die Prüfausschüsse können über eine Aufsichtsmaßnahme 
nur einstimmig entscheiden. Kommt keine einstimmige Entschei-
dung zu Stande, muss die ZAK als Plenum die Entscheidung 
treffen (Satz 3). Das Nähere zu der Geschäftsverteilung (Satz 4) 
ist in der Geschäftsordnung der ZAK festzulegen (Satz 5). Damit 
soll sichergestellt werden, dass bei diesen Aufsichtsmaßnahmen 
im Voraus bestimmt ist, wer über diese Maßnahmen entscheidet.  

Absatz 3 bestimmt die Zuständigkeit der GVK. Während die ZAK 
für die Zulassung von Veranstaltern zuständig ist, obliegt der 
GVK als mittelbar plural zusammengesetztes Gremium die Auf-
gabe, für den Fall, dass es mehr antragstellende Anbieter als Über-
tragungskapazitäten gibt, die Auswahlentscheidung über die Zu-
weisung nach den in § 51a Abs. 4 genannten Kriterien zu treffen. 
Ferner obliegt der GVK die Auswahl der zu verbreitenden Rund-
funkprogramme bei Plattformen für den Fall, dass der Belegungs-
vorschlag des Plattformanbieters nicht den staatsvertraglichen An-
forderungen genügt (§ 52b Abs. 4 Satz 4). Gleiches gilt, wenn eine 
Änderung der Belegung nicht den staatsvertraglichen Vorausset-
zungen genügt (§ 52b Abs. 4 Satz 6). Die Sätze 2 und 3 betreffen 
die Zusammenarbeit der ZAK mit der GVK. Danach unterrichtet 
die ZAK die GVK fortlaufend (Satz 2). Diese Unterrichtungs-
pflicht erstreckt sich insbesondere auf die Bereiche, in denen die 
GVK gemäß dieser Bestimmung die Entscheidung an Stelle der 
ZAK trifft. Dies sind insbesondere Fragen im Zusammenhang mit 
der Zuweisung von Übertragungskapazitäten und die Entschei-
dungen über die Belegung von Plattformen. Die jeweiligen Mit-
glieder der GVK stellen die Information ihrer Gremien in geeigne-
ter Weise sicher. Ferner ist die GVK in grundsätzlichen Angele-
genheiten wie der Aufstellung von Satzungs- und Richtlinienent-
würfen einzubeziehen (Satz 3). 

Absatz 4 regelt in Übereinstimmung mit der bisherigen Rechtsla-
ge, dass die KEK zuständig ist für die abschließende Beurteilung 
von Fragestellungen der Sicherung von Meinungsvielfalt im Zu-
sammenhang mit der bundesweiten Veranstaltung von Fernseh-
programmen und der Ermittlung der den Unternehmen jeweils 
zurechenbaren Zuschaueranteile. 

Absatz 5 legt fest, dass die Auswahl, Zulassung und Aufsicht bei 
Regionalfensterprogrammen und Fensterprogrammen nach § 31 
Abs. 4 nicht der ZAK oder der GVK obliegt, sondern dem zustän-
digen Organ der Landesmedienanstalt, in dessen Zuständigkeits-
bereich das Regionalfenster oder Fensterprogramme ausgestrahlt 
wird. Dieses Organ, und nicht die ZAK, ist in diesen Fällen zur 
Sicherstellung der Meinungsvielfalt berufen.  

Nach Absatz 6 bleibt es bei den bisherigen Zuständigkeiten im 
Datenschutz. Sie richten sich gemäß § 47 Abs. 3 Satz 1 nach Lan-
desrecht.  

Zu § 37 

§ 37 regelt das Verfahren der Zulassung bundesweiter Rundfunk-
veranstalter, der Zuweisung von Übertragungskapazitäten für bun-
desweite Versorgungsbedarfe, der Anzeige des Plattformbetriebs 
sowie der Entscheidung, ob ein elektronischer Informations- und 
Kommunikationsdienst dem Rundfunk zuzuordnen ist.  

In diesen Fällen hat nach Absatz 1 der nach Landesrecht bestimm-
te gesetzliche Vertreter der örtlich zuständigen Landesmedienan-
stalt den entsprechenden Antrag und die vorhandenen Unterlagen 
der ZAK sowie in den Fällen der Zulassung auch der KEK zuzu-
leiten.  

Gemäß Absatz 2 entscheidet die GVK in dem Fall, dass mehr 
Anträge vorliegen als Übertragungskapazitäten zur Verfügung 
stehen. 
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Absatz 3 betrifft Fälle, in denen Aufsichtsverfahren, etwa bei An-
meldung von Veränderungen der Beteiligungsverhältnisse, bei 
nicht angemeldeten, aber nachträglich bekannt werdenden Verän-
derungen der Beteiligungsverhältnisse oder bei Veränderungen der 
Zuschaueranteile eines Programms, durch die KEK in Betracht 
kommen. Absatz 3 entspricht damit der bisherigen Rechtslage. 

Absatz 4 bestimmt, dass den Kommissionen die Verfahrensrechte 
nach den §§ 21 und 22 zustehen. Damit hat der Antragsteller den 
Kommissionen die erforderlichen Auskünfte zu geben und die 
Verpflichtung, die erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Im 
Einzelnen ist dies in § 21 geregelt. Daneben haben die Kommissi-
onen die Auskunfts- und Ermittlungsbefugnisse, die entsprechend 
der bisherigen Rechtslage in § 22 enthalten sind. 

Mit Absatz 5 wird von der in § 68 Abs. 1 Satz 2 1. Alternative der 
Verwaltungsgerichtsordnung vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch 
gemacht, auf ein Vorverfahren vor Erhebung der Anfechtungs- 
oder Verpflichtungsklage zu verzichten. 

Zu § 38 

Der neu gefasste § 38 Abs. 1 entspricht im Wesentlichen dem 
bisherigen § 38 Abs. 3 und regelt die Zusammenarbeit der Lan-
desmedienanstalten bei Beanstandungen. Danach hat jede Landes-
medienanstalt die Möglichkeit, gegenüber der zuständigen Lan-
desmedienanstalt anzuzeigen, dass ein bundesweit verbreitetes 
Programm gegen die sonstigen Bestimmungen dieses Staatsver-
trages verstößt (Satz 1). Sonstige Bestimmungen sind insbesonde-
re solche über die Zulassung, Sendeverbote und Regelungen über 
Werbung und Sponsoring. Die Regelung entspricht insoweit der 
bisherigen Rechtslage. Die zuständige Landesmedienanstalt ist in 
einem solchen Fall verpflichtet, tätig zu werden und hat die anzei-
gende Landesmedienanstalt von der Überprüfung und den einge-
leiteten Schritten zu unterrichten (Satz 2). Für die zuständige 
Landesmedienanstalt handelt in diesem Fall die ZAK als zuständi-
ges Organ (§ 36 Abs. 2 Satz 1 Nr. 9). 

Absatz 2 Satz 1 regelt die Verpflichtung der zuständigen Landes-
medienanstalt, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, wenn 
sie einen Verstoß gegen die Bestimmungen dieses Staatsvertrages 
feststellt. Erforderliche Maßnahmen in diesem Sinne sind nach 
Satz 2 insbesondere Beanstandungen, Untersagung, Rücknahme 
und Widerruf. Sie sind Ausdruck des stets anzuwendenden Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit. Die Bestimmung findet auch auf 
Plattformanbieter Anwendung (§ 52f). Sanktionsmöglichkeiten bei 
Verstößen gegen die Bestimmungen des Jugendmedienschutzes 
sind im Jugendmedienschutz-Staatsvertrag enthalten.  

Von diesen Sanktionsmöglichkeiten regelt Absatz 3 die Rück-
nahme der Erlaubnis, Rundfunk zu veranstalten (Zulassung), und 
die Rücknahme der Einräumung der Möglichkeit, Übertragungs-
kapazitäten für bundesweiten drahtlosen Rundfunk zu nutzen 
(Zuweisung). Eine ausdrückliche Regelung ist hierzu erforderlich, 
da diese Maßnahmen in besonderem Umfang in die Rechte der 
Anbieter eingreifen. Danach wird die Zulassung zurückgenom-
men, wenn die Voraussetzungen des § 20a Abs. 1 bis 3 zum Zeit-
punkt der Zulassung nicht vorlagen (Nummer 1). Ferner kann die 
Übertragungskapazität entzogen werden, wenn der Rundfunkver-
anstalter die in § 51a Abs. 4 genannten Kriterien, vor allem im 
Hinblick auf Meinungsvielfalt und Programmstandards nicht 
berücksichtigt und er innerhalb einer von der Landesmedienanstalt 
gesetzten Frist den Beanstandungen nicht abhilft (Nummer 2). 

Während Absatz 3 Fälle betrifft, in denen die Voraussetzungen 
zum Zeitpunkt des Erlasses des jeweiligen Verwaltungsaktes nicht 
vorlagen, regelt Absatz 4 die Fälle, in denen ein Zulassungshin-
dernis bzw. ein Versagungsgrund für die Zuweisung zu einem 
späteren Zeitpunkt als dem der Zulassung eintritt. Als schärfstes 

Mittel der Sanktionen setzt der Widerruf einer Zulassung voraus, 
dass der Rundfunkveranstalter die in § 20a Abs. 1 und 2 genann-
ten Voraussetzungen nicht erfüllt, er gegen seine programmlichen 
Verpflichtungen wiederholt schwerwiegend verstößt und trotz 
Abmahnung der Anweisung der zuständigen Landesmedienanstalt 
nicht folgt (Nummer 1). Die Zuweisung einer Übertragungskapa-
zität wird widerrufen, wenn nachträglich Veränderungen des An-
gebots eintreten, die der Rundfunkveranstalter zu vertreten hat 
(Nummer 2). Dies gilt insbesondere dann, wenn die staatsvertrag-
lichen Kriterien nicht erfüllt sind. Solche Kriterien sind unter 
anderem: Förderung der Meinungsvielfalt, Darstellung des öffent-
lichen Geschehens, der politischen Ereignisse und des kulturellen 
Lebens oder Bereitstellung einer Plattform für bedeutsame politi-
sche, weltanschauliche und gesellschaftliche Gruppen. Vorausset-
zung hierfür ist weiter, dass keine Abhilfe in dem von der zustän-
digen Landesmedienanstalt zugestandenen Zeitraum geschaffen 
wird. Weiterer Widerrufsgrund ist, dass der Anbieter die Übertra-
gungskapazität nicht nutzt und er die Nichtnutzung zu vertreten 
hat. 

Absatz 5 schließt aus, dass Anbieter Ersatzansprüche für Schäden 
geltend machen können, die ggf. durch die Rücknahme oder den 
Widerruf einer Zulassung oder Zuweisung entstehen (Satz 1). 
Gemäß Satz 2 gelten im Übrigen die Bestimmungen des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes des Sitzlandes der jeweils zuständigen 
Landesmedienanstalt. 

Zu § 39 

Satz 1 regelt den Anwendungsbereich der §§ 20a bis 38. Sie gelten 
nur für bundesweite Angebote. Insoweit ist eine abweichende Re-
gelung durch Landesrecht nicht zulässig. Dies bedeutet zugleich, 
dass für landesweite oder länderübergreifende Angebote, die nicht 
bundesweit verbreitet werden, das jeweilige Landesrecht anzu-
wenden ist; dies allerdings mit der Maßgabe, dass auch bei den 
Entscheidungen über die Zuweisung der Übertragungskapazitäten 
auf Länderebene die Entscheidungen der KEK zugrunde zu legen 
sind (Satz 2). 

Zu den §§ 39a und 40 

Die §§ 39a und 40 übernehmen unverändert die bisherige Rege-
lung. 

Zu Nummer 17 

Mit Nummer 17 wird die Regelung für Pflichthinweise im Rah-
men der Werbung in § 45 Abs. 3 für den privaten Rundfunk er-
gänzt. Für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk wird die parallele 
Regelung mit Nummer 6 in § 16 Abs. 4 getroffen. Nach der bishe-
rigen Regelung in § 16 Abs. 4 und § 45 Abs. 3 wurden lediglich 
Pflichthinweise im Sinne des Heilmittelwerbegesetzes nicht auf 
die Dauer der Werbung angerechnet. Aufgrund gesetzlich oder 
staatsvertraglich vorgesehener Pflichthinweise hat sich der Bedarf 
ergeben, Pflichthinweise generell bei der Berechnung der Dauer 
der Werbung außer Betracht zu lassen. Damit ist die Norm offen 
für die Einführung weiterer Pflichthinweise. 

Zu Nummer 18 

Mit  Nummer 18 wird die Aufzählung der für Eigenwerbekanäle 
geltenden Bestimmungen des Staatsvertrages um den neu einge-
fügten § 8a für Gewinnspiele ergänzt, da Gewinnspiele auch im 
Rahmen von Eigenwerbekanälen durchgeführt werden können. 
Auf die Begründung zu § 8a wird verwiesen. 

Zu Nummer 19 

Die Ermächtigungsgrundlage zum Erlass von Satzungen oder 
Richtlinien für die Landesmedienanstalten wird mit Nummer 19 
im Hinblick auf die neu eingefügte Bestimmung des § 8a über 



Seite 20 Bayerischer Landtag 15. Wahlperiode Drucksache  15/9667 

Gewinnspiele erweitert. In diesen Satzungen oder Richtlinien 
sollen die staatsvertraglichen Vorgaben im Hinblick auf die im 
Einzelnen aufgeführten Regelungsbereiche konkretisiert werden. 
Die Regelung entspricht damit der Befugnis von ARD, ZDF und 
Deutschlandradio in § 16a. Bezüglich des neu eingefügten § 8a 
über Gewinnspiele sind in den Satzungen oder Richtlinien insbe-
sondere die Bedingungen zur Teilnahme Minderjähriger an Ge-
winnspielen näher zu bestimmen, d. h. zu regeln, wie die Teilnah-
me Minderjähriger bei bestimmten Gewinnspielen ausgeschlossen 
wird. Ferner sind im Hinblick auf die Ermächtigung zur Einfü-
gung von Bußgeldtatbeständen gemäß § 49 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 
Bestimmungen über die Ahndung von Verstößen gegen die Be-
stimmungen für Gewinnspiele vorzusehen.  

Zu Nummer 20 

Bei Nummer 20 handelt es sich um eine redaktionelle Folgeände-
rung aufgrund der Neugliederung der ersten Unterabschnitte des 
III. Abschnittes.   

Zu Nummer 21 

Durch die Einführung der Vorschriften zur Plattformregulierung 
in Abschnitt V. sowie der Regelung zu Gewinnspielen werden die 
Ordnungswidrigkeitentatbestände in § 49 Abs. 1 Satz 2 durch neue 
Ordnungswidrigkeitentatbestände ergänzt. Mit Nummer 21 wer-
den die Ordnungswidrigkeitentatbestände des bisherigen § 49 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 und 6 ersetzt und an die neu gefassten Vor-
schriften des V. Abschnitts angepasst. 

Die Ordnungswidrigkeiten des bisherigen § 49 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 
und 6 werden durch die neu eingefügten Nummern 5 bis 12 er-
setzt, die bisherigen Nummern 7 bis 10 rücken entsprechend nach 
hinten. Die neu eingefügte Ordnungswidrigkeit nach Nummer 5 
knüpft an die Gewinnspielregelung des neu eingefügten § 8a an, 
wobei hinsichtlich der konkreten Ordnungswidrigkeitentatbestän-
de auf die von den Landesmedienanstalten auf Basis der §§ 8a und 
46 zu erlassenden normenkonkretisierenden Satzungen verwiesen 
wird. 

Die neu eingefügten Ordnungswidrigkeitentatbestände der Num-
mern 6 bis 12 knüpfen an Sachverhalte im Zusammenhang mit der 
Regulierung von Plattformen an, die durch die Überarbeitung des 
V. Abschnitts entweder neu oder in veränderter Fassung in den 
Rundfunkstaatsvertrag aufgenommen wurden. 

Bei den unter Buchstabe a bb sowie Buchstabe b vorgenommenen 
Änderungen handelt es sich um redaktionelle Folgeänderungen 
aufgrund der Neuordnung des Absatzes 1 Satz 2. 

Die unter Buchstabe c vorgenommene Änderung ist lediglich re-
daktioneller Art, wodurch Absatz 3 nunmehr für sämtliche Ord-
nungswidrigkeiten, die das Telemediengesetz oder die Bestim-
mungen über Telemedien im Rundfunkstaatsvertrag betreffen, 
eine vorrangige landesrechtliche Zuständigkeitsregelung zulässt. 

Zu Nummer 22 

Mit Nummer 22 wird der V. Abschnitt vollständig neu gefasst. 
Zum einen wird die bundesweite Zuordnung und Zuweisung von 
drahtlosen Übertragungskapazitäten erstmalig geregelt (§§ 51 und 
51a). Zum anderen werden Regelungen für Plattformen getroffen 
(§§ 52 ff.), die nunmehr für alle Plattformen gelten und sich nicht 
wie bisher auf die Kabelnetze beschränken. 

Zu § 50  

§ 50 enthält in Anlehnung an die bisherige Bestimmung den 
Grundsatz, dass die Entscheidung über die Zuordnung, Zuweisung 
und Nutzung von Übertragungskapazitäten, die zur Verbreitung 
ausschließlich von Rundfunk oder von Rundfunk und vergleichba-

ren Telemedien dienen, nach Maßgabe dieses Staatsvertrages und 
des jeweiligen Landesrechts zu treffen ist. Diese Bestimmungen 
können sowohl im Rundfunkstaatsvertrag als auch in den jeweili-
gen Landesgesetzen bzw. Staatsverträgen einzelner Länder enthal-
ten sein. Die insoweit neu gefasste Bestimmung greift nunmehr 
die in §§ 51 und 51a verwendeten Begriffe „Zuordnung“ und 
„Zuweisung“ auf. Unverändert betrifft ihr Anwendungsbereich 
alle Übertragungskapazitäten, die zur Verbreitung von Rundfunk 
und vergleichbaren Telemedien geeignet sind und hierfür genutzt 
werden sollen. Auf eine telekommunikationsrechtliche Widmung 
zu diesem Zweck kommt es nicht an.  

Zu § 51 

§ 51 regelt die Zuordnung von drahtlosen Übertragungskapazitä-
ten. Bisher war eine Zuordnungsentscheidung der Ländergemein-
schaft nur bei Satellitenkanälen vorgesehen. Nunmehr hat sich der 
Bedarf ergeben, insbesondere im terrestrischen Bereich bundes-
weit einheitlich über die Zuordnung und Zuweisung von Übertra-
gungskapazitäten zu entscheiden. Dabei dient die Zuordnungsent-
scheidung in § 51 der Bestimmung, ob eine Übertragungskapazität 
dem öffentlich-rechtlichen Bereich, d. h. ARD, ZDF oder 
Deutschlandradio, oder dem privaten Bereich und damit den Lan-
desmedienanstalten zur Zuweisung an private Anbieter zugeordnet 
werden soll. Das Weitere für private Anbieter ist sodann in § 51a 
geregelt.  

Absatz 1 regelt das Bedarfsanmeldungsverfahren für bundesweite 
Versorgungsbedarfe. Mit dem Bedarfsanmeldungsverfahren wird 
bei der zuständigen Regulierungsbehörde für Telekommunikation 
(derzeit Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunika-
tion, Post und Eisenbahnen) das Frequenzplanungsverfahren für 
den Bedarf eingeleitet. Das Ergebnis dieser Planungen der Regu-
lierungsbehörde für Telekommunikation ist dann Gegenstand des 
weiteren Zuordnungs- und ggf. Zuweisungsverfahrens. Dieses 
Verfahren gilt für bundesweite Versorgungsbedarfe bei drahtlosen 
Übertragungskapazitäten. Als drahtlose Übertragungskapazitäten 
werden nach Satz 1 solche Übertragungskapazitäten definiert, die 
nicht leitungsgebunden sind (Satellit und Terrestrik). Satz 1 be-
stimmt, dass eine solche Bedarfsanmeldung durch die Länder für 
einen bundesweiten Versorgungsbedarf nur einstimmig vorge-
nommen werden kann. Dies dient dazu, jedem Land die Entschei-
dung vorzubehalten, ob und mit welchen Versorgungen die eigene 
Bevölkerung erreicht werden soll. Dies insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass bei knappen Ressourcen durch bundesweite 
Versorgungen landesweite Handlungsmöglichkeiten eingeschränkt 
werden können. Satz 2 eröffnet die Möglichkeit, auch länderüber-
greifende Bedarfsanmeldungen vorzunehmen. Allerdings ist für 
solche länderübergreifenden Versorgungsbedarfe in der Folge kein 
Zuordnungs- und Zuweisungsverfahren vorgesehen. Dies kann 
dann nur entweder im Rahmen einer Koordinierung zwischen den 
Stellen der verschiedenen Länder oder aber aufgrund einer beson-
deren gesetzlichen Ermächtigung (insbesondere eines gemeinsa-
men Staatsvertrages) erfolgen.  

Absatz 2 betrifft die Zuordnungsentscheidung. Grundlage dieser 
Zuordnungsentscheidung sind die Übertragungskapazitäten, die 
von der Regulierungsbehörde für Telekommunikation ermittelt 
wurden und die der Realisierung eines bundesweiten Versor-
gungsbedarfs der Länder dienen. Absatz 2 bestimmt nun, dass von 
den Ministerpräsidenten durch einen einstimmigen Beschluss 
festzulegen ist, ob diese Übertragungskapazitäten dem öffentlich-
rechtlichen oder privaten Bereich zur Verfügung gestellt werden. 
Beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk kommen für Übertragungs-
kapazitäten im Fernsehen die in der ARD zusammengeschlosse-
nen Landesrundfunkanstalten und das ZDF in Betracht, bei Hör-
funk neben den in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten auch das Deutschlandradio. Sollen die Übertra-
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gungskapazitäten für den bundesweiten Versorgungsbedarf priva-
ten Anbietern (Rundfunkveranstaltern, Plattformanbietern oder 
Anbietern von Telemedien) zugewiesen werden, so sind die Über-
tragungskapazitäten für den bundesweiten Versorgungsbedarf den 
Landesmedienanstalten zuzuordnen. Diese führen dann das weite-
re Zuweisungsverfahren gemäß § 51a durch. Für den öffentlich-
rechtlichen Bereich entfällt ein weiteres Zuweisungsverfahren, da 
mit der Zuordnungsentscheidung bereits festgelegt ist, dass die in 
der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das 
ZDF oder das Deutschlandradio die Übertragungskapazitäten für 
den Versorgungsbedarf erhalten.  

Absatz 3 enthält die Grundsätze, die für die Zuordnungsentschei-
dung zu beachten sind. Er legt dabei in Satz 1 Nr. 1 bis 4 insbe-
sondere ein Verfahren fest, mit dem eine Verständigung zwischen 
dem öffentlich-rechtlichen und dem privaten Bereich erzielt wer-
den soll. Dabei lehnt sich die Bestimmung an die bisher für die 
Zuordnung von Satellitenkanälen geltende Regelung an.  

Nach Nummer 1 sind zur Verfügung stehende freie Übertragungs-
kapazitäten den in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten, zusätzlich beim Fernsehen dem ZDF bzw. beim 
Hörfunk dem Deutschlandradio, sowie den Landesmedienanstal-
ten bekannt zu machen. Die Landesmedienanstalten handeln dabei 
für die privaten Anbieter (Rundfunkveranstalter, Plattformanbieter 
oder Anbieter von Telemedien).  

Nach Nummer 2 werden die Übertragungskapazitäten zugeordnet, 
wenn sie den geltend gemachten Bedarf der verschiedenen Berei-
che abdecken können. Reichen sie nicht aus, ist eine Entscheidung 
darüber zu treffen, welchem Bereich sie zuzuordnen sind (Num-
mer 3). Dabei soll auf eine Verständigung zwischen den Beteilig-
ten (den in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkan-
stalten, beim Fernsehen zusätzlich dem ZDF, beim Hörfunk zu-
sätzlich dem Deutschlandradio, sowie den Landesmedienanstal-
ten) hingewirkt werden. Kommt eine solche Verständigung zu-
stande, ist die Zuordnung auf der Grundlage dieser Verständigung 
durch die Ministerpräsidenten vorzunehmen. Es ist auch möglich, 
Teilzuordnungen vorzunehmen. 

Kommt eine Verständigung nicht zustande, bestimmt Nummer 4, 
nach welchen Kriterien die Entscheidung durch die Ministerpräsi-
denten vorzunehmen ist. Nummer 4 ist im Gegensatz zu den 
Nummern 1 bis 3 im Vergleich zu der bisherigen Regelung für die 
Zuordnung von Satellitenkanälen neu gefasst. Dies ist erforder-
lich, da die Zuordnungsentscheidung nunmehr nicht nur Satelli-
tenkanäle, sondern auch terrestrische Übertragungskapazitäten 
betrifft. Zunächst ist bei der Entscheidung die Besonderheit der 
zur Zuordnung anstehenden Übertragungskapazitäten zu beachten. 
Ziel der Entscheidung ist, unter Berücksichtigung des Gesamtan-
gebots die größtmögliche Vielfalt zu gewährleisten (Nummer 4). 
Nummer 4 präzisiert dies im Hinblick darauf, dass für den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk die Grundversorgung und die Teilhabe 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks an neuen Techniken und 
Programmformen zu berücksichtigen ist (Nummer 4 Buchst. a). In 
die Abwägung einzubeziehen sind ebenfalls gemäß Nummer 4 
Buchst. b die Belange des privaten Rundfunks und der Anbieter 
von Telemedien. Auch nach Nummer 4 sind Teilzuordnungen 
möglich. 

Abschließend wird in Satz 2 bestimmt, dass die Zuordnung der 
Übertragungskapazität für die Dauer von längstens 20 Jahren vor-
genommen wird. Damit soll sichergestellt werden, dass auftreten-
den Veränderungen der Versorgungssituation Rechnung getragen 
werden kann. Dieser Fristsetzung ist bei den Landesmedienanstal-
ten auch bei der Zuweisung der Übertragungskapazitäten an einen 
konkreten Anbieter (Rundfunkveranstalter, Plattformanbieter oder 
Anbieter von Telemedien) Rechnung zu tragen. Dabei erfolgt die 

Zuweisung von Übertragungskapazitäten durch die Landesme-
dienanstalten gemäß § 51a für die Dauer von 10 Jahren mit einer 
einmaligen Verlängerungsmöglichkeit um weitere 10 Jahre (§ 51a 
Abs. 5 Sätze 1 und 2).  

Absatz 4 bestimmt, dass der Vorsitzende der Ministerpräsidenten-
konferenz die Zuordnungsentscheidungen nach außen vollzieht 
und die Übertragungskapazitäten den in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten, dem ZDF, dem Deutsch-
landradio oder den Landesmedienanstalten zuordnet.  

Absatz 5 enthält eine neu eingefügte Bestimmung, die es ermög-
licht, eine Zuordnungsentscheidung zu widerrufen, wenn die zuge-
ordnete Übertragungskapazität nach Ablauf von 18 Monaten nach 
Zugang der Zuordnungsentscheidung nicht für die Realisierung 
des Versorgungsbedarfs genutzt wird. Die Entscheidung steht 
dabei im pflichtgemäßen Ermessen. In Betracht kommen als 
Gründe für eine mögliche weiter bestehende Zuordnung insbeson-
dere technische Probleme bei der Realisierung der Versorgung. 
Satz 1 2. Halbsatz bestimmt, dass im Falle des Widerrufs der 
Zuordnungsentscheidung eine Entschädigung nicht gewährt wird. 
Gemäß Satz 2 kann der Zuordnungsempfänger auch beantragen, 
dass die Frist durch eine Entscheidung der Ministerpräsidenten 
verlängert wird. Die Entscheidung über eine Fristverlängerung 
treffen die Ministerpräsidenten nach pflichtgemäßem Ermessen. 

Absatz 6 bestimmt in Anlehnung an die bisherige Regelung für die 
Zuordnung von Satellitenkanälen, dass die Ministerpräsidenten 
zur Durchführung des Zuordnungsverfahrens Verfahrensregelun-
gen vereinbaren.  

Zu § 51a 

Mit der neu eingefügten Bestimmung in § 51a wird die bundes-
weite Zuweisung von drahtlosen Übertragungskapazitäten durch 
die Landesmedienanstalten ermöglicht.  

Absatz 1 bestimmt, dass Übertragungskapazitäten für drahtlose 
bundesweite Versorgungsbedarfe durch die zuständige Landesme-
dienanstalt zugewiesen werden. Bisher war eine bundesweite 
Zuweisung durch die Landesmedienanstalten nur im Wege eines 
Koordinierungsverfahrens aller Landesmedienanstalten möglich 
und erfolgte auf der Grundlage des jeweiligen Landesrechts. Wel-
che Landesmedienanstalt bei einem bundesweiten Versorgungs-
bedarf als örtlich zuständige Landesmedienanstalt das Verfahren 
durchführt, kann nach Absatz 2 Satz 2 bestimmt werden. Zustän-
dig für das Verfahren als Organ ist die ZAK (§ 36 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 3). Übertragungskapazitäten können danach privaten Rund-
funkveranstaltern, Anbietern von vergleichbaren Telemedien oder 
Plattformanbietern zugewiesen werden. Teilzuweisungen sind 
möglich. Bei Plattformanbietern sind die weiteren Bestimmungen 
insbesondere die Regelungen für die digitale Belegung von Platt-
formen (§ 52b) zu beachten. Dabei kann von den Landesmedien-
anstalten bestimmt werden, ob die Übertragungskapazitäten nur 
für Rundfunkveranstalter, Anbieter von Telemedien oder nur für 
Anbieter von Plattformen oder aber für einen oder mehrere dieser 
verschiedenen Anbieter zugewiesen werden sollen.  

Absatz 2 enthält Bestimmungen zum Verfahren der Zuweisung. 
Zuständig für das Verfahren als Organ ist die ZAK (§ 36 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 3). Nach Satz 1 ist für die den Landesmedienanstalten 
zugeordneten Übertragungskapazitäten ein Ausschreibungsverfah-
ren durchzuführen. Hierzu sind Beginn und Ende einer Aus-
schlussfrist festzusetzen, innerhalb der schriftliche Anträge auf 
Zuweisung gestellt werden können. Satz 2 bestimmt den näheren 
Inhalt und die Anforderungen der Ausschreibung. Dies sind insbe-
sondere Beginn und Ende der Antragsfrist, das Verfahren (ein-
schließlich der Bestimmung der für die Ausschreibung der bun-
desweiten Übertragungskapazitäten örtlich zuständigen Landes-
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medienanstalt) die wesentlichen Anforderungen an die Antrags-
stellung sowie das Nähere zu den Anforderungen an die Bewerber. 
Die Ausschreibung ist danach in den einzelnen Ländern in geeig-
neter Weise zu veröffentlichen. Art und Weise der Veröffentli-
chung ist dabei festzulegen. 

Absatz 3 sieht für den Fall, dass nicht allen Anträgen auf Zuwei-
sung von Übertragungskapazitäten entsprochen werden kann, 
zunächst ein Verständigungsverfahren zwischen den einzelnen 
Antragstellern vor (Satz 1). Die ZAK hat auf eine Verständigung 
hinzuwirken. Das Ergebnis einer solchen Verständigung ist der 
Zuweisung zugrunde zu legen. Satz 2 bestimmt jedoch, dass durch 
die ZAK zu prüfen ist, ob das Ergebnis der Verständigung, insbe-
sondere über die Aufteilung der Übertragungskapazitäten, dem 
Gebot entspricht, größtmögliche Meinungsvielfalt zu erreichen. 
Diese Prognoseentscheidung ist durch die ZAK anhand der vorge-
legten Unterlagen zu treffen.  

Absatz 4 regelt das Verfahren, wenn eine Verständigung gemäß 
Absatz 3 nicht zustande kommt oder aber eine Verständigung dem 
Gebot der Erzielung der größtmöglichen Meinungsvielfalt nicht 
entspricht. Dann ist eine Auswahl aus den verschiedenen An-
tragstellern zu treffen. Zuständig für diese Entscheidung ist die 
GVK (§ 36 Abs. 3). Sie wählt aus den zulässigen Anträgen den 
oder die geeignetsten Antragsteller aus. Die Zuständigkeit der 
GVK begründet sich damit, dass hier Pluralitätsentscheidungen 
getroffen werden sollen, in die ein möglichst breites Spektrum 
gesellschaftlicher Meinungen einfließen soll. Dies ist durch die 
GVK mit ihrer Ableitung aus den gesellschaftlich relevanten 
Gruppen gewährleistet. Satz 1 enthält Kriterien für die Auswahl. 
Dies ist zunächst die Förderung der Meinungsvielfalt (Nummer 1), 
die Erwartung der Darstellung des öffentlichen Geschehens, der 
politischen Ereignisse sowie des kulturellen Lebens (Nummer 2) 
und der Verbreitung der bedeutsamen politischen, weltanschauli-
chen und gesellschaftlichen Ansichten (Nummer 3). Satz 2 enthält 
als weiteres Kriterium für die Auswahlentscheidung, dass auch 
das wirtschaftliche Konzept sowie die Interessen und die Akzep-
tanz der Nutzer in die Auswahlentscheidung einzubeziehen sind. 
Satz 3 bestimmt weiterhin für den Fall, dass die Übertragungska-
pazitäten einem Plattformanbieter zugewiesen werden sollen, dass 
in die Auswahlentscheidung einzubeziehen ist, wie der Plattform-
anbieter den gesetzlichen Vorgaben für Plattformen (§§ 52 ff.) 
genügen will. Beispielhaft wird hier aufgezählt, ob das betreffende 
Angebot den Zugang von Fernseh- und Hörfunkveranstaltern 
sowie Anbietern von vergleichbaren Telemedien einschließlich 
elektronischer Programmführer zu angemessenen Bedingungen er-
möglicht und den Zugang chancengleich und diskriminierungsfrei 
gewährt. Bei der Auswahlentscheidung sind nicht alle Plattform-
anbieter, die den gesetzlichen Bestimmungen genügen, gleich zu 
bewerten, vielmehr ist derjenige auszuwählen, der die Anforde-
rungen bestmöglich umsetzt. 

Absatz 5 bestimmt das Nähere zur Zuweisungsentscheidung. Da-
nach erfolgt die Zuweisung für die Dauer von 10 Jahren (Satz 1), 
bei einer einmaligen Verlängerungsmöglichkeit um weitere 10 
Jahre (Satz 2). Satz 3 bestimmt, dass die Zuweisungsentscheidung 
sofort vollziehbar ist, um zu gewährleisten, dass durch Gerichts-
verfahren die Realisierung des Versorgungsbedarfs nicht verzögert 
wird. Satz 4 korrespondiert mit der Regelung in § 51 Abs. 5, 
wonach bei Nichtnutzung die Zuordnung widerrufen werden kann. 
Die Bestimmung gewährt damit der zuständigen Landesmedienan-
stalt (ZAK) die Möglichkeit, die Zuweisung einer Übertragungs-
kapazität zu widerrufen, wenn sie binnen 12 Monaten nicht ge-
nutzt wird. Die Frist von 12 Monaten wurde gewählt, um auch die 
Zuordnungsentscheidung mit einer Frist von 18 Monaten ggf. zu 
widerrufen. Das Nähere ist in § 38 Abs. 4 Nr. 2 b geregelt. Satz 4 
bestimmt, wie beim Zuordnungsverfahren, dass auf Antrag des 

Zuweisungsempfängers die Frist verlängert werden kann. Die 
Entscheidung über die Fristverlängerung steht in pflichtgemäßem 
Ermessen der zuständigen Landesmedienanstalt (ZAK). Eine Ver-
längerung kann insbesondere in Betracht kommen, wenn sich aus 
technischen Gründen die Realisierung des Versorgungsbedarfs 
verzögert. 

Zu § 51b 

Absatz 1 übernimmt die bisherige Regelung aus § 52 Abs. 1 Sät-
ze 1 und 2 und passt sie an die neu eingefügten Bestimmungen für 
Plattformen an. Nachdem die §§ 52 ff. allgemein für Plattformen 
Regelungen, insbesondere zur digitalen Belegung, vorsehen, be-
stimmt Satz 1 unmittelbar die Zulässigkeit der Weiterverbreitung 
von in Europa in rechtlich zulässiger Weise und entsprechend den 
Bestimmungen des europäischen Rechts veranstalteten Fernseh-
programmen (einschließlich Teleshoppingangebote). Er dient da-
mit der Umsetzung der EG-Fernsehrichtlinie und der Bestimmun-
gen des Europäischen Übereinkommens über das grenzüberschrei-
tende Fernsehen. Damit erhalten europäische Fernsehprogramme 
grundsätzlich Zugang zu allen Plattformen in Deutschland und 
können von dem Plattformanbieter im Rahmen seiner Auswahlbe-
fugnis gemäß § 52b  Abs. 1 oder landesrechtlich gewährter Spiel-
räume berücksichtigt werden. Satz 2 stellt in Übereinstimmung 
mit der bisherigen Rechtslage klar, dass eine Weiterverbreitung 
von Fernsehprogrammen nur unter der Beachtung der entspre-
chenden Bestimmungen der EG-Fernsehrichtlinie und des Europä-
ischen Übereinkommens über das grenzüberschreitende Fernsehen 
möglich ist.  

Nachdem nunmehr die Belegungsvorgaben für digitale Plattfor-
men generell in § 52b enthalten sind, enthält Absatz 2 für nicht 
dem Absatz 1 unterfallende Fernsehprogramme die entsprechen-
den Verfahrensregelungen. Betroffen sind solche Programme, die 
nicht von der EG-Fernsehrichtlinie und dem Europäischen Über-
einkommen über das grenzüberschreitende Fernsehen erfasst wer-
den. Satz 1 bestimmt zunächst, dass die Weiterverbreitung solcher 
Programme mindestens einen Monat vor Beginn der zuständigen 
Landesmedienanstalt anzuzeigen ist. Dies ist diejenige Landesme-
dienanstalt, in deren Gebiet die Plattform die Programme verbrei-
tet. Die Anzeigepflicht betrifft zunächst den Rundfunkveranstalter. 
Die Anzeige kann nach Satz 2 jedoch auch vom Plattformanbieter 
vorgenommen werden. Genügt der Programmanbieter seiner An-
zeigepflicht nicht und wird die Weiterverbreitung auch nicht vom 
Plattformanbieter angezeigt, ist auf die neu eingefügte Bestim-
mung für Ordnungswidrigkeiten in § 49 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 hin-
zuweisen. Satz 3 bestimmt den näheren Inhalt der Anzeige. Sie 
muss die Nennung eines Programmverantwortlichen, eine Be-
schreibung des Programms und die Vorlage einer Zulassung oder 
eines vergleichbaren Dokuments beinhalten. Damit soll die Prü-
fung ermöglicht werden, ob das Programm nach den Bestimmun-
gen des Herkunftslandes in gesetzlich zulässiger Weise veranstal-
tet wird. Satz 4 enthält die Untersagungsmöglichkeit für die Wei-
terverbreitung dieser Programme. Danach ist die Weiterverbrei-
tung zu untersagen, wenn den grundlegenden Anforderungen des 
Jugendmedienschutz-Staatsvertrages an den Jugendschutz in § 3 
nicht entsprochen wird. Gleiches gilt etwa auch für Verstöße ge-
gen Strafbestimmungen. Weiterer Untersagungsgrund ist, dass das 
Programm nach dem Recht des Herkunftslandes nicht in zulässi-
ger Weise veranstaltet ist. Der dritte Bereich der Untersagungs-
gründe betrifft den Fall, dass das Programm nicht inhaltlich un-
verändert verbreitet wird. In diesem Fall liegt ein in Bezug auf das 
Ursprungsprogramm verändertes neues Programm vor, das sich 
nicht auf eine Zulassung des Herkunftslandes stützen kann. 

Absatz 3 übernimmt die bisherige Regelung aus § 52 Abs. 1 Sät-
ze 3 und 4 und gewährt dem Landesgesetzgeber unverändert die 
Befugnis, landesrechtliche Bestimmungen zur Belegung analoger 



Drucksache  15/9667 Bayerischer Landtag 15. Wahlperiode Seite 23 

Plattformen. Diese Befugnis ergibt sich daraus, dass § 52b ledig-
lich Vorgaben für digitale Plattformen enthält.  

Zu § 52 

Die §§ 52 ff. enthalten Regelungen für Plattformen.  

Absatz 1 Satz 1 bestimmt zunächst, dass eine Plattform auf allen 
technischen Übertragungskapazitäten entstehen kann. Die bisheri-
gen Regelungen des Staatsvertrages haben sich auf Kabelanlagen 
beschränkt. Im Zuge der technischen Entwicklung haben sich 
Plattformen jedoch auch auf anderen nicht kabelgebundenen 
Übertragungswegen (Terrestrik und Satellit) entwickelt. Satz 1 
enthält deshalb die Aussage, dass die nachfolgenden Regelungen 
(soweit nicht anders vermerkt) für alle technischen Übertragungs-
kapazitäten und Übertragungswege gelten.  

Den Anwendungsbereich engt jedoch Satz 2 ein. Generell nicht 
von den Regelungen (mit Ausnahme der allgemeinen Regelungen 
der §§ 52a und 52f) erfasst sind danach solche Anbieter, für die 
kein Regelungsbedürfnis besteht. Dies sind nach Nummer 1 Platt-
formen in offenen Netzen. Als offene Netze sind das Internet, 
UMTS oder vergleichbare Netze zu verstehen. Denn in solchen 
Netzen können Anbieter von Rundfunk oder Telemedien ihre An-
gebote unmittelbar und ohne die Zusammenfassung durch einen 
Plattformanbieter bereitstellen. Für solche Plattformen besteht ein 
Regelungsbedürfnis nur dann, wenn Plattformanbieter in diesen 
offenen Netzen über eine marktbeherrschende Stellung verfügen. 
Dann ist ihre Stellung vergleichbar derjenigen eines Plattforman-
bieters, der eine geschlossene Plattform auf Übertragungskapazitä-
ten in einem Übertragungsweg anbietet.  

Ebenfalls nicht den nachstehenden Regelungen mit Ausnahme der 
§§ 52a und 52f unterliegen Plattformen, bei denen sich der Anbie-
ter auf die unveränderte Weiterverbreitung eines Gesamtangebotes 
beschränkt, das den Vorgaben dieses Abschnittes entspricht. Hier-
bei handelt es sich insbesondere um solche Plattformanbieter, die 
von höheren Netzebenen das Gesamtangebot unverändert über-
nehmen und an den Endkunden weiterleiten. In einem solchen Fall 
besteht kein Regelungsbedürfnis, da dann der andere Anbieter, der 
das Angebot zusammenfasst, den Regelungen bereits genügen 
muss. Allerdings erfasst Nummer 2 nur solche Anbieter, die als 
Plattformanbieter auftreten. Beschränken sie sich lediglich auf die 
Telekommunikationsdienstleistung, unterfallen sie bereits nicht 
der Definition eines Plattformanbieters nach § 2 Abs. 2 Nr. 10.  

Die Nummern 3 und 4 enthalten Ausnahmen für kleinere Platt-
formen. Insbesondere im Bereich der kabelgebundenen Plattfor-
men sind viele Kleinstnetze vorhanden, die keiner bundesweiten 
Aufsicht bedürfen. Die Größe der nicht erfassten Netze legt 
Nummer 3 mit 10.000 angeschlossenen Wohneinheiten bei draht-
gebundenen Plattformen und Nummer 4 bei drahtlosen Plattfor-
men mit 20.000 Nutzern fest. Die Größenordnung der Nummern 3 
und 4 sind vergleichbar, da in einem Haushalt bzw. einer ange-
schlossenen Wohneinheit im Durchschnitt mehr als eine Person 
lebt.  

Satz 3 gewährt den Landesmedienanstalten die Befugnis, in Sat-
zungen und Richtlinien nach § 53 festzulegen, welche Anbieter 
den staatsvertraglichen Regelungen unterliegen. Dies kann sowohl 
durch eine abstrakt-generelle Umschreibung und weitere Präzisie-
rung der gesetzlichen Bestimmungen geschehen als auch durch 
eine konkrete Festlegung des Anbieters. Da es sehr unterschiedli-
che Ausgestaltungen von Plattformen in den einzelnen Ländern 
gibt, ist bei der Festlegung der Landesmedienanstalten in den 
Satzungen und Richtlinien den regionalen und lokalen Verhältnis-
sen Rechnung zu tragen. Dies schließt die Befugnis ein, von den 
Grenzen des Satzes 1 Nr. 3 und 4 in begründeten Einzelfällen 
aufgrund der regionalen und lokalen Besonderheiten abzuweichen. 

Absatz 2 enthält die persönlichen Voraussetzungen für den Platt-
formanbieter. Er muss danach als natürliche oder juristische Per-
son auch diejenigen Anforderungen erfüllen, die § 20a Abs. 1 
und 2 auch an einen Rundfunkveranstalter stellen. Auf die dortige 
Begründung wird verwiesen. Die Gleichstellung des Plattforman-
bieters mit einem Rundfunkveranstalter ist gerechtfertigt, da ihm 
mit der Auswahlentscheidung über die Zusammenstellung des 
Angebotes einer Plattform eine vergleichbare Stellung zukommt. 
Im Gegensatz zu einem Rundfunkveranstalter bedarf er allerdings 
keiner Zulassung. Nicht in Bezug genommen ist § 20a Abs. 3, der 
für bestimmte staatliche Stellen die Zulassung als Rundfunkveran-
stalter ausschließt. Dies rechtfertigt sich dadurch, dass es bei Platt-
formen auf den verschiedensten Ebenen Beteiligungen aus dem 
staatlichen Bereich geben kann. Dies gilt sowohl auf bundesweiter 
Ebene als auch insbesondere im Bereich der kommunalen Da-
seinsvorsorge.  

Um die Aufsicht über Plattformen durch die Landesmedienanstal-
ten zu ermöglichen, enthält Absatz 3 eine Anzeigepflicht für den 
Betrieb einer Plattform. Satz 1 legt als Frist für die Anzeige einen 
Monat fest. Zur Ermöglichung der Überprüfung und der Einhal-
tung der gesetzlichen Bestimmungen sieht Satz 2 vor, welche 
Angaben bei der Anzeige zu machen sind. Nach Nummer 1 sind 
dies zunächst die Angaben, die nach § 20a Abs. 1 und 2 im Hin-
blick auf den Plattformanbieter als natürliche oder juristische 
Person gemacht werden müssen. Nummer 2 bestimmt, dass der 
Plattformanbieter darlegen muss, dass er seinen Plattformbetrieb 
in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Bestimmungen der 
§§ 52a bis 52d durchführen will. Ferner bestimmt § 53b Abs. 2, 
dass alle Anbieter bestehender Plattformen spätestens sechs Mo-
nate nach Inkrafttreten dieses Staatsvertrages die Anzeige vor-
nehmen müssen. 

Zu § 52a 

§ 52a enthält die grundlegenden Bestimmungen, die für Plattform-
anbieter gelten.  
Absatz 1 unterstreicht, dass die verfassungsmäßige Ordnung gilt 
und die Vorschriften der allgemeinen Gesetze und die gesetzlichen 
Bestimmungen zum Schutz der persönlichen Ehre einzuhalten 
sind. Da diese Bestimmungen unmittelbar gelten, ist die Norm in-
sofern deklaratorisch. Jedoch gibt sie der Medienaufsicht die Be-
fugnis die Einhaltung dieser Bestimmungen zu prüfen und als 
schärfstes Mittel bei einem Verstoß ggf. den Plattformbetrieb zu 
untersagen (§ 52f i.V.m. § 38 Abs. 2).  

Absatz 2 betrifft die Durchsetzung von Maßnahmen der Medien-
aufsicht bei Verstößen durch Angebote, die über die Plattform 
zusammengefasst werden. Satz 1 stellt zunächst klar, dass Platt-
formanbieter für eigene Programme und Dienste verantwortlich 
sind. Bei Verstößen durch Programme und Dienste Dritter (Rund-
funk oder Telemedien) sind Maßnahmen gegen diese als Veran-
stalter oder Anbieter unmittelbar möglich. Verstoßen Programme 
und Dienste Dritter, die über die Plattform verbreitet werden, 
gegen gesetzliche Bestimmungen so bestimmt Satz 2, dass der 
Programm- oder Diensteanbieter die Aufsichtsmaßnahmen umset-
zen muss. Dies gilt insbesondere für eine mögliche Sperrung von 
Angeboten. Satz 3 enthält den allgemeinen Grundsatz, dass der 
Plattformanbieter unmittelbar als Verantwortlicher in Anspruch 
genommen werden kann, wenn gegen den Anbieter des die gesetz-
lichen Bestimmungen verletzenden Angebots eine Maßnahme 
nicht möglich ist. Diese Norm lehnt sich damit an die Regelungen 
an, die auch im Bereich der Telemedien gemäß § 59 Abs. 4 gelten. 
Damit sind Plattformanbieter verpflichtet, möglichen Sperrverfü-
gungen der Medienaufsicht nachzukommen, soweit eine solche 
Sperrung technisch möglich und dem Plattformanbieter zumutbar 
ist. Insbesondere die Verhältnismäßigkeit der Maßnahme in Bezug 
auf den Verstoß ist zu prüfen.  
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Die Regelung in Absatz 3 enthält den Grundsatz, dass der Platt-
formanbieter ohne Zustimmung des jeweiligen Rundfunkveran-
stalters dessen Programme und vergleichbare Telemedien inhalt-
lich und technisch nicht verändern darf. Er darf ferner Rundfunk-
programme oder Inhalte nicht in andere Programmpakete aufneh-
men oder in anderer Weise entgeltlich oder unentgeltlich vermark-
ten. Damit sollen insbesondere Rundfunkveranstalter, die ihre 
Angebote bündeln, davor geschützt werden, dass der Plattforman-
bieter diese inhaltlich oder technisch verändert bzw. gegen den 
Willen des Rundfunkveranstalters vermarktet. Der Schutz, den das 
Urheberrecht dem Rundfunkveranstalter gewährt, bleibt unbe-
rührt. Satz 2 bestimmt, dass technische Veränderungen, die aus-
schließlich einer effizienten Kapazitätsnutzung dienen und den 
vereinbarten Qualitätsstandard nicht beeinträchtigen, möglich 
sind. Damit soll ausgeschlossen werden, dass der Rundfunkveran-
stalter durch die Bündelung mehr Kapazität beansprucht als für 
die Verbreitung der Angebote notwendig ist. Dies ist insbesondere 
im Hinblick auf die digitalen Belegungsregelungen in § 52b erfor-
derlich, um den Plattformanbieter nicht unverhältnismäßig zu be-
lasten.  

Zu § 52b 

§ 52b ist Ausfluss der Sozialpflichtigkeit des Eigentums und 
überträgt die bisher nur für die digitale Verbreitung von Fernseh-
programmen in Kabelanlagen geltende Bestimmung des § 52 
Abs. 3 auf alle Formen der Verbreitung von eigenen und fremden 
Fernseh- und Hörfunkprogrammen durch private Plattformanbie-
ter. Sie orientieren sich an den Grundsätzen der Notwendigkeit, 
Transparenz und Verhältnismäßigkeit und gewährleisten primär 
die Verbreitung gebührenfinanzierter Angebote und solcher, die 
für die Sicherung der Meinungsvielfalt als unverzichtbar angese-
hen werden.  

In Absatz 1 finden sich die Regelungen für die lineare Übertra-
gung von Fernsehprogrammen. Bezugspunkt für die Regelung in 
Nummer 1 ist nicht die gesamte Übertragungsbandbreite, sondern 
nur der Bereich, in dem Rundfunkprogramme in digitaler Technik 
vorgesehen sind. Maßgeblich für den Must-Carry-Bereich nach 
Nummer 1 ist die tatsächlich benötigte Kapazität für die Übertra-
gung der von den Buchstaben a bis d erfassten Programme; die 
erforderliche Übertragungsbreite kann daher auch deutlich unter 
einem Drittel der Gesamtkapazität liegen. Das genannte Drittel ist 
eine Obergrenze unabhängig vom technischen Übertragungsbedarf 
der erfassten Programme.  

Nummer 1 Buchstabe a löst die bisherige Bestimmung des § 53 
Abs. 3 Nr. 1 ab und meint die Fernsehprogramme der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten, die gemäß gesetzlicher Bestim-
mung bundesweit angeboten werden sollen. Die Dritten Program-
me sind ebenfalls erfasst, nicht aber die im Rahmen der Dritten 
Programme verbreiteten Landesfenster; diese sind nur innerhalb 
der Länder zu verbreiten, für die sie gesetzlich bestimmt sind. 
Zum Must-Carry-Bereich gehören ferner wie bisher die das lineare 
Programm begleitenden Dienste wie z.B. der Teletext, sein techni-
scher Nachfolger oder elektronische Programmführer; nicht erfasst 
sind also die weiteren, nicht-linearen Telemedien. Nicht dem 
Must-Carry-Bereich zuzuordnen wären ferner Angebote der öf-
fentlich-rechtlichen Anstalten, die nicht durch Gebühren finanziert 
werden. Buchstabe b sichert im gleichen Drittel und in gleicher 
Weise diejenigen privaten Programme ab, die regionale Berichter-
stattung leisten; auch hier ist die regionale Anbindung der Fenster 
zu beachten. Buchstabe c privilegiert wie bisher für ein begrenztes 
Verbreitungsgebiet die dort gemäß Landesrecht zugelassenen 
Programme mit regionalen oder lokalen Inhalten sowie die Offe-
nen Kanäle. Buchstabe d bestimmt, dass innerhalb des Drittels der 
gleiche technische Standard eingehalten sein muss. Zur Abbildung 
des dualen Rundfunksystems wird der Plattformanbieter durch 

Nummer 2 verpflichtet, in gleichem Umfang wie für den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk, die Regionalfenster in bundesweiten 
Vollprogrammen und die Lokal- oder Regionalangebote einen 
Bereich mit privaten Sendern nach Vielfaltsgesichtspunkten zu 
belegen. Auf ein ausgewogenes Verhältnis von Vollprogrammen, 
Spartenprogrammen und Fremdsprachenprogrammen ist zu ach-
ten. Dabei sollen insbesondere frei empfangbare Programme be-
rücksichtigt werden, doch sind auch entgeltliche Angebote in die 
Vielfaltsbetrachtung einzubeziehen. Maßstab ist das Interesse der 
angeschlossenen Teilnehmer. Innerhalb der Kapazität sind auch 
Telemedien, soweit sie an die Allgemeinheit gerichtet sind, ange-
messen zu berücksichtigen. Wie bisher bei der Kabelweiterver-
breitung steht nach Nummer 3 die Belegung der weiteren Übertra-
gungskapazitäten dem Plattformanbieter in den Grenzen der all-
gemeinen Gesetze frei.  

Satz 2 sieht für den Fall, dass nicht sämtliche infrage kommenden 
Programme innerhalb eines Drittels der für digitalen Rundfunk 
genützten Ressource übertragen werden können, eine verhältnis-
mäßige Kürzung vor. Vorrangig sind dabei die öffentlich-recht-
lichen Programme zu behandeln, die in dem von der Plattform 
jeweils versorgten Gebiet von Gesetzes wegen verbreitet werden 
sollen. Die verhältnismäßige Kürzung darf nicht zur gänzlichen 
Verdrängung privater Programme führen, die zur Vielfaltsiche-
rung nach Absatz 1 Satz 1 Buchst. b oder c dienen. 

In Absatz 2 wird erstmals auch die Pflichtbelegung mit linear 
verbreiteten Hörfunkprogrammen geregelt; sie folgt dem System 
im Fernsehbereich. Satz 1 gilt für die Belegung einer Plattform 
ausschließlich mit Hörfunkangeboten. Anders als beim Fernsehen 
haben nur öffentlich-rechtliche Hörfunkprogramme Must-Carry-
Status, die für das jeweilige Verbreitungsgebiet einen gesetzlichen 
Auftrag haben. Bei der weiteren Belegung ist der Plattformanbie-
ter gehalten, digitale Hörfunkprogramme in Übereinstimmung mit 
den Interessen der Nutzer vielfältig zu belegen. Vorrangig sind die 
Anbieter zu berücksichtigen, die für das Verbreitungsgebiet durch 
Landesrecht zugelassen oder mit besonderen Auflagen (Fenster-
programme) versehen sind. Reichen die Kapazitäten nicht aus, um 
alle Must-Carry-Programme aufzunehmen, so erfolgt eine verhält-
nismäßige Kürzung durch den Plattformanbieter nach dem Vor-
bild der Regelung für Fernsehprogramme. Dies stellt die Verwei-
sung in Satz 2 auf den Absatz 1 Satz 2 klar. Satz 3 stellt weiter 
klar, dass bei gemischten Plattformen Fernsehen und Hörfunk ge-
meinsam zu betrachten sind und die Obergrenze von einem Drittel 
auf sämtliche digitale Rundfunkangebote zu beziehen ist. Der 
Must-Carry-Bereich umfasst nie mehr als ein Drittel der für digita-
len Rundfunk genutzten Kapazität, auch wenn zur Verbreitung 
sämtlicher privilegierter Programme mehr Ressourcen erforderlich 
wären. Ist letzteres der Fall, ist dieses Drittel nach Vielfaltsgrund-
sätzen zu belegen. Fernsehen, Hörfunk und vergleichbare Teleme-
dien sind angemessen zu berücksichtigen. 

Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 gelten nicht ausnahmslos. 
Wenn eine Vielfalt des Angebots anderweitig gesichert ist, wird 
gemäß Absatz 3 gegenüber Plattformanbietern auf gesetzliche Be-
legungsvorgaben verzichtet. Der erste Fall (Nummer 1) berück-
sichtigt Vielfalt beim Empfang auf einem Endgerät. Vorausset-
zung ist, dass verschiedene Plattformen und Einzelangebote in 
gleicher Weise - etwa mittels eines Leiters oder durch Funkaus-
strahlung - empfangbar sind. Die herkömmlichen Endgeräte müs-
sen mehrere Plattformen oder auch Übertragungswege zusammen-
führen. Der Nutzer kann im Wechsel auf die eine oder andere 
Plattform zugreifen. Voraussetzung ist, dass kein weiterer techni-
scher oder finanzieller Aufwand erforderlich wird, um diese Aus-
wahl zu treffen, etwa Zusatzgeräte oder zusätzliche Gebühren. Der 
zweite Fall (Nummer 2) betrifft Belegungsentscheidungen nach 
Vielfaltskriterien, die bereits zuvor im Rahmen eines Verfahrens 
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zur Zuordnung drahtloser Übertragungskapazitäten durch die 
Länder oder der Zuweisung einzelner drahtloser Übertragungska-
pazitäten durch die Landesmedienanstalten getroffen wurden; 
diese Entscheidungen sind spezieller und damit vorrangig. 

Zuständig für die endgültige Belegung ist gemäß Absatz 4 Satz 1 
der Plattformanbieter. Um die Pflicht zur Vielfalt zu erfüllen, darf 
er nicht auf eigene Programme verweisen. Maßgeblich nach Satz 2 
sind ausschließlich Programme Dritter. Satz 3 erlegt dem Platt-
formanbieter eine Anzeigepflicht für die Belegung mit Rundfunk-
programmen und Telemedien auf. Die zuständige Landesmedien-
anstalt kann laut Satz 4 ihre Auswahlentscheidung an die Stelle 
der Auswahl des Plattformanbieters setzen, wenn dessen Ent-
scheidung die Vorgaben der vorstehenden Absätze nicht einhält. 
Auf bestehende Bedenken muss rechtzeitig und konkret hingewie-
sen werden, damit der Pflichtige selbst einen gesetzeskonformen 
Zustand herstellen kann. Diese Bestimmungen gelten für die Erst- 
und alle Folgebelegungen von Plattformen privater Anbieter. 

Zu § 52c 

In Nachfolge des bisherigen § 53 wird dem Plattformanbieter ein 
Diskriminierungsverbot auferlegt, weil er als Torwächter zwi-
schen Anbietern von Rundfunk und Telemedien auf der einen und 
den Nutzern und Kunden auf der anderen Seite wirkt. Durch Ein-
satz von Hard- und Software ist er in der Lage, die Auffindbarkeit 
und die Nutzungshäufigkeit wesentlich zu beeinflussen. 

Um eine Meinungsbildung auf der Basis vielfältiger Informatio-
nen zu sichern, soll eine nach Absatz 1 unmittelbare oder mittelba-
re sachwidrige Behinderung oder Beeinträchtigung von Anbietern 
von Rundfunk oder vergleichbaren Telemedien sowie innerhalb 
von Anbietergruppen ausgeschlossen werden. Nachprüfbare Grün-
de für eine unterschiedliche Behandlung können in der Besonder-
heit des Angebots oder seiner technischen Erfordernisse liegen. 
Von Nummer 1 erfasst werden alle technischen Vorkehrungen, die 
die Berechtigung verwalten, ein Rundfunk- oder Telemedienange-
bot zu nutzen. Eine Beeinträchtigung liegt auch vor, wenn anbie-
terseitige Berechtigungssysteme nicht funktionieren. Nach Num-
mer 2 müssen Schnittstellen so konfiguriert oder offengelegt sein, 
dass alle Programme eines Anbieters vom Nutzer mit den dafür 
vorgesehenen Empfangseinrichtungen genutzt werden können. 
Nummer 3 dient dem Anliegen, aufgrund der großen Zahl verfüg-
barer Rundfunkprogramme oder Angebote dem Nutzer übergrei-
fende Orientierung zu ermöglichen. Die Führung durch die Pro-
grammangebote soll nicht durch Reihung oder andere Besonder-
heiten die freie Entscheidung des Nutzers beeinflussen. Dies gilt 
aber nur für den Einstieg in die Nutzung und eine erste Auswahl. 
Nicht betroffen sind Systeme, die der Nutzer selbst einsetzt oder 
elektronische Programmführer, die in einer zweiten Stufe einset-
zen. Nummer 4 betrifft den besonderen Fall einer mittelbaren 
Diskriminierung. Einer Diskriminierungshandlung des Plattform-
anbieters steht es gleich, wenn der beauftragte Gerätehersteller 
Zugangsberechtigungssysteme, Schnittstellen oder Benutzerober-
flächen auf dessen Veranlassung hin diskriminierend ausgestaltet. 

Um Kenntnis vom Einsatz eines Zugangsberechtigungssystems, 
den Eigenschaften einer Benutzeroberfläche, den Details der ver-
wendeten Schnittstellen und den berechneten Entgelten zu erlan-
gen und damit die Aufsichts- und Kontrolltätigkeit rechtzeitig zu 
entfalten, wird in Absatz 2 Satz 1 der Plattformanbieter zur zügi-
gen Anzeige verpflichtet. Die Anzeige kann auch vor Einführung 
des Systems erfolgen. Es handelt sich um eine kontinuierliche 
Pflicht. Abweichungen und Änderungen gegenüber der Anmel-
dung sind gemäß Satz 2 anzuzeigen. Auf Nachfrage müssen der 
Landesmedienanstalt alle notwendigen Informationen erteilt wer-
den, die zur Prüfung benötigt werden, ob eine Diskriminierung 
vorliegt. 

Zu § 52d 

Der Inhalt des Verbreitungsvertrages, insbesondere das zu zahlen-
de Entgelt, ist wesentliche Grundlage für die tatsächliche Einspei-
sung eines Programms und daher entscheidender Faktor für eine 
vielfältige Belegung der Plattform. Die Vorschrift stellt klar und 
konkretisiert, welche Mängel im Rahmen des Verfahrens nach 
dem Telekommunikationsgesetz von der zuständigen Landesme-
dienanstalt der Regulierungsbehörde für Telekommunikation ge-
meldet werden sollen. § 52d gilt im Sinne der Technologieneutra-
lität für alle Verbreiter von Rundfunk und vergleichbaren Teleme-
dien. 

Satz 1 verbietet eine unbillige Behinderung von Anbietern von 
Rundfunk und vergleichbaren Telemedien durch Entgelte und 
Tarife. Die Landesmedienanstalten selbst legen aber keine Entgel-
te und Tarife fest. Hierfür ist die Regulierungsbehörde für Tele-
kommunikation zuständig. Die Landesmedienanstalten haben ge-
genüber der Regulierungsbehörde für Telekommunikation darzu-
legen, in welcher Weise Anbieter von Rundfunkprogrammen und 
vergleichbaren Telemedien durch die konkrete Festsetzung nicht 
gleich behandelt werden, obwohl ein sachlicher Unterscheidungs-
grund fehlt. Nach Satz 2 dürfen für die genannten Programme und 
Angebote Verbreitungsentgelte im Rahmen des nach dem Tele-
kommunikationsgesetz Zulässigen von den Programmanbietern 
erhoben werden. Angemessen im Sinne des Satzes 2 sind Verbrei-
tungskosten, die nicht höher ausfallen als die Kosten einer effekti-
ven Leistungserbringung, oder die marktüblich erhoben werden. 
Um eine Kontrolle zu ermöglichen, verpflichtet Satz 3 die Unter-
nehmen, die Daten offen zu legen. Dieser Pflicht wird genügt, 
wenn auf Nachfrage der Landesmedienanstalt eine entsprechende 
Information erfolgt. Satz 4 ist vom bisherigen § 52 Abs. 3 Nr. 5 
abgeleitet. Er verpflichtet dazu, die bestehenden Differenzierungs-
möglichkeiten des Telekommunikationsgesetzes so zu nutzen, 
dass die Verbreitung lokaler und regionaler Angebote unter ange-
messenen und chancengleichen Bedingungen möglich ist. Norm-
adressat ist hier zunächst der Plattformanbieter, aber auch die 
Regulierungsbehörde für Telekommunikation bei der Entgeltregu-
lierung. Bei lokalen und regionalen Anbietern ist bei der Tarifges-
taltung der geringen Reichweite und der Leistungsfähigkeit dieser 
Anbieter Rechnung zu tragen. Hierauf haben die Landesmedien-
anstalten gegenüber den Anbietern von Plattformen und der Regu-
lierungsbehörde für Telekommunikation hinzuwirken. Satz 5 
weist auf die landesrechtlichen Vorschriften für Offene Kanäle 
und vergleichbare Angebote hin. 

Zu § 52e 

Absatz 1 verpflichtet die Anbieter von Plattformen, die für die 
zuständige Landesmedienanstalt erforderlichen Unterlagen auf 
Verlangen vorzulegen (Satz 1). Mit Satz 2 werden die Verpflich-
tungen der Plattformanbieter im Einzelnen konkretisiert. Die Ver-
weisung erfasst die Auskunftspflichten in § 21, die Auskunftsrech-
te und Ermittlungsbefugnisse in § 22, die Publizitätspflicht und 
sonstige Vorlagepflichten in § 23 sowie die Vertraulichkeit in 
§ 24. 

Mit Absatz 2 wird die Zusammenarbeit zwischen Landesmedien-
anstalten und der Regulierungsbehörde für Telekommunikation in 
Anlehnung an die bisherige Bestimmung in § 53 Abs. 3 geregelt. 
Sie bezieht sich auf die Fragen, bei denen Überschneidungen mit 
dem Kompetenzbereich der Regulierungsbehörde für Telekom-
munikation bestehen. Dies sind die Bestimmungen über den dis-
kriminierungsfreien Zugang bei Zugangsberechtigungssystemen 
und Schnittstellen (§ 52c Abs. 1 Nr. 1 oder 2) sowie die Bestim-
mungen über die Ausgestaltung der Entgelte und Tarife in § 52d. 
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Zu § 52f 

§ 52f betrifft die Reaktion der Medienaufsicht auf Verstöße von 
Plattformanbietern. Danach gilt § 38 Abs. 2 entsprechend. Die 
Entscheidung wird durch die ZAK getroffen (§ 36 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 5). 

Zu § 53 

§ 53 enthält nunmehr umfassend die Möglichkeit, dass die Lan-
desmedienanstalten die Vorgaben des V. Abschnittes dieses 
Staatsvertrages in Satzungen und Richtlinien konkretisieren. Bis-
her war dies als gemeinsame Satzung oder Richtlinie nur bezüg-
lich der Zugangsfreiheit in § 53 Abs. 6 vorgesehen. Die übrigen 
Satzungen und Richtlinien in diesem Bereich wurden auf der 
Grundlage des jeweiligen Landesrechts erlassen. Die Satzungen 
und Richtlinien werden von der ZAK vorbereitet und unter Einbe-
ziehung der GVK erstellt (§ 36 Abs. 3 Satz 2 und 3). Der Erlass 
richtet sich dann nach dem jeweiligen Landesrecht und bedarf 
danach insbesondere der Zustimmung der dort vorgesehenen 
Organe. Insbesondere bei den Satzungen oder Richtlinien zur 
Ausgestaltung der Regelungen für Plattformen ist der jeweilige 
Zuschnitt der Plattform, ihre Größe sowie der Übertragungsweg, 
zu berücksichtigen. Gemäß Satz 2 ist oberster Maßstab, inwieweit 
aufgrund dieser äußeren Rahmenbedingungen die Plattform Be-
deutung für die öffentliche Meinungsbildung des Empfängerkrei-
ses erlangt. 

Zu § 53a 

§ 53a entspricht der bisherigen Regelung. Die erste Evaluierungs-
pflicht wird in Satz 1 nunmehr für den 31. August 2011 und da-
nach regelmäßig alle drei Jahre festgesetzt. Dieses Datum wird 
gewählt, da mit dem vorliegenden Staatsvertrag die Bestimmun-
gen umfassend einer Überprüfung unterzogen und, soweit erfor-
derlich, bereits neu gefasst werden.  

Zu § 53b 

§ 53b enthält Übergangsregelungen im Hinblick auf bestehende 
Zulassungen, Zuordnungen und Zuweisungen sowie für in Betrieb 
befindliche Plattformen.  

Nach Absatz 1 Satz 1 gelten bestehende Zulassungen, Zuordnun-
gen und Zuweisungen für bundesweite Anbieter bis zu deren 
Ablauf fort. Dies gilt im Hinblick darauf, dass nach bisheriger 
Rechtslage Landesmedienanstalten bundesweite Zulassungen er-
teilen konnten. Auch Zuweisungen für bundesweite Bedarfe konn-
ten in einem koordinierten Verfahren der Landesmedienanstalten 
vorgenommen werden. Diese Entscheidungen sollen bis zu deren 
vorgesehener Gültigkeitsgrenze fortbestehen. Satz 2 enthält eine 
Sonderregelung für Zulassung und Zuweisungen für Fensterpro-
grammveranstalter. Danach soll die Bestimmung in § 25 Abs. 4 
Satz 4, wonach der Fensterprogrammveranstalter vom Hauptpro-
grammveranstalter unabhängig sein soll, bei der ins Auge gefass-
ten Verlängerung von Zulassungen und Zuweisungen bis zum 
31. Dezember 2009 außer Betracht bleiben.  

In Absatz 2 wird bestimmt, dass Plattformanbieter, deren Platt-
form bereits in Betrieb ist, spätestens sechs Monate nach Inkraft-
treten dieses Staatsvertrages den Plattformbetrieb der zuständigen 
Landesmedienanstalt anzeigen müssen. Damit soll sichergestellt 
werden, dass auch bestehende Plattformen der Aufsicht unterstellt 
werden. 

Zu Nummer 23 

Mit Nummer 23 wird in § 58 eine Regelung für Gewinnspiele 
auch im Bereich der Telemedien eingefügt. Danach gilt § 8a über 
Gewinnspiele auch im Hinblick auf Telemedien, die an die All-

gemeinheit gerichtet sind (vergleichbare Telemedien). Auf die 
Begründung zu § 8a wird verwiesen. 

Zu Nummer 24 

Mit Nummer 24 wird die Bestimmung über die Aufsicht bei Te-
lemedien in § 59 ergänzt. Hierbei handelt es sich lediglich um 
Klarstellungen.  

Buchstabe a fasst Absatz 2 neu. Zum einen wird präzisiert, dass 
die Einhaltung der Bestimmungen für Telemedien nicht nur die 
Bestimmungen dieses Staatsvertrages oder des Telemediengeset-
zes des Bundes betrifft, sondern auch die allgemeinen Gesetze und 
die gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der persönlichen 
Ehre, die in § 54 Abs. 1 Satz 3 aufgeführt sind. Die Verwendung 
der Mehrzahl „Aufsichtsbehörden“ dient der Klarstellung, dass 
neben der Medienaufsicht nach den allgemeinen Gesetzen und den 
sonstigen gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der persönli-
chen Ehre auch andere Zuständigkeiten von Aufsichtsbehörden 
nach den jeweiligen rechtlichen Bestimmungen begründet sein 
können. In diese Zuständigkeitsbestimmungen soll durch die vor-
liegende staatsvertragliche Bestimmung nicht eingegriffen wer-
den. Für diesen Bereich soll durch diesen Staatsvertrag keine 
weitere Zuständigkeit der Medienaufsicht begründet werden. 

Der mit Buchstabe b in Absatz 3 neu eingefügte Satz 7 dient 
ebenfalls der Klarstellung. Die Befugnisse der Aufsichtsbehörden 
zur Durchsetzung der Vorschriften der allgemeinen Gesetze und 
der gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der persönlichen Ehre 
richten sich nach den dortigen jeweiligen gesetzlichen Regelun-
gen. Weitere Eingriffsbefugnisse für diesen Bereich durch die 
Medienaufsicht sollen nicht geschaffen werden. Gleichzeitig ent-
faltet die Bestimmung jedoch keine Sperrwirkung gegenüber den 
durch die allgemeinen Gesetze und die gesetzlichen Bestimmun-
gen zum Schutz der persönlichen Ehre oder sonstige polizei- oder 
ordnungsrechtliche Bestimmungen gegebenen Eingriffsbefugnis-
sen. 

Zu Nummer 25 

Mit Nummer 25 wird dem Freistaat Bayern im Hinblick auf die 
dortige Verfassungsgerichtsrechtsprechung die Möglichkeit gege-
ben, unter Zugrundelegung seines Landesrechts abweichende Re-
gelungen zu dem Verbot der politischen Werbung in § 7 Abs. 8 
erste Variante zu erlassen und damit politische Werbung (insbe-
sondere im Zusammenhang mit Volksentscheiden) zulassen zu 
können.  

II. 
Begründung zu Artikel 2 

Änderung des ZDF-Staatsvertrages 

Mit Artikel 2 wird eine Änderung im Hinblick auf die vorschlags-
berechtigten Institutionen für die Besetzung des Fernsehrates ein-
geführt. Nachdem der „Deutsche Sportbund“ im „Deutschen 
Olympischen Sportbund“ aufgegangen ist, wird nunmehr diese 
Organisation als vorschlagsberechtigte Institution bestimmt.  

III. 
Begründung zu Artikel 3 

Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages 

Mit Artikel 3 wird im Hinblick auf die Zusammensetzung des 
Rundfunkrates des Deutschlandradios eine Veränderung in § 21 
Abs. 1 Buchstabe m vorgenommen. Nachdem die „Deutsche An-
gestelltengewerkschaft“ in „ver.di Vereinte Dienstleistungsge-
werkschaft e.V.“ aufgegangen ist, wird nunmehr der „ver.di Ver-
einte Dienstleistungsgewerkschaft e.V., Landesbezirk Hamburg“ 
als entsendungsberechtigte Institution bestimmt.  
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IV. 
Begründung zu Artikel 4 

Änderung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages 

Mit Artikel 4 wird der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag geän-
dert. Die bisherigen Bestimmungen über die Kommission für 
Jugendmedienschutz in § 14 Abs. 8 bis 10, die die Finanzierung 
und Personalausstattung sowie den Sitz der KJM betrafen, sind 
nunmehr in § 35 des Rundfunkstaatsvertrages enthalten.  

V. 
Begründung zu Artikel 5 

Änderung des Rundfunkgebührenstaatsvertrages 

I. Allgemeines 

Artikel 5 betrifft die Änderung des Rundfunkgebührenstaatsver-
trages. Mit den Änderungen soll zum einen der Nachweis für den 
Antragsteller bei Rundfunkgebührenbefreiungen erleichtert wer-
den. Zum anderen soll die Verwendung von Datenbeständen durch 
die Landesrundfunkanstalten bei der Feststellung und Verwaltung 
von Rundfunkteilnehmerverhältnissen auf eine gesicherte Rechts-
grundlage gestellt werden. 

II. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu Nummer 1 

Mit Nummer 1 wird § 6 Abs. 2 des Rundfunkgebührenstaatsver-
trages, der die Anforderungen an den Nachweis bei dem Antrag 
auf Rundfunkgebührenbefreiung enthält, neu gefasst. Mit der Re-
form des Befreiungsrechts im Achten Rundfunkänderungsstaats-
vertrag wurden auch dessen formelle Voraussetzungen in § 6 
Abs. 2 festgelegt. Wer als private oder juristische Person eine 
Befreiung begehrt, muss hierfür den vollständigen Nachweis er-
bringen. Dazu ist die Vorlage der entsprechenden Bescheide (z.B. 
über Grundsicherung, Sozialhilfe oder Arbeitslosengeld II) im 
Original oder in beglaubigter Kopie notwendig. In diesen teils 
umfänglichen Bescheiden sind zum Teil auch persönliche Daten 
enthalten, die für die Bearbeitung des Antrags auf Gebührenbe-
freiung nicht erheblich sind. Obwohl diese Daten bei den Landes-
rundfunkanstalten bzw. der für sie handelnden Gebühreneinzugs-
zentrale (GEZ) der strikten Zweckbindung im Rahmen des Gebüh-
reneinzugs unterliegen (§ 3 Abs. 3), sollen nunmehr im Interesse 
einer konsequenten Datensparsamkeit sowohl ein verstärkter 
Persönlichkeitsschutz für Teilnehmer erreicht als auch der GEZ 
weitere Einsparmöglichkeiten eröffnet werden. Mit der Änderung 
wird als weitere Möglichkeit vorgesehen, dass nicht mehr der 
gesamte Bescheid, sondern lediglich ein mit den notwendigen 
Daten versehener neuer eigenständiger Bescheid der Leistungsträ-
ger im Original vorgelegt werden kann. Der hierfür bei den Leis-
tungsträgern entstehende Aufwand ist gering, wenn man ihn mit 
dem früheren Aufwand der Prüfung und Erstellung des Gebühren-
befreiungsbescheides vergleicht. Es entspricht zum anderen auch 
ihren gesetzlichen Aufgaben, gemäß § 17 Abs. 1 des Sozialge-
setzbuches I Hilfsbedürftige umfassend zu beraten und zu unter-
stützen. Diese Amtspflicht zur Erstellung eines Bescheides und 
zur Vorlage bei der GEZ wird ergänzt und begrenzt durch das 
datenschutzrechtliche Gebot der Datenminimierung (§ 3a des 
Bundesdatenschutzgesetzes sowie der entsprechenden landesge-
setzlichen Normen). Damit entsteht für den Sozialleistungsträger 
die Möglichkeit, einen datenschutzfreundlicheren, reduzierten Be-
scheid anzubieten. Für diesen Bescheid - wie auch für ihre übli-
chen Bescheide - tragen die Leistungsträger die Verantwortung.  
Mit dieser im Staatsvertrag neu vorgesehenen Möglichkeit wird 
der Empfehlung der jeweiligen datenschutzrechtlichen Kontrollin- 

stanzen für den Gebühreneinzug, den Landesdatenschutzbeauf-
tragten sowie den Rundfunkbeauftragten für den Datenschutz ge-
folgt.  

Zu Nummer 2 

Nummer 2 fasst § 8 Abs. 4 neu. Durch den Achten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag wurde diese Bestimmung eingefügt. Ziel ist, 
zur Verbesserung der Gebührengerechtigkeit die Ausschöpfung 
des Teilnehmerpotenzials zu erleichtern. Die Kommission zur Er-
mittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) hatte in 
ihrem 14. Bericht (2004) die intensive Ausschöpfung des Teil-
nehmerpotenzials durch Mailingmaßnahmen gewürdigt und als 
weiter erforderlich angesehen. Zwischenzeitlich wird die bisher 
vorgenommene pauschale Verweisung auf § 28 des Bundesdaten-
schutzgesetzes unter Datenschutzgesichtspunkten als problema-
tisch angesehen. Nunmehr wird zur Klarstellung und Präzisierung 
eine detaillierte Regelung geschaffen. Sie entspricht damit den 
Forderungen verschiedener parlamentarischer Gremien und ist 
auch mit den für den Rundfunkgebühreneinzug zuständigen daten-
schutzrechtlichen Kontrollinstanzen für den Gebühreneinzug, den 
Landesdatenschutzbeauftragten sowie den Rundfunkbeauftragten 
für den Datenschutz abgestimmt.  

Satz 1 bietet zunächst für ein Massenverfahren wie den Rund-
funkgebühreneinzug die notwendige Rechtsgrundlage für die Da-
tenverwendung zur Feststellung, ob ein Rundfunkteilnehmerver-
hältnis vorliegt und damit z.B. die Datenbeschaffung bei privat-
rechtlichen Adresshändlern und den danach erfolgenden Datenab-
gleich ermöglicht. Die Datenerhebung aus öffentlichen Registern 
oder aufgrund von melderechtlichen Normen ist wie bislang unab-
hängig davon möglich. Ein dem Staatsvertrag genügendes Teil-
nehmerverhältnis ist nur gegeben, wenn tatsächlich alle Rund-
funkempfangsgeräte angegeben und erfasst worden sind. Satz 1 
erleichtert zudem im Interesse eines effektiven und kostengünsti-
gen Gebühreneinzugs für bestehende Teilnehmerverhältnisse den 
zusätzlichen Erwerb und die Nutzung sowie Speicherung und 
Weitergabe von weiteren Daten von nichtöffentlichen Stellen. Mit 
Satz 2 wird zur näheren Ausgestaltung statt der bisherigen pau-
schalen Verweisung auf § 28 des Bundesdatenschutzgesetzes eine 
detaillierte rundfunkspezifische Regelung vorgenommen. Satz 2 
konkretisiert die Voraussetzungen, unter denen personenbezogene 
Daten beschafft werden dürfen. Deshalb fällt z.B. unter den Beg-
riff der Anschrift auch eine virtuelle Adresse (E-Mail-Adresse). 
Die Sätze 1 und 2 hindern die Rundfunkanstalten auch nicht, 
Adresslieferanten z.B. unzustellbarer Adressen, bei denen regel-
mäßig zudem auch der Personenbezug fehlt, mitzuteilen und Ge-
währleistungsansprüche wegen mangelhafter Daten geltend zu 
machen. Mit der Streichung der Verweisung auf § 28 des Bundes-
datenschutzgesetzes ist auch klargestellt, dass kein Widerspruchs-
recht gegen eine Datenverwendung (z.B. nach § 28 Abs. 4 des 
Bundesdatenschutzgesetzes) besteht. Ein solches Widerspruchs-
recht hätte auch gegen den hoheitlichen Charakter der Aufgaben-
erfüllung verstoßen. Satz 3 zwingt die Landesrundfunkanstalten 
und die für sie handelnde GEZ, die von Dritten beschafften und 
gespeicherten Daten innerhalb eines Jahres zu bearbeiten, da sie 
nach Ablauf dieser Frist zu löschen sind. Stellt sich bei der Bear-
beitung heraus, dass kein Rundfunkteilnehmerverhältnis besteht, 
sind die erworbenen Daten nach Satz 4 unverzüglich zu löschen. 
Stellt sich heraus, dass ein Teilnehmerverhältnis begründet oder 
erweitert worden ist, so sind die erworbenen und sonstigen erfor-
derlichen Daten in die Rundfunkteilnehmerdatenbank zu überfüh-
ren und dürfen nur dort gespeichert und verwendet werden. In der 
ursprünglichen Datenbank sind sie aufgrund der Bestimmung in 
Satz 4 zu löschen. 
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VI.  
Begründung zu Artikel 6 

Übergangsbestimmungen, Kündigung,  
Inkrafttreten, Neubekanntmachung 

Mit Absatz 1 wird das Ende der laufenden Amtsperiode der KJM 
zum 31. März 2012 bestimmt. Damit soll ein Gleichlauf der 
Amtsperioden der jeweiligen Kommissionen nach § 35 Abs. 2 
gewährleistet werden. Dies ist insbesondere im Hinblick auf die 
Regelung des § 35 Abs. 6 erforderlich, die die gleichzeitige Mit-
gliedschaft in allen Kommissionen durch die Vertreter der Lan-
desmedienanstalten ausschließt.  

Die Absätze 2 bis 5 enthalten die notwendigen Bestimmungen 
über die Kündigung, das Inkrafttreten und die Neubekanntma-
chung der geänderten Staatsverträge.  

In Absatz 2 wird zunächst klargestellt, dass die in den vorstehen-
den Artikeln geänderten Staatsverträge nach den dort jeweils 
geltenden Kündigungsbestimmungen gekündigt werden können. 
Diese Staatsverträge behalten durch den Zehnten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag weiterhin ihre Selbstständigkeit. Deshalb ist 
auch in Artikel 6 eine gesonderte Kündigungsbestimmung des 

Zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrages als Rahmenstaatsver-
trag nicht vorgesehen.  

Absatz 3 bestimmt das Inkrafttreten des Zehnten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrages am 1. September 2008 (Satz 1). Satz 2 ordnet 
an, dass der Zehnte Rundfunkänderungsstaatsvertrag gegenstands-
los wird, wenn bis zum 31. August 2008 die Ratifikationsverfah-
ren in den einzelnen Ländern nicht abgeschlossen und die Ratifi-
kationsurkunden nicht hinterlegt sind. Die einzelnen Staatsverträ-
ge behalten dann in der bisherigen Fassung ihre Gültigkeit. Nach 
Absatz 4 teilt die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerprä-
sidentenkonferenz den Ländern die Hinterlegung der Ratifikati-
onsurkunden mit, um zu gewährleisten, dass in den Ländern, 
soweit erforderlich, die Bekanntmachungen erfolgen können, dass 
der Staatsvertrag insgesamt mit seinen Änderungen in Kraft getre-
ten ist und die geänderten Staatsverträge in der nunmehrigen 
Fassung gelten. 

Absatz 5 gewährt den Ländern die Möglichkeit, die durch den 
Zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag geänderten Staatsver-
träge in der nunmehr gültigen Fassung mit neuem Datum bekannt 
zu machen. Eine Verpflichtung zur Neubekanntmachung besteht 
hierdurch nicht.           
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Körperschaften und Verbänden benannten Mit-
glieder und stellvertretenden Mitglieder für den 
Landesgesundheitsrat (s. a. Anlage 4)

Beschluss  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  8313, 8321

Neubestellung eines Mitglieds für den Medienrat

Beschluss  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  8314

Abstimmung über Anträge etc., die gem. § 59 
Abs. 7 GeschO nicht einzeln beraten werden  
(s. a. Anlage 5)

Beschluss  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  8314, 8325

Schluss der Sitzung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  8314

Beschluss  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  8313, 8319

Antrag der Staatsregierung  
auf Zustimmung zum Zehnten Staatsvertrag zur 
Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Zehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)  
(Drs. 15/9667) 
– Erste Lesung – 

Verweisung in den Hochschulausschuss  . . . . . . . .  8313

Gesetzentwurf der Staatsregierung  
über die Errichtung der staatlichen Hochschule 
für Musik Nürnberg (Drs. 15/9676) 
– Erste Lesung – 

Verweisung in den Hochschulausschuss  . . . . . . . .  8313
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(Beginn: 13.04 Uhr)

Präsident Alois Glück: Verehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Ich eröffne die 114. Vollsitzung des Bayerischen 
Landtags. Presse, Funk und Fernsehen sowie Fotografen 
haben um Aufnahmegenehmigung gebeten. Die Geneh-
migung wurde erteilt. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich bitte Sie, zunächst 
zweier ehemaliger Kollegen zu gedenken. 

(Die Anwesenden erheben sich)

Am 19. Dezember letzten Jahres verstarb Herr Walter 
Grossmann im Alter von 80 Jahren. Er gehörte dem Bay-
erischen Landtag von 1978 bis 1998 an und vertrat für 
die CSU den Stimmkreis Lichtenfels/Staffelstein. Wäh-
rend seiner ganzen Zeit als Abgeordneter gehörte er dem 
Ausschuss für Eingaben und Beschwerden an, und nach 
einer Periode im Ausschuss für Fragen des öffentlichen 
Dienstes war Walter Grossmann 16 Jahre lang Mitglied 
im Ausschuss für Sozial-, Gesundheits- und Familienpo-
litik. 

Walter Grossmann hatte seine politischen Wurzeln in der 
Kommunalpolitik. So gehörte er dem Stadtrat seiner Hei-
matstadt Lichtenfels, deren Ehrenbürger er war, bis zu 
seinem Tode fast 49 Jahre lang an. 

Walter Grossmann zeichnete sich dadurch aus, dass 
er sich für die Anliegen seiner Heimat im Auftreten 
bescheiden, aber in der Sache konsequent und sach-
kundig einsetzte. Vor allem die Menschen am Rande 
unserer Gesellschaft, die Schwachen und Benachtei-
ligten, fanden in ihm, der seit 1981 auch Vorsitzender des 
VdK-Kreisverbandes Lichtenfels war, einen engagierten 
und zuverlässigen Fürsprecher. Walter Grossmann war 
ein „Anwalt des kleinen Mannes“, der sich nicht schonte, 
wenn es darum ging, anderen zu helfen, der aber um sich 
selbst wenig Aufhebens machte. 

Der Bayerische Landtag wird Walter Grossmann ein 
ehrendes Gedenken bewahren. 

Am 10. Januar verstarb im Alter von 82 Jahren der Alt-
landrat des Landkreises Miltenberg, Herr Karl Oberle. Er 
gehörte dem Bayerischen Landtag von 1962 bis 1970 
an und vertrat für die CSU den Stimmkreis Miltenberg/
Obernburg. Während dieser Zeit gehörte Karl Oberle, der 
studierter Jurist und Rechtsanwalt war, dem Ausschuss 
für Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfragen an. 

Karl Oberle war ein Mann der Kommunalpolitik. Seit 1956 
war er Mitglied des Kreistages und Stellvertretender 
Landrat des Landkreises Obernburg. 1967, also noch 
während seiner Zeit als Landtagsabgeordneter, wurde er 
zum Landrat gewählt. Dieses Amt behielt er auch über 
die Gebietsreform hinweg, da er 1972 zum ersten Landrat 
des neu gebildeten Landkreises Miltenberg gewählt 
wurde, ein Amt, das er 16 Jahre innehatte. Aufgrund 
seines angegriffenen Gesundheitszustandes musste sich 
Karl Oberle bereits 1986 von diesem Amt zurückziehen. 

Wie geschätzt Karl Oberle in seiner Heimat war, zeigt die 
Tatsache, dass es ihm durch sein verbindliches Wesen 
gelang, im neu gebildeten Landkreis Miltenberg ein 
Zusammengehörigkeitsgefühl zu erzeugen und Vorbe-
halte der Bürgerinnen und Bürger gegen diese Neustruk-
turierung auszuräumen. In seiner Amtszeit machte er sich 
besonders um den Ausbau der modernen Infrastruktur in 
seinem Landkreis verdient. 

Der Bayerische Landtag wird Karl Oberle ein ehrendes 
Gedenken bewahr.

Sie haben sich zu Ehren der beiden Verstorbenen von 
Ihren Plätzen erhoben. Ich danke Ihnen. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, bevor wir in die 
Tagesordnung eintreten, eine Erklärung – wie sie in 
unserem Hohen Hause bereits Tradition geworden ist – 
zum Gedenktag für die Opfer des Nationalsozialismus. 

Am 27. Januar wird weltweit der „Gedenktag für die 
Opfer des Nationalsozialismus“ begangen. Der Sitzungs-
kalender hat es heuer so gefügt, dass die erste Plenarsit-
zung des Bayerischen Landtags, die auf diesen Termin 
folgt, am 30. Januar stattfi ndet. Und genau heute vor 
75 Jahren wurde Adolf Hitler von Reichspräsident Paul 
von Hindenburg zum Reichskanzler ernannt. 

Diese beiden historischen Daten, der 30. Januar 1933 
und der 27. Januar 1945, an dem das Konzentrations-
lager Auschwitz befreit wurde, umreißen die schreckliche 
Zeit der Herrschaft des Nationalsozialismus nicht nur 
zeitlich, sondern an ihnen lässt sich auch der tiefe Fall 
Deutschlands in die Barbarei symbolisch festmachen. 
Denn das nationalsozialistische Vernichtungssystem, für 
das Auschwitz zum Synonym geworden ist, ist ohne die 
Ereignisse des 30. Januar 1933 nicht denkbar. An diesem 
Tag wurden letztlich die Voraussetzungen für Terror, Krieg 
und die quasi industrielle Vernichtung von Millionen von 
Menschen geschaffen. 

Hitler wurde die Macht zu einem Zeitpunkt übertragen, 
zu dem die Lage in Deutschland höchst prekär war. Milli-
onen Menschen waren arbeitslos und lebten in bitterster 
Armut, die politische Kultur war auf einem Tiefpunkt 
angelangt, die Kämpfe zwischen der extremen Rechten 
und der extremen Linken hatten bürgerkriegsähnlichen 
Charakter.

Es zeugt von der geistigen und politischen Verwirrung, 
die zu dieser Zeit herrschte, dass nun maßgebliche 
Kreise meinten, durch Ernennung des politischen Brand-
stifters Hitler zum Reichskanzler könnten die politischen 
Flammen in Deutschland gelöscht werden. 

Das Verhalten der Eliten, also von Menschen, die über 
die Fähigkeit verfügen sollten, die großsprecherischen 
Reden Hitlers zu durchschauen, macht eigentlich auch 
heute noch fassungslos. Weder das Militär noch die bür-
gerlichen Parteien, weder die Kirchen noch die Universi-
täten verteidigten beherzt die ohnehin schon empfi ndlich 
geschwächte Demokratie. Im Gegenteil! In vielen bürger-
lichen Kreisen und weit hinein dominant auch in den Kir-
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chen war eine große Distanz zur Demokratie und damit 
auch wenig Bereitschaft und Kraft, die Demokratie ent-
schieden zu verteidigen. 

Dies erinnert mich an den Satz von Joachim Gauck, der 
anlässlich der 60-Jahr-Feier der Politischen Akademie 
Tutzing sagte: Die eigentliche Gefahr für die Demokratie 
sind nicht die erkennbaren Gegner, sondern die distan-
zierten Wohlstandsbürger. 

Ich glaube, das gilt zu allen Zeiten. In dieser Situation 
konnten die Nationalsozialisten dann innerhalb kürzester 
Zeit ihre Macht ausbauen und das ganze Land „gleich-
schalten“. Die Gewerkschaften wurden aufgelöst, die 
Länder wurden zu bloßen Reichsprovinzen herabgestuft 
und die Justiz wurde zum gelenkten Instrument der neuen 
Machthaber. 

Der Schlüssel für den raschen und annähernd wider-
standslosen Ausbau der nationalsozialistischen Herr-
schaft lag darin, dass vor allem das parlamentarische 
System teils nicht die Kraft, teils nicht den Willen hatte, 
sich zu verteidigen und dass die Parteien so in sich 
verkeilt waren, dass sie nicht mehr in der Lage waren, 
eine Gemeinsamkeit der Demokraten im gemeinsamen 
Widerstand zu fi nden. Die Verabschiedung des berühmt-
berüchtigten Ermächtigungsgesetzes vom März 1933, 
in dem der Reichstag mit einer Zweidrittelmehrheit der 
Regierung die Befugnis zur Gesetzgebung übertrug, ist 
wohl die dunkelste Stunde des deutschen Parlamen-
tarismus, da mit Ausnahme der Sozialdemokraten alle 
demokratischen Parteien dieser Selbstentmachtung des 
Reichstags wie der Landesparlamente zustimmten. Damit 
war das Ende der Demokratie in Deutschland besiegelt. 

Es soll aber auch betont werden, dass es noch zahlreiche 
Parlamentarier gab, die sich dem System in der Folge-
zeit nicht auslieferten und ihre Ideale trotz aller Gefahren 
hochhielten. 

Unsere neue elektronische Dokumentationssäule, die 
gestern der Öffentlichkeit präsentiert wurde, informiert 
ausführlich darüber, welche Parlamentarier aus dem 
Bayerischen Landtag den Mut hatten, dem Nationalso-
zialismus zu widerstehen und dafür Verfolgung in Kauf 
nahmen. 

Mit dem Ausbau der nationalsozialistischen Macht 
ging zwangsläufi g die schrittweise Diskriminierung der 
jüdischen Bevölkerung einher, war doch der Antisemi-
tismus das zentrale Element der menschenverachtenden 
nationalsozialistischen Weltanschauung. Bereits am 
1. April 1933 fand der erste Boykott jüdischer Geschäfte 
statt, kurz darauf wurden Juden aus dem öffentlichen 
Dienst gedrängt, und schon 1935 wurden mit der Verab-
schiedung der „Nürnberger Gesetze“ Juden ganz offi ziell 
zu Menschen minderen Rechts degradiert. 

Es ist bedrückend, dass dieses schreiende Unrecht von 
der großen Mehrheit der Bevölkerung schweigend hin-
genommen wurde, nicht zuletzt auch deswegen, weil es 
einen tief verwurzelten und schleichenden Antisemitismus 
in der Bevölkerung gab – nicht nur in Deutschland, aber 

gerade auch in unserem Land, für das wir in besonderer 
Weise mit verantwortlich sind. 

Umso heller strahlt das Licht derjenigen, die sich nicht 
verführen ließen, deren Menschlichkeit größer war als die 
Angst und die ihren bedrängten Mitmenschen Schutz und 
Hilfe angedeihen ließen. Auch ihrer sei heute respektvoll 
gedacht. 

Von dem Literaturnobelpreisträger Elias Canetti stammt 
der Satz: „Man hat kein Maß mehr, für nichts, seit das 
Menschenleben nicht mehr das Maß ist.“

Die „Staats- und Gesellschaftsordnung ohne Gott, ohne 
Gewissen und ohne Achtung vor der Würde des Men-
schen“ – so die Präambel der Bayerischen Verfassung 
– verlor im Laufe ihrer Herrschaft und ganz besonders 
während des von ihr vom Zaun gebrochenen Zweiten 
Weltkrieges in der Tat jedes moralische Maß; sie verstieg 
sich dazu, Millionen von Menschen als „Untermenschen“ 
zu diffamieren, ihnen ihren Besitz und ihre Freiheit, ihre 
Würde und schließlich das Leben auf eine Art und Weise 
zu rauben, wie sie einmalig ist in der Menschheitsge-
schichte. 

Der Weg vom 30. Januar 1933 bis hin zur Befreiung des 
Konzentrationslagers Auschwitz zwölf Jahre später mahnt 
uns, dem Gesetzlosen, der Gewalt, der Missachtung der 
Menschenwürde keinen Zentimeter Raum zu lassen. 

Denn die eigentliche Kernaufgabe des Staates und seiner 
Organe ist es doch, den Bürgerinnen und Bürgern ein 
friedliches Zusammenleben zu ermöglichen und dort 
klare Grenzen zu ziehen, wo Leib und Leben von Men-
schen durch Menschen bedroht sind. 

Gerade wir als gewählte Volksvertreter sind hier beson-
ders gefordert, denn eine starke und demokratisch legi-
timierte Volksvertretung ist der stärkste Schutzschild 
der Demokratie und der Achtung der Würde eines jeden 
Menschen. 

In diesem Sinne gedenkt heute der Bayerische Landtag 
aller Opfer des Nationalsozialismus. Ich bitte Sie, sich zu 
einer Gedenkminute von Ihren Plätzen zu erheben. 

(Die Anwesenden erheben sich) 

– Ich danke Ihnen. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte ich 
noch einige Geburtstagsglückwünsche aussprechen: Am 
16. Dezember letzten Jahres feierten Frau Kollegin Ulrike 
Scharf-Gerlspeck und Herr Kollege Jürgen Ströbel jeweils 
einen runden Geburtstag. Einen halbrunden Geburtstag 
konnte am 23. Dezember Herr Kollege Günter Gabsteiger 
feiern. Ebenfalls Grund zum Feiern hatte Herr Kollege 
Staatssekretär Dr. Marcel Huber am 10. Januar. 

Ich gratuliere allen nachträglich und wünsche alles Gute 
für den weiteren Lebensweg. 
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Wir treten damit in die Tagesordnung ein. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 1 a und 1 b auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung 
zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und der 
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Staat, Gemeinden und 
Gemeindeverbänden (Finanzausgleichsänderungs-
gesetz 2008) (Drs. 15/9645) 
– Erste Lesung –

Gesetzentwurf der Staatsregierung 
zur Änderung des Haushaltsgesetzes 2007/2008 (Nach-
tragshaushaltsgesetz – NHG – 2008) (Drs. 15/9646) 
– Erste Lesung –

Das Wort hierzu hat zunächst der Herr Staatsminister der 
Finanzen. Ich darf schon jetzt darauf hinweisen, dass für 
die gemeinsame Aussprache jeweils eine Redezeit von 
30 Minuten pro Fraktion vereinbart wurde. Herr Staatsmi-
nister, Sie haben das Wort. 

Staatsminister Erwin Huber (Finanzministerium): Herr 
Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
lege Ihnen den Entwurf des Nachtragshaushalts 2008 
zur Beratung und Beschlussfassung vor. Der Haushalt ist 
ein eindrucksvolles Dokument erfolgreicher, stabiler und 
nachhaltiger bayerischer Finanzpolitik. Der Haushalt setzt 
kurzfristig die richtigen Impulse für die Konjunktur und er 
bildet eine langfristige, verlässliche und dauerhaft trag-
fähige fi nanzpolitische Grundlage, nämlich durch Inves-
tieren, Vorsorgen und Tilgen. 

Bayern hat als erstes Land erkannt, dass das Prinzip der 
Nachhaltigkeit auch in der Haushaltspolitik von zentraler 
Bedeutung ist. Während andere Länder und der Bund 
noch die übliche Verschuldungspolitik betrieben haben, 
hat Bayern 2006 damit Schluss gemacht. 

So sichern wir die Zukunftsfähigkeit des Landes, so 
schaffen wir Generationengerechtigkeit und eröffnen 
Chancen für die Jugend von heute und morgen. 

SPD und GRÜNE haben unseren Sparkurs vehement 
bekämpft, sie haben immer höhere Ausgaben beantragt 
und wollten den Weg in die Staatsverschuldung weiter-
gehen. Staatsregierung und CSU-Fraktion waren stark 
und standfest genug, diesen populistischen Verführungen 
nicht zu folgen.

Die Regierung Beckstein wird diesen Kurs fortsetzen. Wir 
stehen für Stabilität. Wir garantieren Nachhaltigkeit. Wir 
gestalten das Chancenland Bayern. Unsere Zielmarke ist 
nicht die nächste Wahl. Unsere Verantwortung gilt schon 
dem nächsten Jahrzehnt, der nächsten Generation. 
Unsere Finanzpolitik ist Basis und Wegweiser zu unserer 
Vision für Bayern im Jahr 2020. Wir wollen moderne, 
sichere Arbeitsplätze in einem wettbewerbsfähigen 
Land. Unsere Investitionen von heute sind die Aussaat 

für die wirtschaftliche Prosperität von morgen. Investition 
und Innovation – sie schaffen Chancen, Sicherheit und 
Zukunft. 

Wir wollen ein kinderfreundliches Land, das der jungen 
Generation Chancen eröffnet, ohne dass es auf Herkunft, 
Einkommen oder Vermögen der Eltern ankommt. Des-
halb investieren wir von der Krippe bis zur Hochschule 
in Bildung und Wissen. Das schafft soziale Gerechtigkeit 
und Zukunft.

Wir wollen ein Land gestalten, auf das die Menschen stolz 
sind, das ihnen Heimat gibt und Zukunft eröffnet, in dem 
sich die Familien wohl und geborgen fühlen. Das Chan-
cenland Bayern braucht dafür eine solidarische Leis-
tungsgesellschaft. Leistungsbereitschaft, soziale Verant-
wortung, Bürgersinn und bayerischen Patriotismus fügen 
wir zusammen zum bayerischen Weg in die Zukunft. Das 
Fundament dafür haben wir in den letzten Jahren schon 
geschaffen. 

Mit dem Haushalt 2006 haben wir als erstes und einziges 
deutsches Land einen Haushalt ohne einen Cent Neu-
verschuldung vorgelegt und beschlossen. Mit dem Dop-
pelhaushalt 2007/2008 ist uns der zweite und dritte aus-
geglichene Haushalt in Folge gelungen. Das ist in ganz 
Deutschland beispielgebend. 

(Beifall bei der CSU)

Ich möchte dafür im Besonderen meinem Vorgänger 
Prof. Dr. Kurt Faltlhauser danken. Er hat diesen Weg mit 
Weitblick und Mut beschritten, in schwierigen Zeiten Kurs 
gehalten und mir ein geordnetes Haus übergeben. 

(Beifall bei der CSU)

Mit dem Haushalt 2008 setzen wir zukunftsweisende 
Akzente und nehmen weitere strukturelle Haushaltsver-
besserungen in Angriff: Wir stärken gezielt die Inves-
titionen, wir treffen Vorsorge für die Zukunft, und wir 
beginnen mit einer planmäßigen Schuldentilgung. Wir 
sind mit unserer Finanzpolitik schon lange Spitzenreiter 
und Vorbild unter den Ländern. Bei allen wichtigen Kenn-
zahlen stehen wir unangefochten an der Spitze: Wir haben 
unter den westlichen Flächenländern mit 1821 Euro die 
mit Abstand geringste Pro-Kopf-Verschuldung, und wir 
haben mit 2,6 % die niedrigste Zinslastquote, die im 
Durchschnitt bei 7,5 %, also bei dem rund Dreifachen, 
liegt. 

Meine Damen und Herren, allerdings muss in diesem 
Zusammenhang eines deutlich gesagt werden: Ein Ent-
schuldungsfonds, wie er im Rahmen der Föderalismus-
kommission II diskutiert wird, kommt für uns nicht in 
Frage. 

(Beifall bei der CSU)

Es geht nicht an, dass wir über den geltenden, schon sehr 
intensiven Finanzausgleich hinaus nochmals zur Kasse 
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gebeten werden, schon gar nicht für Schulden anderer 
Länder, die keine vernünftige Finanzpolitik betreiben. 

(Beifall bei der CSU)

Wir sind auch nicht bereit, in Bayern den Bürgern Belas-
tungen zuzumuten, während sich andere Länder auf 
unsere Kosten mehr leisten. Das hat mit Wettbewerbs-
föderalismus nichts zu tun. Das kann nicht sein, und das 
wird auch nicht sein.

(Beifall bei der CSU)

Der Nachtragshaushalt 2008 ist in besonderer Weise der 
Nachhaltigkeit gewidmet. Die Bezeichnung „Bilderbuch-
haushalt“ ist sicher nicht zu hoch gegriffen. Unser Leitge-
danke ist klar formuliert: Wir investieren, wir sorgen vor 
und wir tilgen. 

Wir investieren in die Infrastruktur, in die Bildung, in die 
Forschung und in den ländlichen Raum. Wir heben die 
Investitionen um über 800 Millionen Euro auf 5,1 Mil-
liarden Euro an. Für die Investitionsquote bedeutet 
das gegenüber dem Stammhaushalt einen Anstieg um 
1,6 Prozentpunkte, also auf insgesamt 13,5 %. Auch das 
ragt unter den Ländern in Deutschland heraus. 

Das passt genau in die Konjunkturlandschaft. Es gibt 
durch die Energiepreise, die amerikanische Wirtschaft 
und die internationale Finanzbranche erhebliche negative 
Einfl üsse. Diesen wirken wir in Bayern entgegen durch 
eine Erhöhung und Verstetigung unserer Investitionen, 
durch eine Stärkung der Nachfrage auf dem Hoch- und 
Tiefbausektor, durch eine Ausweitung der Nachfrage der 
öffentlichen Hand und nicht zuletzt durch die Verbesse-
rung der Beamtenbesoldung und die damit verbundene 
Stärkung der Kaufkraft. Nicht kurzfristige Konjunkturpro-
gramme bringen einen politischen oder wirtschaftlichen 
Effekt, sondern Kontinuität und langfristige Berechenbar-
keit, Stetigkeit und Stabilität der öffentlichen Finanzwirt-
schaft. Bayern leistet hier einen vorbildlichen Beitrag.

Und wir sorgen vor. Nur wenn wir jetzt vorausschauend 
handeln und Vorsorge treffen, werden wir den ausge-
glichenen Haushalt auch in Zeiten einer konjunkturellen 
Eintrübung beibehalten können. Unser Plan zur Vorsorge 
ist stabil. Er steht auf drei Säulen: Im Entwurf des Nach-
tragshaushalts 2008 ist eine planmäßige Zuführung an 
die Haushaltssicherungsrücklage in Höhe von 400 Mil-
lionen Euro vorgesehen. Wir steigen in die planmäßige 
Zuführung an einen Versorgungsfonds für die Versor-
gungslasten der Zukunft ein. Wir beginnen in diesem 
Jahr mit einer Zuführung in Höhe von 35 Millionen Euro, 
die jährlich analog zu den Neueinstellungen steigen und 
sich bis zum Jahr 2016 schon auf fast 1,6 Milliarden Euro 
summiert haben wird. Nicht zuletzt werden wir die im 
Stammhaushalt noch eingeplanten Privatisierungserlöse 
mit einem Volumen von 471 Millionen Euro durch reguläre 
Steuereinnahmen ersetzen.

Zudem tilgen wir. Der Freistaat Bayern hat schon im 
Dezember 2007 Schulden in Höhe von rund 300 Milli-
onen Euro getilgt. Die Steuereinnahmen des Jahres 2007 

haben dies möglich gemacht. Im Jahr 2008 werden wir 
in eine neue Dimension der Schuldentilgung einsteigen: 
Erstmals wird schon im Haushaltsplan eine planmäßige 
Tilgung vorgesehen, und zwar in der Größenordnung von 
200 Millionen Euro. 

Meine Damen und Herren, die Schuldenlast des Freistaats 
Bayern wird damit im Doppelhaushalt 2007/2008 um ins-
gesamt 500 Millionen Euro, also um eine halbe Milliarde, 
reduziert. Damit bauen wir unseren Vorsprung unter den 
Ländern bei der Pro-Kopf-Verschuldung weiter aus. Wir 
senken die Zinslast und können damit mehr investieren. 
Das heißt, wir fi nanzieren nicht die Vergangenheit, son-
dern die Zukunft, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CSU)

Wir setzen diesen Weg fort. Nach dem heute vorgelegten 
Finanzplan ist für die Jahre 2009 bis 2011 eine weitere 
Absenkung der Verschuldung geplant. 

Ich möchte an dieser Stelle der CSU-Fraktion und ins-
besondere dem fi nanzpolitischen Sprecher und Vorsit-
zenden des Haushaltsausschusses, Manfred Ach, herz-
lich danken. Die Fraktion und vor allem der Arbeitskreis 
haben die Leitlinien dieses Haushalts „Investieren – Vor-
sorgen – Tilgen“ von Anfang an mitgetragen. Damit hat 
sich auch wieder die enge Aktionseinheit von Staatsre-
gierung und Regierungsfraktion gezeigt. Das ist der letzte 
Haushalt, der unter der Stabführung dieses Haushalts-
ausschussvorsitzenden beraten und beschlossen wird. 
Schon heute kann man sagen, dass diese Leistung des 
Kollegen Ach ein Teil der bayerischen Finanzgeschichte 
ist.

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich in der gebo-
tenen Kürze – es liegt Ihnen ausführliches Material vor – 
auf ein paar Schwerpunkte des Nachtragshaushalts 2008 
eingehen. Dank der gestiegenen Steuereinnahmen 
können wir die Ausgaben 2008 gegenüber dem Vorjahr 
um 5,7 % steigern. Damit sind Mehrausgaben in der Grö-
ßenordnung von 1,9 Milliarden Euro möglich. Das formale 
Haushaltsvolumen steigt auf 39 Milliarden Euro. 

Ausgabenschwerpunkte sind zum einen unsere Sonder-
programme und zum anderen vor allem der kommunale 
Finanzausgleich. Die reinen Landesleistungen im kom-
munalen Finanzausgleich steigen gegenüber dem Vorjahr 
um über 600 Millionen Euro. Das macht eineinhalb Pro-
zentpunkte der Gesamtsteigerung des Jahres 2008 aus. 

Ich möchte an die drei großen Programme erinnern: 
„Zukunft Bayern 2020“ und das „Klimaprogramm Zukunft 
2020“ – beide zusammen erhalten 1,7 Milliarden Euro in 
den Jahren 2008 bis 2011 – sowie das „Sonderprogramm 
Abfi nanzierungsstau“ mit einem Volumen von 150 Milli-
onen Euro. Diese Programme werden vollständig aus den 
Steuermehreinnahmen 2007/2008 fi nanziert. Das heißt, 
auch das, was wir erst in den Jahren bis 2011 ausgeben, 
ist heute schon fi nanziert und gesichert. Die ursprüng-
lich vorgesehene Finanzierung aus Privatisierungsmitteln 
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haben wir in eine normale Haushaltsfi nanzierung umän-
dern können. 

Die herausragenden Schwerpunkte sind: Zur Verbesse-
rung des Kinderbetreuungsangebotes gehen 100 Milli-
onen Euro in Bauinvestitionen und 40 Millionen Euro in 
Sprachförderung und Qualitätsverbesserung. Das ist 
ein entscheidender Schritt in Richtung Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie. 

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Besonders freut es mich, meine Damen und Herren, dass 
wir mit den kommunalen Spitzenverbänden über die 
Finanzierung der Investitionskosten für den Ausbau der 
Betreuungsplätze eine Verständigung erreicht haben. Wir 
schnüren dafür ein umfangreiches Finanzpaket. Gefördert 
wird mit einem Mindestfördersatz von 60 % der förderfä-
higen Kosten. Bei fi nanzschwachen Kommunen wird der 
Fördersatz sogar auf bis zu 80 % erhöht – das ist ohne 
Beispiel in Deutschland. 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Das ist ja 
kein Wunder, wenn man vom Bund einen Haufen 
Geld kriegt!)

– Es ist richtig: Wir kriegen vom Bund einen Teil des 
Geldes. Aber kein anderes Land setzt zusätzliche Lan-
desmittel ein. 

(Beifall bei der CSU – Johanna Werner-Muggen-
dorfer (SPD): Weil sie es vorher schon eingesetzt 
gehabt haben!)

Wir sichern den Kommunen zu, dass diese Förderkondi-
tionen, also 60 bis 80 %, bis zum Jahr 2013 beibehalten 
werden. Wenn das dafür eingeplante Geld nicht ausrei-
chen sollte, muss aufgestockt werden. Wir geben damit 
den kommunalen Gebietskörperschaften Planungssi-
cherheit. 

(Beifall bei der CSU)

Wie jedes Jahr ist auch diesmal der Bereich Bildung ein 
Schwerpunkt des Haushalts. Aus dem Programm „Bayern 
2020“ werden für den Ausbau der Ganztagsschule und 
die Umsetzung der Hauptschulreform 100 Millionen Euro 
eingesetzt. Bis zum Schuljahr 2012/2013 sollen an min-
destens 650 Haupt- und Förderschulstandorten Ganz-
tagszüge eingerichtet werden. 

Zur Bewältigung des Studentenbergs werden wir bis zum 
Jahr 2011 insgesamt 38 000 zusätzliche Studienplätze 
schaffen. Dafür sind rund 3000 zusätzliche Stellen für 
Professoren und Mitarbeiter vorgesehen. Von 2008 bis 
2011 setzen wir also insgesamt 570 Millionen Euro zur 
Bewältigung der steigenden Studierendenzahlen ein. 

Ein weiterer Schwerpunkt – auch das war ein besonderer 
Wunsch von Staatsregierung und Landtagsfraktion – ist 
der ländliche Raum und die Infrastruktur. 

(Beifall bei der CSU)

Eine weitere Säule in diesem Programm sind 100 Milli-
onen Euro zusätzlich für den Staatsstraßenbau, 25 Milli-
onen Euro für Maßnahmen zur Förderung des Tourismus, 
jeweils 15 Millionen Euro für Dorferneuerung und Städte-
bauförderung. Insgesamt haben wir also stolze 155 Milli-
onen Euro bereits im Entwurf für die Jahre bis 2011 vor-
gesehen.

Meine Damen und Herren, wir haben im Zuge der Bera-
tungen des Haushalts 2008 das Klimaprogramm noch 
einmal aufgestockt. Es hatte zunächst ein Volumen von 
150 Millionen Euro. Wir haben es jetzt für die Jahre bis 
2011 mehr als verdoppelt auf 350 Millionen Euro. Im 
Vordergrund steht die Minderung von Treibhausgasen 
mit 223 Millionen Euro Investitionen und Fördermitteln. 
Für die energetische Sanierung staatlicher Gebäude 
geben wir 150 Millionen Euro aus, für Maßnahmen zur 
Anpassung an den Klimawandel 85 Millionen Euro, für 
Forschung und Entwicklung 42 Millionen Euro. In dem 
Moment, in dem der Haushalt verabschiedet sein wird, 
kann der Umweltminister eines der umfangreichsten und 
besten Landesprogramme in Kraft setzen.

Meine Damen und Herren, es war ein starker Wunsch, 
dass wir etwas gegen den Stau bei Fördermitteln tun. 
Unser Sonderprogramm zur schnelleren Abfi nanzierung 
im Bereich der staatlichen Förderung von Baumaß-
nahmen von Kommunen oder privaten Trägern sieht hier 
150 Millionen Euro vor. Die CSU-Fraktion hat in Kreuth 
beschlossen, dieses Programm um weitere 50 Milli-
onen Euro aufzustocken. Das kann ich nur begrüßen. Auf 
diese Art und Weise wird die Vorfi nanzierungslast vieler 
Bauträger deutlich gemindert und damit auch für weitere 
Investitionen Raum geschaffen. 

Meine Damen und Herren, neben diesen Programmen 
sind in den Ressorthaushalten zusätzliche Mittel vorge-
sehen. Ich greife die wichtigsten heraus. 

Im Kultushaushalt schaffen wir zusätzlich zu den im 
Stammhaushalt veranschlagten 784 neuen Lehrerplan-
stellen weitere 890 Beschäftigungsmöglichkeiten für 
Lehrer. Damit sollen übergroße Klassen mit mehr als 
33 Schülern abgebaut werden. Außerdem dienen die 
Mittel der Sicherstellung der Unterrichtsversorgung, der 
Reduzierung des Unterrichtsausfalls sowie dem Ausbau 
der Vorkurse. 

Zusammen mit den 95 Lehrerstellen für Ganztagsschulen 
aus dem Programm „Zukunft Bayern 2020“ erhalten die 
Schulen somit in diesem Doppelhaushalt 1769 Lehr-
kräfte. 

Seit dem Schuljahr 2001/2002 haben wir damit über 7000 
zusätzliche Lehrerkapazitäten bereitgestellt. Das heißt, 
die Schülerzahlen sinken, die Zahl der Lehrer geht nach 
oben, die Qualität der Schulen wird eindeutig verbessert. 

(Beifall bei der CSU – Franz Maget (SPD): Wie 
viele Lehrer?)
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– 7000 zusätzliche Lehrerkapazitäten.

(Franz Maget (SPD): Wie viele Lehrer?)

– Das werden mehr sein, weil viele in Teilzeit arbeiten, 
wenn ich Ihnen das im Rahmen des kleinen Einmaleins 
erklären darf. 

(Franz Maget (SPD): Mehr oder weniger?)

– Wir haben 7000 mehr. Muss ich Ihnen das wirklich 
dreimal sagen? – Ich sage es Ihnen auch ein viertes Mal: 
Seit dem Schuljahr 2001/2002 haben wir mehr als 7000 
zusätzliche Lehrerkapazitäten bereitgestellt. 

(Franz Maget (SPD): Durch die Arbeitszeitverlän-
gerung!)

– Zusätzlich.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

– Entschuldigung, darf ich Sie aufklären? – Wenn Sie die 
Arbeitszeit verlängern, haben Sie zusätzlich etwas für den 
Schulunterricht getan. Das ist keine Minderung. Weitere 
Kapazitäten haben wir zusätzlich bereitgestellt. Damit, 
meine Damen und Herren – ich will den kleinlichen Streit 
nicht weiterführen –, ist die Falschmünzerei der Opposi-
tion eindeutig widerlegt.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der SPD)

– Ich sage Ihnen eines: Sie können ruhig mit den Fragen 
von Bildung und Schule in den Landtagswahlkampf 
ziehen, wir werden die Eltern, die Schüler, die Menschen 
in Bayern davon überzeugen, dass Bayern die beste 
Schule in ganz Deutschland hat. 

(Beifall bei der CSU)

Die bayerischen Schulen sind spitze in Deutschland. Das 
sind die Fakten, die kann keiner wegdiskutieren. 

Ich komme zum Haushalt des Wirtschaftsministeriums. 
Im Einzelplan 07 haben wir einen deutlichen Akzent bei 
der Regionalförderung und der Investitionsförderung im 
Tourismus gesetzt. Das schafft unmittelbar Arbeitsplätze. 
Außerdem werden damit die Grundlagen für die Förde-
rung des schnellen Internets – DSL – geschaffen. Die 
CSU-Fraktion hat in Kreuth beschlossen, die Regional-
förderung weiter um 24 Millionen Euro zu stärken. Meine 
Damen und Herren, wenn man die Mittel für Regional-
förderung und Tourismus zusammennimmt, ergibt sich 
eine Erhöhung um 38,5 Millionen Euro auf 122,2 Millionen 
Euro. Das bedeutet gegenüber dem Vorjahr eine Steige-
rung um 46 %. – Um 46 % wird die Regionalförderung 
erhöht! Damit tragen wir der Tatsache Rechnung, dass 
gerade im ostbayerischen Raum erfreulicherweise viele 
Unternehmen bereit sind, in der Region zu investieren. 
Dort werden Arbeitsplätze geschaffen. Wir wirken damit 
dem Fördergefälle entgegen und eröffnen diesem Raum 

eine gute Zukunft. Auf diese Weise werden die Schwer-
punkte richtig gesetzt.

Und – Herr Kollege, jetzt können Sie sich gleich wieder 
aufregen – im Wirtschaftshaushalt sind auch die Gelder 
für die Errichtung des Transrapids veranschlagt. Vor-
gesehen sind Finanzmittel in einer Größenordnung von 
20 Millionen Euro und eine Verpfl ichtungsermächtigung 
von 470 Millionen Euro. Die Ausgaben sollen vollständig 
aus Privatisierungserlösen fi nanziert werden. Damit ist 
der bayerische Anteil am Finanzierungsplan mit 490 Milli-
onen Euro gesichert.

(Beifall bei der CSU – Franz Maget (SPD): Schon 
wieder 5 Millionen Euro mehr!)

– Nein, das sind genau die 490 Millionen Euro. Sie haben 
bloß ein schlechtes Gedächtnis, Herr Maget.

(Franz Maget (SPD): 485 Millionen waren es 
doch!)

Ich möchte nur herausstellen, dass es auf der Bundes-
ebene der SPD-Verkehrsminister und der SPD-Finanz-
minister waren, die dem Deutschen Bundestag vorge-
schlagen haben, 925 Millionen Euro für den Transrapid in 
den Bundeshaushalt einzustellen. Damit ist die Finanzie-
rung des Transrapids auf der Grundlage der gegenwär-
tigen Schätzungen gesichert. Die Gründe für den Bau des 
Transrapids sind von mir schon oft dargestellt worden. 
Ich möchte besonders betonen: Durch die Finanzierung 
aus Privatisierungserlösen ist sichergestellt, dass wir 
auch künftig genügend Spielraum für den öffentlichen 
Personennahverkehr im ganzen Land und insbesondere 
im ländlichen Raum haben. Durch die Finanzierung des 
Transrapids geht dem ländlichen Raum, dem Schie-
nenpersonennahverkehr sowie dem Regionalverkehr in 
Bayern nirgendwo auch nur ein einziger Euro verloren.

(Beifall bei der CSU)

Wir wissen, die Passagierzahlen zum Flughafen Mün-
chen sind über die Erwartungen hinaus gestiegen. Der 
Flughafen braucht eine neue Anbindung. Eine Express-
S-Bahn ist dafür keine Lösung. Erstens ist sie lange nicht 
realisierbar, und zweitens würde eine Express-S-Bahn 
den Freistaat Bayern mit rund einer Milliarde Euro – also 
mehr als das Doppelte – belasten. Diese Gelder müssten 
aus den Mitteln für Verkehrsprojekte im ländlichen Raum, 
also insgesamt aus dem Verkehrshaushalt, fi nanziert 
werden. Damit ist Folgendes Fakt: Wer für die Express-
S-Bahn ist, der schädigt den Ausbau des Nahverkehrs im 
ganzen Land.

(Beifall bei der CSU – Georg Schmid (CSU): So 
ist es!)

Wer es gut meint mit dem Regionalverkehr in Augsburg, 
mit der S-Bahn in Nürnberg und den Verbindungen in 
Würzburg und Regensburg, der muss in München für 
den Transrapid sein, weil nur beides sich verträgt. Im 
Übrigen werden Sie doch selbst nicht glauben, dass der 
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Bund bereit wäre, zur gleichen Zeit zwei große S-Bahn-
Strecken in München zu fi nanzieren, nämlich die Stamm-
strecke und die Express-S-Bahn. Wer also die Probleme 
in München lösen will, muss für die Kombination von 
Transrapid und Ausbau der Stammstrecke sein.

(Beifall bei der CSU)

Im Übrigen, Herr Maget, erfüllen wir damit gerade einen 
Wunsch, den Sie selbst im Jahr  2002 hier im Hohen 
Hause geäußert haben.

(Beifall bei der CSU)

Ich komme zum Sozialhaushalt. Heraus ragt hier die 
Förderung der Kinderbetreuung nach dem Bayerischen 
Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz – BayKiBiG. Wir 
haben hier neben den 140 Millionen Euro weitere 32 Milli-
onen Euro als laufende Bezuschussung für Kinderbetreu-
ungseinrichtungen vorgesehen. Weil man die Gesamtzahl 
nicht so oft vor Augen hat: Insgesamt leistet der Freistaat 
Bayern damit im Jahr 617 Millionen Euro Betriebskosten-
förderung – vor allem über laufende Zuschüsse für Perso-
nalkosten –, um moderne Kinderbetreuungseinrichtungen 
zu fi nanzieren.

Besondere Aufmerksamkeit verdient in diesem Haus-
halt die Ausgestaltung des Landeserziehungsgeldes. Wir 
erhöhen die Ansätze um rund 35 Millionen Euro auf ins-
gesamt rund 150 Millionen Euro. Auch das ist einmalig in 
Deutschland. Sie wissen, wir fordern das Betreuungsgeld 
auf Bundesebene, aber wir fordern nicht nur, sondern wir 
leisten in Bayern für die Familien Vorbildliches.

(Beifall bei der CSU)

Aus aktuellem Anlass weise ich darauf hin, dass wir die 
Mittel für die staatliche Förderung der Jugendsozialarbeit 
an Schulen aufstocken.

(Maria Scharfenberg (GRÜNE): Jetzt!)

– Nein, das ist ein mehrjähriger Plan, dessen Umsetzung 
jetzt beschleunigt wird. Die Umsetzung wird beschleunigt 
– das ist richtig –, nachdem wir in der Lage sind, schnell 
zu reagieren. Bevor Sie es kapieren, haben wir schon 
längst gehandelt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Ich komme zum Einzelplan 15, zum Haushalt des Wis-
senschaftsministeriums. Unter Einbeziehung der Haus-
haltsreste stehen für den Hochbau in diesem Jahr nicht 
weniger als 500 Millionen Euro zur Verfügung. Mit dieser 
Mittelausstattung können die notwendigen Baumaß-
nahmen bedarfsgerecht umgesetzt werden. 

Verbesserungen gibt es auch für die Studierenden selbst. 
So werden die Mittel für das BAföG zur Erhöhung der 
Bedarfssätze und Freibeträge um mehr als 21 Millionen 
Euro aufgestockt. Für das BAföG sind im Jahr 291,4 Mil-
lionen Euro eingeplant. Auch diese Zahl kann sich sehen 
lassen.

Ich möchte meine Rede zum Nachtragshaushalt 
abschließen mit einem Hinweis auf den Personalhaus-
halt. Wir können die Wiederbesetzungssperre absenken. 
Nachdem sie im Jahr 2004 auf zwölf Monate erhöht 
worden ist, senken wir sie nun um neun Monate auf nur 
noch drei Monate.

Meine Damen und Herren, ich komme zum absoluten 
Schwerpunkt des Haushalts, zum kommunalen Finanz-
ausgleich. Der Zuwachs der reinen Landesleistungen 
beträgt gegenüber dem Jahr 2007 über 600 Millionen 
Euro. 

Die Landesleistungen betragen damit 6,1 Milliarden Euro. 
Die Wachstumsrate der Landesleistungen im FAG ist 
mit 11 % doppelt so hoch wie das Plus des gesamten 
Staatshaushalts. Wenn ich die Zeitungen richtig gelesen 
habe, haben die Kommunen in den Jahren 2006 und 2007 
sowohl in Bayern als auch in Deutschland erfreulicher-
weise bereits einen Überschuss in ihren Haushalten. Darin 
ist ein umfangreiches Investitionspaket in Höhe von rund 
103 Millionen Euro enthalten, das für den Schulbau, für 
die Krankenhausfi nanzierung, für den Bau von Abwasser-
anlagen, für den Straßenbau und für den Straßenunterhalt 
verwendet werden soll. Für den kommunalen Straßenbau 
und Straßenunterhalt stehen insgesamt 246,1 Millionen 
Euro zur Verfügung. Wir erhöhen die pauschalen Zuwei-
sungen dafür um durchschnittlich 11 %.

Es gibt auch eine Reihe struktureller Veränderungen. Der 
Verbundsatz bei der Kraftfahrzeugsteuer wird auf 50 % 
angehoben. Die letzte Stufe der 2005 beschlossenen 
Abschaffung der Solidarumlage wird umgesetzt. Damit 
ist die für die Kommunen belastende Solidarumlage in 
Bayern endgültig abgeschafft.

Neben der Investitionsförderung steht für eine nachhal-
tige Stärkung der kommunalen Verwaltungshaushalte ein 
hoher Betrag zur Verfügung. Die Schlüsselzuweisungen 
steigen um außerordentliche 13 % auf 2,44 Milliarden 
Euro. Damit wird die Finanzkraft der fi nanzschwächeren 
Kommunen besonders gestärkt. Die Fachleute im Finanz-
ministerium können sich an eine ähnliche Steigerungsrate 
nicht erinnern.

Mit dem Kommunalanteil am Grunderwerbsteuerauf-
kommen werden den Kommunen rund 420 Millionen 
Euro überlassen. Der Sozialhilfeausgleich an die Bezirke 
wird auf 580 Millionen Euro steigen. Meine Damen und 
Herren, damit ist klar: Die Kommunen gehören zu den 
großen Gewinnern dieses Nachtragshaushalts. Der Frei-
staat Bayern zeigt sich, seiner Tradition folgend, als ver-
lässlicher Partner der Kommunen. Damit stärken wir auch 
die Vitalität des ländlichen Raumes.

Lassen Sie mich noch ein paar Bemerkungen zur Steu-
erpolitik anschließen: Die Staatsregierung steht nicht nur 
für eine nachhaltige Haushaltspolitik, sondern auch für 
eine nachhaltige Steuerpolitik. Das heißt für uns, dass 
wir die Leistungsträger, Arbeitnehmer wie Unternehmer, 
motivieren wollen. Wir müssen Spielräume für Steuerent-
lastungen nützen, damit der wirtschaftliche Aufschwung 
noch mehr bei den Menschen ankommt. Mit der Absen-
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kung der Lohnzusatzkosten ist uns eine historische 
Leistung geglückt. Sie kommt nicht nur den Arbeitge-
bern zugute, sondern entlastet auch die Arbeitnehmer 
sehr stark von Beiträgen. Damit bleibt mehr Netto vom 
Brutto.

Wir haben in diesem Haushalt die Finanzierung der 
Unternehmenssteuerreform berücksichtigt. Mit einer 
Absenkung der nominellen Steuerbelastung unter 30 % 
hat Deutschland ein international wettbewerbsfähiges 
Niveau erreicht. Wir versprechen uns davon auch eine 
nachhaltige Belebung des deutschen Arbeitsmarktes. 
Die Unternehmensteuerreform leistet damit einen wich-
tigen Beitrag zur Lösung eines der Schlüsselprobleme 
Deutschlands schlechthin.

Wir gehen gerade in die Beratungen zur Erbschaftssteu-
erreform. Dieses Gesetz, das von Bayern angestoßen 
wurde, um mittelständische Unternehmen und die Land-
wirtschaft zu entlasten, hat in den Koalitionsvertrag Ein-
gang gefunden. Jetzt muss es darum gehen, den vor-
liegenden Gesetzentwurf weiter zu verbessern. Wir sind 
nicht damit einverstanden, dass die Haltefrist bei den 
Betrieben auf fünfzehn Jahre festgelegt wird. Das ist bei 
der heutigen wirtschaftlichen Dynamik nicht sinnvoll.

(Beifall bei der CSU)

Wir werden im Bundesrat diese Änderung und eine Ver-
besserung für die Landwirtschaft anstreben. Aus unserer 
Sicht müssen verpachtete landwirtschaftliche Betriebe in 
diese positive Regelung einbezogen werden.

(Beifall bei der CSU)

Ich möchte das Hohe Haus darauf hinweisen, dass es auf 
der linken Seite dieses Hauses Pläne gibt, die Steuern zu 
erhöhen. Herr Kollege Maget von der SPD will die Vermö-
genssteuer wieder einführen.

(Franz Maget (SPD): Ja!)

Die GRÜNEN wollen die Stromsteuer erhöhen. Wir halten 
dies angesichts der konjunkturellen Situation für grund-
falsch. Meine Damen und Herren, das zerstört Arbeits-
plätze.

(Beifall bei der CSU – Franz Maget (SPD): Die 
Vermögenssteuer?)

Wir dürfen vielmehr bei der Einkommensteuer Tarifsen-
kungen nicht aus dem Auge verlieren. Aus meiner Sicht ist 
es eine schlichte Notwendigkeit, dass wir Arbeitnehmer 
mit kleinen und mittleren Einkommen entlasten. Wenn die 
Lohnerhöhungen lediglich einen Ausgleich für die Infl a-
tion darstellen, führt das zu einer kalten Progression mit 
realen Einkommensverlusten.

(Werner Schieder (SPD): Sie sind doch schein-
heilig!)

– Ich würde Ihnen raten, Ihren Bundesfi nanzminister 
Steinbrück, der das nicht einsieht und kapiert, auf den 
Weg zu bringen, die Leistungsträger zu entlasten.

(Beifall bei der CSU – Werner Schieder (SPD): Sie 
sind doch scheinheilig!)

Präsident Alois Glück: Herr Kollege Schieder, „Schein-
heiligkeit“ ist kein Begriff der politischen Auseinanderset-
zung.

(Franz Maget (SPD): Das geht schon!)

Staatsminister Erwin Huber (Finanzministerium): Eine 
so angelegte Steuerentlastung trägt dazu bei, dass sich 
die Schere zwischen Arm und Reich nicht weiter öffnet. 
Wer über den Tag hinaus denkt, wird erkennen: Deutsch-
lands Stärke ist seine breite Mittelschicht. Dort müssen 
wir Eigenverantwortung und Leistungsbereitschaft, Moti-
vation und Leistungswillen stärken, und zwar durch eine 
Senkung von Steuern und Beiträgen, damit sich Leistung 
mehr lohnt.

(Beifall bei der CSU)

Ich möchte ein paar Bemerkungen zum Finanzplan für 
die Jahre 2007 bis 2011 anschließen. Zusammen mit 
dem Haushalt 2008 lege ich Ihnen den Finanzplan für 
die Jahre 2007 bis 2011 vor. Auf der Basis der aktuellen 
Steuerprognose können wir den Haushalt auch in Zukunft 
durch laufende Einnahmen ausgleichen. Nach unserer 
Planung kann daneben sogar eine planmäßige Schulden-
tilgung in Höhe von jährlich 200 Millionen Euro fortgeführt 
werden. Die Schuldentilgung ist also kein einmaliges 
Ereignis der Jahre 2007 und 2008, sondern soll ein fester 
Bestandteil unserer Finanzpolitik in Bayern sein. Nach 
unseren Planungen steigen die Investitionen kontinuier-
lich an.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ein Haushalt 
kann glänzen und strahlen. Wenn er aber qualitativ ganz 
außergewöhnlich hochwertig sein soll, muss er zukunfts-
fest sein. Wir werden uns in der Haushaltspolitik weiter 
von Nachhaltigkeit, Stabilität und Stetigkeit leiten lassen. 
Nur so werden wir auch in schwierigen konjunkturellen 
Zeiten ohne Nettoneuverschuldung auskommen. Nur 
so werden wir künftig politischen Gestaltungsspielraum 
haben. Wir werden zielstrebig auf eine Stärkung der 
Investitionen hinwirken.

Das Wünschbare wird wohl immer das Finanzierbare 
übersteigen. Deshalb sind auch in der Zukunft Augenmaß, 
Weitblick und Standfestigkeit gefragt. Mit diesem Haus-
halt 2008 sind die richtigen Schwerpunkte gesetzt: Inves-
tieren – Vorsorgen – Tilgen. Damit betreiben wir kluge, 
solide und weitsichtige Haushaltspolitik. Sie hat Bayern 
an die Spitze gebracht und sie wird Bayern den Platz eins 
in der Finanzpolitik in Deutschland sichern. Ich bitte Sie 
um Zustimmung zu diesem Haushalt.

(Lang anhaltender Beifall bei der CSU – Georg 
Schmid (CSU): Bravo!)
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Präsident Alois Glück: Ich eröffne die Aussprache. Erste 
Wortmeldung: Herr Kollege Dupper.

(Jürgen Dupper (SPD): Neun Minuten! Da muss 
man haushalten können! – Gegenruf von der 
CSU: Du musst sie nicht ausnutzen!)

Jürgen Dupper (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, 
Hohes Haus! Heute geht es noch nicht um die Zustim-
mung oder Ablehnung des Haushalts, sondern heute ist 
die Einbringung. Sie soll eine gute Grundlage für eine 
gute Beratung und Debatte werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in den letzten 
Monaten lief der Konjunkturmotor rund. Der Standort 
Deutschland klettert nach oben, und was vor wenigen 
Jahren niemand vermutete, ist heute Realität: Unsere 
Volkswirtschaft ist wieder die Lokomotive für die Euro-
päische Union. Angesichts einer Debatte, die jahrelang 
von Selbstbespiegelungen und Verlustängsten geprägt 
war, überraschen die Fakten. An dieser Stelle nur einige 
wenige: Als einziger G-7-Staat konnte Deutschland auf 
hohem Niveau seinen Welthandelsanteil noch ausbauen. 
Die Steuer- und Abgabenquote liegt deutlich unter dem 
Durchschnitt der EU 25. 

(Franz Maget (SPD): Richtig!)

Im Jahr 2007 sank die Arbeitslosigkeit in erfreulichem 
Umfang, wenn sie auch immer noch zu hoch ist. 

Kein Wunder, dass eine Befragung durch eine renom-
mierte Unternehmensberatung ergab, dass Deutsch-
land für international tätige Unternehmen der attraktivste 
Standort in Europa ist und der drittattraktivste weltweit, 
und zwar wegen der Infrastruktur, wegen der Qualität 
von Forschung und Entwicklung und wegen der hohen 
Qualifi kation und Motivation der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer.

(Beifall bei der SPD)

Diese wiedergewonnene Stärke der deutschen Volks-
wirtschaft fi ndet ihren sehr angenehmen Ausdruck in 
den hohen Steuermehreinnahmen auf allen staatlichen 
Ebenen. Auch im vorliegenden Nachtragshaushaltsent-
wurf prägen allein die konjunkturbedingten Steuermehr-
einnahmen einnahmenseitig den Haushalt, nicht irgend-
welche ominöse Rücklagen oder gar virtuelle Gewinne 
aus irgendwelchen Verwaltungsreformen. Nein, es sind 
Steuermehreinnahmen, getragen von der Lohn- und Ein-
kommenssteuer.

(Beifall bei der SPD) 

Wie gesagt, es gibt viele Indikatoren, die uns einen guten 
Zwischenstand bescheinigen. Aber die guten Zahlen 
dürfen nicht darüber hinwegtäuschen, dass der Hand-
lungsbedarf nach wie vor groß ist, dass die guten Nach-
richten nicht beruhigen, sondern anspornen sollten.

Das Wirtschaftswachstum in 2007 war mit 2,5 % anständig 
und war ausschließlich dem Außenhandel und den Inves-
titionen geschuldet. Der Konsum ging bekanntermaßen 
preisbereinigt um 0,3 % zurück. So richtig verwundern 
kann das niemanden, denn die erfreuliche Entwicklung 
am Arbeitsmarkt weist beim näheren Hinschauen Verwer-
fungen auf. Nur ein Viertel der neuen Jobs waren richtige 
Jobs. Weit über die Hälfte waren Teilzeitbeschäftigungen, 
ein großer Rest waren Jobs für geringfügig Beschäftigte. 

So erfreulich die Arbeitsmarktdaten sind, so groß ist die 
Herausforderung, den Aufschwung für alle sicherzu-
stellen.

(Beifall bei der SPD) 

Dabei sind die großen Rufer nach Reformen eigentlich das 
größte Risiko. Wer ewig dieselbe Melodie pfeift – Weg mit 
der Erbschaftssteuer! Runter mit den restlichen Steuern! 
Nein zum Mindestlohn! Weg mit dem Kündigungsschutz! 
–, der wird auf Dauer vernünftige Reformen verhindern, 
weil ihm ganz einfach die gesellschaftlich richtigen Pro-
portionen abhanden gekommen sind, weil die Menschen 
nicht mehr bereit sind, das mitzumachen.

(Beifall bei der SPD) 

Vom Aufschwung profi tieren neben den Unternehmen 
derzeit in erster Linie die, die einen qualifi zierten Arbeits-
platz haben. Das ist gut so. Aber alle, die über ein Jahr 
lang arbeitslos sind, oder die, deren Niedriglöhne nicht 
auskömmlich sind, spüren vom Aufschwung noch wenig. 
Deshalb sage ich: In erster Linie muss aus sozialen und 
humanitären Gründen diesen Menschen geholfen werden. 
Sie müssen faire Löhne bekommen. Sie brauchen die 
Integration in den ersten Arbeitsmarkt und sollen sich 
selbst die notwendigen Zukunftsperspektiven erarbeiten 
können.

Es ist erfreulich, dass der Bayerische Ministerpräsident 
infolge der Hessen-Wahl auf die Notwendigkeit der Beto-
nung der sozialen Gerechtigkeit hinweist. Aber wir sagen 
Ihnen, soziale Gerechtigkeit, die Sorge um Perspektiven 
für alle rückt nur deswegen in den Fokus, weil ein politi-
scher Bruder im Geiste gerade abgeschmiert ist.

Das ist zu wenig. Das Sichern von Aufstiegschancen 
muss eine politische Querschnittsaufgabe sein.

(Beifall bei der SPD) 

Wenn ich das Interview mit dem Ministerpräsidenten 
im „Handelsblatt“ lese, in dem er sich tief besorgt über 
womöglich sinkende Managergehälter äußert, stelle ich – 
ebenso tief besorgt – fest, dass diese Politik zunehmend 
erratisch wirkt.

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Bemühen 
um Wohlstand und Perspektiven für alle hat aber noch 
eine andere Seite. Es ist auch enorm wichtig für unsere 
Volkswirtschaft. Denn Wachstumsimpulse werden im 
Zeitalter von Finanzkrisen, Börsenschwäche und Rezes-
sionsängsten nicht mehr im gewohnten Umfang vom 
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Export kommen. Wir brauchen eine wirksame Konjunktur-
stütze durch die Binnennachfrage. Die Größenordnung, 
in der schon heute die Lohn- und Einkommensteuer im 
Nachtragshaushaltsentwurf unsere Einnahmen prägt, ist 
Indiz genug für die zeitlos gültige Richtigkeit meiner Aus-
führungen.

Was wir jetzt nicht brauchen, sind Steuersenkungen auf 
Pump, wie sie von Ihnen, Herr Finanzminister, bisweilen 
gefordert werden, jedenfalls so lange, bis Ihnen die Kanz-
lerin widerspricht.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der 
GRÜNEN) 

Diese Steuersenkungsversprechen in Wahljahren sind 
ähnlich belastbar wie weiland die 5-Jahres-Pläne in der 
DDR.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abgeordneten 
Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU)) 

Denn das, was Sie in Bezug auf Einkommensteuer im 
Verein mit Kinderfreibeträgen schon fordern, hätte den 
öffentlichen Kassen im Jahr 2007 ein dickes Minus im 
hohen zweistelligen Milliardenbereich beschert. Infolge-
dessen würde sich die gesamtstaatliche Verschuldung 
erhöhen und wir diskutierten einen ganz anderen Nach-
tragshaushaltsentwurf. 

(Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU): Mit Steinbrück 
in die Steuer-Senkungs-Verhinderungs-Falle!)

Um mit den Worten Ihres Vorgängers, Herrn Professor 
Faltlhauser, zu sprechen: 

Sie sollten aufpassen,

– Sie als amtierender Finanzminister –

dass Sie nicht eine Kaskade des Steuerverfalls in 
Gang setzen, an deren Ende die Einnahmenbasis 
der öffentlichen Haushalte erodiert. 

Der Satz war schön. 

(Franz Maget (SPD): Das war von Ihnen, Herr 
Faltlhauser! – Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU): Ich 
widerspreche dem Redner trotzdem!)

Wir brauchen in der Tat in der ganzen Republik solide 
Haushaltswirtschaft verbunden mit Zukunftsinvestitionen 
vor allem in Bildung, Forschung und in die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Nur so werden wir den demografi -
schen Wandel aktiv gestalten können. Nur so werden wir 
die Wachstumsbasis in unserem Land nachhaltig stärken. 
Nur so werden wir dauerhaft Aufstiegs- und Partizipati-
onsmöglichkeiten für alle schaffen.

(Beifall bei der SPD) 

Die schaffen wir, indem wir Leitplanken für Menschen 
mit geringer Qualifi kation einziehen. Es zeigt sich doch 
in einer Reihe von hoch entwickelten Volkswirtschaften, 
dass Mindestlöhne, dass branchenspezifi sche, allge-
meinverbindliche Untergrenzen eine respektable Lösung 
darstellen. Gerne greifen wir auch Ideen, die in der Union 
virulent sind, auf bezüglich einer negativen Einkommen-
steuer. Dabei wissen wir: Mindestlohn und negative Ein-
kommensteuer können nur die Symptome der Globalisie-
rung kurieren. So richtig gut werden wir erst dann, wenn 
wir den Bildungsstand breiter Schichten heben.

(Beifall bei der SPD) 

Der jetzige Fachkräftemangel nach nur zwei Jahren 
ordentlicher Konjunktur lässt doch erahnen, dass unsere 
Bildungsanstrengungen viel zu gering sind. 

Zu den Defi ziten bei den Bildungsaufgaben gesellen sich 
die Probleme mit der staatlichen Investitionsquote. Es 
ist nicht nur enttäuschend, dass erneut von einer Inves-
titionsquote in Höhe von 15 % gar nicht die Rede sein 
kann. Ihr Vorgänger war da jedenfalls wesentlich ambi-
tionierter. 

(Zuruf des Abgeordneten Prof. Dr. Kurt Faltl-
hauser (CSU))

Dabei muss noch eines berücksichtigt werden: Um eine 
gesamtstaatlich zufriedenstellende Investitionsquote 
herzustellen, müssen wir die Kommunen in die Lage ver-
setzen, ihre Aufgaben zu erledigen.

(Beifall bei der SPD) 

Bevor ich im Folgenden die für uns wichtigen Punkte im 
Zusammenhang mit dem Nachtragshaushaltsentwurf 
anspreche, lassen Sie mich an dieser Stelle zu einer der 
größten Beteiligungen des Freistaates, zur Bayerischen 
Landesbank, ein paar Worte sagen. 

Nach den Irrungen und Wirrungen zu Beginn des neuen 
Jahrtausends – ich erwähne das Stichwort Kirch-Pleite – 
dachte man, die Landesbank sei auf einem guten Weg. 
Aufgrund einer gewissen regionalen Fokussierung auf 
Bayern und Deutschland und dank der Ausrichtung auf 
ausgewählte Kundengruppen dachte man, die Bayern-
LB habe ein Geschäftsmodell gefunden, das einerseits 
dem klar defi nierten gesetzlichen Auftrag gerecht wird 
und andererseits eine vernünftige Kooperation mit den 
Sparkassen zulässt. Mit den interessanten Entwicklungen 
mit der Deutschen Kreditbank, der Mittelstandskredit-
bank und der Hypo Alpe Adria schien eine folgerichtige 
Abkehr vom ertragsschwachen Wholesale-Geschäft 
möglich. Obendrein erschien auch eine weltweite stra-
tegische Begleitung bayerischer Unternehmen möglich. 
Von der seit Langem schwelenden Diskussion über Fusi-
onen hin oder her möchte ich hier noch nicht reden. Für 
März sind Ausführungen zu einem neuen Geschäftsmo-
dell angekündigt. Darüber werden wir dann in aller Ruhe 
diskutieren.



Bayerischer Landtag · 15. Wahlperiode8266 Plenarprotokoll 15/114 v. 30. 01. 2008

Völlig unakzeptabel ist Ihr Vorgehen in Sachen Auswir-
kungen der Finanzkrise auf die Bücher der Bayerischen 
Landesbank.

(Beifall bei der SPD)

Zunächst haben wir ganz leise darauf gehofft, dass die 
Bayern-LB dieses Mal nicht dabei ist, dass sie also aus 
früheren Debakeln gelernt hat. Weit gefehlt! Auch die Lan-
desbank hat ganz offensichtlich viel zu riskante Kredite 
vergeben, für die sie in ihren Büchern kein Eigenkapital 
hinterlegt hat.

(Ludwig Wörner (SPD): Gezockt!)

Das alles war möglich, weil auch die Landesbank fröhlich 
der Blasmusik hinterherlief, auf sogenannte innovative 
Finanzierungsinstrumente hereinfi el und jetzt darunter 
leidet, dass sich die institutionellen Anleger, die Fonds 
und die Kreditversicherer zurückziehen. Es ist keine Frage, 
es ist jetzt allerhöchste Zeit, dass Sie die Fragen, die wir 
Ihnen in Sorge um dieses Flaggschiff des öffentlichen 
Bankenwesens gestellt haben, zuletzt am 17. Dezember, 
eingehend und umfänglich beantworten.

(Karin Radermacher (SPD): Und ehrlich!)

Berichten Sie umgehend dem Landtag und glauben 
Sie bloß nicht, dass die gezielten Durchstechereien der 
Medien irgendetwas an Ihrer Verantwortlichkeit ändern 
würden. Seit Menschengedenken ist der Verwaltungsrat 
der Bayern-LB mit so prominenten Mitgliedern der Staats-
regierung besetzt, dass Sie nicht den Ahnungslosen mar-
kieren können. 

(Beifall bei der SPD)

Wenden Sie durch eine transparente Informationspolitik 
noch mehr Schaden von dieser Bank ab. Eine Informa-
tion, die scheibchenweise gegeben wird, schadet dauer-
haft dem Ruf der Bayern-LB.

(Beifall bei der SPD)

Dessen ungeachtet ist das Debakel der Banken in Sachen 
Asset-Backed-Security nur wegen einer undifferenzierten 
Deregulierung möglich, bei der sich alle Akteure im 
Schatten bewegten und die sonst so gestrenge Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht – BaFin – wohl 
gerade Mittag machte. Wir haben heute aber noch Zeit, 
uns aus Anlass eines Dringlichkeitsantrags detaillierter 
darüber auszutauschen.

Nun zu unseren Schwerpunkten in Bezug auf den Nach-
tragshaushalt, zu den Investitionen. Natürlich steigt die 
Investitionsquote. Niemand darf aber erwarten, dass das 
Bayernland in Euphorie ausbricht, weil Sie endlich von 
einer verkehrten Politik Abschied nehmen, die uns histo-
risch niedrige Investitionsquoten bescherte. 

(Manfred Ach (CSU): So ein dummes Zeug! – 
Entschuldigung!)

Sie nehmen Abschied von einer Politik, die die öffentliche 
Infrastruktur in hohem Maße vernachlässigte. Wir müssen 
aber fragen, ob die Investitionen in die richtigen Zukunfts-
felder erfolgen, ob sie geeignet sind, für einen fairen Aus-
gleich zwischen den Regionen Bayerns zu sorgen, ob sie 
überall für die Menschen Perspektiven schaffen, ob sie 
also kurzum kluge Investitionen sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Gerade jetzt wäre es wichtiger denn je, notwendige Ver-
änderungen mitzugestalten, die wirtschaftlich-technische 
Dynamik als Grundlage des Wohlstands in Bayern zu 
nutzen und sie mit sozialer Teilhabe und Aufstiegsper-
spektiven zu verbinden. In einer wachstumsorientierten 
Wirtschaft sehen wir nach wie vor die sicherste Gewähr 
für Wohlstand und soziale Gerechtigkeit. Deshalb fordern 
wir verstärkte Investitionen in die wirtschaftsnahe Infra-
struktur, in die öffentliche Infrastruktur als eine der ganz 
harten Standortfaktoren und insofern auch in die Erhal-
tung und Anpassung der öffentlichen Infrastruktur. 

Zu den wirklich wichtigen Investitionen zählen wir ein 
umfassendes energetisches Gebäudesanierungspro-
gramm, die Schutzwaldsanierung und eine ganze Reihe 
von Maßnahmen aus dem Umwelt- und Klimaschutz. 
Auch für Wissenschaft und Forschung gilt, dass Pers-
pektiven durch nachhaltiges Handeln erhalten werden 
müssen. Auch hier hat Ihnen die eigene Kommission ein 
schlechtes Zeugnis ausgestellt und verstärkte Anstren-
gungen eingefordert. Sie hat somit unsere Forderungen 
bestätigt. 

Bis 2011 wollen Sie den Lackmustest einer vorausschau-
enden Hochschulpolitik bestehen und 570 Millionen Euro 
bereitstellen. Das mag sein, aber allein die im Stamm-
haushalt 2008 verankerten Baumaßnahmen umfassen ein 
Volumen von 600 Millionen Euro. Dabei ist noch kein Euro 
für den Masterplan 2011 dabei. Allein die so notwendige 
grundlegende Sanierung der Universität Regensburg 
kostet 350 Millionen. Allein an der Uni Nürnberg-Erlangen 
erwarten uns Baumaßnahmen mit einem Volumen von 
über 600 Millionen Euro. Das Wissenschaftsministerium 
geht davon aus, dass die erfreulicherweise gestiegene 
Studentenzahl die Hochschulen bis mindestens 2020 
beglücken wird. Allerdings sind diese Hochschulen 
weder mit ihren Gebäuden noch personell und auch nicht 
mit ihrer Ausstattung auf die steigenden Studentenzahlen 
vorbereitet. Der Nachtragshaushalt muss beim Hoch-
schulbau einen Durchbruch bedeuten, ebenso bei Sanie-
rungsmaßnahmen, bei Stellen für den wissenschaftlichen 
Nachwuchs und bei Sachmitteln. Hier lassen sich nach-
haltige Effekte für die Zukunft Bayerns erzielen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich zitiere:

Im internationalen Vergleich bei Abiturienten und 
Hochschulabsolventen, bei Pisa und OECD-
Ergebnissen verliert Bayern ebenso wie Deutsch-
land an Boden. Unser Bildungssystem hat sich in 
den vergangenen Jahrzehnten zu wenig auf die 
Veränderungen in Wirtschaft und Gesellschaft 
eingestellt. 
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(Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU): In welcher 
Welt lebt ihr?)

Die bayerischen Investitionen in Schulbildung 
von Kindern und Jugendlichen liegen mit 
4100 Euro je Grundschüler um 700 Euro unter 
dem OECD-Schnitt. Bildung muss das zentrale 
Handlungsfeld, die Priorität der Landespolitik 
sein. 

Zitat Ende.

(Franz Maget (SPD): Sehr gut!)

Diese Ausführungen sind gut und treffend und stammen 
dennoch nicht von uns. Vielmehr haben die bayerischen 
Industrie- und Handelskammern in tiefer Sorge um die 
Entwicklung in Bayern diese Feststellungen getroffen. 
Nicht nur deshalb muss Bildung eine zentrale Achse sein, 
um die der Nachtragshaushalt kreist. In hoher Verantwor-
tung und eingedenk der Tatsache, dass Bildungschancen 
Lebenschancen sind, müssen wir für die bessere indivi-
duelle Förderung der Schüler in jeder Schulart Geld in die 
Hand nehmen; wir müssen Geld in die Hand nehmen für 
kleinere Klassen, für mehr pädagogisches Personal, für 
ein fl ächendeckendes Angebot an Ganztagsbetreuung 
und für die Wiedereinführung der Lernmittelfreiheit. 

Es ist zwar nur eine Notiz am Rande, aber dennoch ist es 
ein starkes Stück, dass sie nach dem Trauerspiel beim 
Büchergeld jetzt offenbar nicht die Kraft haben, dem 
ersten Schritt zurück den zweiten folgen zu lassen. Ich 
meine den Einsatz für die Kommunen, die die Eltern durch 
Übernahme des unsinnigen Büchergeldes entlasten. 

Zur Förderung des ländlichen Raums. Lassen Sie mich an 
einigen wenigen Punkten noch einmal deutlich machen, 
wo die Differenz zwischen Ankündigung und Tat in Ihrer 
Politik liegt. Ich erwähne das Stichwort ÖPNV. Die Landes-
gruppe Bayern des Verbandes deutscher Verkehrsunter-
nehmer – sie ist keine Arbeitsgemeinschaft der Sozialde-
mokratie – hat ziemlich deutlich den Finger in die Wunde 
gelegt. Demnach fehlen dem ÖPNV in Bayern heute im 
Vergleich zu 2003 ca. 50 Millionen Euro. Sie fehlen des-
halb, weil Sie die Kooperationsförderung abgeschafft und 
die Förderung für Linienbusse eingestellt haben. Beides 
trifft insbesondere den ländlichen Raum.

Zum Stichwort Schülerbeförderung. Wir sind meilenweit 
vom einstigen Niveau entfernt. Die Kommunen bekommen 
bestenfalls 60 % ihrer Kosten erstattet. 

(Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU): Das ist schon 
seit vielen Jahren feststehender Satz!)

Wie wollen Sie denn weitermachen? Der Kultusminister 
ist jetzt nicht mehr da. Dem Vernehmen nach werden spä-
testens nach den Wahlen in großem Maße Hauptschulen 
zusammengelegt. Gibt es dann für die weiteren Fahrten 
und höheren Kosten eine bessere Förderung?

(Zuruf von der SPD: Vor allem für die alten Schul-
häuser!)

Ich erwähne nur die Stichworte Wirtschaftswegebau und 
Dorferneuerung. Durch Einbeziehung der Kommunen und 
insbesondere der Bürgerinnen und Bürger vor Ort wurden 
qualifi zierte Strategien und Konzepte entwickelt, die viele 
Dörfer positiv verändert haben. 

Deswegen müssen wir an der Entwicklung der ländlichen 
Räume festhalten und sie weiter stärken.

Stichwort Wirtschaftsförderung: Nach Aussage der Prak-
tiker bei der Regierung von Niederbayern fehlen alleine 
in Niederbayern 50 Millionen Euro Wirtschaftsförderung, 
die zeitnah an investitionswillige Unternehmen ausge-
reicht werden könnten. Dadurch würde ein Vielfaches 
am Gesamtinvest angestoßen. Gerade jetzt, wo sich die 
Konjunktur eintrübt, kann es nicht sein, dass in den peri-
pheren Regionen Bayerns Investitionen unterbleiben. 

Soziales Bayern: Keine Frage – in vielen Bereichen des 
Einzelplans 10 sind die Wunden der Haushaltsjahre 2004 
folgende längst nicht verheilt. Zu schmerzhaft waren 
die Einschnitte, zu abrupt waren die Maßnahmen, zu 
undurchdacht war das Vorgehen. Sie versuchen heuer 
einiges in Sachen Wiedergutmachung. Das ist gut so. 

Wir fordern aber auch neue Schwerpunkte. Zum einen 
muss die Kinderbetreuung die fl ächendeckende Versor-
gung sicherstellen und obendrein muss sie von hoher 
Qualität sein. Das ist ein weites Feld und bedeutet einen 
entsprechenden Mitteleinsatz. Beim Aufbau einer ausrei-
chenden Krippenplatzversorgung haben Sie schon einmal 
das Klassenziel verfehlt, und wir werden sehen, inwieweit 
Sie diesmal bereit sind, den dringenden Mahnungen Ihrer 
Kommission 2020 Folge zu leisten und für die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf zu sorgen. 

Völlig unverständlich ist uns, wieso Sie die virulente Kin-
derarmut, die es auch in Bayern gibt, so kalt lässt. Wir 
sollten doch alles daran setzen, Kinder, gleich welcher 
sozialen Herkunft, durch gute Betreuung, gute Bildung 
und gute fl ankierende Erziehung aus dem Teufelskreis der 
sozialen Stigmatisierung herauszubekommen. Sie dürfen 
sich nicht nur auf die Polemik und das Hessen-Niveau 
der Kinder- und Jugendpolitik verlassen. Wir sollten uns 
mit heißem Herzen gemeinsam der im höchsten Maße 
integrativen Aufgabe des sozialen Bayerns stellen.

(Beifall bei der SPD) 

Klaren Nachholbedarf und – wenn Sie so wollen – „Auf-
mörtelbedarf“ sehen wir beim Landesbehindertenplan, 
wo freie Träger fast schon skandalös lange auf zugesagte 
Mittel warten müssen. Ähnlich sehen wir die Notwendig-
keit, mit einem Investitionsprogramm die Sanierung von 
Pfl ege- und Altenpfl egeheimen zu begleiten; denn es ist 
nicht nachvollziehbar, dass uns die Umstände, in denen 
die ältere Generation ihren Lebensabend verbringt, egal 
sein sollen. 

Immer wieder wird es Menschen geben, die, egal aus 
welchen Gründen, den Anschluss an den ersten Arbeits-
markt verloren haben. Es bedarf der gemeinsamen 
Anstrengung der Agentur für Arbeit, des Freistaats, der 
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Kommunen und der einschlägigen Trägerorganisationen, 
um diese Menschen mit Qualifi zierungsmaßnahmen und 
mit Arbeitsförderung wieder in den Arbeitsmarkt zu inte-
grieren und ihnen eine Perspektive zu geben. Es gibt eine 
Reihe von Bildungsträgern und Arbeitsförderwerken. Ich 
bin sehr erstaunt, dass diese Knochenarbeit zugunsten 
unserer Gesellschaft von der Staatsregierung mit dem 
üblichen überbordenden Bürokratismus „belohnt“ wird. 
Hier sollten Sie schnellstens umdenken und sich an die 
Spitze einer konzertierten Aktion setzen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, im vorliegenden 
Haushaltsgesetz fi nden sich heuer gar manch interes-
sante Dinge. Ich kann es Ihnen nicht ersparen, über den 
teuersten Austrägler der Republik zu sprechen. Fünf 
neue Stellen sollen für den früheren Ministerpräsidenten 
geschaffen werden. Für den Steuerzahler wäre es allemal 
billiger gewesen, Sie hätten Herrn Stoiber in Kreuth nicht 
gemeuchelt. 

(Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU): Schäbig; das ist 
von der Opposition schäbig! – Gegenrufe von 
Abgeordneten der SPD)

Das Gesetz über die – – 

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

– Frau Präsidentin, Sie müssen die Ruhe nicht herstellen. 
Ich warte gerne auch so. 

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege 
Dupper hat das Wort. Ich bitte, wieder etwas Ruhe ein-
kehren zu lassen. 

Jürgen Dupper (SPD): Ich konnte ja nicht wissen, dass 
ich den Nerv so stark treffen würde. 

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder 
der Staatsregierung 

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

regelt im Artikel 8 Absatz 5 ziemlich klar, dass ein ehema-
liger Ministerpräsident im Zusammenhang mit seinen frü-
heren Aufgaben Personal und Sachmittel bekommt. Sie 
statten Ihren Ex mit viel Geld für seine kommende Auf-
gabe aus. Im Handstreich möchten Sie eine neue gesetz-
liche Grundlage im Haushaltsgesetz schaffen. Wir fordern 
Sie auf: Bewahren Sie in dieser Angelegenheit Maß und 
Ziel, weil alles andere nur dem Steuerzahlerbund und 
nicht dem Steuerzahler vermittelbar wäre. 

(Beifall bei der SPD) 

Zur Wiederbesetzungssperre will ich nur so viel sagen: 
Wir sind froh, dass Sie die unentwegten Anregungen der 
SPD aufgenommen haben und die Sperre von zwölf auf 
drei Monate reduzieren.

(Manfred Ach (CSU): Das tut doch weh!)

Gleichwohl halten wir an der Notwendigkeit der völligen 
Aufhebung der Sperre fest, da ein leistungsfähiger öffent-
licher Dienst ein wichtiger Standortfaktor ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Zum Finanzausgleichsänderungsgesetz: Bedingt durch 
die gute Entwicklung der Steuereinnahmen mit plus 9 % 
steigt das Gesamtvolumen. Insbesondere die Erhöhung 
des kommunalen Anteils an der Kfz-Steuer auf nunmehr 
50 % ist ein zarter Versuch und fi ndet hellste Zustimmung, 
wenngleich das nur die Korrektur früherer Fehler ist. Des 
Weiteren werden die Kommunen spät, aber dennoch von 
der Nettosolidarumlage entlastet. Die Schlüsselmasse 
erhöht sich auf respektable 2,4 Milliarden Euro. Die Mittel 
für die Schulbauförderung, für die Abwasserentsorgung 
und den Straßenbau werden erhöht. Ebenso erscheinen 
uns die Mittel im Ausgleichstopf für die aus Hartz IV resul-
tierenden Belastungen der Kommunen zufriedenstellend 
eingesetzt zu sein.

An einigen Stellen allerdings lässt der vorliegende Gesetz-
entwurf Fragen offen. Zum Ersten gibt es keine Lösung 
für die Kommunen, die unter dem Bevölkerungsrückgang 
leiden und infolge der zugrunde liegenden Architektur 
des Finanzausgleichs zweifach bestraft werden.

(Zuruf des Abgeordneten Prof. Dr. Kurt Faltl-
hauser (CSU))

Hierzu werden praktikable Lösungen diskutiert, die aber 
völlig unabhängig von der Problematik Stadt/Land und 
kleinere Kommunen im Verhältnis zu größeren Kom-
munen angegangen werden sollen.

Zweitens gehen die gute Konjunktur und die Steuermehr-
einnahmen an all jenen Kommunen vorbei, die über keine 
ausreichende Steuerbasis verfügen. Es ist keine Frage, 
dass auch sie in den Stand gesetzt werden müssen, 
Lebensqualität vor Ort zu schaffen. Wir wären gut beraten, 
anlässlich der Regelung für die Bedarfszuweisung Abhilfe 
zu schaffen.

Gänzlich enttäuschend ist der geplante Beitrag des 
Freistaats zum Aus- und Aufbau von Krippenplätzen 
in Bayern. Auch uns ist die funktionierende Familie 
das Liebste, wo, von der Abendsonne beschienen, der 
Enkel auf den Knien des Opas schaukelt, während der 
erwerbstätige Elternteil von seinem interessanten Job in 
der Großstadt zurückkommt. Aber dieser Hang zum Idyll 
darf uns nicht verleiten, aus ideologischen Gründen den 
Aufbau eines qualitätsorientierten Betreuungssystems zu 
verhindern 

(Beifall bei der SPD)

oder auf die Kommunen abzuladen. Im besagten Inter-
view im „Handelsblatt“ beschwert sich der Ministerpräsi-
dent, dass der Bund – wörtlich – „mit dem Kindergarten-
programm wieder Milliarden für eine Aufgabe in die Hand 
nimmt, für die der Bund nicht zuständig ist.“

(Franz Maget (SPD): Sehr gut – nicht nehmen!)
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Abgesehen davon, dass uns kein Kindergartenprogramm 
bekannt ist, hätte der Freistaat alle Möglichkeiten der 
Welt, in eigener Zuständigkeit für den Ausbau zu sorgen.

(Beifall bei der SPD) 

Stattdessen kassieren Sie gerne und ohne erkennbaren 
Protest 340 Millionen Euro, die der Bund zur Verfügung 
stellt, legen ein bisschen aus Landesmitteln drauf

(Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU): Geschenkt ist 
geschenkt!)

und lassen die Kommunen bei der Bewältigung dieser 
zentralen Zukunftsaufgabe alleine. Der angestrebte Ver-
sorgungsgrad von 31 % bedeutet 60 000 neue Krippen-
plätze. Das wiederum entspricht einem kommunalen 
Finanzierungsanteil von 600 Millionen Euro. 600 Millionen 
Euro von den Kommunen, 100 Millionen Euro vom Frei-
staat – wie war das noch mit Bayern 2020?

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit wohlver-
dienter Genugtuung nehmen wir zur Kenntnis, dass Sie 
zur Kenntnis genommen haben, dass schon im letzten 
Haushalt jeder SPD-Vorschlag gegenfi nanziert war. 

Wir werden es auch dieses Mal so halten. Angesichts 
der guten Steuerbasis gibt es überhaupt keinen Grund, 
den Haushalt durch Schulden zu fi nanzieren. Das gilt 
vor allem auch, weil Sie es uns leicht machen. Schon im 
letzten Jahr haben wir die Rückforderung der zinslosen 
Darlehen an die Flughafen München GmbH gefordert. 
Mehrere hundert Millionen Euro könnten zur Finanzierung 
von Zukunftsaufgaben verwendet werden, wenn Sie den 
nötigen Mut hätten. Diese GmbH hat so viele fl üssige 
Mittel, dass sie sogar den völlig überfl üssigen Transrapid 
mitfi nanzieren möchte.

(Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU): Überhaupt nicht 
überfl üssig!)

Apropos Transrapid: Dieses Projekt ist ein Schlag für den 
ländlichen Raum und wird dort auch so gesehen. Ich 
möchte einen Bürgermeister aus dem Bayerischen Wald 
zitieren, welcher der SPD überhaupt nicht nahe steht. Er 
sagte wörtlich: „Für den Transrapid werden Milliarden 
bereitgestellt. Der ländliche Raum geht wieder einmal leer 
aus.“ Er sagte, es sei unglaubwürdig, wenn behauptet 
würde, dass die Mittel für den Straßenbau nicht gekürzt 
würden, denn diese seien bereits erheblich gekürzt, und 
der Staat spare wieder einmal erheblich zu Lasten der 
Kommunen. Der Bürgermeister sagte weiter: „Was nutzt 
eine Hochtechnologiebahn, wenn es schon an den Wegen 
nach München fehlt.“ 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Zum Bei-
spiel! – Beifall bei der SPD)

Er sagte: „Unsere Leute kommen nur auf Schotterstraßen 
voran.“ Das ist ein wörtliches Zitat!

(Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU): Dumme Polemik! 
– Heiterkeit bei der SPD)

Soweit das wörtliche Zitat eines Bürgermeisters aus dem 
Bayerischen Wald, der nicht der SPD angehört.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Ganz abgesehen davon, die Finanzierung des Transrapids 
aus Mitteln des Freistaats ist angesichts des dringenden 
Bedarfs beim ÖPNV, beim Staatsstraßenbau oder bei 
Ortsumgehungen ein blanker Hohn. 

Selbstverständlich wissen auch wir, dass zusätzliches 
Personal bei den Finanzämtern nicht die Rettung für den 
Haushalt als solches sein kann.

(Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU): Sehr richtig!)

Es ist aber dringend geboten, Steuergerechtigkeit in 
diesem Land auch dadurch herzustellen, dass im Innen- 
und Außendienst wieder ausreichend geprüft werden 
kann. 

(Beifall bei der SPD)

Meine sehr verehrten Damen, meine sehr verehrten 
Herren, dieser Haushaltsentwurf enthält einige interes-
sante Ansätze. So ist zum Beispiel schon bemerkens-
wert, dass der bayerische Finanzminister einer dro-
henden Konjunktureintrübung mit einer expansiveren 
Haushaltspolitik gegenübertreten will. Von einem solchen 
antizyklischen Verhalten wollte die Staatsregierung bis-
lang nichts wissen. Wir nehmen das mit leichtem Entzü-
cken zur Kenntnis, gleichwohl stellen wir fest: In vielen 
Haushaltsansätzen steckt zu viel Wahlkampf und stecken 
zu wenig klare Ziele.

(Beifall bei der SPD)

Offenbar gewann der Drang, den Fraktionskolleginnen 
und -kollegen wieder die gute Nachricht vor Ort zu 
ermöglichen, die Oberhand über eine Finanzpolitik, die 
das Land entlang klarer Schwerpunkte voranbringt. Im 
vorliegenden Finanzplan fi nden sich keine belastbaren 
Aussagen zu Investitionsquoten der Zukunft. Es fi ndet 
sich hingegen viel Lyrik über die zahl- und namenlosen 
Programme. Wir werden die Entwicklung wohl abwarten 
müssen. Wir freuen uns so gesehen auf spannende Bera-
tungen zum Nachtragshaushalt 2008. Ich danke für die 
Aufmerksamkeit.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD)
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Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Nächste Wort-
meldung: Herr Kollege Ach. Bitte schön, Herr Kollege.

(Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU): Jetzt kommt die 
Wahrheit!)

Manfred Ach (CSU): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich habe der Rede des Herrn Kollegen 
Dupper sehr aufmerksam zugehört, wie ich das immer 
tue. Am Schluss muss ich aber feststellen: Auch seine 
Rede war eine echte Wahlkampfrede im Hinblick auf 
seine Oberbürgermeisterkandidatur in Passau.

(Beifall bei der CSU)

Herr Kollege Dupper befasste sich in den ersten zehn 
Minuten mit bundespolitischen Themen, die mit dem heu-
tigen Nachtragshaushalt überhaupt nichts zu tun haben.

(Thomas Mütze (GRÜNE): Das macht der Herr 
Minister doch auch!)

Ich nenne nur das Stichwort „Mindestlohndebatte“. Herr 
Dupper befasste sich mit der Tarifautonomie und mit  
anderen Themen, die in der aktuellen Situation mit dieser 
Debatte nichts zu tun haben.

(Zuruf des Abgeordneten Ludwig Wörner (SPD))

Auch die Bemerkungen, die Herr Dupper zwischen den 
Zeilen gemacht hat, bestätigen mich dahin gehend, 
dass es eigentlich nicht Sinn und Zweck einer Rede sein 
kann, sich so zu artikulieren, wie Herr Kollege Dupper 
das – leider – getan hat. Eine Rede zur Einbringung eines 
Haushalts in Erster Lesung, das ist für mich etwas ganz 
anderes, und eine solche Rede ist für mich kein Anlass, 
bundespolitische Themen im Hinblick auf die am 2. März 
2008 stattfi ndende Kommunalwahl in aggressiver Weise 
und vermeintlich medienwirksam vorzutragen. Kein 
Anlass deshalb, weil der von der Staatsregierung vorlegte 
Entwurf deutlich macht, wie vorausblickend das Ziel der 
Staatsregierung im Jahr 2003 war, aufgrund der verfehlten 
rot-grünen Finanzpolitik des Bundes, gemeinsam mit den 
Bürgerinnen und Bürgern Bayerns den Leitsatz „Sparen – 
Reformieren – Investieren“ auf den Weg zu bringen. Dieser 
Weg war teilweise schmerzlich und nicht immer einfach 
und konnte nur gegen den massiven Widerstand der 
Opposition durchgesetzt werden. Was ich heute gehört 
habe, entspricht dem, was ich bei Haushaltsdebatten sei-
tens der Opposition bisher immer gehört habe. Die SPD 
verlangt eine Bildungsmilliarde, eine Investitionsmilliarde 
und vieles mehr, und zwar immer in Milliardenbeträgen. 
Hätten wir, liebe Kolleginnen und Kollegen, diesen Forde-
rungen Folge geleistet, dann bräuchte sich die SPD heute 
keine Gedanken darüber machen, wie wir die Zusatzein-
nahmen verwenden können, denn wir müssten Schulden 
tilgen und neue Gelder aufnehmen.

(Beifall bei der CSU)

Dieser Wunschkatalog der SPD wurde auch heute vor-
sorglich ohne Zahlen vorgelegt, damit man nicht weiß, 

über welche Summen wir reden. Es ist das gleiche Spiel 
wie in den vergangenen Jahren. Ich meine feststellen zu 
müssen, Kolleginnen und Kollegen, Sie haben aus den 
Problemen der Vergangenheit nichts gelernt. Sie wollen 
nach wie vor die öffentlichen Kassen in unangemessener 
Weise belasten – man könnte auch sagen: die öffentli-
chen Kassen plündern –, ohne daran zu denken, was auf 
die uns nachfolgenden Generationen zukommen mag.

Der Entwurf der Staatsregierung, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ist für mich und  meine Fraktion ein großartiges 
Ergebnis. Fairerweise sollten wir das alle in diesem Hohen 
Hause bestätigen und nicht an Kleinigkeiten herumnör-
geln. Wir jedenfalls danken an dieser Stelle ausdrück-
lich der Staatsregierung, insbesondere dem ehemaligen 
Finanzminister Prof. Dr. Kurt Faltlhauser und unserem jet-
zigen Finanzminister Erwin Huber,

(Beifall bei der CSU)

sowie den Damen und Herren des Finanzministeriums, 
die diesen vorbildlichen Entwurf des Nachtragshaus-
haltsgesetzes 2008 mit den Haushaltsplänen und insge-
samt fast 700 Seiten erarbeitet haben. Herzlichen Dank, 
meine Herren Minister, herzlichen Dank, meine Damen 
und Herren!

(Beifall bei der CSU)

Da es sich – hier vielleicht ein kleiner Satz zur Nachhilfe 
für die Opposition – bei der Vorlage des Nachtragshaus-
halts um einen völlig normalen Vorgang im Sinne der Bay-
erischen Haushaltsordnung handelt, möchte ich, ganz 
unaufgeregt, aber mit gesundem fachlichen Selbstbe-
wusstsein, die Position der CSU-Fraktion im Allgemeinen 
vortragen. Die beiden Einzelberatungen werden dann im 
Haushaltsausschuss detailliert erläutert und ergänzt.

Der Nachtragshaushalt, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ich habe extra im Kommentar nachgesehen, ist nicht 
mehr als eine verbindliche und rechtlich erforderliche Kor-
rektur des beschlossenen Doppelhaushalts 2007/2008. 
Was lernen wir daraus? – Manches, was Sie heute hier 
gefordert haben, gehört in den nächsten Doppelhaushalt, 
jedoch nicht in den jetzt vorliegenden Nachtragshaus-
halt.

(Beifall bei der CSU)

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, Herr 
Kollege Dupper von der SPD sagte im Rahmen einer 
Aktuellen Stunde zum Nachtragshaushalt am 27.11.2007 
Folgendes:

Wir brauchen jetzt eine solide Haushaltspolitik, 
verbunden mit mehr Zukunftsinvestitionen in die 
Wirtschaft, in die Forschung und in die Bildung, 
in die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, in ein 
soziales Bayern und in ein zukunftsweisendes 
Klimaschutzprogramm.
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Recht hat er! Ja, meine Damen und Herren von der Oppo-
sition, Sie hören richtig: Insoweit kein Widerspruch. Die 
CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag teilt diese Leitmo-
tive seit langer Zeit und setzt sie, im Gegensatz zu Ihnen, 
tatkräftig um. Solide Haushaltspolitik ist seit jeher ein 
Markenzeichen der CSU und Vorbild in ganz Deutschland. 
Wir wollen Investitionen in Wirtschaft und Forschung und 
setzen Schwerpunkte bei der Bildung und zugunsten der 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie wie auch für einen 
zukunftsweisenden Klimaschutz. So weit, so gut. Was 
ich allerdings nicht nachvollziehen kann, das ist, warum 
die SPD den vorgelegten Regierungsentwurf zum Nach-
tragshaushalt 2008 nicht ebenso begrüßt wie wir. 

(Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU): Sie wissen nicht, 
was Sie wollen!)

Wenn Sie einen Vergleich anstellen, dann stellt sich diese 
Frage schon für mich. Ich beginne, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, mit der soliden Haushaltspolitik. Das ist typi-
scherweise keine Paradedisziplin der SPD. Ich erinnere 
mich noch gut, schließlich bin ich schon einige Jahre hier, 
an die vielen Großstrategen und Zweifl er, die unserem Ziel 
des ausgeglichenen Haushalts ab dem Jahr 2006 kaum 
Chancen auf Realisierung eingeräumt haben. Die SPD 
bemühte damals überholte ökonomische Theorien, nicht 
wahr, Herr Prof. Dr. Kurt Faltlhauser? Die SPD bezeich-
nete weit ausladende Ausgabenprogramme als Wachs-
tumsimpulse und wollte sich damit vor dem Zwang zum 
Sparen drücken. 

Wieder andere sagten: nicht 2006, vielleicht später. 

Die Diskussion, die wir im Rahmen der Föderalismuskom-
mission II führen, zeigt, dass wir in Bayern mit unserem 
ausgeglichenen Haushalt richtig lagen und der Zeit, wie 
immer, weit voraus waren. 

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten 
Thomas Mütze (GRÜNE))

Während auf Bundesebene um die Ausgestaltung eines 
Verschuldungsverbotes diskutiert wird, haben wir es 
längst umgesetzt. 

(Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU): So ist es!)

Nur noch Bremen, Nordrhein-Westfalen, das Saarland 
und Schleswig-Holstein haben noch keinen Zeitpunkt 
genannt, bis zu dem sie einen ausgeglichenen Haushalt 
erreichen wollen. Weil wir in Bayern aber nicht stehen 
bleiben und uns nicht auf erreichten Erfolgen ausruhen, 
steigen wir jetzt, wie es von Herrn Staatsminister ange-
kündigt worden ist, in die planmäßige Tilgung von Alt-
schulden ein. Im letzten Jahr wurden 300 Millionen 
Euro getilgt. Für dieses Jahr ist die Tilgung von weiteren 
200 Millionen Euro bereits fest im Regierungsentwurf ver-
anschlagt. Insgesamt tilgen wir damit 500 Millionen Euro 
Altschulden, was uns dauerhaft zusätzliche Spielräume 
von 23 Millionen Euro pro Jahr bringt. 

Ich darf kurz auf die Geschichte zurückblicken. Seit dem 
Jahr 2000 hat der Freistaat Bayern als einziges Bundes-
land eine Milliarde DM an Altschulden zurückbezahlt. 
Innerhalb der letzten sieben Jahre hat Bayern eine Mil-
liarde Euro getilgt. Das soll uns einmal ein anderes Bun-
desland nachmachen! Das war nur möglich mit unserer 
Politik und nicht mit der Politik der SPD. 

(Beifall bei der CSU) 

Da wir unsere Aufgaben konsequent und nachhaltig 
wahrnehmen, haben wir Vorsorge zur Haushaltabsiche-
rung getroffen. Der Herr Staatsminister hat sie bereits 
erwähnt; ich darf sie nur kurz wiederholen:

In Zeiten prosperierender Steuereinnahmen – Herr Kollege 
Dupper hat das Gott sei Dank positiv dargestellt – ver-
zichten wir auf Einmaleffekte und ersetzen die bislang im 
Doppelhaushalt 2007/2008 eingeplanten Privatisierungs-
erlöse durch laufende Steuereinnahmen. Wie haben Sie 
uns doch damals bekämpft, als wir diese Konstruktion 
gefunden haben! Heute reden Sie nicht mehr darüber, 
weil Sie gesehen haben, dass die Entscheidung gut war, 
die wir gegen Ihren Willen getroffen haben. Jetzt sind Sie 
kräftig dabei; wenn es ums Ausgeben geht, sitzen Sie wie 
immer vorne auf der Lokomotive und meinen, die Heizer 
sollen das Geld, das Sie wollen, vom Tender in das Feuer 
schaufeln. 

Um uns gegen konjunkturell schwierigere Zeiten besser 
absichern zu können, legen wir eine Haushaltsrücklage 
von 400 Millionen Euro an. Dafür bin ich sehr dankbar. Ich 
bitte Sie, daran zu denken, dass wir den schwierigen Kon-
solidierungskurs in den schwierigen Jahren von 2002 bis 
2004 nicht so hätten fahren können, wie wir ihn gefahren 
haben, Herr Prof. Dr. Faltlhauser. 

(Beifall bei der CSU) 

Darum sage ich: Spare in der Zeit, dann hast du in der 
Not, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Mit dem ab 01.01.2008 eingerichteten Pensionsfonds 
sorgen wir nicht zuletzt dafür, dass die Versorgungs-
ausgaben für unsere Beamtinnen und Beamten auch in 
Zukunft fi nanzierbar bleiben. 

Ich stelle fest: Neuverschuldung von vornherein ausklam-
mern, Altschulden tilgen, Rücklagen bilden und vorsorgen 
– das ist das Einmaleins solider Haushaltspolitik. Dieses 
Einmaleins wird nur in Bayern praktiziert.

(Beifall des Abgeordneten Prof. Dr. Kurt Faltl-
hauser (CSU))

Nun zu den inhaltlichen Schwerpunkten: Die Opposition 
bemüht hier wieder einmal das Bild von der Gießkanne, 
bemängelt das Fehlen klar strukturierter Schwerpunkte 
und blickt despektierlich auf das sogenannte „Kleinklein“. 
Ein näherer Blick auf die Aufgabenschwerpunkte im 
Regierungsentwurf unter Berücksichtigung der geplanten 
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Initiativen der CSU-Fraktion zeigt jedoch, dass beides 
nicht stimmt. 

Kinder, Bildung, Arbeitsplätze und Klimaschutz sind 
die Schlüsselbereiche, die Bayerns Zukunft bestimmen 
werden. Hierfür wenden Staatsregierung und CSU-Land-
tagsfraktion im Rahmen der Sonderprogramme „Zukunft 
Bayern 2020“ in den Jahren 2008 bis 2011 insgesamt 
1,7 Milliarden Euro auf. 

Hiervon sind 350 Millionen Euro allein für das Klima-
schutzprogramm gedacht, das seinerseits für die energe-
tische Sanierung staatlicher Gebäude 150 Millionen Euro 
vorsieht. Das sind Maßnahmen, die uns insbesondere in 
Zeiten steigender Energiepreise wertvolle Einsparpoten-
ziale erschließen. 

Im Nachtragshaushalt 2008 fällt der Startschuss: 1,7 Mil-
liarden Euro werden eingesetzt für vier zukunftsentschei-
dende Handlungsfelder. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
dies ist eine mutige und klare Schwerpunktsetzung, und 
zwar fi nanziert aus laufenden Steuereinnahmen, nicht auf 
Pump! 

(Beifall bei Abgeordneten der CSU) 

Genau hier liegt der Unterschied im Vergleich zur Ausga-
bepolitik der SPD-Landtagsfraktion: Sparen, reformieren, 
investieren – also rechtzeitig sparen und reformieren, um 
den nötigen Spielraum für Investitionen zu gewinnen. 
Gerade die Spar- und Reformmaßnahmen der Jahre 
2004 und 2005 haben im Staatshaushalt die Basis dafür 
geschaffen, dass wir jetzt und in Zukunft noch stärker 
investieren können. Die SPD kann zwar ihre Forderungen 
stellen, aber ich wäre dankbar, wenn sie zumindest aner-
kennen könnte, dass dies eine gute Entscheidung war. 
Wenn Sie über Ihren Schatten springen könnten, was vor 
der Landtags- und der Kommunalwahl wohl nicht der Fall 
sein wird, sollten Sie diese gute Politik auch einmal unter-
stützen, zumindest positiv bewerten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nun zur Investitions-
quote, die vom Kollegen Dupper kritisiert worden ist. Das 
im Regierungsentwurf veranschlagte Investitionsvolumen 
von 800 Millionen Euro zeigt eindrucksvoll, wie gut wir 
investieren können. Im Ergebnis steigt damit die Investiti-
onsquote – Sie haben sie richtig genannt – von 11,9 % im 
Stammhaushalt auf 13,5 % im Nachtragshaushalt 2008. 
Ich will gar nicht in Abrede stellen, dass ich persönlich 
eine höhere Investitionsquote sehr begrüßen würde. Ich 
selbst und meine Fraktion haben über die letzten Jahre 
hinweg immer bekräftigt, dass eine Investitionsquote von 
15 % auch meine bzw. unsere ganz persönliche Ziel-
marke ist. Allerdings muss man bei objektiver Betrach-
tung sehen, dass zu den klassischen Investitionen mehr 
und mehr auch Forderungen nach verstärkten Ausgaben 
im Bildungsbereich kommen. Da es sich hierbei vor allem 
um Personalausgaben handelt, laufen diese Ausgaben, 
so sinnvoll und erforderlich sie aus bildungs-, gesell-
schafts- wie wirtschaftspolitischer Sicht sein mögen, nun 
einmal konträr zu den Bemühungen, die Investitionsquote 
im Staatshaushalt nochmals signifi kant zu erhöhen.

Auch wenn nach der vorliegenden Finanzplanung die 
Investitionsquote in den nächsten Jahren aufgrund der 
Steigerungsraten im Gesamthaushalt leicht nachgeben 
wird: Entscheidend ist, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
dass die Investitionsausgaben in absoluten Beträgen 
weiter steigen und so auch in den nächsten Jahren eine 
Investitionsquote von über 13 % gewährleisten werden. 
Wer sieht, dass die Investitionsquote auf Bundesebene 
rund 9 % beträgt

(Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU): In Baden-Würt-
temberg 8 %!)

– und in Baden-Württemberg 8 % –, erkennt, wie gut 
Bayern wieder einmal ist. Bayern ist und bleibt einfach 
spitze, auch wenn das der SPD und anderen vielleicht 
manchmal nicht so gefällt.

(Beifall bei der CSU) 

Gestatten Sie mir, sehr geehrte Damen und Herren, die im 
Nachtrag 2008 zu setzenden Schwerpunkte nach Berei-
chen kurz zu skizzieren: 

Wie bereits angeklungen, setzt der Regierungsentwurf 
wieder einen deutlichen Ausgabenschwerpunkt im Bil-
dungsbereich. Mit zusätzlichen Mitteln von nahezu 40 Mil-
lionen Euro ermöglichen wir die Finanzierung von insge-
samt 890 Lehrkräften, mit denen wir Unterrichtsausfälle 
nachhaltig reduzieren und große Klassen über 33 Schüler 
abbauen. Zusammen mit den bereits im Doppelhaushalt 
2007/2008 veranschlagten 784 neuen Lehrerplanstellen 
erhalten die Schulen in den Jahren 2007 und 2008 ins-
gesamt 1674 zusätzliche Lehrkräfte. Darüber hinaus 
plant die CSU-Fraktion, im Rahmen der anstehenden 
Haushaltsberatungen Initiativen für weitere Aushilfslehr-
kräfte, zusätzliche Verwaltungskräfte an Schulen sowie 
zum beschleunigten Ausbau der Jugendsozialarbeit an 
Schulen.

Auch die Hochschulen werden für eine qualitativ hochwer-
tige Ausbildung unserer Studenten sowie für Forschung 
und Wissenschaft nochmals zusätzliche Mittel in erheb-
lichem Umfang erhalten. Neben den bereits vom Herrn 
Staatsminister erwähnten Mitteln von über 800 Millionen 
Euro im Programm „Zukunft Bayern 2020“ fi nden sich im 
Regierungsentwurf weitere 40 Millionen Euro, die im Ein-
zelnen unter anderem für die Qualitäts- und Frauenförde-
rung, die außeruniversitäre Forschung oder zur anteiligen 
Mitfi nanzierung der BAföG-Anhebung gedacht sind. 

Auch beim Hochschulbau stehen uns mehr Mittel zur 
Verfügung, als bislang im Doppelhaushalt 2007/2008 
mit 325 Millionen Euro veranschlagt waren. Aufgrund 
umfangreicher Sperrefreigaben im Haushaltsvollzug des 
letzten Jahres bestehen Ausgabereste, welche die Mittel 
für 2008 zusätzlich verstärken. Damit belaufen sich die im 
Jahr 2008 für große Baumaßnahmen im Hochschulbau 
verfügbaren Mittel auf insgesamt mehr als 500 Millionen 
Euro. Ich wäre sehr dankbar, liebe Kolleginnen und Kol-
legen von der Opposition, wenn wir Mittel in diesem 
Umfang überhaupt ausgeben könnten. 
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Sie wissen ja, wie lange es dauert, bis ein Verfahren über-
haupt auf den Weg gebracht wird: Baurecht, Planung, 
etc. Daneben sind für den Bauunterhalt allein im Hoch-
schulbereich für das Jahr 2008 rund 60 Millionen Euro 
vorgesehen. 

Auch die Investitionen für mehr Wachstum und Beschäf-
tigung kommen – so glaube ich – bei CSU-Fraktion und 
Staatsregierung nicht zu kurz. Beispiele hierfür sind die 
zusätzlichen Mittel im Regierungsentwurf für eine Breit-
bandinitiative sowie für die Regional- und Tourismusför-
derung. 

Um nochmals Impulse für weitere Investitionen im ländli-
chen Raum zu setzen, beabsichtigt die CSU-Fraktion, die 
für die Regionalförderung verfügbaren Mittel im Rahmen 
der Haushaltsberatungen noch einmal deutlich in zwei-
stelliger Millionenhöhe – ich schätze 24 Millionen – zu 
erhöhen.

(Alexander König (CSU): Sehr gut!)

Im Zusammenhang mit der nachhaltigen Förderung des 
ländlichen Raumes stehen auch die Erhöhungen, die die 
CSU-Fraktion zugunsten der Dorferneuerung, der Flur 
neuordnung und der Städtebauförderung plant. 

(Beifall bei der CSU – Alexander König (CSU): 
Ganz wichtig!)

Ein ebenso wichtiger Schwerpunkt – allerdings mit 
grundlegend anderer Ausrichtung als bei der Opposition 
– ist der Bereich Soziales. Im Rahmen des Sonderpro-
gramms zur beschleunigten Abfi nanzierung staatlicher 
Investitionszuschüsse hat die Staatsregierung neben den 
privaten Förderschulen insbesondere auch die Investi-
tionen – ich weiß nicht, warum die Opposition hier den 
Entwurf nicht genau genug gelesen hat – in Einrichtungen 
für Menschen mit Behinderung mit einem zweistelligen 
Millionenbetrag bedacht.

Wie Sie bereits der Presse entnehmen konnten – ich bitte, 
das jetzt besonders aufmerksam entgegenzunehmen –, 
plant die CSU-Fraktion, dieses Sonderprogramm zur 
beschleunigten Abfi nanzierung von Investitionen noch-
mals kräftig aufzustocken, nämlich von 150 Millionen Euro 
auf 200 Millionen Euro. Von dieser Erhöhung werden auch 
die Werkstätten für Menschen mit Behinderung nochmals 
zusätzlich profi tieren. 

(Beifall des Abgeordneten Prof. Dr. Kurt Faltl-
hauser (CSU))

Zusammen mit der ebenfalls geplanten Verstärkung bei 
der offenen Behindertenarbeit stellen wir gleichzeitig 
unter Beweis, dass von den erweiterten fi nanzwirtschaft-
lichen Spielräumen alle landespolitischen Schwerpunkt-
bereiche profi tieren. 

Besonders erfreulich dabei ist auch – auch wenn die 
Opposition das anders sieht –, dass Freistaat und Kom-
munen gemeinsam beim Ausbau der Betreuungsange-

bote für Kinder unter drei Jahren im Zuge der Einigung 
vom 13. Dezember 2007 – vielleicht ist das noch nicht 
überall angekommen – einen weiteren großen Schritt vor-
angekommen sind. Hiernach stockt der Freistaat Bayern 
– ich will das noch einmal deutlich machen, weil das 
vorhin vielleicht nicht jeder gleich so richtig verstanden 
hat – die vom Bund zur Verfügung gestellten Investiti-
onsmittel zum Platzausbau für Kinder unter drei Jahren 
aus Mitteln des Programms „Zukunft Bayern 2020“ um 
100 Millionen Euro auf und greift den Kommunen auch 
bei den Investitionskosten kräftig unter die Arme. 

(Zuruf des Abgeordneten Prof. Dr. Kurt Faltl-
hauser (CSU))

Die förderfähigen Investitionsaufwendungen werden mit 
einem Mindestfördersatz von 60 % gefördert, fi nanz-
schwache Kommunen können sie bis zu 80 % vom Staat 
gefördert erhalten. Entscheidend und bundesweit einzig-
artig ist dabei, dass dieses Sonderförderprogramm zum 
Krippenausbau vom Freistaat auch nach Erschöpfung der 
hierfür vorgesehenen Bundes- und Landesmittel bis zum 
Jahre 2013 so lange fortfi nanziert wird, bis das Ziel eines 
bedarfsgerechten Ausbaus der Betreuungsangebote für 
Kinder unter drei Jahren erreicht ist. 

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

An dieser Stelle möchte ich Herrn Staatssekretär Fahren-
schon ganz herzlich danken. Es war eine seiner ersten 
großen Verhandlungsergebnisse in seiner neuen Funk-
tion. Herr Staatssekretär, herzlichen Dank.

(Beifall bei der CSU) 

Auch bei der laufenden Betriebskostenförderung von 
Kindergärten, Horten und Krippen sowie Tagespfl ege-
angeboten wird der Freistaat Bayern kräftig draufl egen. 
Hier steigen allein in diesem Jahr die Ausgaben um über 
30 Millionen Euro auf rund 618 Millionen Euro. In diesem 
Bereich – dessen sind wir uns bewusst – werden die Aus-
gaben auch künftig weiter steigen. Für 2009 rechnen wir 
mit einem erneuten Zuwachs in der Größenordnung eines 
zweistelligen Millionenbetrages.

Die Einigung zum Krippenausbau mit den kommunalen 
Spitzenverbänden unterstreicht erneut das enge part-
nerschaftliche Verhältnis des Freistaates zu seinen Kom-
munen und ist – wie ich meine – eine schöne Ergänzung 
zum diesjährigen kommunalen Finanzausgleich. 

Der Herr Staatsminister hat bereits auf die einzelnen 
Daten hingewiesen. Ich will aber trotzdem das eine oder 
andere wiederholen, weil es eigentlich wie Honig im 
Mund sein müsste. Auf der Grundlage der Verhandlungen 
zwischen dem Herrn Staatsminister der Finanzen, dem 
Herrn Innenminister und den kommunalen Spitzenver-
bänden am 29. November 2007 erhöhen sich die reinen 
Landesleistungen im kommunalen Finanzausgleich 
2008 im Vergleich zum Vorjahr um über 11 % bzw. rund 
605 Millionen Euro auf über 6,1 Milliarden Euro. Der kom-
munale Finanzausgleich führt damit – ob es Ihnen von der 
Opposition passt oder nicht und ob Sie es vor der Kom-
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munalwahl hören wollen oder nicht – ganz klar zu einer 
deutlichen Stärkung der kommunalen Finanzkraft, wovon 
sowohl die Verwaltungshaushalte als auch die Investiti-
onskraft der Kommunen profi tieren. 

Und noch eine Bemerkung. Die Kommunen haben heute 
bereits einen höheren Investitionsanteil im Haushalt des 
Freistaates Bayern; auch das darf man an dieser Stelle 
einmal bemerken. Ich glaube, er liegt bei fast 20 %. 

(Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU): 22 %!)

– 22 %, vielen herzlichen Dank, Herr Prof. Faltlhauser.

Die Verwaltungshaushalte – immer ein Thema in den 
Gemeinden und Kreistagen – werden im Wesentlichen 
über die gestiegenen Schlüsselzuweisungen gestärkt: 
13 % oder über 280 Millionen Euro. Parallel dazu wachsen 
die Überlassungsbeträge aus dem Grunderwerbsteu-
eraufkommen um 71 Millionen. Der Sozialhilfeausgleich 
wird noch einmal um 15 Millionen auf insgesamt 580 Mil-
lionen Euro aufgestockt. 

Ich kann mich noch darauf besinnen, dass bei den Spit-
zengesprächen mit den Kommunen von 343 Millionen 
ausgegangen wurde. Jetzt sind wir bei 580 Millionen und 
sind damit insbesondere auch einem Anliegen der Bezirke 
Oberbayern und Schwaben entgegengekommen. Auch 
hier hat sich das Gespräch zwischen Staat und Kom-
munen gelohnt. Ich habe gehört, dass die beiden von mir 
genannten Bezirke durchaus mit dem jetzigen Ergebnis 
zufrieden sind und dass alle Bezirke – soweit ich infor-
miert bin – ihre Bezirksumlage haben senken können. Das 
wiederum kommt den Kreisen und Kommunen zugute. 

(Beifall bei der CSU)

Die Kosten der Schülerbeförderung steigen um 10 Milli-
onen Euro bzw. können beim Stand von 60 % bleiben. 
Mir konnte noch niemand, solange ich in diesem Hohen 
Hause bin, zeigen, wo es gesetzlich festgeschrieben steht, 
dass der Freistaat Bayern 80 % der Schulwegkosten 
bezahlt. Ich habe immer nur die Zahl 60 % gehört. Es 
war zwar anders in der Diskussion gestanden, aber nie-
mand, auch nicht Sie von der Opposition, konnten mich 
auf die verbindliche Regelung hinweisen. Insofern glaube 
ich, dass die 60 % in der heutigen Zeit mit insgesamt 
263 Millionen Euro ein guter Beitrag zu den Kosten der 
Schülerbeförderung darstellen. Wie die weitere Entwick-
lung sein wird, liebe Kolleginnen und Kollegen, wird mit 
Sicherheit den nächsten Haushaltsverhandlungen vorbe-
halten bleiben, wenn irgendwelche Teilhauptschulen etc. 
geschlossen werden und die Schüler woanders hinfahren 
müssen. 

Schließlich noch ein Hinweis für die Kommunen: Auch die 
Bedarfszuweisungen haben wir noch einmal erhöht, und 
hiermit können wir viel Gutes erreichen, gerade auch bei 
den fi nanzschwachen Kommunen. 

Darüber hinaus stehen für die Förderung kommunaler 
Investitionen im Vergleich zum Vorjahr über 100 Milli-

onen Euro mehr zur Verfügung, was folgenden Bereichen 
zugute kommt, entsprechend dem Wunsch der kommu-
nalen Spitzenverbände: 

Für die Schulbauprojekte erhöht sich der Ansatz um 
25,6 Millionen Euro auf insgesamt 215 Millionen Euro.

Im kommunalen Straßenbau und -unterhalt haben wir 
eine Erhöhung um 32,1 Millionen Euro auf insgesamt 
246,1 Millionen Euro. 

Die Mittel für den Bau von Abwasseranlagen erhöhen 
sich um 20 Millionen Euro auf insgesamt über 140 Mil-
lionen Euro, und schließlich haben wir bei der Kranken-
hausfi nanzierung eine weitere Erhöhung um 25 Milli-
onen Euro auf insgesamt 477,6 Millionen Euro. Ich halte 
das für Summen, die man im Lande nicht kritisieren sollte, 
sondern man sollte die frohe Botschaft in die Bevölkerung 
bringen, wie viel Gutes wir Gott sei Dank im Moment für 
die bayerische Bevölkerung tun können, um sie wirklich 
zufriedenzustellen. 

Die erheblichen Steigerungen beim kommunalen Finanz-
ausgleich 2008 sowie die seit 2006 andauernde erfreu-
liche Entwicklung bei den kommunalen Steuereinnahmen 
belegen, dass auch unsere Kommunen wieder auf einer 
soliden Finanzbasis wirtschaften und kräftig investieren 
können. Ich habe die Zahlen genannt. Die Investiti-
onsquote bei den Kommunen beträgt bis zu 22 %. Ich 
ermuntere die Opposition daher nochmals, sich bei ihrer 
Kritik an den Fakten zu orientieren und nicht an Ideolo-
gien; denn die Fakten sprechen eindeutig für den fi nanz-
starken Kurs von CSU und Staatsregierung.

Bayern hat erneut seine Position als langfristiger Wachs-
tumsspitzenreiter in Deutschland gefestigt. Die endgül-
tigen Zahlen für 2007 liegen uns zwar noch nicht vor, 
doch ist zu erwarten, dass beim Zuwachs des Brutto-
inlandprodukts eine Drei vor dem Komma steht, womit 
Bayern erneut über dem gesamtdeutschen Durchschnitt 
liegt. 

Auch der bayerische Arbeitsmarkt – das sehe ich anders 
als der Kollege Dupper – präsentierte sich zum Jahres-
wechsel in hervorragender Verfassung. 

In den letzten zwölf Monaten wurden in Bayern fast 
108 000 Arbeitsplätze geschaffen, und zwar sozialver-
sicherungspfl ichtige Beschäftigungsverhältnisse. Im 
Übrigen bedauere ich, dass Kollege Dupper offensichtlich 
keine Lust hat, meiner Rede beizuwohnen. Ich habe das 
zumindest erwartet, nachdem ich auch bei seiner Rede 
anwesend war. Es hätte mich sehr gefreut, wenn er hier 
gewesen wäre. Vielleicht liest er sie im Protokoll nach. 

Der bayerische Arbeitsmarkt – ich wiederhole es – prä-
sentierte sich zum Jahreswechsel in hervorragender Fas-
sung. Es wurden 108 000 sozialversicherungspfl ichtige 
Beschäftigungsverhältnisse geschaffen. Bayern beendete 
das Jahr 2007 mit der niedrigsten Dezember-Arbeitslo-
senquote seit 15 Jahren – 301 060 Arbeitslose, was einer 
Quote von 4,6 % entspricht. Auch für das laufende Jahr 
haben wir gute Aussichten, dass die Arbeitslosenquote in 
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Bayern im Jahresdurchschnitt unter fünf Prozent bleibt. 
Horrorszenarien sind nicht angebracht. Wir liegen gut, wir 
sind auf einem guten Weg und werden auch für das Jahr 
2008 und darüber hinaus mit unserer Mehrheit auf einem 
guten Weg bleiben. 

(Beifall bei der CSU)

Zur inneren Sicherheit noch einen Satz: Bayern hat pro 
Kopf die niedrigste Kriminalitätsrate und die höchste 
Aufklärungsquote; das muss ja irgendwo herkommen. 
Bayern hat – das kann man nicht oft genug sagen, weil 
es von der Opposition immer in Frage gestellt wird – die 
solidesten Staatsfi nanzen, einen ausgeglichenen Haus-
halt, die niedrigste Pro-Kopf-Verschuldung und die nied-
rigste Zinslastquote: 2,6 %, während sie im Durchschnitt 
der Länder, worauf der Herr Staatsminister hingewiesen 
hat, 7,8 % beträgt. Die Investitionsquote beträgt 13,5 %, 
während der Durchschnitt der westdeutschen Länder bei 
9,6 % liegt. 

Was liegt deshalb auf der Hand? Auch für die Beratung 
im Ausschuss gilt: Eine konsequent zurückhaltende Aus-
gaben- und Konsolidierungspolitik zahlt sich in handfesten 
Investitions- und Gestaltungsspielräumen aus. Klar muss 
aber auch sein – ich wiederhole und unterstreiche dabei 
nachdrücklich, was der Herr Staatsminister gesagt hat –: 
Der Freistaat Bayern tilgt seine eigenen Schulden, nicht 
fremde. Einem Schuldenfonds, aus dem die Schulden 
einzelner fi nanzschwacher Länder unter bayerischer 
Beteiligung mitfi nanziert werden müssten, erteilen wir 
daher eine unmissverständliche Absage. Wer Schulden 
macht, muss sie auch selbst tilgen. 

(Beifall bei der CSU)

Ich fasse daher die Haltung der CSU-Fraktion zum Nach-
tragshaushalt 2008 und zu den Beratungen wie folgt 
zusammen: Der vorliegende Regierungsentwurf zum 
Nachtragshaushalt 2008 ist in seiner Schwerpunktset-
zung gelungen und stellt alles in allem eine runde Sache 
dar. Rund ist er zum Beispiel auch deshalb, weil der 
Regierungsentwurf nach der Durststrecke der vergan-
genen Jahre auch wieder Verbesserungen zugunsten des 
öffentlichen Dienstes vorsieht, nämlich die Anhebung der 
Besoldungsbezüge um drei Prozent zum 1. Oktober 2007, 
die ich als Vorsitzender des Haushaltsausschusses 
unterstützend begleitet habe. Diese Maßnahme unter-
streicht die Wertschätzung, die wir der Leistung unserer 
Beamtinnen und Beamten schulden. Die Reduzierung der 
Regelwiederbesetzungssperre von zwölf auf drei Monate 
erleichtert nicht nur die Personalorganisation, sondern 
sorgt vor allem auch dafür, dass Einstellungen und Beför-
derungen in vielen Bereichen schneller möglich sind. 

Die CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag – ich erwähnte 
es eingangs – wird im Zuge der parlamentarischen Bera-
tungen eigene Impulse setzen und Prioritäten aufzeigen, 
aber wir sind uns jetzt bereits über das Gesamtbild einig. 
Bayerns Staatshaushalt ist solide, zukunftsfest und 
wachstumsorientiert. Wir schnüren ein ausgeglichenes 
Paket für ganz Bayern mit klaren Schwerpunktsetzungen 
zugunsten der Schulen und Hochschulen und geben ein 

unmissverständliches Bekenntnis zur inneren Sicherheit 
und zum sozialen und gesellschaftlichen Zusammenhalt 
ab. 

Ich freue mich auf die Haushaltsberatungen im Aus-
schuss, die am 20. Februar beginnen und bitte die Kolle-
ginnen und Kollegen des Ausschusses um sachorientierte 
und konstruktive Beschlüsse zum Wohl des Freistaats 
Bayern und seiner fl eißigen und engagierten Menschen – 
ob in der Familie, am Arbeitsplatz oder im Ehrenamt. Ich 
bedanke mich für die teilweise große Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Nächste Wort-
meldung: Herr Kollege Mütze. 

Thomas Mütze (GRÜNE): Frau Präsidentin, sehr geehrte 
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
war eigentlich, Herr Minister Huber, von Ihrer Verkleidung 
beim Veitshöchheimer Fasching enttäuscht. Wie ich 
gesehen habe, sind Sie als Zirkusdirektor gekommen, um 
zu zeigen, dass Sie Ihren Zirkus – sozusagen das, was 
rechts vor mir sitzt – im Griff haben. Ich weiß nicht, ob Sie 
eine Peitsche dabei hatten. 

(Georg Schmid (CSU): Für die Opposition!)

Ich habe mir gedacht, eigentlich hätten Sie als Schorn-
steinfeger oder als Hufeisen – es gibt noch ein drittes 
Glückszeichen, welches ich nicht nenne – kommen 
müssen. Das wäre angesichts dieses Haushaltes, den Sie 
uns heute vorlegen, der heute eingebracht wird, ange-
passter gewesen. 

(Beifall bei den GRÜNEN – Prof. Dr. Kurt Faltl-
hauser (CSU): Den tollen Witz habe ich jetzt nicht 
verstanden!)

– Das war auch kein Witz. 

Es ist so, wie es immer ist: Ein Wahljahr steht vor der 
Tür, die Kassen füllen sich und die CSU kann wieder 
übers Land ziehen und das Geld mit vollen Händen aus-
geben. Nach vier langen Jahren der Dürre, unter denen 
auch Sie gelitten haben, ist das, was Sie uns vorgelegt 
haben, noch vorlegen werden und worüber wir in den 
nächsten Wochen und Monaten diskutieren werden – 
der Ausschussvorsitzende hat Sie darin noch bestärkt –, 
ein Eigenlob, wie wir es schon lange nicht mehr hier im 
Hause gehört haben; wir hören hier sehr viel Eigenlob, 
aber das hat das bisher Dagewesene getoppt. Es war ein 
Eigenlob sondersgleichen. 

Doch selbst die Presse in Bayern nimmt Ihnen dieses 
Eigenlob inzwischen nicht mehr ab. Ich darf ein paar 
Überschriften aus den Zeitungen zitieren: „Bescherung 
mit Beckstein“, „Erwin im Glück“, „Bayern schwimmt 
im Geld“. – Sie tun jetzt so, Herr Minister, als wäre das 
alles auf Ihrem Mist gewachsen. Ein einziger Satz in Ihrer 
gesamten Rede weist darauf hin, wem Sie dieses Glück 
zu verdanken haben. Es steht dort: „… dank der stark 
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gestiegenen Steuereinnahmen“. Wem haben Sie es also 
zu verdanken? – Den Steuerzahlerinnen und Steuerzah-
lern im Freistaat Bayern. 

(Beifall bei den GRÜNEN – Georg Schmid (CSU): 
Das ist immer so gewesen!)

– Natürlich, lieber Herr Kollege Schmid, aber es geschah 
auf dem Rücken der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler. 
Wer hat denn im vergangenen Jahr die Mehrwertsteuer 
erhöht? Wer hat sie denn von 16 auf 19 % erhöht? Von 
daher ist die Antwort, auf wessen Rücken das geschieht, 
ganz klar. 

(Manfred Ach (CSU): Wer hat die Ökosteuer ein-
geführt?)

Wenn Sie, Herr Minister, von einem Bilderbuchhaus-
halt sprechen, dann hört sich das gut an. Aber wir sind 
erwachsen, wir sind aus dem Alter heraus, in dem man 
uns Bilder zeigen muss, um uns etwas zu erklären. Wir 
können lesen und wir haben uns diesen Haushaltsent-
wurf genau angeschaut. Es sind einige Dinge enthalten, 
die uns nicht so gefallen und die in einem Bilderbuch-
haushalt, der für Kinder geschrieben wäre, keinen Platz 
fi nden würden. 

Sie nennen Ihre drei neuen Grundlinien: Investieren, Vor-
sorgen, Tilgen. Bei diesen drei neuen Grundregeln ist 
uns aufgefallen: Es gab schon einmal diesen Dreiklang, 
den Ihr Vorgänger, Herr Professor Faltlhauser, geprägt 
hat: Sparen, Reformieren, Investieren. Wir haben diesen 
Dreiklang schon damals kritisiert. Ihre drei neuen Grund-
linien ergeben sich letztlich aus den Konsequenzen der 
drei alten, denn Sie müssen jetzt investieren, Sie müssen 
endlich vorsorgen und Sie können dank der stark gestie-
genen Steuereinnamen tilgen. 

Ihr Vorgänger hat das mit dem Investieren am Schluss 
nicht mehr so ernst genommen und dafür gespart. Er 
hat an der Infrastruktur gespart – ob es die soziale Infra-
struktur war oder die Infrastruktur, die man gemeinhin mit 
Häusern, Straßen und Brücken umschreibt. 

Der Clou in diesem Haushalt, Herr Minister – das fi nde 
ich ganz interessant; sie geben das ja sogar zu – ist: Sie 
geben zu, dass es in den letzten vier Jahren nicht genü-
gend Investitionen gegeben hat, dass Sie die Infrastruktur 
vernachlässigt haben. Der ORH hat es über Jahre hinweg 
angemahnt. Jetzt geben Sie es zu. Wenn es diesen Inves-
titionsstau nicht gegeben hätte, bräuchten Sie kein Son-
derprogramm zu dessen Abfi nanzierung, wie es jetzt auf-
gelegt wird. Sie bauen den Investitionsstau ab und das 
Erste, was Ihnen dabei einfällt, ist natürlich der Staats-
straßenbau. Man glaubt es kaum. 

(Manfred Ach (CSU): Der ORH wünscht es!)

Investieren heißt für die CSU vor allen Dingen der Bau 
neuer Straßen. 

Man meint nicht, dass die CSU im 21. Jahrhundert ange-
kommen ist. Allein der Vergleich in diesem Nachtrags-
haushalt der Investitionen in den Straßenbau in Höhe 
von 150 Millionen Euro zusätzlich – Sie haben vorhin 
die Zahlen genannt – und der in den Ausbau der Kinder-
krippen in Höhe von 100 Millionen Euro, zeigen Ihre Prio-
ritäten, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU. 

(Zurufe von der CSU)

Das sind die wahren Prioritäten. Das ist es, was der CSU 
einfällt, nämlich der Staatsstraßenbau. 

(Georg Schmid (CSU): Das ist auch wichtig! – 
Zuruf des Abgeordneten Manfred Ach (CSU))

– Herr Vorsitzender Ach, das ist genau das, was die Polizei 
immer anmahnt, nämlich dass die Eltern ihre Kinder zur 
Kinderkrippe und zur Schule nicht immer mit dem Auto 
fahren sollen. Dazu aber später mehr. 

Die Versäumnisse sind also inzwischen so groß geworden, 
dass investiert werden muss. Es ist nur die Frage, ob Sie 
so viel Geld, wie Sie investieren müssen, in diesem einen 
Jahr ausgeben können. 

Herr Ach, Sie haben vorhin selber gefragt, ob es nicht 
besser gewesen wäre, wie wir es Ihnen vorgeschlagen 
haben, nicht zu sparen und dann zu investieren, wie Sie es 
jetzt nämlich machen müssen, weil sie dazu gezwungen 
sind, da die Infrastruktur sehr marode ist – Stichwort Uni-
versitäten –, und unserem Vorschlag zuzuhören. 

(Zuruf des Abgeordneten Manfred Ach (CSU))

– Nein, wir haben nicht von Schulden gesprochen, da 
verwechseln Sie uns mit einer anderen Partei. Wir haben 
gesagt: investieren, um zu sparen. Bei der energeti-
schen Sanierung wären zum Beispiel sofort Gelder frei 
geworden. Rechtzeitiges Sanieren spart teures Sanieren 
und Neubauten, die Sie jetzt erstellen müssen. Das wäre 
unserer Meinung nach eine nachhaltige Finanzpolitik 
gewesen. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ihre Zielmarke sei nicht die Wahl in diesem Jahr, sagen 
Sie. Gleichzeitig gestattet der Finanzminister der CSU-
Landtagsfraktion aber die freie Verfügungsgewalt über 
150 Millionen Euro, die die Fraktion natürlich mit einer 
großen Pressemitteilung auch feiert. Ich nenne das jetzt 
– in Anführungszeichen – „Spielgeld“. Das ist eine große 
Summe, da soll man sehr vorsichtig sein. 

(Georg Schmid (CSU): Spielgeld gibt es nur bei 
Monopoly!)

– Richtig. Über 0,38 % des Haushalts darf die CSU ent-
scheiden. Auch das ist eine sehr interessante Feststel-
lung. Doch was macht sie damit? Sie versucht in diesem 
Wahljahr natürlich, die Fehler der vergangenen vier Jahre 
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wieder zu korrigieren. Sie versucht, was in den vergan-
genen Jahrzehnten immer funktioniert hat, sich den Wahl-
erfolg zu erkaufen. Denn es liegt schließlich im eigenen 
Interesse jeder meiner Kolleginnen und jedes meiner 
Kollegen hier auf der rechten Seite, wiedergewählt zu 
werden. Gespart wurde bei der Jugendarbeit – nun gibt 
es 3 Millionen für die Jugendarbeit; gespart wurde bei 
den Sportstätten – nun gibt es 5 Millionen für die Sport-
stätten; gespart wurde bei den Privatschulen – nun gibt 
es 10 Millionen für diese. Und natürlich sagt die Fraktion: 
40 Millionen für den Staatsstraßenbau. 

(Zuruf des Abgeordneten Georg Schmid (CSU))

Ich bitte Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der CSU, 
was die Förderung des ländlichen Raums betrifft, haben 
Sie anscheinend eine Sperre im Kopf, denn die Förde-
rung des ländlichen Raums sieht anders aus. 

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf des Abgeord-
neten Manfred Ach (CSU) – Weitere Zurufe von 
der CSU)

Mehr Straßen bedeutet aber auch mehr Verkehr. Das ist 
eine Gleichung, die so steht. Mehr Auto- und Lkw-Verkehr 
bedeutet gleichzeitig höhere Emissionen. Neben dem 
Schwerpunkt Staatsstraßenbau kommen Sie jetzt aber 
gleichzeitig mit Ihrem „Klimaprogramm Bayern 2020“ 
daher. Klimaschutz ist doch für die CSU nur solange 
interessant, wie sie an ihrer eigenen Politik nichts ändern 
muss. Das wird auch bei diesem Vorschlag wieder deut-
lich. 

Die für das Klimaprogramm eingestellten 350 Millionen 
Euro sehen zunächst einmal sehr respektabel aus. Dieser 
Betrag wird aber, auf vier Jahre gestreckt, schon weniger. 
Außerdem endet das Klimaprogramm im Jahr 2011. Es 
ist ein interessanter Vorschlag; mal sehen, ob danach 
noch etwas kommt.

Lieber Herr Huber, da, wo man sofort und natürlich bares 
Geld sparen könnte – Stichwort CO2 und Energie –, gehen 
Sie in diesem Jahr sehr vorsichtig voran. Es soll 35 Milli-
onen Euro für die Sanierung staatlicher Gebäude geben. 
Da aber noch 3600 Gebäude auf die Sanierung warten, 
brauche ich einen langen Atem. Ich glaube aber nicht, 
dass ich in diesem Hause noch erleben werde, dass 
dieser Sanierungsstau angesichts der „Schnelligkeit“ 
abgebaut werden kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie geben zumindest zu, dass es eine Anpassungsstra-
tegie geben muss, um dem Klimawandel zu begegnen. 
Das ist ein Politikwechsel. Da muss man schon ganz 
genau hinsehen; denn die CSU hat noch vor ein paar 
Jahren bestritten, dass es einen Klimawandel gibt, dass 
er von Menschen gemacht wird und dass man sich damit 
auseinandersetzen müsse. Das ist inzwischen bei Ihnen 
angekommen, und dazu gratulieren wir Ihnen sehr herz-
lich.

Herr Finanzminister, Sie loben den Freistaat Bayern zu 
Recht für seine geringen Quoten, sei es die Pro-Kopf-
Verschuldung oder die Zinslastquote. Das ist richtig, da 
steht Bayern gut da. Aber ein kleiner Wermutstropfen fällt 
da schon in den Wein, denn auch die Staatsregierung 
hat unter der CSU-Führung in den letzten Jahrzehnten – 
trotz Tilgung! – eine Schuldenlast von 23 Milliarden Euro 
aufgebaut, Herr Ach. Einen Großteil dieser Schulden hat 
der ehemalige Ministerpräsident vor allem in den letzten 
zehn Jahren angehäuft. Ich wäre also, was das angeht, 
mit dem Eigenlob vorsichtig. 

(Manfred Ach (CSU): Das stimmt wieder nicht!)

Was die Investitionsquote, die besondere Kennzahl 
angeht, loben Sie sich wiederum für die Erhöhung dieser 
Quote. Auch die SPD hängt an dieser Zahl sehr sklavisch. 
Aber über die Qualität von Investitionen sagt diese Quote 
zuerst einmal gar nichts aus. Also, Transrapid gehört auch 
zur Investitionsquote, auch Staatsstraßen sind natürlich 
Investitionsquote. Ob sie nachhaltig sind, ist eine ganz 
andere Frage.

Ganz interessant fand ich die Abkehr von der Faltlhau-
serschen Doktrin, dass in Bayern die Finanzpolitik auf 
die Konjunktur keinen Einfl uss haben könne, weil Bayern 
dafür viel zu klein sei. 

Sie, Herr Minister Huber, loben sich auch für die gute 
Konjunkturpolitik, die Sie in diesem Haushalt betreiben. 
„Bayern als Stabilitätsfaktor“ – wir sehen uns das an und 
fragen uns: Was stimmt denn jetzt? 

(Zuruf des Abgeordneten Prof. Dr. Kurt Faltl-
hauser (CSU))

Anscheinend ist gute Finanzpolitik davon abhängig, wer 
gerade auf dem Ministerposten sitzt. Eine glaubhafte 
Finanzpolitik sieht unserer Meinung nach anders aus.

(Zuruf des Abgeordneten Prof. Dr. Kurt Faltl-
hauser (CSU))

Sie loben sich weiter für die Vorsorge, die Sie jetzt treffen. 
Das ist bei den Steuereinnahmen, die Sie haben, leicht 
gesagt. Schuldenabbau, Rücklagenbildung – das hätte 
jede andere Staatsregierung auch gekonnt. Der Versor-
gungsfonds in Höhe von 35 Millionen Euro, den Sie in 
diesem Jahr anfangen zu bilden, ist schon seit 20 Jahren 
überfällig. Verschonen Sie uns also bitte mit überschüs-
sigen Lobesreden auf Ihre Vorsorgepolitik. 

(Beifall bei den GRÜNEN – Manfred Ach (CSU): 
Das ist aber ein magerer Beifall!)

Dieser Nachtragshaushalt ist eigentlich nichts anderes als 
das direkte Eingeständnis Ihres Versagens; Herr Minister 
Huber, nicht Ihres Versagens persönlich, aber Ihres Ver-
sagens als CSU in den letzten Jahren. Wenn Ihre Politik 
wirklich so nachhaltig und so vorausschauend gewesen 
wäre, wie Sie es uns hier zu verkaufen versuchen, dann 
bräuchten wir diese Investitionen in die Infrastruktur nicht. 
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Dann gäbe es sie schon und wäre das Ganze in den ver-
gangenen Jahren planmäßig abgelaufen. Dann wäre kein 
Sonderprogramm nötig gewesen. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dann bräuchte es doch für den Abbau von übergroßen 
Klassen und für die Sicherstellung der Unterrichtsversor-
gung keine Lehrkräfte mehr. Als ich das gelesen habe, 
habe ich mir an den Kopf gelangt; denn das haben Sie 
jahrelang verneint. Seit viereinhalb Jahren, in denen ich 
dem Landtag angehöre, höre ich nur: „Einen Unterrichts-
ausfall gibt es nicht. Einen Lehrermangel gibt es nicht. 
Und wenn, dann sind es nur Einzelfälle.“

(Zuruf des Abgeordneten Prof. Dr. Kurt Faltl-
hauser (CSU))

Aber wenn es das nicht gibt, frage ich mich: Warum 
machen Sie es jetzt? Das verstehe ich nicht. 

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf des Abgeord-
neten Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU))

Meine Damen und Herren von der CSU, es ist Ihr Ver-
sagen, was in diesem Haushalt kaschiert wird. Das ist 
ganz klar.

Was das tolle Programm für den Ausbau der Kinderbe-
treuung wert ist, habe ich schon gesagt. Das merkt man, 
wenn man die Zahlen in Bezug auf die Kinderbetreuung 
und den Staatsstraßenausbaus vergleicht. Beton ist Ihnen 
anscheinend mehr wert als die Zukunft unserer bayeri-
schen Kinder. 

(Beifall bei den GRÜNEN – Zurufe von der CSU)

– Ich bin genauso populistisch wie Sie, das ist mein gutes 
Recht. 

(Zuruf des Abgeordneten Manfred Ach (CSU))

Ja, Sie investieren in Universitäten; denn das ist durch 
Ihren eigenen Beschluss zum G 8, durch den doppelten 
Jahrgang, der 2011 auf den freien Markt, auf die Universi-
täten und die Hochschulen zukommt, nötig geworden. 

Den doppelten Jahrgang müssen Sie jetzt abfangen.

Aber die Situation an den Hochschulen ist doch jetzt 
schon angespannt, die haben jetzt schon zu viele Stu-
dentinnen und Studenten. Das vergessen Sie völlig. Bei-
spiel Würzburg: Die Uni ist für 12 000 Studenten ausge-
legt, dort sind aber derzeit 21 000 Studierende. Diese 
müssen sich die Räume und die Professoren, die für 
12 000 vorgesehen waren, jetzt schon teilen,. Aber der 
Ausbau der Hochschulen, den Sie uns mit diesem Haus-
halt versprechen, ist nicht für diese Studenten gedacht, 
sondern für die, die jetzt erst kommen, und das macht es 
noch schwieriger.

Unsere Fraktion war zur Klausurtagung in Regensburg. 
Der dortige Sanierungsstau ist Ihnen bekannt: 365 Milli-
onen Euro. Da sagt uns der Technische Direktor: Geplant 
ist der Ausbau bis 2030. Jetzt haben wir 2008. Meine 
Damen und Herren, von diesem Ausbau werden die 
Kinder oder Kindeskinder der jetzigen Studenten profi -
tieren. Es kann doch nicht Ihr Ernst sein, meine Damen 
und Herren, dass das nachhaltige und zukunftsfähige 
Politik ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zudem hat Minister Goppel dazu das Seinige gesagt. 
5 Milliarden Euro Sanierungsstau im Hochschulbereich 
stehen im Raum, die hat er nicht erfunden. Die sind abzu-
fi nanzieren, und nicht erst bis 2030.

Kommen wir zu den Einzelplänen. Sie fangen interes-
santerweise mit dem Einzelplan 05 an und überspringen 
damit andere interessante Haushalte, zum Beispiel den 
Haushalt des Ministerpräsidenten – Herr Kollege Dupper 
hat schon darauf hingewiesen. Dort stehen 450 000 Euro 
für den ehemaligen Ministerpräsidenten.

Jetzt sagen Sie, es sei schäbig, wenn wir das kritisieren.

(Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU): Richtig!)

Ich fi nde das nicht schäbig, Herr Professor Faltlhauser. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich möchte Ihnen auch sagen, warum ich das nicht 
schäbig fi nde. In anderen Bundesländern mit bestimmt 
genauso ehrenwerten ehemaligen Ministerpräsidenten 
wird denen ein Drittel dieser Summe zur Verfügung 
gestellt. Da sind es auch nicht vier oder sogar fünf Mitar-
beiter, sondern zwei. Und da ist es auch nicht der Fahrer 
für immer, sondern ein Teilzeitfahrer, wenn der ehemalige 
Ministerpräsident jemanden braucht, der ihn irgendwo 
hinfährt. So sieht es zum Beispiel in Baden-Württemberg 
aus, das ist auch ein Flächenland, auch ein starkes Land, 
und Herr Teufel ist sicher genauso ehrenwert wie unser 
Herr Stoiber. – Das ist das eine.

Das andere ist, dass Sie das im Gesetz voll ausschöpfen. 
Darin steht, dass die Mitarbeiter bis zu vier Jahre dem 
ehemaligen Ministerpräsidenten zugeteilt werden können. 
Sie nutzen diese vier Jahre voll aus mit dem gesamten 
Stab. Das heißt, diese 450 000 Euro werden in jedem 
Jahr auf uns zukommen. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang auch der Auf-
stieg, den manche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
machen können. Ich würde mir wünschen, dass die Tau-
sende anderen staatlichen Bediensteten – in der Justiz, in 
den Finanzämtern oder bei der Polizei –, die auf ihren Auf-
stieg von A 9 auf A 10 warten, auch so schnell befördert 
würden wie der Kollege, der von A 16 auf B 6 gestiegen 
ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Er hat wahrscheinlich den richtigen Fürsprecher im 
Gegensatz zu den anderen, die noch auf ihre Beförde-
rung warten müssen. 

(Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU): Fehlinformation! 
Der ist auf A 16!)

– Der ist auf A 16 und kommt nach B 6, Herr Professor. 

(Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU): Nein, das ist 
eine Möglichkeit, langfristig!)

– Wir werden es sehen. Es heißt im Haushaltsgesetz: 
Diese Stellenänderung wird im nächsten Haushaltsplan 
umgesetzt. Wir werden uns diesen Stellenplan ganz 
genau anschauen.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Zum Einzelplan 05. Wieder einmal rühmen – –

(Glocke des Präsidenten)

Wieder einmal rühmen Sie sich, genügend Lehrerinnen 
und Lehrer, nämlich 7000, eingestellt zu haben. Diese 
Zahl steht in der Rede des Finanzministers, und Herr Kol-
lege Ach hat sie auch noch einmal betont. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, das mag ja sein. Ich will diese Zahl 
gar nicht bestreiten. Aber warum sind dann die Probleme 
aufgetreten, wenn es 7000 Lehrer mehr gab? Warum 
gab es den Stundenausfall? Warum gab es jeweils im 
November schon keine mobilen Reserven mehr? Warum 
gab es zu große Klassen in Bayern, was Sie jetzt ändern 
wollen? Das kann ich nicht verstehen.

Sie rühmen sich für diese 7000 Stellen, räumen aber 
gleichzeitig ein, dass es unglaublich viele Probleme in 
der Bildungspolitik in Bayern gegeben hat. Irgendetwas 
stimmt da nicht. Da beißt sich für mich die Katze in den 
Schwanz. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zudem – und das ist auch ganz interessant – steht im 
Haushaltsgesetz, dass einige – und nicht zu wenige – 
dieser Stellen 2015 wieder „k.w.“ sind, also wegfallen 
können. Also ist es nicht so weit her mit diesen neuen 
Stellen. 

(Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU): Vorsorge!)

Zum Einzelplan 07. Wir sind froh, Herr Minister Huber, der 
Sie sich in anderer Funktion anders geäußert haben, dass 
Sie lernfähig sind. Noch vor einem Jahr meinten Sie, es 
sei nicht Aufgabe der Staatsregierung, für eine fl ächen-
deckende Versorgung mit DSL-Anschlüssen zu sorgen. 
Die Staatsregierung habe Wichtigeres zu tun. – Da haben 
Ihnen ihre Parteikollegen auf dem fl achen Land gehörig 
auf die Finger geklopft und haben gesagt: Es ist sehr wohl 
Aufgabe einer Staatsregierung, dafür zu sorgen, dass auf 
dem fl achen Land, gerade da, wo die Besiedelung nicht 

mehr so dicht ist, DSL eingeführt wird. DSL ist nämlich 
das, was Sie immer so betonen, die Förderung des länd-
lichen Raums – unter anderem.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es ist sehr wohl wichtig für einen kleinen oder mittelstän-
dischen Betrieb, der große Zeichnungen für seine Pro-
duktion braucht, dass er diese über DSL schnell bekommt 
und nicht über ein Modem, mit dem das Herunterladen 
Stunden oder Tage dauert. Der wird seinen Betrieb bald 
dorthin verlagern, wo es DSL gibt. Wenn wir uns darauf 
verlassen, dass T-Online – oder wie die anderen Anbieter 
alle heißen, ich will keine Werbung betreiben – das tut, 
können wir lange warten. 

Damit wissen wir auch, wohin Privatisierung führt. Priva-
tisierung führt dazu, dass sich da, wo es Probleme gibt, 
der Private rauszieht. Da darf der Staat dann investieren, 
und das müssen wir tun – wobei 19 Millionen Euro, die 
Sie in diesem Jahr einstellen, nicht die Welt sind. Und auf 
die Frage, warum die im Landwirtschaftshaushalt 08 zu 
fi nden sind, geben Sie uns im Ausschuss bitte auch noch 
eine Antwort. 

Zum Transrapid nur so viel: 490 Millionen Euro Steuer-
gelder für solch ein Projekt sind hinausgeworfenes Geld. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der Abgeordneten 
Helga Schmitt-Bussinger (SPD))

Selbst in Aschaffenburg sind die Leute auf uns zuge-
kommen und haben gesagt: Wo kann ich gegen diesen 
Quatsch unterschreiben? Es ist in ganz Bayern Thema, 
dass Sie für ein Projekt in München, für 40 Kilometer 
Großmannssucht von ich weiß nicht wem Milliarden Euro 
ausgeben wollen.

(Manfred Ach (CSU): Das Projekt steht doch in 
der Koalitionsvereinbarung mit den GRÜNEN im 
Bund!)

Gleichzeitig sagen Sie hier: Davon geht kein Eurocent 
dem ÖPNV im fl achen Land verloren. Das behaupten Sie 
jedes Jahr. 

Gleichzeitig weigern Sie sich, die Kürzungen der Regio-
nalisierungsmittel, die der Bund gemacht hat, auszuglei-
chen, wie es zum Beispiel Hessen gemacht hat, und den 
ÖPNV im fl achen Land zu stärken. Das ist Ihre Politik. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir werden natürlich Anträge dazu stellen, und dann 
müssen Sie sich dazu positionieren. 

Es ist inzwischen so, dass die Bayerische Eisenbahnge-
sellschaft – BEG – neue Projekte überhaupt nicht mehr 
fördern kann. Sie weigert sich. Wenn man in Aschaffen-
burg ein neues Projekt anschieben will, kriegt man gesagt: 
Wir haben für die bisherigen Projekte nicht ausreichend 
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Geld. Wir können nur das tun, was bisher anliegt. Neue 
Projekte zur Förderung des ÖPNV können überhaupt 
nicht fi nanziert werden. Das empfi nde ich als Schlag ins 
Gesicht der Leute, die eine Alternative zu Ihrem Stra-
ßenbau überhaupt nur denken wollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN – Zurufe der Abgeord-
neten Manfred Ach (CSU) und Prof. Dr. Kurt Faltl-
hauser (CSU))

– Es gibt noch einen anderen ÖPNV, Herr Vorsitzender. 
Ich weiß nicht, ob Ihnen das bewusst ist. Aber es gibt 
auch noch Straßenbahn und Schienenverkehr. 

Zum Einzelplan 10. Herr Minister, Sie verkaufen die neuen 
Stellen für die Schulsozialarbeit als großen Erfolg. 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Zum 
dritten Mal!)

Das ist Ihr Programm. Sie wollten bis 2011  350 Schulso-
zialpädagoginnen und -pädagogen einstellen. Das haben 
Sie vor einigen Jahren beschlossen. Dann stockte dieses 
Projekt, Sie konnten es nicht mehr fi nanzieren. Jetzt 
haben Sie wieder Geld dafür und verkaufen es als Erfolg, 
dass Sie ein altes Programm, das Sie vor langer Zeit vor-
bereitet haben, jetzt wieder fi nanzieren können. 

(Manfred Ach (CSU): Vorziehen!)

– Vorziehen? Es ist aber immer noch nicht voll. Die 
350 Millionen Euro sind noch nicht da, Herr Kollege Ach. 

(Manfred Ach (CSU): Warten Sie die Haushalts-
beratungen ab!)

– Das warten wir ab. 

Dann sagen Sie mir bitte auch, Herr Kollege Ach, wie 
Sie mit halben Sozialpädagoginnen und -pädagogen in 
ganzen Schulen arbeiten wollen. Wir haben in Bayern 
4000 Schulen, und Sie wollen 350 Sozialpädagoginnen 
und Sozialpädagogen einstellen. Bei einem halben 
Sozialpädagogen reicht das für 700 Schulen, aber was 
machen wir mit den anderen?  – Wir sind der Meinung, 
dass an jeder Schule ein Sozialpädagoge sein muss. 
Meine Damen und Herren, das ist verantwortliche Sicher-
heitspolitik.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Hier muss mehr getan werden, und nicht nur an den 
Hauptschulen. Die Berufsschulen brauchen die Schul-
sozialarbeit sowieso. Inzwischen haben wir Riesenreal-
schulen und Riesengymnasien. Auch an diesen Schulen 
wird sozialpädagogische Betreuung gebraucht. Nur weil 
die Kinder am Gymnasium oder an der Realschule sind, 
heißt das doch nicht, dass sie weniger Probleme hätten 
als Hauptschüler.

Dass Sie inzwischen Ihr Herz für die Insolvenzberatung 
entdeckt haben, freut uns auch deswegen, weil wir in den 
letzten Jahren die Beschwerden und den bedrückenden 
Geldmangel bei den Insolvenzberatungsstellen mitbe-
kommen durften, da Sie die Insolvenzberatung mit Kür-
zungen fast an die Wand haben fahren lassen und damit 
die Bürgerinnen und Bürger in ernsthaften Schwierig-
keiten nicht unterstützt haben.

(Manfred Ach (CSU): Das ist nicht wahr!)

Kommen wir zu den 500 Millionen Euro für den Hochbau 
an den Universitäten. Das müssten Sie uns noch einmal 
näher erläutern. In der Anmerkung steht nämlich etwas 
von 160 Millionen Euro an Ausgaberesten, die Ihnen zur 
Verfügung stünden. Habe ich das richtig verstanden, dass 
Sie mit der Sanierung der Universitäten gewartet haben? 
– Ausgabereste heißt doch, das Geld war in den letzten 
Jahren da, wurde aber nicht ausgegeben.

(Manfred Ach (CSU): Konnte nicht ausgegeben 
werden!)

– Konnte nicht ausgegeben werden. Herr Ach, das ist ein 
Punkt, den ich nicht verstehe. Wenn das Geld da ist und 
Sie die Planungsmöglichkeiten haben, dann kann ich nicht 
verstehen, wie eine Staatsregierung behaupten kann, 
sie kann angesichts des vorhandenen Sanierungsstaus 
das Geld nicht ausgeben. Dass das Geld jetzt in diesem 
Nachtragshaushalt kommt, ist ein weiterer Beweis dafür, 
dass hier Wahlkampf betrieben wird. Unter dem Motto: 
Hallo, wir haben jetzt Geld, jetzt können wir richtig inves-
tieren, schaut einmal, wie toll wir sind. – Etwas anderes ist 
das nicht nach unserer Meinung.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Was ist unser Fazit? – Dies ist ein Wahlhaushalt, fi nanziert 
unter anderem über die Mehrwertsteuererhöhung, über 
höhere Einnahmen bei Lohn- und Einkommensteuer der 
Bürgerinnen und Bürger, mit falschen, zum Teil überholten 
Schwerpunkten wie Straßenbau und Transrapid, um nur 
diese beiden zu nennen. Wenn Sie richtige Themen auf-
greifen wie den Klimaschutz, springen Sie entweder zu 
kurz oder kommen zu spät oder leisten einen Ausgleich 
für das, was Sie lange Jahre versäumt haben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Minister Huber, Sie versprechen Steuersenkungen. 
Wir haben uns informiert, und dabei ist uns aufgefallen, 
dass Steuersenkungen 1998 versprochen wurden, 2002 
versprochen wurden, 2003 wiederum, ebenso 2005, und 
wenn wir es uns recht überlegen, werden Steuersen-
kungen auch 2009 versprochen werden; denn das alles 
sind Wahljahre. Diese Versprechungen haben eine Halb-
wertszeit von nicht einmal einem Monat. Danach sind sie 
vergessen. Herr Huber, die Einkommensteuerreform, die 
Schwarz-Grün – –

(Zurufe von den GRÜNEN: Buh!)
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– Entschuldigung. Die Einkommensteuerreform, die 
Schwarz-Rot beschließen wollte, ist auch dank Ihrer 
tätigen Mithilfe unter den Tisch gefallen. Sie wird es 
nicht geben mit der CSU in der Bundesregierung. Also 
passen Sie bitte auf, wem Sie das Märchen auftischen, 
Sie wollten die Steuern senken. 

Unsere Fraktion wird in den nächsten Wochen und 
Monaten genau bei den Punkten den Finger in die Wunde 
legen, die ich Ihnen geschildert habe. Wir machen vor-
ausschauende Politik, die Kosten in der Zukunft ver-
meidet und nicht erst entstehen lässt. Wie die Kollegen 
freue ich mich auf die Debatte im Haushaltsausschuss. 
Ich freue mich darauf, dass die CSU beweglich sein wird 
und unseren Anträgen zustimmen wird. Meine Kollegin 
Christine Kamm wird ihren Kommentar zum Finanzaus-
gleich noch geben. Zur Bayern-LB gibt es viel mehr zu 
sagen. Dazu wird nachher der Kollege Hallitzky unseren 
Dringlichkeitsantrag vorstellen. Ich bedanke mich und 
wünsche noch eine schöne Debatte.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Nächste Wortmeldung: Frau Kollegin Kamm.

(Manfred Ach (CSU): Wieso? – Die halbe Stunde 
ist um! – Zurufe von der CSU)

– Liebe Kolleginnen und Kollegen, weil Sie gerade mit 
Sekunden rechnen: Ich stelle nur fest, dass die Staats-
regierung ihre Zeit um neun Minuten überschritten hatte 
und dass dann die Redezeiten anders zu bewerten sind. 
– Vielen Dank, Herr Kollege.

Christine Kamm (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Das Positive für 
die Kommunen in diesem Finanzausgleich vorab: Es gab 
diesmal einen Anstieg der Landesleistungen im kommu-
nalen Finanzausgleich. Das war in den letzten Jahren kei-
neswegs immer so. Gelegentlich ist der Anteil der Lan-
desleistungen auch schon gesunken.

Der größere Teil des Anstiegs des kommunalen Finanz-
ausgleichs, nämlich 70 %, entfällt aber auf das Ansteigen 
der den Kommunen zustehenden Anteile an den Steu-
erverbünden. Beispielsweise erhält der Staat durch das 
Ansteigen des allgemeinen Steuerverbundes 2,8 Milli-
arden Euro, die Kommunen erhalten 380 Millionen Euro. 
Die Schlüsselzuweisungen steigen nach mehreren Jahren 
der Stagnation wieder um 13 %. Das ist positiv für die 
Gemeinden, deren Entwicklung dem allgemeinen Trend 
hinterherhinkt.

Aber wie ist die Situation in Bayern? – Der gesamte kom-
munale Finanzausgleich umfasst über 6 Milliarden Euro, 
die Schlüsselzuweisungen machen nur 2,44 Milliarden 
Euro aus. Die zweckgebundenen Zuweisungen sind dafür 
höher als in den anderen Bundesländern. Das ist die typi-
sche Politik des goldenen Zügels des Freistaates Bayern. 
Kommunale Gestaltungsfreiheit und Selbstverwaltung 
sehen anders aus, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Schlüsselmasse steigt jedoch nicht, wie es aufgrund 
des Steuerverbundes möglich wäre, um 380 Millionen 
Euro, sondern nur um 280 Millionen, also um 100 Milli-
onen Euro weniger, weil man die Mittel für die Investiti-
onsförderung vorher entnommen hat, die Sie gerade so 
schön angepriesen haben. Das ist vor allem deswegen 
problematisch, weil die Schlüsselmasse vorrangig den 
Kommunen zugute kommt, die wenig Finanzkraft haben 
und selbst nicht viel investieren können.

Bei Ihren Verhandlungen mit den kommunalen Spitzen-
verbänden im November letzten Jahres wurde zudem der 
Beteiligungssatz am Kfz-Steuerverbund von 42,8 % auf 
50 % angehoben. Auch dies ist ein Punkt, für den Sie sich 
vorhin sehr gelobt haben. Es ist aber noch nicht lange 
her, da lag der kommunale Anteil bei 65 %.

(Manfred Ach (CSU): Das ist schon einige Jahre 
her!)

Das Ergebnis des Ganzen ist: Der Staat deckt 29 % des 
Zuwachses am kommunalen Finanzausgleich, der vorhin 
so gefeiert worden ist; der Rest entfällt auf den Regelan-
stieg der Kommunalanteile bei den Steuerverbünden.

Ich komme zum Sozialhilfeausgleich für die Bezirke. Hier 
wurde sehr gelobt, dass es einen Anstieg um 15 Millionen 
Euro gibt. Aber wie ist das passiert? – Der Sozialhilfeaus-
gleich an die Bezirke wird zu einem großen Teil, nämlich 
zu 182 Millionen Euro, aus den allgemeinen Steuerver-
bünden fi nanziert. Der Staat entnimmt also aus den all-
gemeinen Finanzmitteln, die den Kommunen zustehen, 
Gelder, stockt aus diesen Mitteln den Sozialhilfeausgleich 
für die Bezirke auf, damit die Bezirke entlastet werden 
und die Bezirksumlage senken, sodass das Geld den 
Kommunen zugute kommt. Inwieweit ein solcher Kreis-
lauf sinnvoll ist, ist unklar.

(Manfred Ach (CSU): Das ist mit den Spitzenver-
bänden abgesprochen!)

– Herr Kollege Ach, es mag sein, dass das mit den Spit-
zenverbänden abgesprochen ist. Zu Ihren Absprachen 
mit den Spitzenverbänden sage ich später noch etwas.

Ich komme jetzt zum Belastungsausgleich. Auch hier 
haben Sie vorhin sehr gelobt, dass die Mittel aufgestockt 
worden sind. Das Geld reicht aber nur, um das auszu-
gleichen, was Sie 2007 nicht erstatten konnten, weil der 
Ansatz 2007 zu gering war. Den Bedarf 2008 können Sie 
damit nicht zeitgleich vollständig abdecken. 

Auch hier leiht sich der Freistaat wieder – wie in vielen 
anderen Fällen – das Geld bei den Kommunen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sehr geehrter Herr Kollege Ach, sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen, zukünftig muss der Finanzausgleich sau-
berer gestaltet werden. Die Steuerverbünde dürfen nicht 
laufend als kreative Finanzierungsquelle staatlicher Ver-
sprechungen herangezogen werden. Von den Investi-
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tionszuschüssen und anderen Segnungen haben nur 
die Kommunen etwas, die auch investieren können. Wir 
verweisen an dieser Stelle auf die Massenklage verschie-
dener bayerischer Gemeinden gegen die Finanzierungs-
praxis des Freistaates Bayern und auf das Urteil des Bay-
erischen Verfassungsgerichtshofs, das mehr Transparenz 
und ein ordentliches Gesetzgebungsverfahren fordert.

Wir sagen: Der kommunale Finanzausgleich 2009/2010 
muss frühzeitiger vorbereitet und in einem transparenten 
Gesetzgebungsverfahren beschlossen werden. Mau-
schelrunden ersetzen ein ordentliches Gesetzgebungs-
verfahren nicht.

(Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU): Diese Verhand-
lungen waren nie eine Mauschelrunde! Das ist 
eine Diffamierung eines sehr demokratischen 
Vorganges!)

Nicht alle Wünsche der kommunalen Spitzenverbände, 
die am 29. November bei Ihnen waren, Herr Kollege 
Prof. Dr. Faltlhauser, wurden erfüllt.

(Thomas Kreuzer (CSU): Wem werden alle Wün-
sche erfüllt?)

Der Städtetag kritisiert, dass bei der Schülerbeförde-
rung den Kommunen nur knapp 60 % der Kosten ersetzt 
werden. Bei der Einführung der Schülerbeförderung 
waren es noch 80 %.

(Manfred Ach (CSU): Wo steht das?)

– Lesen Sie einfach die Mitteilungen des Städtetages.

(Manfred Ach (CSU): Ich möchte wissen, wo das 
steht, dass den Kommunen 80 % zustehen!)

– Lesen Sie die Mitteilungen des Städtetages.

Ich komme zu einem weiteren Punkt, bei dem Sie Ihre Auf-
gaben für die Zukunft nicht gemacht haben. Ich spreche 
von der Zukunftsaufgabe „Bildung“. Wie sieht es bei der 
Förderung der Krippenplätze oder bei der Förderung von 
Ganztagsschulen aus?

(Manfred Ach (CSU): Aus meiner Sicht hervorra-
gend!)

– Unzureichend, mangelhaft und miserabel. So kommen 
wir nicht weiter.

Auch die Schulsozialarbeit ist ein Beispiel dafür, wie sich 
der Staat seiner Aufgaben entledigt oder diese unzurei-
chend erfüllt. Die Kommunen müssen hier in die Bresche 
springen. Dasselbe gilt für die Finanzierung kommunaler 
Schulen oder auch für die Finanzierung des Personalan-
teils bei den Berufsfachschulen.

Herr Kollege Ach, hören Sie sich an, was ich zum kom-
munalen Finanzausgleich sagen möchte: Nicht nach-

vollziehbar ist, dass im Klimaprogramm „Bayern 2020“ 
bei dem Investitionspaket Bund-Länder-Kommunen zur 
energetischen Sanierung sozialer Infrastruktur in einem 
Wahljahr gerade einmal ein Anteil von 1,5 Millionen Euro 
vorgesehen ist. Das ist nichts. Sehen Sie sich einmal 
an, wie viel Klimasanierungsmaßnahmen die Schulen in 
Bayern brauchen.

(Manfred Ach (CSU): Frau Kollegin, Sie kennen 
die haushaltsrechtlichen Zusammenhänge 
nicht!)

– Ich kenne die Situation in den Kommunen und ich kenne 
den Sanierungsbedarf. Ich sage Ihnen: Was Sie hier vor-
haben, hat mit einer ordentlichen Abarbeitung des Sanie-
rungsstaus überhaupt nichts zu tun.

Sie haben sich vorhin für ein Sonderprogramm zur 
schnelleren Abfi nanzierung des Förderstaus bei staat-
lichen Maßnahmen von Kommunen und Dritten gelobt. 
Wie sieht die Situation aus? Ein bestimmter Zuschuss 
wird beispielsweise für den Bau von Kindertagesstätten, 
von Straßen, von Schulen oder Kläranlagen beschlossen. 
Anschließend fi ndet ein Spatenstich statt, bei dem sich 
die Kollegen von der Staatsregierung feiern lassen 
können. Die Mittel fl ießen jedoch erst Jahre später.

(Manfred Ach (CSU): Die Kommunen wissen das 
von vornherein, weil sie das bei einer vorzeitigen 
Genehmigung gesagt bekommen!)

Beim Straßenbau fl ießen die Mittel sofort. Bei den 
Schulen, den Krankenhäusern und den Krippen fl ießen 
die Mittel jedoch drei, vier oder bis zu neun Jahre später. 
Das verstehe ich nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN – Manfred Ach (CSU): 
Das sind kommunale Aufgaben!)

Hier leiht sich der Staat Geld bei den Kommunen und bei 
den Privaten. Private Förderschulen, Sportstättenbau, 
Dorferneuerung, Behindertenwerkstätten, Kleinkläran-
lagen und Städtebau – hier besteht ein gewaltiger Förder-
stau, den Sie auch mit der diesjährigen Mittelausstattung 
nicht abarbeiten können.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Frau Kollegin, Sie haben Ihre Redezeit bereits um eine 
halbe Minute überzogen. Ich verweise nur darauf, dass 
Sie eine Uhr vor sich haben.

Christine Kamm (GRÜNE): Herr Präsident, das liegt 
daran, dass Herr Kollege Ach immer wieder vehement in 
die Rede eingegriffen hat. Ich fasse jetzt zusammen.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Ich 
bitte darum.

Christine Kamm (GRÜNE): Wir brauchen eine schnelle 
Abarbeitung des Förderstaus. Wir brauchen mehr Inves-
titionen für Bildung und Klimaschutz. Wir brauchen – das 
ist ganz besonders wichtig – eine Berücksichtigung der 
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Jugendhilfeleistungen im Finanzausgleich. Wir brauchen 
mehr Transparenz, ein ordentliches Gesetzgebungs-
verfahren und mehr Gestaltungsspielraum für die Kom-
munen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Frau 
Kollegin, vielen Dank. Es liegen mir keine weiteren Wort-
meldungen vor. Die Aussprache ist damit geschlossen. 
Es liegt auch keine Wortmeldung des Herrn Staatsminis-
ters vor, wofür ich in Anbetracht des ordnungsgemäßen 
Ablaufs heute danke.

(Beifall des Abgeordneten Manfred Ach (CSU))

Wir überweisen jetzt gemäß § 148 Geschäftsordnung die 
Gesetzentwürfe an den Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen als federführendem Ausschuss. Dort 
gibt es genügend Gelegenheit zur Diskussion.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Beratung der zum Plenum eingereichten Dringlich-
keitsanträge

Vorsorglich weise ich darauf hin, dass pro Fraktion 
30 Minuten Redezeit zur Verfügung stehen. Ich gebe 
bekannt, dass sich die drei Fraktionen darauf geeinigt 
haben, nur die ersten drei Punkte – da wir mehrere Dring-
lichkeitsanträge zu den einzelnen Punkten vorliegen 
haben – zu beraten. Ich rufe zur gemeinsamen Beratung 
auf: 

Dringlichkeitsantrag der Abg. Franz Maget, Johanna 
Werner-Muggendorfer, Joachim Wahnschaffe u. a. 
u. Frakt. (SPD) 
Kostenfreier Kindertagesstättenbesuch 
(Drs. 15/9790)

sowie den nachgezogenen

Dringlichkeitsantrag der Abg. Margarete Bause, 
Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u. a. u. Frakt. 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Mittelfristige Kostenfreiheit für Kinderbildungs- und 
Betreuungseinrichtungen (Drs. 15/9801)

Ich eröffne die Aussprache. Erste Wortmeldung: Frau 
Kollegin Johanna Werner-Muggendorfer.

Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Herr Präsident, 
liebe Kollegen, liebe Kolleginnen! Dieses Thema hatten wir 
schon mehrfach. Nichtsdestotrotz möchte ich es heute 
in den Mittelpunkt stellen. Die SPD-Landtagsfraktion 
beantragt den kostenfreien Kindertagesstättenbesuch. 
Der Einstieg soll ab dem letzten Kindergartenjahr vor der 
Schule sein. Der Freistaat muss hier seine Verantwortung 
übernehmen.

Bildung muss für alle frei zugänglich und kostenfrei sein. 
Das ist für uns ein wichtiges Ziel. Deshalb müssen allen 
Kindern alle Bildungsgänge kostenfrei zur Verfügung 
gestellt werden. Wenn die Bildung eine Landesaufgabe 
ist – was wir immer wieder hören –, ist der Freistaat 
zuständig und muss seine Verantwortung an dieser Stelle 
übernehmen.

Wir wollen alle Kinder erreichen. Ich kenne natürlich Ihre 
Argumentation. Sie werden sagen, dass es bereits eine 
Besuchsquote von 99 % gebe. Das stimmt nicht. Frau 
Staatsministerin Stewens, Ihr Ministerium hat auf meine 
Anfrage geantwortet, dass zum Beispiel in Niederbayern 
nur 87 % aller Kinder von drei bis sechs Jahren in den 
Kindergarten gehen. In der Oberpfalz sind es 92 %. Nicht 
alle Kinder besuchen im letzten Jahr vor der Schule den 
Kindergarten. Wir müssen aber versuchen, alle Kinder zu 
erreichen. Deshalb sollten wir den Eltern das Angebot 
machen und das letzte Kindergartenjahr kostenfrei 
gestalten.

Die Bedeutung der frühkindlichen Bildung wird immer 
wieder betont. In allen Reden der Gehirnforscher und 
Entwicklungspsychologen wird immer wieder betont, wie 
wichtig diese Zeit ist. Für die SPD stellt die frühe Kindheit 
den größten Schritt in der Entwicklung eines Menschen 
dar. Alle, die in dieser Zeit mit Kindern zu tun haben, ob 
als Eltern oder Großeltern, wissen das. In dieser Zeit 
geschieht bei den Kindern sehr viel.

Ich stelle mir die Bildung immer als ein Haus vor. Wenn 
das Fundament dieses Hauses nicht ordentlich gebaut 
wird, wird das übrige Haus auch nichts. Wichtig ist, 
dass dieses Fundament auf wirklich guten Füßen steht. 
Wir müssen deshalb alle Kinder stark machen und mit-
nehmen. Die Bildung darf auf keinen Fall vom Geldbeutel 
der Eltern abhängig sein.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Das ist oberste Maxime, weil wir mit diesem Antrag auch 
die Eltern entlasten. 

(Eduard Nöth (CSU): Das ist längst verwirklicht in 
Bayern!)

– Das ist die Frage. Es tut mir wirklich sehr leid, dass 
ich Sie da enttäuschen muss, lieber Kollege. Es ist 
eben leider nicht der Fall. Wir nehmen nicht alle Kinder 
mit. Schauen Sie bitte einmal in die Einrichtungen und 
die Gemeinden. Ich weiß, wovon ich rede. Da sind eben 
nicht alle Kinder erreicht. Gerade die, die es am allerdrin-
gendsten bräuchten, sind nicht in der Kinderbetreuungs-
einrichtung. Die paar Prozent müssen wir wirklich errei-
chen. Das sind die, die uns später Probleme machen, 
weil sie vieles nicht mitbekommen an Sozialisation, an 
Integration, an sozialem Miteinander. Genau das lernen 
sie vor der Schule nicht, was aber ganz wichtig wäre für 
die Schule. 

Nun muss ich ein paar Worte zu den Sprachberatern 
verlieren, die es seit gestern gibt. Das Problem ist sicher 
richtig erkannt, das will ich gar nicht wegdiskutieren. Wir 
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müssen in dieser Frage wirklich wesentlich mehr tun. Aber 
dann müssen wir eben die Kindertagesstätten entspre-
chend ausstatten, damit dort eine vernünftige Sprachför-
derung angeboten werden kann. 

(Beifall bei der SPD)

Es nützt nichts, wenn ich von außen jemanden hereinhole 
und dafür Geld zur Verfügung stelle. Das freut mich zwar, 
aber vernünftiger wäre es doch, wenn ich dort, wo die 
Kinder sind, nämlich in der Kindertagesstätte, die Bedin-
gungen so gestalte, dass dort ordentliche Sprachförde-
rung stattfi ndet. Das wäre mir weitaus lieber, als ein neues 
Instrument zu schaffen, das man vor allen Dingen wieder 
abschaffen kann. Das wird vielleicht in einem Jahr wieder 
abgeschafft, und dann hat niemand etwas davon.

Ich bin der Meinung, die Erzieherinnen und Erzieher in 
den Einrichtungen können diese Aufgabe sehr wohl wahr-
nehmen. Aber man muss sie entsprechend ausstatten 
und die Bedingungen entsprechend vorsehen. Vor allen 
Dingen wären dazu kleinere Gruppen notwendig, damit 
man wirklich ein entwicklungsförderndes Klima für die 
Kinder schaffen kann und vor allem die Chancen für die 
benachteiligten Kinder verbessert.

Wir verfolgen mehrere Ziele. Wir wollen mit diesem 
letzten kostenfreien Kindergartenjahr natürlich langfristig 
dahin kommen, dass wir alle Kinderbildungs- und Betreu-
ungseinrichtungen kostenfrei für die Eltern gestalten. 
Der Zugang zu Bildung muss kostenfrei für alle sein. Wir 
wollen alle Kinder erreichen. Wir wollen auf der anderen 
Seite aber auch die Qualität in den Einrichtungen verbes-
sern. Das ist zwar nicht Inhalt dieses Antrags, aber es 
ist mir sehr wichtig, das in diesem Zusammenhang zu 
sagen.

Was das letzte kostenfreie Kindergartenjahr anbelangt, so 
haben wir sehr prominente Mitstreiter. An oberster Stelle 
möchte ich Bundespräsident Köhler nennen, der schon 
im Jahr 2006 bei einer seiner berühmten Reden gesagt 
hat, dass das ein wichtiger Ansatz ist. Es gibt Bundes-
länder, die das schon praktizieren, obwohl sie bei Weitem 
fi nanziell nicht so günstig aufgestellt sind wie Bayern, 
wie wir es auch heute wieder gehört haben, zum Beispiel 
das Saarland, Berlin, aber auch Rheinland-Pfalz. Diese 
Bundesländer leisten sich etwas für ihre Kinder. Da dürfte 
Bayern eigentlich nicht zurückstehen.

(Beifall bei der SPD) 

Zu den prominenten Mitstreitern – das muss ich schon 
auch mal hier sagen – gehört zum Beispiel auch Familien-
ministerin von der Leyen. Es gehört dazu die JU Bayern. 
Die haben das auf ihrer Landeskonferenz beschlossen. 
Es gehört dazu der ehemalige Generalsekretär und jet-
zige Minister Söder.

(Ludwig Wörner (SPD): Da schau her!)

– Ja. Es gehört weiter dazu die CSU München, an aller-
erster Stelle der OB-Kandidat Schmid, der das fordert.

(Joachim Wahnschaffe (SPD): Der Seppi!)

Wahrscheinlich muss man das in Wahlkampfzeiten so 
halten. Ich würde mir wünschen, dass da mit einer Zunge 
gesprochen würde. Aber auch in Niederbayern, zum Bei-
spiel die CSU Deggendorf stellt Anträge in der Richtung. 
Es sind schon viele Kommunen selbst tätig geworden. 
Wenn wir über die Verantwortung sprechen, ist es ganz 
wichtig zu sagen, dass die Verantwortung für Bildung der 
Freistaat, das Land hat. Deshalb müssen wir als Landtag 
die entsprechenden Weichen stellen und Vorkehrungen 
treffen.

Wenn wir schon beim Geld sind, weil wir gerade über den 
Nachtragshaushaltsentwurf geredet haben – es heißt ja, 
das würde so viel Geld kosten –, muss ich sagen: Wenn 
sich der Freistaat schon 340 Millionen Euro vom Bund 
schenken lässt für eine Aufgabe, für die eigentlich der 
Bund nicht zuständig ist, nämlich für die Investition in 
Kinderkrippen, dann hat man auch Geld übrig für das, 
was wir uns wünschen, nämlich dass man die Kinder-
tagesstätten unterstützt und das letzte Kindergartenjahr 
als Einstieg für alle Bildungseinrichtungen für die Eltern 
kostenfrei lässt. Für alle Kinder gute Chancen, das wün-
sche ich mir mit diesem Antrag. Ich bitte Sie, diesen zu 
unterstützen. 

Dem, was die GRÜNEN in ihrem nachgezogenen Antrag 
fordern, können wir uns nicht anschließen, weil der Antrag 
ganz anders ansetzt. Ich kenne diesen Ansatz vom Staa-
tsinstitut für Frühpädagogik – IFP –, wo das auch gefor-
dert wird, nämlich das erste Krippenjahr kostenfrei zu 
gestalten.

(Maria Scharfenberg (GRÜNE): Das erste Kinder-
gartenjahr!)

– Entschuldigung, dann ist das beim IFP so. Bei euch ist 
es das erste Kindergartenjahr. Dem können wir uns nicht 
anschließen. Darum werden wir bei diesem Antrag mit 
Nein stimmen. Für die SPD-Landtagsfraktion sage ich, 
dass wir namentliche Abstimmung über unseren Antrag 
verlangen. Ich wünsche mir, dass viele von Ihnen vielleicht 
einmal darüber nachdenken, was sie zu Hause als Kom-
munalpolitiker, als Kommunalpolitikerin zu diesem Thema 
sagen und dass das vielleicht bei der Abstimmung ein 
bisschen durchdringt.

(Beifall bei der SPD) 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Vielen Dank Frau Kollegin. Nächste Wortmeldung: Frau 
Kollegin Ackermann. Sie müssen zwar nicht so schnell 
wie ein Transrapid sein, aber es wäre gut, wenn Sie 
schneller am Pult stehen würden. 

(Renate Ackermann (GRÜNE): Nicht so schnell, 
aber so teuer! – Heiterkeit -Beifall bei Abgeord-
neten der GRÜNEN – Joachim Wahnschaffe 
(SPD): Dann steigen die Preise!)

Renate Ackermann (GRÜNE): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Gott sei Dank hat frühkindliche Bil-
dung mittlerweile bundespolitische Bedeutung erlangt, 
sodass sich die Landespolitik dem auf Dauer nicht ver-
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schließen kann. Allerdings haben wir in Bayern – das ist 
ja bekannt – einen massiven Nachholbedarf an Kinder-
krippen. Wir haben bayernweit einen Ausbaustand von 
8 %. Das ist absolut lächerlich. Da kommen wir auch mit 
den 100 Millionen Euro an Investitionen, die jetzt annon-
ciert sind, nicht allzu weit. Wir werden damit nicht auf-
holen können. Es bedarf also noch wesentlich größerer 
Anstrengungen auf dem Gebiet des Krippenausbaus.

Grundsätzlich hat frühkindliche Bildung nämlich eine 
gesamtgesellschaftliche Bedeutung, die nicht zu unter-
schätzen ist. Sie leistet einen Beitrag zu einer frühkindli-
chen Integration, zur Sprachförderung und zur Vereinbar-
keit von Familie und Beruf und – um auf die Debatte, die 
in Hessen stattgefunden hat, noch mal einzugehen – sie 
leistet vor allen Dingen auch einen Beitrag zur Prävention. 
Wir müssen nicht erst auf das Strafrecht schauen, wir 
sollten zuerst auf die präventiven Maßnahmen schauen. 
Wenn Kinder früh gebildet und früh zur Integration erzogen 
werden, dann werden die Spätfolgen, die Sie mit mas-
siven und drakonischen Strafen zu bekämpfen glauben, 
ausbleiben. Auch das ist ein gesamtgesellschaftlicher 
Gewinn.

Deshalb ist frühkindliche Bildung mit das Wichtigste, was 
unsere Gesellschaft für ihre Kinder leisten muss, und 
dazu bedarf es noch massiver Anstrengungen.

Deshalb wollen wir mittelfristig Kostenfreiheit für alle 
Bildungseinrichtungen: für die frühkindlichen Bildungs-
einrichtungen, für die Kindergärten und für die Schulen 
– da ist es ja schon gewährleistet – erreichen. Warum 
sind Schulen kostenfrei, aber die Einrichtungen, die die 
Kinder auf die Schule vorbereiten, die einen maßgebli-
chen Beitrag zum Spracherwerb und zur sozialen Integ-
ration leisten, kosten etwas? Allein dadurch wird schon 
eine Zweiklassengesellschaft geschaffen, weil sich das 
viele Eltern in dem Maße nicht erlauben können.

(Beifall bei der SPD) 

Diese Kostenfreiheit streben wir mittelfristig an, das heißt 
im Zeitraum von fünf, maximal zehn Jahren. Als Einstieg 
dazu wollen wir das erste Kindergartenjahr kostenfrei 
anbieten. Warum gerade das erste? Das erste Kinder-
gartenjahr ist das entscheidende Jahr. Denn da wollen 
wir möglichst viele Kinder in den Kindergarten holen. Da 
sind die Kinder noch viel formbarer, da ist ihr Spracher-
werb noch formbar, da ist die soziale Integration noch im 
Werden.

(Beifall der Abgeordneten Maria Scharfenberg 
(GRÜNE))

Es sind im Verhältnis die wenigsten Kinder, die das erste 
Kindergartenjahr wahrnehmen, am wenigsten Kinder von 
Migranten. Beim letzten Kindergartenjahr, wie es die SPD 
fordert, sind bereits 98 % der Kinder in den Einrichtungen. 
Es ist zwar schön und es ist angenehm, wenn es kos-
tenfrei ist, und es ist auch gerecht, aber es ist nicht ziel-
führend in der Hinsicht, dass wir möglichst viele Kinder 
frühzeitig bilden wollen. Damit das erreicht wird, fordern 
wir das kostenfreie erste Kindergartenjahr.

Des Weiteren wollen wir, dass die Mittagsbetreuung in 
den Einrichtungen für Kinder aus sozial benachteiligten 
Familien kostenfrei ist. Das ist ein Beitrag zu gesunder 
Ernährung und zur Erziehung zu sozialer Kompetenz. Es 
ist auch ein Beitrag zur Prävention, die uns sehr viel wert 
sein sollte. 

Ich möchte nicht vergessen darauf hinzuweisen, dass 
alle diese Vorteile wie Kostenfreiheit der Bildungseinrich-
tungen oder kostenfreie Mittagsbetreuung dann nichts 
bringen, wenn wir nicht darauf hinarbeiten, dass unser 
Bayerisches Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz 
verbessert wird. Die Einrichtungen müssen in die Lage 
versetzt werden, den Bedürfnissen der Kinder und Eltern 
endlich gerecht zu werden. Solange wir mit reduziertem 
Personal, mit zu geringen Vorbereitungsstunden und mit 
Zwang zu Buchungen weiteroperieren, werden wir mit 
der frühkindlichen Bildung in Bayern immer hintendran 
sein. Das Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz muss 
dringend verändert werden, um der Kostenfreiheit auch 
den Effekt zu verschaffen, den sie haben sollte.

Wir sind dafür, dass die Bildung von Anfang an kosten-
frei ist. Wir sind dafür, dass soziale Randgruppen nicht 
benachteiligt und ausgegrenzt werden. Deswegen for-
dern wir, die Kostenfreiheit für die frühkindliche Bildung 
bayernweit einzuführen. 

Zum SPD-Antrag möchte ich Folgendes sagen: Er geht 
auf jeden Fall in die richtige Richtung, auch wenn ein 
kostenfreies letztes Kindergartenjahr aus unserer Sicht 
wenig zielführend ist. Wir sehen aber die Zielrichtung der 
Opposition generell und unterstützen sie auch, weil es 
wichtig ist, dass sich die Opposition gemeinsam gegen 
eine restriktive frühkindliche Bildung einsetzt, so wie sie 
die CSU betreibt. Deswegen werden wir trotz des inhaltli-
chen Unterschieds auch für den SPD-Antrag stimmen.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Nächste Wortmeldung: Herr Kollege Imhof.

Hermann Imhof (CSU): Herr Präsident, Kolleginnen 
und Kollegen! Es liegen uns zwei Anträge vor. Ich werde 
Ihnen begründen, warum die CSU, meine Fraktion, beide 
Anträge ablehnen wird.

(Joachim Wahnschaffe (SPD): Jetzt haben Sie 
die ganze Spannung schon genommen!)

Es gibt zwei ganz wesentliche Gründe für die Ableh-
nung Ihrer Anträge. Ein Grund ist ein fachpolitischer, der 
andere Grund liegt in der Bewertung der Prioritäten. Frau 
Werner-Muggendorfer, Sie haben es zwar schon öfter 
gehört, aber ich muss es ihnen leider noch einmal dar-
legen. Vielleicht können Sie dann nachvollziehen, wo die 
Schwerpunkte unseres Vorgehens liegen. 

Über den Stellenwert frühkindlicher Bildung sind wir uns 
einig. Warum wir frühkindliche Bildung brauchen und 
warum sie den höchsten Stellenwert hat, brauche ich 
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Ihnen nicht zu erläutern. Darin sind wir uns völlig einig. 
Es ist unbestritten, dass die CSU-Fraktion in den letzten 
Jahren ganz erhebliche Anstrengungen unternommen 
hat, die Kinderbetreuung nicht nur quantitativ auszu-
bauen, sondern sie auch qualitativ zu verbessern. Die 
Zahlen sprechen dafür. 

(Joachim Wahnschaffe (SPD): Unumstritten ist 
es nicht!)

– Von Ihnen wird es bestritten, weil Sie die Zahlen und 
unsere Darlegungen nicht nachvollziehen können. Den-
noch sind unsere Anstrengungen zahlenmäßig nach-
weisbar. 

Sie unterstellen mit Ihren Anträgen, dass Kinder aus 
fi nanziellen Gründen vorschulische Einrichtungen nicht 
besuchen könnten, oder anders gesagt: Der Zugang zu 
vorschulischen Bildungseinrichtungen sei nicht gewähr-
leistet. Das ist vollkommen falsch. Frau Werner-Muggen-
dorfer, Sie haben zu Recht gesagt, dass es noch regionale 
Unterschiede gibt. Sie haben einige Regionen genannt. 
Insgesamt aber bewegen wir uns bei der Annahme der 
Angebote auf eine Quote von 100 % zu. Diese Quote 
ist jedes Jahr nachweislich gestiegen. Sie liegt jetzt im 
Durchschnitt zwischen 95 % und 100 %. Im nächsten 
oder im übernächsten Jahr werden wir diese Quote auch 
in den Regionen erreichen, in denen sie jetzt noch weit 
unter 100 % liegt.

Ein zweites Faktum spricht für das Bayerische Kinderbil-
dungs- und -betreuungsgesetz. Die durchschnittlichen 
Buchungszeiten betragen jetzt knapp sechs Stunden. 
Auch das ist ein Beleg dafür, dass die Akzeptanz gegeben 
ist. Bei den Eltern von Kindern mit Migrationshinter-
grund – um die geht es uns ganz besonders, Sie haben 
es eben erwähnt – liegen die Buchungszeiten um etwa 
45 Minuten höher. Sie nähern sich bereits der Sieben-
Stunden-Grenze. 

Sie kennen die Empfehlungen des Bayerischen Städte-
tages, die Empfehlungen des Bayerischen Landesjugend-
amtes und auch die Empfehlungen des Landkreistages 
im Hinblick auf die wirtschaftliche Jugendhilfe. Eltern, die 
sich für ihre Kinder den Kindergartenbesuch nicht leisten 
können, wird ohne bürokratische Prüfung eine Gebühren-
befreiung bis zu sechs Stunden gewährt. Aufgrund einer 
Einzelfallprüfung kann eine Gebührenbefreiung auch über 
diese sechs Stunden hinaus gewährt werden. Inzwischen 
sind in Nürnberg etwa 40 % der Eltern durch die wirt-
schaftliche Jugendhilfe von den Gebühren befreit. Lan-
desweit wird diese Quote etwa ein Drittel betragen. Das 
heißt, dass Sie keine erwähnenswerte Verbesserung der 
Besuchsquote erreichen, wenn Sie ein Kindergartenjahr, 
sei es das erste oder das letzte, gebührenfrei machen. 
Aus bildungspolitischer Sicht halte ich die Argumente, die 
Frau Ackermann genannt hat, näher liegend, denn das 
erste Kindergartenjahr ist das Jahr, in dem wir Kinder mit 
bildungspolitischen Defi ziten erreichen müssen. Auf die 
Prioritäten komme ich aber noch zu sprechen.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-
legen Wahnschaffe?

Hermann Imhof (CSU): Ich würde gerne meinen Gedan-
kengang abschließen, dann gestatte ich sehr gerne eine 
Zwischenfrage. In zwei oder drei Minuten bin ich so weit. 
Dann können Sie gerne nachfragen, Herr Kollege Wahn-
schaffe. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Sie 
sagen dann Bescheid, Herr Kollege.

Hermann Imhof (CSU): Sie entlasten mit einem gebüh-
renfreien Kindergartenjahr lediglich die Eltern, die bereit 
und in der Lage sind, die Beiträge zu bezahlen. Die 
fi nanziell Schwachen, von denen Sie vorher gesprochen 
haben, entlasten Sie nicht, weil sie bereits durch die wirt-
schaftliche Jugendhilfe entlastet sind. 

Jetzt kommt für mich noch ein wesentlicher Gesichts-
punkt hinzu, Kolleginnen und Kollegen. Was wollen wir 
mit der Vergabe unserer begrenzten Ressourcen errei-
chen? Wir wollen qualitative Verbesserungen. Der quanti-
tative Ausbau der Angebote erfolgt konsequent, Stück für 
Stück. Verbesserungsbedarf haben wir bei der Qualität. 
Die Qualität – da haben Sie Recht – hängt vom Perso-
nalschlüssel ab, den wir klar verbessern müssen. Qua-
lität hängt aber auch von der Fort- und Weiterbildung 
des Personals ab. Wenn Sie bei der auf etwa 100 Mil-
lionen begrenzten Summe abwägen zwischen Gebüh-
renbefreiung für ein Kindergartenjahr und qualitativen 
Verbesserungen, hält sich beides in etwa in der Waage. 
Wir haben auch das Konnexitätsprinzip zu beachten. Die 
Gemeinden erheben Elternbeiträge. Sie werden sich sehr 
schnell fragen, wer 140 Millionen für die Gebührenbe-
freiung für ein Kindergartenjahr fi nanzieren soll, wenn sie 
gleichzeitig qualitative Verbesserungen erreichen wollen. 

Ein Rechtsanspruch, Frau Kollegin Ackermann, ist anders 
als bei der Schulpfl icht verfassungsrechtlich bedenklich. 
Bei der Frage nach dem Mittagessen habe ich geglaubt, 
dass sie heute gar nicht kommt, denn wir haben frakti-
onsübergreifend bei der letzten Sitzung des Sozialaus-
schusses einen Antrag gestellt, mit dem dieses Problem 
gelöst werden soll. Das zu diesem Thema.

Jetzt bitte Herr Wahnschaffe.

Joachim Wahnschaffe (SPD): Herr Kollege Imhof, Sie 
haben eben bemerkenswerte Zahlen aus der Stadt Nürn-
berg genannt. Sind Sie mit mir der Meinung, dass es 
die Intention des im Jahr 2005 verabschiedeten Bayeri-
schen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes war, die 
frühkindliche Bildung zu fördern? Ist Bildung nicht eine 
andere Aufgabe, als 40 % der Besuche – Sie nannten das 
Beispiel Nürnberg – über die Jugendhilfe zu fi nanzieren? 

Wäre es nicht vielmehr Aufgabe der Bildung, dafür Gelder 
bereitzustellen und die Jugendhilfe für andere, dringen-
dere Aufgaben zu entlasten?

Hermann Imhof (CSU): Herr Kollege Wahnschaffe, da die 
Ressourcen endlich sind, können wir nicht beide Dinge 
gleichzeitig erledigen. Das ist das Dilemma. Wir müssen 
den Kindergartenbesuch von Kindern aus Familien, die 
fi nanziell nicht in der Lage sind, ihre Kinder in den Kin-
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dergarten zu schicken, über die wirtschaftliche Jugend-
hilfe fi nanzieren. Das ist das Wichtigste, um die Quote 
von 90 % zu erreichen. Deswegen gehen wir Schritt für 
Schritt vor. 

(Beifall bei der CSU) 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Nächste Wortmeldung: Frau Staatsministerin Stewens 
bitte.

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr 
Kollege Wahnschaffe, zu der letzten Frage: Weil wir der 
Überzeugung sind, dass wir mehr in die Qualität der 
frühkindlichen Bildung investieren müssen, müssen wir 
Prioritäten setzen. Die Befreiung auf der Grundlage der 
derzeitigen Daten macht folgenden fi nanziellen Umfang 
aus: für Kinder im Alter von drei Jahren bis zur Einschu-
lung 279 Millionen Euro jährlich, für Kinder im Alter von 
vier Jahren bis zur Einschulung circa 172 Millionen Euro, 
das letzte Jahr bis zur Einschulung 85 bis 100 Millionen 
Euro. Diese Ausgaben entstehen jährlich. Es wäre schön, 
wenn das Geld zur Verfügung stünde und zusätzlich der 
Personalschlüssel und die Qualität verbessert werden 
könnten. 

(Zuruf des Abgeordneten Joachim Wahnschaffe 
(SPD))

Herr Kollege Wahnschaffe, das wäre zehnmal Weih-
nachten und Ostern zusammen genommen. 

(Joachim Wahnschaffe (SPD): Pfi ngsten können 
Sie auch noch hinzunehmen!)

Sie wissen aber, dass wir diese fi nanziellen Mittel nicht 
haben und wir deswegen Prioritäten setzen müssen.

Wir stehen dazu, dass wir in die Qualität der frühkind-
lichen Bildung investieren müssen. Vor diesem Hinter-
grund ist es zurzeit ganz sicher nicht möglich, allen Eltern 
den Elternbeitrag zu erlassen. Wir müssen haushaltspoli-
tische Prioritäten setzen und den Eltern sagen, dass der 
Kindergartenbesuch weiterhin etwas kosten wird. 

Ihre Argumentation, dass sich bedürftige Eltern die Kin-
derbetreuung nicht leisten könnten, ist falsch;

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Das habe 
ich so nicht gesagt!)

denn wir wissen, dass für 30 % aller Kinder die wirtschaft-
liche Jugendhilfe eintritt und bis zu sechs Stunden die 
Elternbeiträge für die Bildung, Erziehung und Betreuung 
bezahlt sowie im Einzelfall noch einiges darüber hinaus, 
da hier die Eltern die entsprechenden Mittel nicht haben.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Frau Ministerin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Wahnschaffe?

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Ja.

Joachim Wahnschaffe (SPD): Frau Staatsministerin! 
Nachdem heute der Nachtragshaushalt „das Licht der 
Welt erblickt hat“, also eingebracht wurde, bitte ich Sie, 
dem Hohen Hause zu erklären, wo die 100 Millionen Euro 
zur Qualitätsverbesserung zu fi nden sind, von denen Kol-
lege Imhof gesprochen hat.

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Das sind mehrere Maßnahmen. Ich nenne zum Beispiel 
44 Millionen Euro für Sprachberater. Das ist eine gute 
Sache. 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Zu 
wenig!)

Ich glaube, Sie haben das nicht durchgelesen. Die För-
derung gilt keineswegs nur für ein Jahr, sondern für vier 
Jahre. Die Sprachberater haben drei Schwerpunktauf-
gaben. Es handelt sich um ein Fortbildungskonzept für 
diejenigen, die in den Kinderbetreuungseinrichtungen 
arbeiten. Ansonsten haben wir die Ausbildung in der 
Fachakademie verändert. Der Sprachberater soll dieje-
nigen fortbilden, die jetzt mit den Kindern die Bildungs-
arbeit machen. Der zweite Schwerpunkt ist, die Vernet-
zungsarbeit mit den Schulen und Jugendämtern zu ver-
stärken.

(Zuruf der Abgeordneten Johanna Werner-Mug-
gendorfer (SPD))

Der dritte Schwerpunkt ist, den Eltern klar zu machen, wie 
wichtig die Ausbildung und die Sprache für die Kinder ist; 
denn viele Eltern wissen das nicht mehr. Das ist durchaus 
eine große Erleichterung.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Man 
muss die Erzieherinnen aber in die Lage ver-
setzen!)

Das ist eine große Erleichterung für alle Erzieherinnen, die 
in unseren Betreuungseinrichtungen arbeiten. 

Sie haben sich wohl nicht damit auseinandergesetzt.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Das ist 
eine Unterstellung! Das stimmt nicht! Ich habe 
mich damit auseinandergesetzt! Das ist eine 
Unverschämtheit!)

– Sie haben davon gesprochen, dass das nur eine För-
derung für ein Jahr sei, deswegen habe ich daraus 
geschlossen, dass Sie sich damit nicht auseinanderge-
setzt haben. Deshalb wollte ich Ihnen die Ansätze noch 
einmal verdeutlichen.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Ich habe 
das so nicht gesagt!)
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Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Frau Ministerin, gestatten Sie eine Zwischenfrage der 
Frau Kollegin Ackermann? 

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Im Moment nicht; denn die Zeit rinnt. Ich möchte noch 
auf einzelne Punkte zu sprechen kommen. 

Die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN fordert 
in ihrem Dringlichkeitsantrag das kostenfreie Mittagessen. 
Frau Kollegin Ackermann, wir haben uns sehr intensiv auf 
der Arbeits- und Sozialministerkonferenz mit dieser The-
matik auseinander gesetzt. Gleichzeitig erachte ich es als 
wichtig, dass wir uns die Grundsicherung für Kinder noch 
einmal sehr genau ansehen. Ich halte die Staffelung für die 
Grundsicherung für Kinder, nämlich 60 % der Erwachse-
nengrundsicherung bis zum 14. Lebensjahr und ab dem 
14. bis zum 18. Lebensjahr 80 % für nicht kindgemäß. 
Jeder weiß, dass ein Kind dann, wenn es schulpfl ichtig 
wird, wesentlich teurer wird. Vor diesem Hintergrund 
wollen die Länderminister noch etwas machen. Das bay-
erische Sozialministerium prüft zurzeit zum einen die Zahl 
der bedürftigen Kinder und Jugendlichen, die Strukturen 
und Organisationen, die bereits vor Ort für die Schulspei-
sung und das Mittagessen sorgen, und die Zahl derer, 
die noch geschaffen werden müssen. Auf dieser Grund-
lage soll für Bayern ein schlüssiges Konzept zur Lösung 
dieser Problematik entwickelt werden. Es soll zugleich 
aus Maßnahmen der Bundesebene und der Landesebene 
bestehen.

Abschließend möchte ich zu Ihrer Argumentation sagen, 
dass es Ziel sein müsse, bis zur Einschulung möglichst 
alle Kinder im Kindergarten zu erreichen und alle Kinder 
diese wichtige Bildungseinrichtung besuchen können. 
Frau Kollegin Ackermann, ich sage immer wieder, dass 
die Besuchsquote der Kinder unter drei Jahren 12,4 % 
beträgt und keineswegs 8 %. Ich bin der festen Über-
zeugung, dass die Tagesmütter eingerechnet werden 
müssen. Man darf sie nicht einfach ad acta legen. Die 
Tagesmütter sind eine sehr wichtige, qualitativ hochwer-
tige und familiennahe Betreuung, auf die wir sehr viel 
Wert legen.

Die Besuchsquote der Fünfjährigen im letzten Kindergar-
tenjahr liegt in Bayern bei 99 %. Die schulvorbereitenden 
Einrichtungen sind noch nicht eingerechnet, sodass die 
Quote 100 % beträgt. Denjenigen, die sich den Besuch 
der Einrichtung nicht leisten können, zahlt die wirtschaft-
liche Jugendhilfe den Beitrag. Man sollte sehr genau über-
legen, welche fortlaufenden Kosten ansonsten verursacht 
werden. Eltern und Erzieher äußern bei allen Veranstal-
tungen zur Kinderbetreuung vorrangig den Wunsch, dass 
eher der Personalschlüssel verbessert werden sollte, als 
den Kindergartenplatz zum Nulltarif anzubieten. 

(Beifall bei der CSU) 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Frau Ministerin, ich erteile der Frau Kollegin Ackermann 
zu einer Zwischenbemerkung das Wort. 

Renate Ackermann (GRÜNE): Frau Ministerin, die 
Sprachberater, die das Kabinett gestern beschlossen hat, 

sollen die Erzieherinnen beraten, wie sie die Sprachför-
derung für Kinder verbessern können. Stimmen Sie mir 
zu, dass die Erzieherinnen schon heute vollkommen mit 
den Aufgaben überfordert sind, die ihnen durch das Bay-
KiBiG übertragen wurden, sodass sie keine Zeit haben, 
die Sprachförderung in altersgemischten Gruppen durch-
zuführen? 

Wenn Sie jetzt Sprachberaterinnen einführen, dann wissen 
die Erzieherinnen in Zukunft vielleicht, was sie noch 
besser machen könnten, wenn sie dafür Zeit hätten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wäre es denn nicht besser, den Erzieherinnen Zeit zu 
geben, um die Kinder zu fördern, statt Berater einzu-
stellen, die den Erzieherinnen sagen, wie sie es machen 
könnten, wenn sie Zeit dafür hätten?

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Frau Ministerin.

Staatsministerin Christa Stewens (Sozialministerium): 
Nein, Frau Kollegin Ackermann, ich stimme Ihnen keines-
wegs zu. Ich komme bayernweit in sehr viele Kinderbe-
treuungseinrichtungen, insbesondere komme ich in Kin-
dergärten. Ich kann Ihnen nur sagen, dass der Bildungs- 
und Erziehungsplan zum großen Teil hervorragend umge-
setzt wird. Gleichwohl würde ich sagen, dass in einigen 
Bereichen, wo ein sehr enger Personalschlüssel von den 
Kommunen genehmigt wird, nämlich 1 zu 12,5, Erzie-
herinnen etwas weniger Zeit haben. Dort aber, wo der 
Schlüssel, den wir empfehlen, 1 zu 10, eingehalten wird, 
haben die Erzieherinnen durchaus Zeit,

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

um eine notwendige und hervorragende Bildungsarbeit 
zu leisten. Und das tun die Erzieherinnen auch.

(Christine Stahl (GRÜNE): Träumen Sie weiter!)

Deshalb sage ich ein herzliches Dankeschön an die Erzie-
herinnen in Bayern. 

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. Es liegen mir keine weiteren 
Wortmeldungen vor. Wir kommen daher zur Abstim-
mung. Ich trenne die beiden Anträge. Für beide Anträge 
ist namentliche Abstimmung beantragt worden. Ich lasse 
zunächst über den Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion 
auf Drucksache 15/9790 abstimmen. Die Urnen stehen 
noch auf dem Boden. Das ist nicht so gut. Achten Sie auf 
Ihre Fraktionsvorsitzenden. Vier Minuten.

(Namentliche Abstimmung von 16.21 bis 
16.26 Uhr)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Zeit ist abgelaufen. 
Damit ist die Abstimmung über den Dringlichkeitsantrag 
auf Drucksache 15/9790 abgeschlossen. Es wird außer-
halb ausgezählt. 

Ich komme jetzt zur Abstimmung über den Dringlichkeits-
antrag der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 15/9801 in namentlicher Form. Achten 
Sie auf die Fraktionsvorsitzenden. Nachdem alle da sind: 
zwei Minuten.

(Namentliche Abstimmung von 16.26 bis 
16.28 Uhr)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Zeit ist abgelaufen.

(Zuruf: Nein!)

– Wenn der Vorsitzende des Rechts- und Verfassungs-
ausschusses Schindler schon zu spät kommt – –

Damit ist die Abstimmung über den Dringlichkeitsantrag 
15/9801 beendet. Es wird wie üblich draußen ausgezählt 
und das Ergebnis später bekannt gegeben. 

Ich rufe auf: 

Dringlichkeitsantrag der Abg. Margarete Bause, 
Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u. a. u. Frakt. 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
BayernLB: Zahlen auf den Tisch legen!  
Blockadehaltung bei Neustrukturierung der deut-
schen Landesbanken beenden! (Drs. 15/9791)

Dringlichkeitsantrag der Abg. Franz Maget, Jürgen 
Dupper, Rainer Boutter u. a. u. Frakt. (SPD) 
Für eine erfolgreiche und gute Zukunft der Bayeri-
schen Landesbank (Drs. 15/9802)

Bevor ich die Aussprache eröffne, bitte ich gerade die 
Herren Sicherheitspolitiker, die Disziplin, die diesem 
Hause angemessen ist, zu wahren.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Ich bitte auch die anderen, auch unseren Parlamentsfoto-
grafen Poss, die Gespräche einzustellen. Vielen Dank.

Ich eröffne jetzt die Aussprache. Die erste Wortmeldung: 
Herr Kollege Hallitzky.

Eike Hallitzky (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Es begab sich im Januar 
des Jahres 2001, als sich der damalige Minister in der 
Staatskanzlei ohne jeglichen öffentlichen Auftrag um einen 
Milliardenkredit der damaligen Hypo-Vereinsbank – HVB 
– für den CSU-geneigten Medienmogul Kirch bemühte. 
Er rief persönlich beim HVB-Vorstandsmitglied Rampl an, 
ob denn da nichts ginge. Sein Spezl Kirch brauche das 
Geld dringend für die Finanzierung der Übertragungs-
rechte der Formel 1. Die HVB als private Geschäftsbank 

widerstand und sagte: Nein. Also war die Bayerische Lan-
desbank dran, genötigt von einem Minister, und entgegen 
eines dringenden Rates der Innenrevision, die darauf hin-
wies, dass bei Leo Kirch damals ohnedies bereits Kredite 
in Höhe von 2,1 Milliarden DM aufgelaufen waren, und 
deshalb riet, das Kreditvolumen zu reduzieren.

Innerhalb weniger Tage hatte Leo Kirch das Geld, 
2,16 Milliarden DM. Der Minister hatte nicht nach Fakten-
lage entschieden, sondern sich von persönlicher, partei-
politischer Motivation leiten lassen. Wir alle wissen, was 
nachfolgend geschah: ein Milliardenverlust bei der Baye-
rischen Landesbank.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Solange es möglich war, wurde das von der Politik und 
der Öffentlichkeitsarbeit der Bayerischen Staatregierung 
vertuscht. Politisch Verantwortliche sucht man bis heute 
vergebens. Jeder deckte und deckt jeden.

Sie wissen, wer damals der Minister der Staatskanzlei 
war, der mit seiner selbstherrlichen Politik der Bayeri-
schen Landesbank, und damit den Bürgerinnen und Bür-
gern des Freistaats Bayern, Verluste in Milliardenhöhe 
einbrachte. Er war es, der die Landesbank an den Rand 
ihrer Existenz brachte und das Eigentum der Bürgerinnen 
und Bürger in Bayern in unverantwortlicher Weise auf das 
Spiel setzte. – Es war niemand anderes als der jetzige 
Finanzminister Erwin Huber.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPD)

Heute erleben wir mit der Landesbank ein bitteres Déjà-vu 
dieses Desasters von 2001. Wieder stehen Milliarden bei 
der Bayerischen Landesbank im Feuer, weil die Grund-
regel aller Bankgeschäfte, ohne deren Kenntnis Sie kein 
Proseminar bestehen, nicht beachtet wurde: „Höhere 
Rendite gibt es nur, wenn Sie bereit sind, ein höheres 
Risiko einzugehen.“ Um es etwas deutlicher zu sagen: 
Sie, die Mitglieder der Bayerischen Staatsregierung, 
haben Ihre Aufsichtspfl icht als Verwaltungsratsmitglieder 
sträfl ich vernachlässigt und untätig zugesehen, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

als Milliardensummen, die letztendlich den Bürgerinnen 
und Bürgern des Freistaats gehören, schlicht verzockt 
wurden. 

Wieder wird das wahre Ausmaß des Schadens verschleiert 
solange es geht, zumindest bis nach der Kommunalwahl; 
wieder haben die Bürgerinnen und Bürger des Freistaats 
den Schaden zu tragen, und wieder ist Minister Huber 
immun gegen Empfehlungen der gesamten Fachwelt, die 
Konsequenzen zu ziehen. 

Im Einzelnen: Gerade in der Geschäftspolitik der Landes-
bank als Bank des Staates und der Kommunen muss ein 
besonderes Maß an Solidität gelebt werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Was wir erlebt haben, ist das glatte Gegenteil davon.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Gedeckt vom Verwaltungsrat, wurde unbekümmert – ich 
habe den Begriff schon verwendet und werde ihn noch 
mehrmals verwenden – mit Milliarden gezockt. Damit 
sollte die Rendite über Risikopapiere aufgepeppt werden. 
Dass sich die Bayerische Landesbank in diesem Fall nicht 
anders verhielt als andere Landesbanken, zum Beispiel 
als die Sächsische Landesbank, also ein Lemming unter 
vielen war, entschuldigt diese falsche Politik nicht; 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

denn die Verantwortlichen der Landesbank und des Ver-
waltungsrates mussten wissen, dass ihr Engagement 
hoch riskant war, eben als Preis für überzogene Rendi-
teerwartungen. Sie haben einfach das Gehirn ausge-
schaltet und auf das Bauchgefühl des Zockers vertraut.

Herr Minister Huber, als Sie noch vor wenigen Tagen 
gesagt haben, dass der Verlust der Landesbank wohl 
etwas höher liegen werde als die 100 Millionen, da haben 
Sie dieses Problem verniedlicht und tun dies bis heute 
noch in unverantwortlicher Weise. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der Bericht im „Focus“, der von einem Wertberichti-
gungsbedarf, also von einem Schaden für uns alle, von 
etwa 2 Milliarden Euro und mehr ausgeht, liegt wohl sehr 
viel näher an der Realität. Die Öffentlichkeit hat deshalb 
ein Recht darauf, über die Lage der Bayerischen Landes-
bank als öffentlich-rechtliche Bank zeitnah und umfas-
send informiert zu werden. Sie haben die Pfl icht, diese 
Informationen zu geben. Weder die bevorstehenden 
Kommunalwahlen noch die mit diesem Bericht dann ver-
bundene Offenbarung, dass Sie entweder bankpolitische 
Nichtskönner oder bankpolitische Nichtswisser waren, 
kann dafür als Hinderungsgrund gelten.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir fordern heute von Ihnen einen detaillierten Bericht 
zum Desaster bei der Landesbank und zum Versagen der 
Staatsregierung als ihrer wesentlichen Kontrollinstanz. 

(Manfred Ach (CSU): Keine Ahnung, Herr Kol-
lege!)

– Herr Kollege Ach, Sie wissen – das gebe ich gerne zu 
Protokoll –, dass ich Sie als Kollegen sehr hoch achte. 
Das gilt aber nicht für Ihre störenden Zwischenrufe – auch 
dies fürs Protokoll. 

(Manfred Ach (CSU): Dann nehme ich die stö-
renden Zwischenrufe zurück!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eines ist heute schon 
klar: Die Bürgerinnen und Bürger Bayerns sind es, die die 

Zeche für das Versagen zahlen müssen. Das sehen wir 
exemplarisch auch an unserem Nachtragshaushalt. Bitte 
schlagen alle, die ihn dabei haben, Seite 495 auf. Allein 
der Kauf der Hypo Alpe Adria erfordert eine Kapitalauf-
stockung bei der Landesbank um 500 Millionen Euro. 
Der Landesanteil von 250 Millionen soll dabei wie folgt 
fi nanziert werden; jetzt hören Sie gut zu: Bisher waren die 
verschiedenen bayerischen Fonds bei der Landesbank 
gegen Zinsen angelegt. Das heißt, mit relativ planbaren 
Zinserlösen konnte man den Kulturfonds, den Umwelt-
fonds, den Altlastensanierungsfonds, den Naturschutz-
fonds und die anderen ausstatten. Künftig sind diese 
Fonds nicht mehr Darlehen, die bei der Landesbank ange-
legt sind, sondern sie werden zum Eigenkapital der Lan-
desbank. Das heißt, es stehen nicht mehr die Zinsen zur 
Verfügung, sondern es steht nur noch die Dividende zur 
Verfügung. Was das angesichts der Tatsache bedeutet, 
dass sich der Gewinn der Landesbank infolge der Verzo-
ckerei zu einem Verlust umkehrt, 

(Zustimmung der Abgeordneten Maria Scharfen-
berg (GRÜNE))

können Sie sich an fünf Fingern ausrechnen. Das wird 
nämlich dazu führen, dass derjenige, der gestern noch 
Mittel aus den Fonds bekam, morgen mit dem Ofenrohr 
ins Gebirge schauen wird.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, weil die Bürgerinnen und 
Bürger die Zeche für überzogene Renditeerwartungen und 
falsche Risikobewertungen zahlen müssen, ist die Frage 
umso wichtiger, welche Perspektiven sich hieraus für die 
Zukunft ergeben. Glaubt man allen Experten – außer Herrn 
Huber selbst –, so wird die von Minister Huber durchge-
setzte Stand-alone-Strategie die teuerste und schlech-
teste aller denkbaren Varianten werden. Schon in der 
Vergangenheit war die Bayerische Landesbank zu klein, 
um eine echte strategische Förderung der Wirtschaft im 
Ausland aufzubauen. Oder wollen Sie mir sagen, dass es 
besonders strategisch ist, wenn den bayerischen Bürge-
rinnen und Bürgern jetzt über 70 Geschäftsstellen allein 
in Bosnien, gehören? Wollen Sie mir sagen, dass das ein 
konservativer Umgang mit staatlichen Mitteln ist, oder 
haben nicht doch die Stimmen recht, die hohe Renditen 
in dieser Region auf spezifi sche Umstände zurückführen, 
beispielsweise auf die Nachwehen der Bürgerkriege, 
was das nächste unkalkulierbare Risiko ist, das wir ein-
gehen? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Was hätte man stattdessen machen müssen? Wo ist die 
Verankerung der Bayern-LB im sehr wichtigen und immer 
wichtiger werdenden Außenhandelspartner in Tsche-
chien? Das wurde schlicht verschlafen, Fehlanzeige! Die 
von Ihnen zu verantwortende Politik der Bayerischen Lan-
desbank erinnert mich eher an jemanden, der auf einem 
Schnäppchenmarkt nach billigem Ramsch sucht, als an 
einen strategischen Investor.

Dass Sie so vorgehen, hängt viel damit zusammen, dass 
die Landesbank nach dem Wegfall der Gewährsträgerhaf-
tung zu klein ist, um sich strategisch auf den Auslands-
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märkten zu positionieren. Deshalb kann eine zukunfts-
fähige Lösung nur so aussehen, dass die Landesbank 
künftig eng mit Partnerbanken, insbesondere mit der 
Landesbank Baden-Württemberg zusammenarbeitet und 
sich Fusionsgesprächen nicht  verschließt.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nur so können Größenvorteile genutzt werden; nur so 
kann das gemeinsame Know-how genutzt werden. Das 
liegt nicht nur im Interesse der Sparkassen und ihrer 
Hauptkundschaft, der bayerischen Wirtschaft – insbe-
sondere des Mittelstandes –, sondern ist langfristig auch 
der beste Weg, um die Arbeitsplätze bei der Landesbank 
in München zu sichern.

Herr Minister Huber, ich will Ihnen ganz ehrlich noch einen 
weiteren Grund nennen, warum ich eine enge Zusam-
menarbeit der Bayern-LB mit anderen Landesbanken 
will: Mir graut vor der Vorstellung, dass ein Minister, der 
schon 2001 bewiesen hat, dass ihm die Finanzierung von 
Kirch wichtiger war als die treuhänderische Arbeit mit 
dem Kapital der bayerischen Bürgerinnen und Bürger, 
künftig noch einmal mit Aussicht auf Erfolg zum Telefon-
hörer greifen und dem Vorstand der Bayerischen Landes-
bank unzweideutig mitteilen kann: „Du, ich habe da einen 
Spezl, der braucht eine Milliarde.“

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir heute sehen, 
wie Sie, Herr Minister Huber, sich 2001 verhalten haben 
und wie immun Sie sich heute wieder gegenüber dem 
Rat aller Experten von außen zeigen, von Experten aus 
der Landesbank, aus dem Sparkassenverband, aus der 
Wissenschaft, dann zeigt dies vor allem eines: Sie haben 
nichts aus dem Desaster um die Kirch-Kredite im Jahr 
2001 gelernt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie mögen ein guter Finanzbeamter gewesen sein, als 
Finanzminister sind Sie eine Fehlbesetzung. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN) 

Noch einen kurzen Satz zur SPD: Ihr Antrag ist natürlich 
nicht das, was man von einer verantwortlichen Oppo-
sition erwarten müsste, aber zu diesem Zweck liegt ja 
unser Antrag vor. Den GRÜNEN geht es eben nicht alleine 
darum – zwar auch, aber nicht alleine –, uns von Herrn 
Minister Huber seine Sicht davon erzählen zu lassen, wie 
es zum Desaster kommen konnte. 

Das ist zwar ein Bestandteil, aber der reicht nicht aus. 
Für uns ist entscheidend, dass sich die Staatsregierung 
künftig bei der strategischen Aufstellung der Landesbank 
von den falschen Stand-alone-Vorgaben des Ministers 
löst, und dass sie die Bestrebungen zu einer Kooperation 
oder Fusion der Bayerischen Landesbank mit anderen 
Landesbanken nicht weiter blockiert, da dies Bayern zum 
Schaden gereichen würde. Dazu fehlt im Antrag der SPD 

leider jeder Satz. Deshalb reicht Ihre Halbherzigkeit, Kol-
lege Schieder, auch nur für eine Enthaltung.

(Beifall bei den GRÜNEN) – Johanna Werner-
Muggendorfer (SPD): Da hast Du aber echt über-
trieben!)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Kollege, vielen Dank. Nächste Wortmeldung: Herr 
Kollege Dupper, Passau.

(Zuruf des Abgeordneten Manfred Ach (CSU))

Tut mir leid, aber nach meiner Redeliste ist es eindeutig, 
Herr Kollege Ach. Wir haben zwei Dringlichkeitsanträge. 

(Zurufe von der SPD und von den GRÜNEN)

– Es ist immer gut, wenn Sie sich von der Kollegin Werner-
Muggendorfer beraten lassen, Herr Kollege Ach. 

(Zurufe von der SPD und des Abgeordneten 
Manfred Ach (CSU))

Herr Kollege Dupper, Sie haben das Wort.

Jürgen Dupper (SPD): Herr Präsident, Hohes Haus! 
Erlauben Sie mir zunächst eine persönliche Vorbemer-
kung an den Kollegen Ach. Ich habe es ihm auch schon 
persönlich gesagt. Ich hatte vorhin eine Besuchergruppe, 
deswegen musste ich bei der Aussprache zum Nach-
tragshaushalt den Saal kurzzeitig verlassen. Das war 
nicht despektierlich gemeint bezüglich des Redebeitrags 
des Kollegen Ach.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir reden heute 
als SPD ausdrücklich nicht zu etwaigen zukünftigen 
Geschäftsmodellen der Landesbank.

(Beifall bei der SPD) 

Wir sind der Meinung, dass wir diese Frage der Misere 
auf der einen Seite und der schlechten Informationspolitik 
auf der anderen Seite und vielleicht die schlechte Auf-
sicht durch die Staatsregierung nicht vermischen wollen 
mit der zukünftigen Rolle, die die Bayerische Landesbank 
im deutschen Bankenwesen spielen soll.

(Beifall bei der SPD)

Im Übrigen erhalten wir im März einen Bericht über 
etwaige Geschäftsmodelle, und diesen Bericht sollten wir 
dann ergebnisoffen diskutieren und daraus die richtigen 
Schlüsse ziehen.

(Manfred Ach (CSU): Das haben wir so verein-
bart!)

So ist es seinerzeit vereinbart worden, 
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(Beifall bei der SPD)

und ich denke, es gibt keinen Grund, an diesem Fahr-
plan zum jetzigen Zeitpunkt etwas zu ändern, zumal bei 
diesem neuen Geschäftsmodell in höchstem Maße natür-
lich auch die bayerischen Sparkassen mitbedacht und 
mitbeteiligt werden müssen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir reden jetzt 
über die absolut unakzeptable Informationspolitik der 
Staatsregierung. Im Geschäftsbericht des Jahres 2006 
klang es noch sehr gut, was die Bayern-LB anbelangt 
und auch im Zwischenbericht zum ersten Halbjahr 2007 
klang es noch ganz anders als in den letzten Tagen. Ich 
darf eine Passage zitieren:

Die Bayern-LB hält über ihren Auslandsstütz-
punkt in New York Wertpapiere, die mit Krediten 
aus dem sogenannten Subprimesegment des 
US-Immobilienmarktes unterlegt sind. Investiert 
wurde zu 80 % innerhalb der höchsten Rating-
klasse AAA. Die verbleibenden 20 % sind mit AA 
geratet. 

Zum Schluss heißt es: Es gibt überhaupt keinen Hinweis 
auf Zahlungsausfälle. 

So steht es im Zwischenbericht zum ersten Halbjahr 2007. 
Am 28. November 2007 und am 11. Dezember 2007 
erhielten wir hier im Plenum wiederum Berichte im 
Rahmen einer Ministerbefragung. Ich habe sehr auf-
merksam mitgeschrieben, was Sie uns da mitteilten, Herr 
Finanzminister. Die Bayern-LB hätte eine solide Aus-
gangslage, wobei die Ausgewogenheit von Ertrag und 
Risiko sehr hohe Priorität besitze. Dies gelte auch im 
Hinblick auf ihr ABS-Engagement. Die Zahlungsausfälle 
wegen des Asset-Backed-Security-Engagements lägen 
bei 100 Millionen Euro. 

Dies war Mitte Dezember. Jetzt erfahren wir als erstaunte 
Öffentlichkeit, dass sich mit Aufstellung des Jahresab-
schlusses 2007 Milliardenausfälle respektive Wertberich-
tigungen ankündigen. Sie dementieren nicht die Zahl von 
zwei Milliarden Euro, Herr Minister.

Von Mitte Dezember 100 Millionen auf Ende Dezember 
2 Milliarden Euro, das sind pro Tag 125 Millionen Euro 
mehr aufgrund Ihrer desolaten Informationspolitik. 

Noch vor ein paar Wochen gab es überhaupt kein 
Drandenken an konkrete Kapitalmaßnahmen durch die 
Anteilseigner. Allenfalls im Zusammenhang mit der Hypo 
Alpe Adria. Sie sagen, die Landesbank habe in hochwer-
tige ABS investiert und eigene Bewertungen – das klingt 
wie eine Drohung – vorgenommen. Die Aufsichtsgremien 
seien beteiligt gewesen und hätten dies alles gebilligt. 
Und jetzt erfahren wir und auch der aufmerksame Zei-
tungsleser, dass alles ganz anders ist. 

Sie, Herr Minister, treten offensichtlich die Flucht nach 
vorn an, da die Durchstecherei an die Medien von Ihnen 
persönlich stammt, wie man lesen konnte. Offensichtlich 

wollen Sie den Ärger von Ihrer Person fernhalten, weil 
die Landesbank in viel zu viele hochriskante Kreditpa-
kete investiert hat, auf denen sie jetzt wie so viele andere 
sitzen bleibt. 

Dabei ist das alles klar geregelt. In Artikel 2 heißt es zu 
den Aufgaben der Bayerischen Landesbank, dass die 
Landesbank alle Arten von Bank- und Finanzdienstleis-
tungsgeschäften sowie alle sonstigen Geschäfte, die der 
Bank dienen, betreiben kann. Die Geschäfte der Bank 
sind nach kaufmännischen Grundsätzen unter Beach-
tung ihres öffentlichen Auftrages zu führen. 

Was bitte haben etwaige Hypotheken in Amerika mit dem 
öffentlichen Auftrag der Landesbank zu tun?

(Beifall bei der SPD) 

Dahin führt kein Weg; da passt nichts zusammen. Was 
haben bitte schön diese hochriskanten in eigenkapital-
lose Investment-Vehikel ausgelagerte Geschäfte mit einer 
grundsoliden Arbeit zu tun, die ein öffentliches Institut in 
Bayern betreiben sollte?

(Beifall bei der SPD)

In Artikel 8 heißt es: Der Verwaltungsrat beschließt die 
Richtlinien für die Geschäftspolitik der Bank und über-
wacht deren Geschäftsführung.

(Zuruf von den GRÜNEN: Wer war das?)

Mit dem jetzigen Ministerpräsidenten Beckstein ist ein 
Mitglied der Staatsregierung schon seit Urzeiten in 
diesem Verwaltungsrat der Landesbank vertreten und 
auch Sie, sehr geehrter Herr Finanzminister, sind über 
Jahre in diesem Verwaltungsrat vertreten. 

Es kann kein „Weiter so“ mehr geben. Sie müssen zur 
politischen Verantwortung klar Farbe bekennen und die 
Frage beantworten, warum es der Freistaat zuließ, dass 
die Landesbank bei diesen windigen Geschäften mit-
mischte. Sie müssen die Frage beantworten, wie hoch 
der Abschreibungsbedarf defi nitiv ist. Und die wichtigste 
Frage für uns lautet, weil sonst unter Umständen die heu-
tigen Reden zur Einbringung des Nachtragshaushalts 
Makulatur wären, wie hoch die Auswirkungen auf den 
Staatshaushalt sind.

(Beifall bei der SPD)

Wir sind zu 50 % Anteilseigner und möchten schon gerne 
wissen, welche Blankoschecks Sie für uns ausgestellt 
haben. 

Ich weiß aus der Praxis in der Region, wie genau die Lan-
desbank gern prüft, wenn es um Konsortialkredite mit 
örtlichen Sparkassen geht.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Aller-
dings!)
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Da kann ich mich an Fälle erinnern, bei denen nichts durch 
ein Nadelöhr ging. Und hier werden Milliarden Summen 
vertan. Insgesamt handelt es sich bei diesen Kreditver-
briefungen um ein Volumen von circa 19 Milliarden Euro. 
Hier werden also Milliarden zum Fenster hinausgeworfen, 
die uns in der Fläche für eine vernünftige Strukturpolitik 
fehlen. Ich hoffe, Sie haben heute die Antworten dabei.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Vielen Dank, Herr Kollege. Und jetzt, Herr Kollege Ach, 
darf ich Ihnen das Wort erteilen. Bitte sehr.

(Zurufe von den GRÜNEN)

Manfred Ach (CSU): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Zunächst, Herr Kollege Dupper, akzeptiere ich 
Ihre Argumentation. Da gibt es überhaupt keine Frage. 
Aber wenn man halt in den Saal so hineinschaut und 
merkt, es fehlt eine wichtige Persönlichkeit der SPD, eine 
der wenigen wichtigen Persönlichkeiten in der SPD, dann 
fällt das natürlich schon auf. 

(Zurufe von der SPD: Na, na!)

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
glaube, vorweg feststellen zu können, dass Sie, meine 
Damen und Herren von der Opposition, mit Ihren Dring-
lichkeitsanträgen dem Freistaat Bayern schaden. 

(Lachen des Abgeordneten Dr. Thomas Beyer 
(SPD) – Anhaltende Zurufe von der SPD: Pein-
lich, peinlich!)

Sie schaden den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und 
geben eine Steilvorlage für eine negative Darstellung in 
den Medien und schaden damit international unserem 
Institut im Wettbewerb mit anderen Instituten. 

(Beifall bei der CSU – Johanna Werner-Muggen-
dorfer (SPD): Wer schadet da wohl wem?)

Ein Weiteres. Die Argumentation, die Herr Hallitzky 
zusammengezimmert hat, mag als gute Showveranstal-
tung heute durchaus gängig sein im Hinblick auf den 
2. März. 

Ich muss dazu aber sagen: Sie haben versäumt, sich 
intensiv sachkundig zu machen. Sie reden so daher, als 
wären Sie ein großer Gelehrter, aber wenn jemand ein 
bisschen etwas von den Dingen versteht, so muss er 
sagen: Hohlraum, nichts als Hohlraum. 

(Maria Scharfenberg (GRÜNE): Sie sind nicht 
gelehrig!)

– Das wird mir auch bei Ihnen schwerfallen, liebe Frau 
Kollegin Scharfenberg. 

Sie haben mit Polemik, Unwissenheit und persönlichen 
Angriffen gegenüber dem Staatsminister für Finanzen 
etwas an den Tag gelegt, das eines Abgeordneten in Ihrer 
Funktion und an dieser Stelle unwürdig ist; ich will das in 
aller Deutlichkeit feststellen. 

Deshalb ist es für uns eine Leichtigkeit, die Dringlich-
keitsanträge der GRÜNEN und der SPD ganz klar abzu-
lehnen. Die GRÜNEN handeln kurzsichtig und unverant-
wortlich, wenn sie die Staatsregierung auf ungesicherten 
Währungsgrundlagen mitten in der Finanzmarktkrise zu 
Verhandlungen über etwaige Fusionen der Bayerischen 
Landesbank mit anderen Instituten aufrufen. Bezüglich 
der West-LB berichtet die Presse fast täglich von neuen, 
negativen Entwicklungen. Die Landesbank Baden-Würt-
temberg – LBBW – ist derzeit vollauf mit der Sachsen-
LB beschäftigt. Vor diesem Hintergrund wollen Sie – wie 
auch im Ausschuss zum Ausdruck gebracht – Fusionen 
möglichst schnell durchführen. 

Die Bilanz für das Jahr 2007 liegt noch gar nicht vor, 
doch die GRÜNEN wollen die Bayerische Landesbank 
schnellstmöglich verscherbeln. Insofern spreche ich von 
wenig Hintergrund in der Argumentation. 

Ich bin froh, dass Vorstand und Anteilseigner der Landes-
bank mehr Kompetenz und Weitsicht als die GRÜNEN 
in diesem Hause beweisen. Ein Informationsdefi zit bei 
Vertretern des Bayerischen Landtags in Bezug auf die 
Landesbank vermag ich nicht zu erkennen. Schließlich – 
das war der Wunsch aller – hat Herr Finanzminister Erwin 
Huber dem Haushaltsausschuss am 28. November 2007 
ausführlich über die Situation der Bayerischen Landes-
bank berichtet. Dabei ging er im Detail auch auf die Vor- 
und Nachteile etwaiger Fusionsüberlegungen ein. Sie 
waren dabei. Wir sind damals so verblieben – Herr Kollege 
Dupper hat dankenswerterweise darauf hingewiesen –, 
dass wir ständig vom Herrn Staatsminister unterrichtet 
werden und dass uns im Frühjahr dieses Jahres auch die 
Geschäftsmodelle vorgestellt werden. Ich meine, Herr 
Hallitzky, Sie haben sich nicht ausreichend sachkundig 
gemacht. 

Die Zahlungsausfälle und Währungsrisiken, die im Zuge 
der US-Hypothekenmarktkrise, Herr Kollege Dupper, bei 
der Bayerischen Landesbank zu erwarten sind, waren 
zum damaligen Zeitpunkt für das Geschäftsjahr 2007 
noch gar nicht seriös zu beurteilen. Auch heute bildet 
letztlich nur der Jahresabschluss 2007 eine gesicherte 
Grundlage, über die diskutiert werden kann. Eine endgül-
tige Festlegung zum jetzigen Zeitpunkt ist nicht möglich. 
Insofern meine ich, dass die Dringlichkeitsanträge zum 
falschen Zeitpunkt gestellt worden sind. 

Die Jahresbilanz 2007 wird – übrigens gilt dies auch für 
die anderen Landesbanken; das ist keine Ausnahme für 
Bayern – erst im April dieses Jahres vorgelegt. Hinzu 
kommt, dass die Bayerische Landesbank ihre Bilanz 
für 2007 zum ersten Mal – Sie haben das vielleicht nicht 
gewusst – nicht mehr nach dem Handelsgesetzbuch, 
sondern nach den International Financial Reporting Stan-
dards – IFRS – vorlegt. Wie Ihnen außerdem bekannt sein 
müsste – vielleicht sogar bekannt ist –, hat die Bayerische 
Landesbank im letzten Jahr eine Mehrheitsbeteiligung an 
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Finanzminister ausführlich im Haushaltsausschuss am 
28. November berichtet. 

Welche Ergebnisse wurden festgestellt? Für eine Koope-
ration der Landesbank mit anderen Landesbanken spre-
chen auch betriebswirtschaftliche Erwägungen. Allerdings 
ergeben sich die mit einer Bankenfusion erzielbaren Syn-
ergieeffekte vorrangig nur – hören Sie gut zu – bei einem 
umfangreichen Personalabbau. Letztlich war daher ent-
scheidend, dass ein Zusammenschluss der Bayern-LB 
mit der LBBW zum jetzigen Zeitpunkt den Finanzplatz 
München erheblich geschwächt hätte. Dass auch die 
Entscheidung für die Eigenständigkeit der Bayern-Labo 
mit Anpassungen im Hinblick auf Geschäfte und Aus-
richtung der Landesbank verbunden ist, war allen Betei-
ligten – auch den meisten im Haushaltsausschuss – von 
vorneherein klar. Entsprechend der Haltung der Staats-
regierung hat sich unter sorgfältiger Abwägung auch der 
Haushaltsausschuss am 28. November 2007 mit großer 
Mehrheit für die Eigenständigkeit der Bayerischen Lan-
desbank ausgesprochen. Zu dieser Entscheidung stehe 
ich und steht auch die CSU-Fraktion nach wie vor unein-
geschränkt. 

Die aktuelle Entwicklung im Zuge der Krise am US-Hypo-
thekenmarkt gibt aus unserer Sicht keinen Anlass, diese 
Entscheidung zur Disposition zu stellen. Die Entschei-
dung, zum jetzigen Zeitpunkt in Fusionsverhandlungen 
einzutreten, wäre angesichts der aktuellen unsicheren 
Entwicklung an den weltweiten Finanzmärkten das 
Dümmste, was wir machen könnten. Deshalb kann die 
CSU-Fraktion der Haltung der Staatsregierung nur bei-
pfl ichten, die Angelegenheit erst sorgfältig zu bewerten, 
dann abzuwägen und dann erst zu handeln. Das sind wir 
sowohl dem Finanzplatz München als auch den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern der Landesbank schuldig. Des-
halb bitte ich, die beiden Anträge abzulehnen. 

Eines muss ich noch zum Antrag der SPD-Fraktion 
sagen: Herr Kollege Dupper, wenn man Ihren Antrag ent-
sprechend schon um 15.00 Uhr detaillierte Informationen 
geben soll, so muss man das differenziert sehen. Man 
kann sagen, man habe so lange gewartete, damit keine 
vernünftigen Antworten mehr möglich sind oder man 
kann sagen, man habe es aus anderen Gründen kurz-
fristig so machen müssen. Diese Frage muss jeder für 
sich selbst beantworten. Ich hätte etwas mehr Fairness 
erwartet, weil ich es für nicht machbar halte, diese kom-
plizierten Fragen in kurzer Zeit umfassend beantworten 
zu können. 

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Kollege Ach, Herr Kollege Hallitzky hat sich zu einer 
Zwischenbemerkung gemeldet. 

Eike Hallitzky (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Kollege 
Ach, Sie haben darauf hingewiesen, dass alleine schon 
der Dringlichkeitsantrag Bayern schade. Wenn das Ihre 
Auffassung von Kontrolle ist, dann wundert mich nicht, 
dass die Staatsregierung im Verwaltungsrat bei der Kon-
trolle der Landesbank und des Vorstands völlig versagt 

der Hypo Alpe Adria erworben, die Sie, Herr Kollege Hal-
litzky, offensichtlich nicht wollten, wenn ich Sie recht ver-
standen habe. Alle sagen – dies liegt auch auf der Hand –, 
es sei ein guter Griff gewesen, diese Bank übernommen 
zu haben. Die GRÜNEN sehen es, wie immer, anders. 

Es liegt auf der Hand, dass diese beiden Institute – das 
ist völlig normal, wenn zwei fusionieren – erst zusammen-
fi nden müssen. Die mit dem Beteiligungserwerb verbun-
denen Transaktionen zogen sich bis in den Herbst des 
letzten Jahres hin und müssen nun mit entsprechendem 
Aufwand ebenfalls in der Bilanz 2007 nachvollzogen 
werden. Die Bilanz 2007 – so sind meine Informati-
onen – befi ndet sich derzeit in der Aufstellung. Sie muss 
anschließend – das habe ich vorhin mit meinem Einwurf 
gemeint – von Wirtschaftsprüfern testiert und danach 
vom Verwaltungsrat festgestellt werden. 

Was schließen wir daraus? Man kann zum jetzigen Zeit-
punkt nicht verlangen, dass die Staatsregierung bzw. 
die Führung der Landesbank unabgestimmte oder nicht 
von Wirtschaftsprüfern testierte Zahlen in die Öffentlich-
keit wirft. Ich glaube, jeder der seriös denkt, wird mir das 
bestätigen. 

Die Entwicklung auf den Börsen- und Finanzmärkten in 
den letzten Wochen zeigte deutlich: Ausgehend von der 
US-Hypothekenmarktkrise entstand innerhalb kürzester 
Zeit eine weltweite Krise der Finanzmärkte in bisher nicht 
vorstellbaren Ausmaßen, nicht nur bei uns. 

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Nicht nur „bei uns“? 
So, so!)

– In Bayern, Deutschland, weltweit. 

Diese Krise betrifft den Bankenmarkt insgesamt. Gestern 
hat der Internationale Währungsfonds seine Prognosen 
für das Wachstum der Weltwirtschaft nochmals gesenkt 
und führt dies vor allem auf die Folgen der anhaltenden 
Finanzturbulenzen zurück, die von der US-Hypotheken-
marktkrise ausgelöst werden. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, wissen 
Sie, wie sich die Finanzmärkte entwickeln werden? Wenn 
ja, dann könnten Sie in Bankenkreisen derzeit viel Geld 
verdienen und müssten sich nicht mit unnützen Dringlich-
keitsanträgen aufhalten. 

Es ist für mich auch nicht nachvollziehbar, wenn die 
GRÜNEN behaupten, die Staatsregierung verschließe 
sich mit dem Beharren auf der Selbständigkeit der Lan-
desbank den notwendigen Veränderungen in der Ban-
kenlandschaft. Die Frage, wie sich die Landesbank am 
Bankenmarkt künftig positionieren soll, wurde angesichts 
der aktuellen Entwicklungen innerhalb der Landesbanken 
intensiv geprüft. Das haben wir auch im Ausschuss 
gehört. Sowohl Fusionslösungen als auch die Selbstän-
digkeit der Bayerischen Landesbank – so hat es der Herr 
Minister ausgedrückt – bergen sowohl Risiken als auch 
Chancen, die unter betriebswirtschaftlichen und struk-
turpolitischen Gesichtspunkten sorgfältig abgewogen 
werden müssen. Hierüber – ich wiederhole es – hat der 



Bayerischer Landtag · 15. WahlperiodePlenarprotokoll 15/114 v. 30. 01. 2008 8295

Da sieht man einmal, dass die größte Dummheit heraus-
kommt, wenn Ahnungslosigkeit, Aggressivität und Feind-
bilddenken zusammenkommen.

(Lachen des Abgeordneten Dr. Sepp Dürr 
(GRÜNE) – Widerspruch bei den GRÜNEN)

Wenn Sie glauben, dass in diesem Zusammenhang an der 
Staatsregierung oder an mir etwas hängen bleibt, ist Ihre 
Hoffnung vergebens. Sie sollten einmal sehen: Politisch 
haben Sie offenbar nichts zu bieten, jetzt gehen Sie den 
Weg der Verleumdung. Aber das wird nicht aufgehen. 

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Christian Magerl 
(GRÜNE))

Ich stelle zunächst einmal zu den Gesetzen der Landes-
bank fest, dass die Bayerische Landesbank seit etwa 
Anfang der Neunzigerjahre in ABS-Papiere investiert 
und sich an ABS-Geschäften beteiligt. Das ist nichts 
Geheimes, sondern das war den Aufsichtsbehörden, der 
Bundesbank und der Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht – BaFin – immer bekannt, und das ist 
in den Berichten ständig dargestellt worden. Das steht 
seit vielen Jahren in den Berichten der Landesbank. Wo 
waren denn die heute selbst ernannten Fachleute? 

Herr Hallitzky, Sie hätten dies die ganzen Jahre genauso 
lesen können, das war alles öffentlich. Aber Sie haben 
darin nichts gefunden. 

(Zuruf des Abgeordneten Eike Hallitzky 
(GRÜNE))

Jetzt, da es Probleme gibt, machen Sie sich zum Scharf-
richter. Das ist unglaubhaft und verlogen. 

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten 
Dr. Sepp Dürr (GRÜNE))

Kommen wir jetzt auf die Fakten zu sprechen: Die Bayeri-
sche Landesbank hat Mitte Dezember mitgeteilt, dass sie 
bei den Positionen des ABS-Engagements im Moment 
Zahlungsausfälle bis zu 100 Millionen Euro erwartet. Das 
sind keine eingetretenen, sondern befürchtete Zahlungs-
ausfälle. 

Das Thema, um das es jetzt geht, ist die Bewertung der 
Anlagen. Das hat zunächst einmal mit Zahlungsausfällen 
gar nichts zu tun, sondern die Frage ist, wie Papiere 
möglicherweise zu bewerten sind, da es einen Zusam-
menbruch des Marktes gegeben hat. Darum geht es. Die 
Bewertung hat der Vorstand vorzunehmen, und zwar im 
Zusammenhang mit dem Jahresabschluss 2007. Diese 
Arbeiten sind im Gange. Der Vorstand wird den Jahresab-
schluss am 28. April dieses Jahres vorlegen. Er wird den 
Jahresabschluss nach den neuen internationalen Bewer-
tungsregeln erstellen, den Jahresabschluss mit den Wirt-
schaftsprüfern abstimmen, und dann werden die Zahlen 
vorgelegt. Ich kann eine solche Zahl nicht nennen, weil 
sie nicht feststeht. 

(Manfred Ach (CSU): So ist es!)

hat. Der Wunsch nach Kontrolle und nach Information, 
das heißt der Dringlichkeitsantrag, kann deshalb nicht als 
schädlich angesehen werden. 

Zweitens. Warum glauben Sie eigentlich, dass andere 
Banken die Größenordnungen, in denen sich das Ganze 
bewegt, erahnen, während sie in Bayern nach wie vor 
hinter dem Berg gehalten werden? 

(Zuruf von den GRÜNEN: Weil Bayern eine Kom-
munalwahl hat!)

– Weil Bayern eine Kommunalwahl hat – das habe ich 
schon in meiner Rede gesagt. 

Drittens. Sie wissen ganz genau, dass die Problematik 
des Personalabbaus uns erst recht treffen wird, wenn wir 
eine Stand-alone-Strategie verfolgen. 

Viertens. Nicht wir waren es, die sich als Erste auf eine 
Fusionsstrategie festgelegt hatten, sondern es war Ihre 
Vorfestlegung im November, als das Ausmaß nach Ihren 
Aussagen noch gar nicht erkennbar war. Sie haben sich 
vorzeitig auf eine Stand-alone-Strategie festgelegt. 

Das war der Beschluss des Haushaltsausschusses 
gegen die Stimmen der GRÜNEN. Insofern brauchen Sie 
uns nicht vorzuwerfen, wir gingen einen falschen Weg. 
Sie haben sich falsch, eindeutig und frühzeitig festgelegt. 
Beachten Sie das bitte. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Manfred Ach (CSU): Herr Kollege Hallitzky, das ändert 
nichts an meiner Aussage, die Positionen sind unverän-
dert. Ich sage: Sie haben sich zu wenig informiert. Sie 
haben sich zu oberfl ächlich informiert und das Gesamte 
nicht überrissen. Deshalb ist der Dringlichkeitsantrag aus 
meiner Sicht zu diesem Zeitpunkt nach wie vor schädlich, 
und dazu stehe ich. 

Herr Kollege Magerl, was die Kontrolle betrifft, waren die 
meisten Veranstaltungen, die heute von der Opposition 
gekommen sind, wahlkampforientiert. Das hat man schon 
an den Beiträgen der Sprecher der einzelnen Fraktionen 
gemerkt.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Danke schön, Herr Kollege. Nächste Wortmeldung: Herr 
Staatsminister Huber.

Staatsminister Erwin Huber (Finanzministerium): Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Ich wollte eigent-
lich auf die Fragen ganz kühl antworten. Aber ich muss 
sagen, dass das, was sich der Herr Kollege Hallitzky 
geleistet hat, die schlimmste Entgleisung war, seit es den 
Bayerischen Landtag gibt. 

(Beifall bei der CSU – Widerspruch bei den 
GRÜNEN)
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nicht um vergeudetes Geld. Man kriegt auf der Welt nichts 
geschenkt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CSU – Manfred 
Ach (CSU): So ist es!)

Die diskutierte Fusion halten wir auch jetzt nicht für sinn-
voll – der Herr Kollege Ach hat es gesagt –, weil wir darin 
keinen Vorteil sehen. Wir sind der Meinung, dass die Bay-
erische Landesbank in der Lage ist, ein Geschäftsmodell 
weiterzuentwickeln, das ihr die Möglichkeit gibt, erfolg-
reich tätig zu sein. Man kann da durchaus unterschied-
licher Meinung sein, aber ich stelle fest: Auch die SPD 
hat im Haushaltsausschuss diese „Stand-alone-Position“ 
gehalten, weil sie eine von mehreren möglichen sinnvollen 
Alternativen ist. Und nun kommt der Herr Hallitzky, der 
von Bankgeschäften null Ahnung hat, und redet nur blöd 
daher. So kann man es doch wirklich nicht halten. 

(Widerspruch bei der SPD und bei den 
GRÜNEN)

– Ja, doch. Ich stelle trotzdem nochmals fest: Die Landes-
bank hat über lange Zeit hinweg aus solchen Geschäften 
gute Renditen erzielt. Sie hat das Ganze immer offen 
gelegt. Heute im Nachhinein so zu tun, als gäbe es hier 
eine politische Verfehlung, ist falsch, irreführend und ver-
leumderisch. 

Insgesamt muss ich sagen, dass im Moment gerade die 
Rating-Agentur die Landesbanken in Deutschland – die 
Bayerische Landesbank ganz aktuell – einer Beurteilung 
unterzieht, so auch die führende Rating-Agentur Standard 
& Poor‘s. Im Moment ist das Ganze veröffentlicht und das 
Rating bestätigt worden. Das heißt, die Rating-Agentur 
hat hier keinerlei Bedarf an einer Kapitalzufuhr gesehen. 
Sie hat also nicht abgeratet, sondern das Rating bestä-
tigt. Und wenn international tätige Rating-Agenturen, die 
weltweit führend sind, heute der Bayerischen Landes-
bank das Rating bestätigen, ist dies der beste Beweis 
dafür, verehrter Herr Hallitzky, dass Sie im Grunde nur 
ein giftiges Gemisch dargestellt, aber in keiner Weise den 
Versuch einer sachlichen Auseinandersetzung gemacht 
haben. 

(Beifall bei der CSU)

Es ist gesagt worden, wir hätten die Fonds als Eigenka-
pital angelegt und damit einen Schaden herbeigeführt. 

Tatsache ist, dass das Eigenkapital der Bayerischen Lan-
desbank zu einer höheren Dividende führt als die Anlage 
in Zinsen. 

(Manfred Ach (CSU): So ist es!)

Das heißt, wir haben durch diese Operation das Eigenka-
pital der Bank nicht nur gestärkt, sondern damit auch die 
mögliche Dividende erhöht. 

Natürlich werden die Risiken bewertet. Natürlich hat die 
Bank, wie jeder sorgsame Kaufmann auch, eine entspre-
chende Abschreibung oder Rückstellung zu tätigen. Ich 
habe gesagt, ich vermute, dass die 100 Millionen nicht 
das Letzte seien, und das ist auch realistisch. Aber die 
Zahl wird erst im Zusammenhang mit der Bilanz des 
Jahres 2007 ermittelt und dann vorgelegt. Selbstver-
ständlich werde ich jedem Wunsch gerecht werden, 
diese Zahlen auch im Haushaltsausschuss zu erläutern 
und darzustellen. Der Verwaltungsrat wird sich vor dem 
Abschluss damit beschäftigen. Sie haben jedes Recht auf 
Information. Aber eine Zahl, die nicht feststeht, kann ich 
nicht mitteilen. 

Ich nehme jetzt Herrn Dupper aus, denn die SPD hat 
sich bemüht, sachliche Fragen zu stellen, aber was die 
GRÜNEN machen, ist nur eine politische Kampfhand-
lung, die mit Aufklärung überhaupt nichts zu tun hat. 

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten 
Maria Scharfenberg (GRÜNE))

– Sie tun doch so, als wäre die Bayerische Landesbank 
die einzige Bank der Welt, die in diesem Bereich mut-
maßlich Geld verloren hat. Lesen Sie doch mal, wenn Sie 
dazu bereit sind, das, was in der internationalen Presse 
steht: Der Internationale Währungsfonds – IWF – sagt, 
der Bewertungsbedarf betrage im Abschreibungsbereich 
weltweit wahrscheinlich 120 Milliarden US-Dollar. Es gibt 
Banken, die bisher 20 Milliarden, 25 Milliarden US-Dollar 
abschreiben mussten. Davon sind nicht nur die öffentlich-
rechtlichen Banken in Deutschland betroffen. Manche tun 
in ihrer Verblendung oder in ihrem Scheuklappendenken 
so, als hätten in solche Anlagen hier nur öffentlich-recht-
liche Banken in Deutschland investiert. 

(Zuruf von den GRÜNEN)

All die Investmentbanker haben über sehr lange Zeit 
hinweg in diese Papiere investiert, so natürlich auch die 
Bayerische Landesbank. Und sie hat kein Geheimnis 
daraus gemacht, sondern diese Zahlen offen gelegt. Sie 
ist natürlich jetzt auch in der Situation, dass sie wegen 
des Zusammenbruchs der Märkte eine Neubewertung 
vornehmen muss. Daran ist nichts Geheimnisvolles 
und Kriminelles. Es wird so getan, als wäre da gezockt 
worden. Man muss mal zur Kenntnis nehmen, dass 
gerade im internationalen Bereich Bankgeschäfte mit 
Risiken verbunden sind. Das ist unvermeidbar. Jeder, der 
bereit und willens ist, weiß das. Wer heute nicht bereit ist, 
hier Risiken einzugehen, wird null Ertrag und null Erfolg 
haben. Es ist völlig klar, dass eine Bank wie die Landes-
bank nicht nur den öffentlich-rechtlichen Auftrag erfüllt, 
sondern sie ist eine Geschäftsbank und muss sich auch 
verhalten wie eine Geschäftsbank. 

Der nächste Punkt, wo Sie alles durcheinander bringen, 
ist folgender: Wenn wir im Haushaltsausschuss eine 
Erhöhung des Kapitals vorschlagen, weil eine Bank in 
Südosteuropa tätig ist und die Hypo Group Alpe Adria 
erworben wird, geht es um einen Erwerbsvorgang und 
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Zweite Frage, Herr Staatsminister Huber: Was sagen 
Sie zu der Kommentierung im „Handelsblatt“, dass es 
unverantwortlich sei, in dieser aufgewühlten Situation der 
Finanzmärkte auf der ganzen Welt Unsicherheit zu lassen, 
was die Landesbank anbelangt? Vorstand und Verwal-
tungsrat haben die verdammte Pfl icht und Schuldigkeit, 
wie es auch andere Banken – Landesbanken, aber auch 
große private Banken, UBS usw. – getan haben, über die 
Höhe der Verluste etwas zu sagen. 

Die vier Regierungschefs waren in London und haben die 
Banken weltweit aufgefordert, die Risiken darzulegen und 
Zahlen zu nennen. Sie sagen hier: Wir haben Zeit bis zum 
April. – Diese Zeit haben Sie angesichts der Unsicherheit 
und der Situation der Finanzmärkte eben nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN)

Dritte Anmerkung. Herr Staatsminister, Sie haben 
behauptet, in den Finanzberichten sei immer auf die 
Anlagen hingewiesen worden. Es ist richtig, dass, 
zuletzt im Geschäftsbericht 2006, ein Satz steht, dass 
auch Anlagen in ABS erfolgt sind. Aber es wurden keine 
Angaben über die Höhe gemacht. 

Das ist deshalb geschehen, weil man Zweckgesell-
schaften gegründet hat. Diese Zweckgesellschaften 
haben den Sinn, das Geschäftsvolumen und die Risiken 
auszulagern und nicht in die Bilanz hineinzunehmen. 

Sie sagen: Es ist alles gesagt worden. Im Geschäfts-
bericht wurden keine Angaben darüber gemacht, wie 
hoch die Renditen aus diesen Anlagen sind. Das wäre 
auch nicht sinnvoll gewesen, weil es sich in Zweckgesell-
schaften abgespielt hat.

Also bitte, Herr Staatsminister, hören Sie auf, wie wild 
Nebelkerzen zu werfen, und machen Sie klare Aussagen. 
Das ist im Sinne der Landesbank, für die wir auch Verant-
wortung haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Die zwei Minuten 
sind vorbei. Herr Staatsminister.

Staatsminister Erwin Huber (Finanzministerium): Herr 
Kollege Kaiser, es klingt natürlich immer gut, klare Infor-
mationen zu fordern. Ich sage Ihnen nach bestem Wissen 
und Gewissen alles, was ich weiß und was jetzt fest-
steht. 

Tatsache ist, dass nach den vorläufi gen Zahlen der Lan-
desbank, die der Vorstand dem Verwaltungsrat vorgelegt 
hat, für das Jahr 2007 ein Gewinn erwirtschaftet wird, der 
keinen Zweifel daran lässt, dass die Dividende bezahlt 
werden kann. Die Landesbank hat ein Bilanzvolumen von 
insgesamt über 430 Milliarden Euro, und sie hat natürlich 
auch erhebliche Reserven. Sie stellt jetzt in schwierigen 
Abschätzungen fest, wie hoch eine mögliche Vorsorge ist. 

Es ist behauptet worden, der bayerische Steuerzahler 
sei damit geschädigt worden. Dafür sind Sie auch jeden 
Beweis schuldig geblieben. 

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Herr Staats-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Mütze?

Staatsminister Erwin Huber (Finanzministerium): Nein, 
im Moment nicht. 

Der Steuerzahler in Bayern oder der Freistaat Bayern sind 
dadurch in keiner Weise geschädigt worden. Tatsache ist, 
dass die Bayerische Landesbank auch für das Jahr 2007 
einen Gewinn erwartet, dass die Dividende des Freistaats 
Bayern als Anteilseigner für das Jahr 2007 nach den Aus-
sagen des Vorstands gesichert ist und dass im Zusam-
menhang mit diesen Anlagen in keiner Weise erkennbar 
ist, dass ein zusätzlicher Kapitalbedarf erforderlich wäre. 
Weder der bayerische Steuerzahler noch der Freistaat 
Bayern als Gebietskörperschaft sind dadurch in irgend-
einer Weise geschädigt worden. Alles, was in diesem 
Zusammenhang von Ihnen behauptet wird, ist frei 
erfunden 

(Manfred Ach (CSU): Und falsch!)

und – ich sage es noch einmal –: verleumderisch. 

(Beifall des Abgeordneten Manfred Ach (CSU))

Meine Damen und Herren, ich biete dem Hohen Hause 
an, sobald die Zahlen durch die Bayerische Landesbank 
ermittelt sind – das wird im engsten Kontakt mit den Wirt-
schaftsprüfern gemacht und Ende April veröffentlicht –, 
werden Sie dem Hohen Hause vorgelegt werden. Ich 
möchte Sie bitten, sich bis dahin nicht an üblen Speku-
lationen zu beteiligen, die in der Tat für die Bank negativ 
sein könnten. Wenn man sich schon als Wahrer der Inte-
ressen des Freistaats Bayern und seiner Bürgerinnen 
und Bürger ausgibt, dann darf man nicht der Bank durch 
solche fahrlässigen Reden Schaden zufügen. 

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Herr Staats-
minister, Sie dürfen gleich am Rednerpult bleiben. Zu 
einer Zwischenintervention hat sich Herr Kollege Kaiser 
gemeldet. 

Dr. Heinz Kaiser (SPD) (vom Redner nicht autorisiert): 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr 
Staatsminister Huber, ich habe zu Ihren Ausführungen 
einige Fragen. Erste Frage: Wie können Sie sagen, die 
Landesbank werde in diesem Jahr einen Gewinn erwirt-
schaften und eine Dividende auszahlen, wenn Sie auf der 
anderen Seite die Höhe der Verluste noch nicht beziffern 
können? Das ist doch ein Widerspruch in sich. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN)
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Zweitens: Die Risiken für eine mögliche Vorsorge bewegen 
sich in einem Rahmen, der in keiner Weise die Liquidität 
und den Bestand der Bank gefährdet. Da ist überhaupt 
kein Vergleich mit Sachsen-LB und West-LB gegeben. 
Das muss man vielleicht auch einmal sagen. 

Zur Frage nach den Zweckgesellschaften: Der Vorstand 
bei uns hat gesagt, dass er diese Zweckgesellschaften in 
die Bilanz integriert. So haben es übrigens viele gemacht. 
Das wird aber auch mit den Wirtschaftsprüfern und den 
Ratingagenturen besprochen.

Zusammengefasst: Es ist natürlich in keiner Weise schön, 
dass es hier offenbar zu erheblichen Verlusten und mög-
licherweise zu einem Vorsorgebedarf kommt. Aber ich 
stelle fest: Kein Mitglied des Verwaltungsrats hat, soweit 
es heute erkennbar ist, in irgendeiner Weise Pfl ichten ver-
letzt, und deswegen sind Ihre Vorwürfe, Herr Hallitzky, 
ehrenrührig und falsch. 

(Beifall bei der CSU – Christine Stahl (GRÜNE): Ei 
ei ei!)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Mir liegt noch 
eine Wortmeldung vor, und zwar von Herrn Kollegen 
Schieder. Bitte, Herr Kollege.

Werner Schieder (SPD) (vom Redner nicht autorisiert): 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen! Ich will nur wenige Takte sagen und klarstellen, 
worum es hier eigentlich geht. Wir reden nicht über die 
Fragen der Zukunft, Fusion oder Stand-alone, sondern 
über die Frage der Substanz dessen, was die Landes-
bank möglicherweise an Geld nicht mehr zur Verfügung 
haben wird. Wir reden über die Verantwortung der Staats-
regierung in dieser Frage. Ich will deutlich machen, dass 
wir uns darin einig sein dürften, dass der Verwaltungsrat 
und hier insbesondere die Staatsregierung die Aufgabe 
hat, den Vorstand der Landesbank zu kontrollieren, und 
dass das Parlament und der Haushaltsausschuss die Auf-
gabe haben, die Staatsregierung zu kontrollieren. Wenn 
solche Nachrichten im Raum stehen wie zurzeit, dann ist 
es nicht nur legitim, sondern geradezu eine Verpfl ichtung 
des Parlaments, der Aufgabe der Kontrolle gegenüber 
der Staatsregierung gerecht zu werden und zu verlangen, 
dass unverzüglich berichtet wird.

(Beifall bei der SPD)

Das muss nicht heute auf die Stunde genau sein, das hat 
niemand gefordert, aber unverzüglich in den zuständigen 
Gremien, also übernächste Woche im Ausschuss, damit 
wir Klarheit haben. Darum geht es.

Ich verstehe überhaupt nicht, wieso Sie die Anträge 
– jedenfalls unseren – ablehnen. Wollen Sie einen Beitrag 
zur Verschleierung leisten anstatt zur Aufklärung? –  Das 
geht natürlich nicht.

(Beifall bei der SPD)

Ich wiederhole: Die tatsächlichen Verluste werden jetzt 
auf 100 Millionen Euro geschätzt. Jetzt geht es um eine 
mögliche Vorsorge, nicht wegen des Ausfalls der Gelder. 
Die Landesbank hat die Strategie, diese Geldanlagen zu 
halten, bis sie fällig sind. Wenn sie jetzt verkaufen müsste, 
hätte sie ein Problem, weil die Märkte zusammengebro-
chen sind. Sie muss aber nicht verkaufen.

Von „zocken“ kann überhaupt keine Rede sein. Das ist 
dummes Gerede. Sie hat seit Anfang der Neunzigerjahre 
erhebliche Renditen und Erträge daraus gezogen wie die 
meisten Banken der Welt. Es ist nicht so, dass über Jahre 
hinweg ein Verlust aufgelaufen wäre, dem man mehr oder 
weniger dumm zugeschaut hätte, ohne etwas zu tun. Die 
Anlage hat über all diese Jahre hinweg gute und hohe 
Erträge gebracht. Die Landesbank hat eben nicht nur auf 
die internationalen Ratings gesehen, Triple-A, sondern 
hat im eigenen Haus Risiken abgeschätzt und versucht, 
nur in besten Papieren anzulegen. Das Geschäft in Ame-
rika war in der Vergangenheit in der Tat auch ein Teil des 
Ertrages der Bayerischen Landesbank, und auch ein Teil 
der Dividende, die der Freistaat Bayern bekommen hat, 
beruhte auf solchen Geschäften. 

Für mich ist auch nicht erklärlich – da darf man nicht 
überheblich sein, als würde man alles wissen –, dass 
mehr oder weniger weltweit die gesamte Bankenwelt 
dasteht und sagt: Das haben wir nicht wissen können, 
das können wir auch nicht erklären. 

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Thomas Beyer 
(SPD))

Lassen wir die Kirche im Dorf. Die gesamte Bankenwelt 
hat sich global in hohen Milliardenbeträgen eingekauft, 
investiert und hat jetzt auch Risiken. Da erwarten Sie von 
den Mitgliedern des Verwaltungsrats der Bayerischen 
Landesbank, dass sie als einzige auf der Welt vorhersehen 
können, dass es 2007 und 2008 ein Problem gibt? 

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Es ist eine öffentliche 
Bank!)

Wer das sagt, dem spreche ich die Redlichkeit und die 
Ehrlichkeit ab, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Konkret zu Ihren Fragen, Herr Kaiser. 

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Herr Staats-
minister, ich schalte jetzt Ihre Redezeit wieder ein, weil 
wir für die Antwort auf die Zwischenintervention nur zwei 
Minuten haben. Ich nehme das jetzt als Wortmeldung.

Staatsminister Erwin Huber (Finanzministerium): Frau 
Präsidentin, ich kann jetzt keine Sekunden zählen. Aber 
ich will in aller Kürze antworten. 

Erstens: Nach den vorläufi gen Zahlen ist der Gewinn so 
hoch, dass die Dividende bezahlt werden kann.
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klärung, sondern zur Verschleierung leisten wollen. Das 
wollen wir nicht.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Um das Wort 
hat Herr Staatsminister Huber gebeten. Bitte schön, Herr 
Staatsminister.

Staatsminister Erwin Huber (Finanzministerium): Frau 
Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich möchte nur 
zwei Punkte ansprechen.

Erstens. Ich glaube, ich habe mich zu Recht geärgert und 
aufgeregt, weil Herr Hallitzky ein Urteil gefällt hat, bevor er 
überhaupt eine Antwort abgewartet hat. Das heißt, man 
ist mit einem Vorurteil an die Sache herangegangen. 

Zweitens. Herr Schieder, kein Mensch will etwas ver-
schleiern. Ich wäre doch verrückt. Warum sollte ich über-
haupt irgendetwas verschleiern? Welches Motiv sollte ich 
überhaupt haben? –  Es gibt keines.

Ich bin nicht der Vorstand. Ich bin darauf angewiesen, 
was der Vorstand im Verwaltungsrat an Zahlen vorlegt. 
Das ist bei jeder Bank so. Sicher kann ich kritisch nach-
fragen, und es wird diskutiert. Selbstverständlich. Die 
Landesbank sagt aber, die Ausfälle seien gründlich ermit-
telt worden und lägen knapp unter 100 Millionen Euro. 
Die nächste Aufgabe besteht dann darin, zu sagen, bei 
Papieren mit guter Bonität, für die es im Moment keinen 
Markt gibt, die aber verzinst werden und für die wir eine 
Tilgung erwarten können, müssen wir Vorsorge treffen. 
Das gehört mit zu den schwierigsten Fragen der Bilan-
zierung überhaupt. Da kann man natürlich sagen, man 
nimmt eine Zahl heraus, dann ist eine Zahl da. Aber wer 
hat damit einen Informationsgewinn? – Niemand. 

Deshalb ist es gerechtfertigt, zu sagen: Wenn nach den 
neuesten internationalen Bilanzierungsvorschriften von 
der Bank, von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und 
von den Ratingagenturen Anlage für Anlage durchge-
gangen wird, eine Bewertung durchgeführt wird, eine 
Zahl ermittelt wird, die in die Bilanz eingestellt wird, und 
die Information gegeben wird, dann ist das ein korrektes, 
vernünftiges Verfahren, das nicht zu beanstanden ist.

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Herr Staatsmi-
nister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kol-
legen Schieder?

Staatsminister Erwin Huber (Finanzministerium): Ja.

Werner Schieder (SPD) (vom Redner nicht autori-
siert): Herr Staatsminister, haben Sie überhört, dass ich 
in meinem kurzen Beitrag vor allem Wert darauf gelegt 
habe, Ihnen darzustellen, dass Sie über lange Jahre 
die Verantwortung für die strategische Ausrichtung der 
Geschäftsfelder der Bank tragen? Die Frage ist, ob nicht 
eine öffentlich-rechtliche, im Eigentum des Freistaates 
Bayern stehende Bank eine etwas differenziertere Auf-
gabe hat als eine x-beliebige Geschäftsbank, die weltweit 
herumspekuliert. Das ist doch der Punkt. 

Meine Damen und Herren, als Zweites will ich sagen: 
Herr Finanzminister, Herr Kollege Ach, es ist schon eine 
Dreistigkeit, wenn man sagt, wer jetzt die Aufklärung for-
dert und Fragen stellt, der würde dem Freistaat Bayern 
oder der Landesbank schaden. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, wer dem Freistaat Bayern und der Landes-
bank schadet – ich sage durchaus vorsichtig: möglicher-
weise –, ist derjenige, der in den vergangenen Jahren 
nicht die entsprechende Aufsicht ausgeübt hat. 

(Beifall bei der SPD)

Herr Kollege Dupper hat zitiert, was im Landesbank-
gesetz steht und welche Aufgaben Verwaltungsrat und 
Staatsregierung haben, nämlich die Ausübung der Kon-
trolle und die Festsetzung der strategischen Leitlinien. 
Weil Sie die Frage aufgeworfen haben, wo wir über die 
Jahre überhaupt waren, nachdem wir hier Kritik üben, 
darf ich Ihnen sagen: Lieber Herr Finanzminister, wir 
waren im Haushaltsausschuss und haben lang Vertrauen 
in die Landesbank und die Staatsregierung gehabt, aber 
es gab seit 1998 doch einige Vorfälle. Da ist eine halbe 
Milliarde in den Sand gesetzt worden, dann eine Milliarde, 
und was jetzt in den Sand gesetzt worden ist, wissen wir 
noch nicht. 

Unsere Aufgabe im Haushaltsausschuss haben wir darin 
gesehen, gegen den Widerstand der CSU – vor allem des 
Herrn Kollegen Kupka und des Finanzministers – deutlich 
zu machen: Natürlich hat die Landesbank nicht nur den 
direkten öffentlichen Auftrag, sie ist auch eine Geschäfts-
bank, aber weil sie eine öffentlich-rechtliche Bank ist, 
kann sie nicht so handeln wie jede Geschäftsbank auf 
der Welt. Das soll sie nicht. Wir verlangen von Ihnen die 
strategische Vorgabe für eine öffentlich-rechtliche Bank, 
dass sie nicht überall auf der Welt mit allem und jedem, 
was es angeblich an Innovationen gibt, herumspekuliert. 
Das kann eine x-beliebige Geschäftsbank tun, aber von 
einer öffentlich-rechtlichen Bank verlange ich Solidität 
und Seriosität, und von der Staatsregierung verlange ich, 
dass sie diese Leitlinien setzt. Das ist Ihr Versäumnis über 
die vergangenen Jahre, Herr Staatsminister.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Eine letzte Bemerkung sei mir erlaubt. Vor wenigen Tagen 
wurde berichtet, dass die Landesbank solche Wertpapiere 
in einer Größenordnung von zwei Milliarden Euro hält. Sie 
haben dem bisher nicht widersprochen, deswegen muss 
ich davon ausgehen, dass das richtig ist. Herr Finanzmi-
nister, ich frage Sie: Würden Sie solche Papiere kaufen, 
wenn sie auf dem Markt angeboten würden? – Ich würde 
sie nicht kaufen. Sie würden sie auch nicht kaufen. Wenn 
das Niederwertprinzip bei der Bilanzierung gilt, dann 
muss man fragen: Wie viel sind diese Papiere auf abseh-
bare Zeit wert? – Nichts vermutlich, sage ich vorsichtig.

Diese Papiere sind vermutlich nichts wert. Wenn das so 
ist, dann ist das dramatisch für die Bilanz der Landesbank. 
Sie sind dann verpfl ichtet, den Vorstand der Landesbank 
aufzufordern, Ihnen gegenüber so schnell wie möglich 
Klarheit zu schaffen. Unsere Aufgabe ist es, Herr Kollege 
Ach, uns vom Finanzminister Klarheit zu verschaffen, wie 
die Dinge stehen. Wenn Sie sich dem verweigern, muss 
ich Ihnen vorwerfen, dass Sie hier keinen Beitrag zur Auf-
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Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, 
Herr Staatsminister. Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen mehr vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. 
Wir kommen zur Abstimmung. Die SPD-Fraktion und die 
Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN haben sig-
nalisiert, dass über die Dringlichkeitsanträge abgestimmt 
werden soll. Die Anträge werden also nicht für erledigt 
erklärt.

Zur Abstimmung trenne ich die Anträge und lasse zunächst 
über den Dringlichkeitsantrag der Fraktion des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN auf der Drucksache 15/9791 
abstimmen. Wer dem Dringlichkeitsantrag auf der Druck-
sache 15/9791 seine Zustimmung geben will, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das ist die Fraktion des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Die Gegenstimmen bitte 
ich anzuzeigen. Das ist die CSU-Fraktion. Stimmenthal-
tungen? – Bei Stimmenthaltung der SPD-Fraktion. Damit 
ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

Jetzt kommen wir zur Abstimmung über den Dring-
lichkeitsantrag der SPD-Fraktion auf der Druck-
sache 15/9802. Wer dem Dringlichkeitsantrag auf der 
Drucksache 15/9802 seine Zustimmung geben will, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die SPD-Frak-
tion. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Das ist die 
CSU-Fraktion. Stimmenthaltungen? – Das ist die Fraktion 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Damit ist der Dring-
lichkeitsantrag abgelehnt.

Ich darf das Ergebnis der namentlichen Abstimmungen 
bekannt geben. Zunächst zum Dringlichkeitsantrag der 
Abgeordneten Maget, Werner-Muggendorfer, Wahn-
schaffe und anderer und Fraktion der SPD, betreffend 
„Kostenfreier Kindertagesstättenbesuch“, Drucksache 
15/9790. Mit Ja haben 47 und mit Nein 91 Kolleginnen 
und Kollegen gestimmt. Es gab zwei Stimmenthaltungen. 
Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 1)

Nun zum Ergebnis der namentlichen Abstimmung über 
den nachgezogenen Dringlichkeitsantrag der Abgeord-
neten Bause, Dr. Dürr, Scharfenberg und anderer und 
Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, betref-
fend „Mittelfristige Kostenfreiheit für Kinderbildungs- und 
Betreuungseinrichtungen“, Drucksache 15/9801. Mit 
Ja haben 16 und mit Nein 88 Kolleginnen und Kollegen 
gestimmt. Es gab 30 Stimmenthaltungen. Damit ist der 
Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich rufe zur gemein-
samen Beratung auf:

Dringlichkeitsantrag der Abg. Georg Schmid, Karl 
Freller, Helmut Brunner u. a. u. Frakt. (CSU) 
Zukunftsperspektiven für den ländlichen Raum 
(Drs. 15/9792)

und den nachgezogenen

Staatsminister Erwin Huber (Finanzministerium): Ich 
hatte die Frage eigentlich beantwortet, aber ich sage 
es noch einmal: Nach dem Landesbankgesetz ist der 
öffentlich-rechtliche Auftrag ein Teil der Aufgaben der 
Landesbank. Aber selbstverständlich ist die Landes-
bank eine Geschäftsbank, die wie jede andere Bank im 
harten Wettbewerb steht und das übliche Bankgeschäft 
betreibt. Das ist natürlich nicht erst so, seit Anstaltslast 
und Gewährträgerhaftung weggefallen sind, sondern 
dass war vorher schon so. Das heißt, Sie dürfen nicht so 
tun, als ob das Ganze eine Verletzung des Landesbank-
gesetzes wäre. Diese Tätigkeit der Landesbank wird seit 
vielen Jahren und Jahrzehnten in dieser Weise ausgeübt 
und wurde wohl von Ihnen bisher nicht beanstandet. Hier 
den Eindruck zu erwecken, die Landesbank habe sich mit 
Anlagen irgendwo in der Welt gesetzeswidrig verhalten, 
wäre nicht gerechtfertigt.

Ich sage noch einmal: Die Anlagen im ABS-Bereich sind 
in den Berichten der Landesbank seit vielen Jahren ent-
halten. Jeder, dem diese Berichte zugänglich sind – jeder 
Bürger, der lesen und schreiben kann –, hat sich darüber 
informieren können. Da gab es keine Warnung, weder 
von Ihnen noch von anderen. 

Wir haben zwar im Verwaltungsrat mehr Informationen. 
Wenn aber die gesamte Bankenwelt in diese Papiere 
investiert und gute Renditen erzielt, können Sie jetzt, wo 
Risiken durch inneramerikanische Vorgänge erkennbar 
sind, nicht zurückblättern und sagen, dass wir das in den 
Jahren 2006, 2005 oder 2004 auch schon hätten wissen 
können. Das ist nicht redlich und das ist nicht ehrlich.

Ich fasse noch einmal zusammen: Die Staatsregierung 
wird den Bayerischen Landtag zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt über die Bilanz informieren. Ich kann das jetzt 
leider nicht tun, weil diese Zahlen nicht feststehen. Die 
Landesbank wird sich gründlichst darum bemühen, 
den Vorsorgebedarf festzustellen. Das dürfen Sie uns 
abnehmen. Es ist die Aufgabe des Vorstandes, Vorsorge 
zu treffen.

Für das Jahr 2007 besteht eine klare hohe Ertragserwar-
tung. Die Dividende ist ungefährdet. Im Zusammenhang 
mit Neubewertungen der Geschäfte ist eine Kapitalzu-
führung bisher von niemand erwartet, gefordert oder in 
den Raum gestellt worden, so dass der Freistaat Bayern 
durch diese Vorgänge nicht belastet wird. Ich sage das, 
weil Herr Dupper nach den Belastungen des Haushalts 
gefragt hat. Belastungen wären in zweifacher Hinsicht 
denkbar: Die erste Möglichkeit wäre eine Gefährdung 
der Dividende. Die Dividende wird im Jahr 2007 gegeben 
werden können. Die zweite Möglichkeit wäre, dass eine 
Kapitalzufuhr notwendig wäre. Diese sind in diesem 
Zusammenhang nicht notwendig.

Ich bitte Sie deshalb herzlich, nicht einfach ins Blaue 
hinein zu spekulieren und Behauptungen aufzustellen, die 
mit den Fakten nichts zu tun haben.

(Beifall bei der CSU)
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Städtebauförderung, weil diese in den ländlichen Regi-
onen zur innerörtlichen Entwicklung genutzt wird. Bayern 
tut im Vergleich zu anderen Bundesländern nicht nur mehr, 
sondern ist einsame Spitze, gerade bei den Flächenför-
derprogrammen, die den ländlichen Räumen Bayerns zur 
Verfügung stehen.

Wir haben im letzten Jahr ein Landesentwicklungspro-
gramm beschlossen, in dem erstmals von einem Vor-
rangprinzip für strukturschwache ländliche Räume die 
Rede war. Das ist eine Verpfl ichtung, gerade den länd-
lichen Räumen zu helfen und diese bei ihren Planungen 
und Maßnahmen zu unterstützen.

(Kathrin Sonnenholzner (SPD): Vorrangig?)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die regionale 
Wirtschaftsförderung ist ein wirksames Förderinstrument 
zur Stärkung von Handwerk und Mittelstand. 

Gerade hier wissen wir zu schätzen, dass die Arbeits-
plätze zu 80 % bei Handwerk und Mittelstand gesichert 
werden, im Ausbildungsbereich sogar zu 90 %. Das sage 
ich ausdrücklich in Abstimmung mit meinem Kollegen 
Vorsitzenden, Herrn Pschierer. 

Meine Damen und Herren, wir sind in vielen Bereichen, 
gerade bei der Förderung ländlicher Räume, beispielhaft 
in Deutschland. Aber wir wollen uns mit dem Erreichten 
nicht zufrieden geben. Deswegen unser Antrag. 

(Beifall bei der CSU) 

Wir wollen auch den Herausforderungen der Globalisie-
rung und des demografi schen Wandels Rechnung tragen. 
Wir wissen, dass der Geburtenrückgang insbesondere 
auch Auswirkungen im ländlichen Raum hat. Deswegen 
fordern wir die Staatsregierung auf, im Rahmen der 
fi nanziellen Möglichkeiten für ganz Bayern gleichwer-
tige Arbeits- und Lebensbedingungen zur Verfügung zu 
stellen.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU) 

Wir sprechen nicht von Gleichheit, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich wehre mich dagegen, weil es 
nämlich auch im ländlichen Raum durchaus Standortvor-
teile gibt, nicht nur Nachteile,

(Zuruf von der CSU: Sehr richtig!)

wenn ich die Kriminalitätsrate sehe, die sozialen Bin-
dungen, die noch vorhanden sind, oder die besondere 
Identifi kation der Bürgerinnen und Bürger mit ihrer Firma, 
mit ihrem Arbeitsplatz. Wir wollen diese positiven Gege-
benheiten stärken und fördern, und wir wollen auf der 
anderen Seite mit vernünftigen staatlichen Rahmenbe-
dingungen Hilfe zur Selbsthilfe leisten. Denn es gibt keine 
Patentrezepte, sondern wir setzen auf sinnvolle Rah-
menbedingungen von Hof bis Passau und unterstützen 
die Potenziale vor Ort. Mit Ideenreichtum und Kreativität 
sollen standortgerechte Leitbilder entwickelt werden. 

Dringlichkeitsantrag der Abg. Franz Maget, Heidi 
Lück, Dr. Hildegard Kronawitter u. a. u. Frakt. (SPD) 
Den ländlichen Regionen in Bayern Zukunft geben 
(Drs. 15/9803)

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache und darf als 
Erstem Herrn Kollegen Brunner das Wort erteilen.

Helmut Brunner (CSU): Sehr verehrte Frau Präsidentin, 
sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen! Die CSU-Fraktion 
hat schon immer einen Schwerpunkt auf eine möglichst 
gleichwertige fl ächendeckende und zukunftsorientierte 
Entwicklung in allen Landesteilen gelegt. Mit unserer 
politischen Offensive „Stärkung des ländlichen Raumes“ 
haben wir nicht nur Zielvorstellungen konkretisiert, son-
dern mit dem Nachtragshaushalt auch Akzente gesetzt. 
Dies ist aus unserer Sicht notwendig, um mögliche Fehl-
entwicklungen zu verhindern. Neue Herausforderungen 
wie die demografi sche Entwicklung oder die Globalisie-
rung der Wirtschaft erfordern ganz besondere Anstren-
gungen.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, wer eine 
effi zientere Wirkung staatlicher Wirtschaftsförderung 
in Metropolregionen durch eine Studie zu belegen ver-
sucht und lediglich eine Anbindungsstrategie für struk-
turschwache Räume vorschlägt, denkt aus meiner Sicht 
sehr kurzsichtig. Es ist außerdem ungerecht und unfair 
gegenüber peripheren Räumen. Ich spreche von der 
Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft in Köln. Die 
CSU lehnt eine solche Politik ganz entschieden ab. Vor 
40 Jahren hat ein Dr. Hans-Jochen Vogel ähnliche Plan-
spiele entwickelt. Den Älteren unter uns ist vielleicht noch 
folgende Aussage in Erinnerung: „Was schadet es, wenn 
im Bayerischen Wald ein paar Bäume mehr wachsen?“

Die CSU hat sich damals wie heute erfolgreich gegen 
solche Überlegungen gewandt. Im Gegenteil: Wir haben 
die Infrastruktur nachhaltig verbessert. Straßen, Kranken-
häuser, Schulen, Freizeiteinrichtungen und Vereinsheime 
wurden gebaut und gefördert. Eine aktive und offensive 
Grenzlandpolitik mit Betriebsansiedlungen wurde prak-
tiziert. Das Motto von damals ist uns auch heute noch 
Verpfl ichtung: Wir wollen die Arbeit zu den Menschen 
bringen und nicht umgekehrt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die SPD hat 
zu dieser Thematik einen Antrag nachgezogen. Das ist 
für die Opposition durchaus zulässig. Ich denke, dass in 
diesem Dringlichkeitsantrag einige Selbstverständlich-
keiten enthalten sind. Teilweise wird darin aber auch über 
das Ziel hinausgeschossen, weil der fi nanzielle Aufwand 
überhaupt nicht absehbar wäre. So wird in diesem Dring-
lichkeitsantrag beispielsweise davon gesprochen, dass 
das KULAP, die Ausgleichszulage oder der Vertragsnatur-
schutz den Anforderungen angepasst werden müssten. 
Meine Damen und Herren, das haben wir getan.

Wer unseren Nachtragshaushalt gelesen hat, wird fest-
stellen, dass wir bei der Dorferneuerung und der Flur-
neuordnung im Jahr 2008 einen Rekordetat aufl egen. Wir 
haben ein LEADER-Programm in Höhe von 63 Millionen 
Euro zur Verfügung. Ich nenne auch ganz bewusst die 
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Und jetzt kommt ein Dringlichkeitsantrag, wahrschein-
lich um die Öffentlichkeit weiterhin aufrechtzuerhalten. 
Ländliche Räume benötigen Innovation, Attraktivität und 
Identität. Um sie zu erhalten, auszubauen oder neu zu 
beleben braucht es den Input von außen genauso wie 
die Einbindung der Menschen vor Ort. Da sind wir uns 
ja einig. Ob dies die Direktionen für Ländliche Entwick-
lung oder die Regionalmanager machen können, das 
muss man prüfen. Wir müssen gemeinsam prüfen, wer 
der beste Ansprechpartner ist. Wichtig ist, dass wirklich 
für jede Region Ansprechpartner da sind, die den Input 
liefern und natürlich auch das Bottom-up-System ent-
sprechend befördern. 

Als Koordinator zwischen den Ministerien – auch das 
wissen Sie; den Antrag haben wir gestellt – muss wirk-
lich etwas her. Wir sagen nach wie vor, dass die bei der 
Staatskanzlei angesiedelte Stabsstelle der richtige Weg 
ist, weil nur da gebündelt werden kann und kein Kompe-
tenzstreit zwischen den Ministerien entstehen kann.

Eine zukunftsfähige Landwirtschaft gehört dazu. Die 
ist für uns sehr wichtig. Deswegen, Herr Brunner, ist es 
keine verlässliche Politik, wenn man den Bauern KULAP-
Verträge nachträglich kürzt, auch wenn Sie das noch so 
gut erklären. Es ist keine verlässliche Politik für ländliche 
Räume, wenn man Vertragsnaturschutzprogramme und 
anderes massiv kürzt

(Beifall bei der SPD)

und kurz vor der Wahl sagt: Wir geben euch doch alles. 
Und nach der Wahl wissen wir gar nicht, ob die Gelder 
tatsächlich fl ießen. Das ist für mich unredlich. 

(Alexander König (CSU): Die EU hat gekürzt, 
nicht wir! Das müssen Sie zur Kenntnis 
nehmen!)

– Ach Entschuldigung, Sie haben eben auch gekürzt, und 
zwar in den vorherigen Haushalten massiv, weil die Bun-
desregierung und Brüssel ihre Anteile erhöht haben. Sie 
haben das Verhältnis von 50 zu 50 bzw. von 60 zu 40 
verändert. Daraufhin hat die Staatsregierung ihre 10 % 
eingespart.

(Alexander König (CSU): Wir sind das einzige 
Bundesland, das das vorfi nanziert! Schauen Sie 
bei den Genossen-Ländern, wie es da ausschaut! 
Erzählen Sie keine Unwahrheiten!)

– Ach wissen Sie, das ist doch direkt lachhaft, wenn man 
von so einem hohen Ross auf andere spuckt. Wenn Sie 
Ihre Aufgaben machen würden, dann wären wir viel weiter. 
Sie brauchen sich nicht auf andere Länder zu berufen.

(Beifall bei der SPD – Alexander König (CSU): Es 
wird nicht wahrer, wenn Sie die Unwahrheiten 
ständig wiederholen!) 

Herr König, bei diesen ganzen Programmen wachen Sie 
doch nur auf, wenn es Geld von woandersher gibt wie im 
Fall der Breitbanderschließung. Jetzt endlich, nachdem 
wir sechs Jahre lang gefordert haben, dass auch die länd-
lichen Räume erschlossen werden während Sie immer 

Regionale Kreislaufwirtschaft, Kaufkraftsteigerung in der 
Region gilt es zu fördern.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir werden den 
Antrag der SPD trotz guter Ansätze leider nicht unter-
stützen können 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): So?)

– ich habe vorhin davon gesprochen –, weil die fi nan-
ziellen Konsequenzen nicht absehbar sind, weil einige 
Unterstellungen enthalten sind und zum anderen Selbst-
verständlichkeiten aufgeführt sind, die wir bereits zur 
Zufriedenheit gelöst haben. 

Ich empfehle Ihnen aber, unserem Antrag Ihre Unterstüt-
zung zu geben. Damit, meine ich, stellen wir einmal mehr 
unter Beweis, dass die CSU nicht nur in der Vergangen-
heit, sondern auch in der Zukunft ein verlässlicher Partner 
ländlicher Regionen sein wird.

(Beifall bei der CSU) 

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, 
Herr Kollege Brunner. Nächste Wortmeldung: Frau Kol-
legin Lück, bitte.

Heidi Lück (SPD): Frau Präsidentin, werte Kolleginnen, 
werte Kollegen! Herr Brunner, Sie haben wieder einmal 
verbal ein wunderbares Bild von den ländlichen Regionen 
gemalt. Es stimmt nur leider mit der Wirklichkeit nicht 
überein. 

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Das war der 
sogenannte ländliche Traum! – Heiterkeit)

– Genau. Danke, Herr Kollege. Es war der ländliche Traum 
und nicht die ländliche Wirklichkeit. Sie haben die Infra-
struktur nachhaltig „verbessert“: Die Schulen gehen aus 
dem Dorf, das Gasthaus wandert aus dem Dorf – das ist 
in der Tat eine Verbesserung! 

Sie sagen, wir seien über das Ziel hinausgeschossen. 
Nein, wir sind nicht darüber hinausgeschossen. Denn wir 
sagen, die Zeit ist vorbei, Anträge zu stellen und noch 
dringlich Berichte zu fordern, wie es denn laufen könnte. 
Wir sind in der Zeit des Handelns, und dafür haben wir 
Vorgaben gemacht. 

(Beifall der Abgeordneten Johanna Werner-Mug-
gendorfer (SPD))

Natürlich sind die ländlichen Räume wichtig. Sie haben 
es landauf, landab dadurch gezeigt, dass Sie Konzepte, 
eines nach dem anderen, pressewirksam vorgestellt 
haben. Passiert ist nichts. 

(Beifall der Abgeordneten Johanna Werner-Mug-
gendorfer (SPD))
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Warum sagen Sie, Sie hätten in der zweiten Säule massiv 
nachgelegt? Es ist wirklich lachhaft, was Sie hier machen. 
Mir gefällt an Ihrem Antrag ein einziger Punkt. Es ist der 
fünfte Spiegelstrich, der gleichwertige Basisinfrastruk-
turen wie zum Beispiel Schulen, Kinderbetreuungsein-
richtungen usw. betrifft. Das gefällt mir sehr gut. Reden 
Sie nicht nur immer darüber, verkaufen Sie das nicht nur 
pressewirksam, sondern tun Sie endlich etwas. Stimmen 
Sie unserem Antrag zu. Wenn Sie den Anträgen, die wir 
schon in der Vergangenheit gestellt haben, zugestimmt 
hätten, wären wir ein Stück weiter, und wir wären auf 
einem guten Weg für die ländliche Entwicklung, statt dass 
wir immer nur darüber reden.

(Beifall bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Nächste Wort-
meldung: Herr Kollege Dr. Dürr.

Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Frau Präsidentin, Kolleginnen 
und Kollegen! Wenn man sich in diesen Tagen das 
Arbeitstempo von CSU und Staatsregierung anschaut, 

(Prof. Dr. Hans Gerhard Stockinger (CSU): Ist es 
spitze!)

kann man gar nicht glauben, dass Sie heuer wieder 
gewählt werden wollen. In viereinhalb Wochen ist Kom-
munalwahl. In acht Monaten ist Landtagswahl. Früher 
hätten Sie sich überschlagen.

(Alexander König (CSU): Halten Sie jetzt eine 
Wahlkampfrede?)

Eine Offensive hätte die andere gejagt. Keinen Monat 
ohne Regierungserklärung hätte es gegeben. Heute pas-
siert nichts. Sie haben keine Ideen, zeigen keine Taten, 
haben keine Kraft. Müde, verbraucht und lustlos wursch-
teln Sie vor sich hin.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Den Menschen in Bayern brennen viele Probleme auf 
den Nägeln. Sie erwarten, dass der Landtag diese Pro-
bleme endlich löst. Wir haben Probleme an den Schulen. 
Die Menschen erwarten, dass der Landtag in der Wirt-
schaftspolitik die Weichen auf Klimaschutz und Arbeits-
plätze stellt und Chancen für alle schafft. Die CSU-Frak-
tion fi ndet kein Thema, das so wichtig wäre, dass man 
im Landtag darüber debattieren müsste. Sie fi ndet kein 
Thema für eine Aktuelle Stunde. Kein nennenswerter 
Impuls kam von der Klausur in Kreuth. Kein Gesetzentwurf 
kam, gar nichts kam. Einen einzigen Dringlichkeitsantrag 
legen Sie heute nach sieben Wochen Sitzungspause und 
nach einer Klausur vor. Selbst dieser Antrag stammt aus 
der Mottenkiste. Nicht einmal der Titel ist neu. Das ist die 
Tatkraft, die Sie momentan an den Tag legen.

(Helmut Brunner (CSU): Ländlicher Raum bleibt 
ländlicher Raum!)

gesagt haben, das regle der Markt, jetzt endlich wachen 
Sie auf, weil es Geld von Berlin gibt. Jetzt plötzlich sehen 
Sie ein, dass es eben nicht der Markt regelt, sondern dass 
die Staatsregierung hier auch in der Verantwortung ist.

Und was passiert? Anstatt wirklich schnell und unbüro-
kratisch das Geld in die Breitbandförderung weiterzu-
geben, verstricken Sie sich in Kompetenzgerangel zwi-
schen den Ministerien.

(Zuruf des Abgeordneten Alexander König 
(CSU))

Wir haben den Antrag gestellt, endlich zu klären, wer 
zuständig ist, um zu Potte zu kommen. Wir hoffen, dass 
auch Sie dann Klarheit haben, wer hier zuständig ist. 
Nach meiner Auffassung ist es die Landwirtschaft.

(Beifall bei der SPD – Alexander König meldet 
sich zur Zwischenfrage) 

– Nein, die Zeit habe ich nicht, Herr König. Ihre als dring-
lich gestellte Antragsforderung nach einem Bericht fi nde 
ich ein bisschen witzig. Aber natürlich, es ist gute Sitte 
in diesem Haus, Anträgen auf Erstattung eines Berichts 
zuzustimmen, wobei ich, wie gesagt, diese Dringlichkeit 
wirklich nicht nachvollziehen kann. 

(Zuruf des Abgeordneten Ludwig Wörner (SPD))

Mir kommt es so vor wie Pfeifen im Wald, um sich selber 
Mut zu machen. Sinnvoller wäre es, unserem Antrag 
zuzustimmen, der Punkte enthält, die tatsächlich umge-
setzt werden können. Warum haben Sie nicht gleich 
Anträge gestellt, dass zum Beispiel das Finanzierungsge-
setz BayKiBiG am besten eingestampft oder zumindest 
massiv nachgebessert wird, dass sofort mehr Lehrer ein-
gestellt werden, um nicht noch mehr Grund- und Haupt-
schulen schließen zu müssen, dass die Sozialarbeiter 
nicht immer nur versprochen, sondern endlich eingestellt 
werden. Diese Strukturen sind es doch, die die Menschen 
im ländlichen Raum halten: Der Kindergarten, die Schule, 
der Metzger, der Bäcker, das Gasthaus, der Doktor. Da 
höre ich von Ihnen gar nichts. 

(Eduard Nöth (CSU): Sollen wir die auch fi nan-
zieren?)

Darüber hinaus bedarf es natürlich auch eines attraktiven 
ÖPNV. Hier blutet das Land aus.

(Zuruf des Abgeordneten Ludwig Wörner (SPD)) 

Viele Menschen können nicht einmal in die nächste Kreis-
stadt fahren, obwohl wir doch wissen, dass im ländlichen 
Raum viele Menschen auf den ÖPNV angewiesen sind. 

Das sind vor allem die ganz Alten und die ganz Jungen, 
und deshalb müssen wir dafür sorgen, dass die Struk-
turen stimmen.
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Dörfern und Kleinstädten fehlen ausreichend Kinderbe-
treuungsmöglichkeiten wie Krippen, ganztägig geöffnete 
Kindergärten und Ganztagsschulen. 

(Beifall bei den GRÜNEN – Renate Dodell (CSU): 
Stimmt doch nicht! In München fehlen diese 
Plätze!)

– Sie haben gar keine Ahnung. Nur frauen- und familien-
freundliche Kommunen haben eine Zukunft. Wir sorgen 
mit neuen Konzepten für regionale Arbeitsplätze. Die alten 
Konzepte, die Sie immer wieder auftischen, und die auch 
im Nachtragshaushalt enthalten sind, bringen überhaupt 
nichts. Das müssen Sie doch endlich einsehen. Das, was 
bisher schon nichts gebracht hat, bringt jetzt erst recht 
nichts. Das muss doch in Ihre Köpfe hineingehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Als Wahlhilfe für Abgeordnete, die Angst davor haben, 
dass sie nicht wiedergewählt werden, geben Sie ein 
bisschen Geld für Straßenbau und Dorferneuerung aus. 
Das sind Beschwichtigungsversuche. Diese Maßnahmen 
haben bisher nichts gebracht, sie werden auch in Zukunft 
nichts bringen.

Wir GRÜNEN schaffen tatsächlich regionale Arbeits-
plätze durch erneuerbare Energien, durch Klimaschutz, 
durch Gebäudesanierung, durch Regionalvermarktung 
und Bioanbau, durch Kinderbetreuung und regionales 
Management. Alles das haben Sie bisher behindert 
und abgelehnt. „Aus der Region für die Region“ – unter 
diesem Motto geht es uns GRÜNE seit 25 Jahren nicht 
nur um Umweltaspekte wie Klimaschutz und die Verrin-
gerung von unnötigen Transporten. Durch die Stärkung 
regionaler Wirtschaftskreisläufe halten wir einen erhebli-
chen Teil der Wertschöpfung vor Ort. Das, was wir schon 
immer gesagt haben, sagen Sie heute auch. Das ist nicht 
schlecht. 

(Thomas Kreuzer (CSU): Die Künast hätte die 
Bauern fast ausradiert!)

Künast und Trittin haben dafür gesorgt, dass die Bauern 
heute gutes Geld verdienen können. Fragen Sie einmal 
die Bauern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Warum gibt es denn jetzt einen solchen Boom in der Land-
wirtschaft? Doch nicht wegen Ihrem Geschwätz, sondern 
weil wir die erneuerbaren Energien bevorzugt haben.

(Thomas Kreuzer (CSU): Die Bauern lieben ja 
Frau Künast so!)

– Weil Sie sie verhetzt haben. Womit verdienen die Bauern 
aber ihr Geld? Mit GRÜNEN-Konzepten. Damit schreiben 
die Bauern heute schwarze Zahlen. Seien Sie so ehrlich 
und geben Sie es zu.

Kolleginnen und Kollegen, CSU und Staatsregierung ver-
sprechen dem ländlichen Raum schon seit Jahrzehnten 
Zukunftsperspektiven. Die Zukunftschancen der Regi-
onen außerhalb der Ballungsräume haben Sie aber nicht 
verbessern können. Der ländliche Raum und insbesondere 
die nordöstlichen Regionen Bayerns werden immer mehr 
buchstäblich abgekoppelt. Man kommt mit der Bahn dort 
nur mehr hin und auch zurück, wenn man zu bestimmten 
Zeiten fährt. In bestimmte Orte kommt man überhaupt 
nicht. Man bekommt dort keinen Internetanschluss. Dort 
ist man richtig abgekoppelt. Das ist ein Grund dafür, dass 
die Menschen in Niederbayern und in der Oberpfalz so 
verdammt wütend über den Transrapid sind. Ihr Vorhaben 
ist exemplarisch. Die ländlichen Räume werden abgekop-
pelt, den Metropolregionen muss man aber mit vermeint-
lichen Wohltaten immer noch etwas Gutes tun. Um die 
anderen kümmert man sich überhaupt nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Diese Regionen werden auch auf einem anderen Gebiet 
abgekoppelt. In keinem anderen Land, das an Pisa teil-
genommen hat, hängen die Chancen der Kinder so sehr 
von ihrer sozialen Herkunft als auch von ihrer regionalen 
Herkunft ab. Je ärmer die Eltern sind, desto weniger 
Chancen haben die Kinder. Je weiter sie auf dem Land 
von den Ballungsräumen entfernt sind, desto niedriger 
sind die Bildungsabschlüsse. Das sind die zentralen 
Gerechtigkeitsfragen in Bayern. Wir erwarten, dass Sie 
sich mit diesen Fragen ernsthaft auseinandersetzen und 
nicht nur die alten Floskeln auftischen. 

Dass Sie selber nicht mehr an die alten Rezepte glauben 
und völlig ratlos sind, kann man daran erkennen, dass Sie 
lediglich einen Bericht wollen. Sie machen keinen einzigen 
konkreten Vorschlag. Dieser Antrag ist an Belanglosigkeit 
nicht mehr zu überbieten. Wo haben Sie diese Floskeln 
her? Die Worte haben Sie bei uns abgeschrieben. Kon-
zepte stehen nicht dahinter.

Wir haben für den ländlichen Raum ein Impulsprogramm 
vorgelegt, das auch Impulse setzt. Wir setzen auf Selbst-
bestimmung, Selbsterneuerungskraft und auf die großen 
Stärken des ländlichen Raums. Diese Stärken sind von 
Region zu Region unterschiedlich. Wenigstens das haben 
Sie schon kapiert, Herr Kollege Brunner. Das haben Sie 
heute zum ersten Mal gesagt, denn da haben Sie beim 
letzten Mal aufgepasst, und deshalb ist es heute wieder-
gekommen. Weiter so! Deswegen funktionieren die zen-
tralistischen Rezepte, die bisher aus der Staatsregierung 
gekommen sind, auch nicht.

Zu den großen Stärken fast aller Regionen, über die wir 
heute reden, zählen unter anderem eine weitgehend 
intakte Natur, eine starke Heimatverbundenheit und ein 
großes bürgerliches Engagement. Wir GRÜNE unter-
stützen die Regionen darin, dass sie diese Stärken wei-
terentwickeln. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Deswegen sorgen wir dafür, dass Frauen Familie und 
Beruf vereinbaren können. Gerade in den bayerischen 
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Maßnahmen, die da drüben laufen, stellen Sie sich immer 
quer. 

Sie haben das eingestehen müssen. Sie sind wie reuige 
Sünder zurückgekommen. Tun Sie auch etwas dafür.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir wissen alle, dass ein leistungsfähiges Internet heute 
zur Grundversorgung und zur unentbehrlichen Infra-
struktur gehört. Im Land von „Laptop und Lederhose“ 
sind Hunderte von Kommunen ohne Anschluss. Da 
herrscht ziemlich tote Hose.

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Aber Lederhosen 
haben sie!)

Zum Thema Klimaschutz und Arbeitsplätze möchte ich 
einen Aspekt, nämlich Klimaschutz und Landwirtschaft 
herausgreifen. Die Staatsregierung räumt auf Ausstel-
lungen wie der „Biofach“ ein, dass der Bioanbau erheb-
lich klimafreundlicher sei. Trotzdem sehen Sie seelen-
ruhig zu, dass Bayerns Bauern Marktchancen verpassen 
und ein großes Potenzial für den Klimaschutz ungenutzt 
bleibt. In Bayern erreicht der Ökoanbau gerade mal 
4 %. Das ist weniger als der Bundesdurchschnitt. Die 
Region Oberpfalz liegt sogar noch darunter. In den länd-
lichen Landkreisen Regen und Freyung-Grafenau gibt es 
1 % Biobauern. Über der Grenze in der vergleichbaren 
Region Oberösterreich gibt es 20 bis 50 % Biobauern. 
Warum? – Die Bauern ähneln denen bei uns, die Markt-
lage ist gleich, die Landschaft und die Betriebsstrukturen 
sind etwa gleich. Nur die Regierung ist anders. Das ist der 
Unterschied.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

In Bayern macht die CSU nichts. Dort schaffen die 
GRÜNEN Arbeitsplätze in der Region. Das ist der Unter-
schied.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die ländlichen Räume haben nur Zukunft, wenn niemand 
gezwungen ist, die Heimat zu verlassen; wenn man frei 
entscheiden kann, ob man bleiben oder gehen will. Das 
beginnt bei den Kindern. Deshalb fordern wir: Lasst die 
Schulen im Dorf! 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir fordern selbstständige Schulen in kommunaler Ver-
antwortung; denn der Ministerialbürokratie, der Staatsre-
gierung und der CSU trauen wir nichts mehr zu. Wir sehen 
uns in Übereinstimmung mit der Mehrheit. Die aktuelle 
Umfrage von heute zeigt, dass die Bevölkerungsmehr-
heit in Bayern Ihnen in der Bildungspolitik nichts mehr 
zutraut. Deshalb sind wir der Meinung, dass die Verant-
wortung an die Schulen selbst verlagert werden muss. 
Die Schulen sollen selbstständig entscheiden. Das gäbe 
einen Innovationsschub und eine bessere Bildung. Die 
Kommunen müssen sofort die Möglichkeit bekommen, 

(Beifall bei den GRÜNEN – Alexander König 
(CSU): Zumindest hat dieser Beitrag einen 
gewissen Unterhaltungswert!)

Weil wir für regionale Arbeitsplätze sind, sind wir auch 
entschieden gegen die Gentechnik in der Landwirtschaft. 
Auch das müssten Sie verstanden haben. 

(Thomas Kreuzer (CSU): Und wer hat in Brüssel 
zugestimmt? Die Künast!)

Die Agro-Gentechnik zerstört Arbeitsplätze. Seien Sie 
doch ein bisschen ruhiger, wir brauchen hier keine Zwie-
gespräche zu führen. 

(Thomas Kreuzer (CSU): Hat die Künast in Brüssel 
zugestimmt? Ja oder Nein?)

– Die Künast hat nicht zugestimmt.

(Thomas Kreuzer (CSU): Doch!)

– Nein, der Seehofer hat zugestimmt. Künast hat nicht 
zugestimmt. Wir verdanken Renate Künast, dass es in 
Bayern und in Deutschland bis jetzt keinen nennens-
werten Gentechnikanbau in der Landwirtschaft gibt. 

(Thomas Kreuzer (CSU): Sie haben entweder 
keine Ahnung oder Sie sagen die Unwahrheit!)

Wenn es nach Ihnen gegangen wäre, Herr Kollege, wäre 
Bayern inzwischen mit Gentechnik überschwemmt. Sie 
haben die Gentechnik doch immer protegiert. Sie wollen 
heute noch Gentechnik. Sie trauen sich nur nicht mehr. 
Sie haben Angst vor den Wahlen, deswegen kneifen Sie 
den Schwanz ein. In Wirklichkeit aber wollen Sie immer 
noch Gentechnik.

(Thomas Kreuzer (CSU): Der hat keine Ahnung!)

Stoppen Sie den Versuchsanbau und sorgen Sie dafür, 
dass Seehofer dem Beispiel Frankreichs folgt und den 
Genmais verbietet. 

Kolleginnen und Kollegen, wer wissen will, wie erfolg-
reich die Regionalentwicklung für die Arbeitsplätze in der 
Region ist, muss nur einen Blick nach Oberösterreich 
werfen. Ich habe gehört, Sie waren jetzt auch einmal 
dort. Es ist kein Wunder, dass es da drüben so gut läuft, 
denn dort regieren auch die GRÜNEN. Das ist der Unter-
schied.

(Beifall bei den GRÜNEN – Widerspruch bei der 
CSU)

Dort wird das Potential des ländlichen Raums nicht nur 
wie jetzt von Ihnen in Wahlkampfreden beschworen, 
sondern es wird tatsächlich mit Regionalmanagement, 
mit nachhaltigem Tourismus und vor allem mit Bioanbau 
sowie mit Breitbandtechnologie entwickelt. Bei diesen 
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antwortung trug, als damals in der EU diese Regelungen 
getroffen worden sind. 

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten 
Maria Scharfenberg (GRÜNE))

Herr Dr. Dürr, wenn Sie den Bioanbau und die Bioan-
teile ansprechen, sollten Sie sich vorher die Statistiken 
ansehen.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Habe ich!)

Kein einziges Bundesland hat so viele Biobauern wie 
Bayern.

(Zurufe der Abgeordneten Karin Radermacher 
(SPD) und Maria Scharfenberg (GRÜNE))

Deswegen ist unsere Förderpolitik auch zielführend. Kein 
einziges Bundesland hat einen so großen Anteil an nach-
wachsenden Rohstoffen wie Bayern. Wir machen eine 
am Markt orientierte Förderpolitik. Ich halte nichts davon, 
den Anbau der Bioprodukte künstlich hochschnellen zu 
lassen, wenn der Absatz nicht gesichert ist. Die Preise 
würden in den Keller gehen. 

(Zurufe der Abgeordneten Maria Scharfenberg 
(GRÜNE) und Dr. Sepp Dürr (GRÜNE) – Weitere 
Zurufe)

Wir fördern mit unseren Programmen die Biobauern über-
durchschnittlich. 

(Maria Scharfenberg (GRÜNE): Die Nachfrage 
nach Bioprodukten ist riesengroß!)

Aber wir zwingen sie nicht zum Bio-Anbau, weil das in 
Eigenverantwortung geschieht. Sie haben vom Bayeri-
schen Wald gesprochen.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Ein Prozent!)

Sie müssen sich sagen lassen, dass viele Betriebe eigent-
lich nach den Grundsätzen und dem Prinzip biologischer 
Anbaumethoden produzieren, ohne dass sie irgendeinem 
Verband beitreten. 

(Maria Scharfenberg (GRÜNE): Aber nicht wirk-
lich!)

Sie betreiben eine äußerst ökologische und extensive 
Weide- und Grünlandwirtschaft. Ich weigere mich, die 
Landwirtschaft in gute und böse Landwirte einteilen zu 
lassen.

(Maria Scharfenberg (GRÜNE): Das tut doch 
keiner!)

die Schulstrukturen vor Ort den örtlichen Verhältnissen 
anzupassen. Die Kommunen sollen entscheiden, ob sie 
die Schulen schließen oder ob sie die Kinder in einer län-
geren gemeinsamen Schulzeit unterrichten wollen. Wir 
meinen, dass das der vernünftigere Weg wäre; denn die 
Schulen müssen sich den Kindern anpassen und nicht 
umgekehrt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Weil wir GRÜNEN die Schulen im Dorf lassen und weil 
wir mit neuen Konzepten neue regionale Arbeitsplätze 
schaffen und Chancen für alle, schaffen wir für die länd-
lichen Räume tatsächlich Zukunft. Sie reden alle Jahre 
wieder von der Zukunft der ländlichen Räume. Nächstes 
Jahr wird das wieder so passieren. Sie reden und reden. 
Wir handeln.

(Beifall bei den GRÜNEN – Lachen bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Zu Wort hat sich 
Herr Kollege Brunner gemeldet. Bitte schön.

Helmut Brunner (CSU): Frau Präsidentin, sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Es ist erstaunlich, wie dumm 
intelligente Menschen daherreden können.

(Beifall bei der CSU – Zurufe der Abgeordneten 
Maria Scharfenberg (GRÜNE) und Dr. Sepp Dürr 
(GRÜNE)) 

– Herr Dr. Dürr, Sie haben offensichtlich ein Wahrneh-
mungsproblem. 

(Unruhe)

Unter Künast hat das Bundessortenamt 30 Tonnen gen-
technisch verändertes Maissaatgut genehmigt. Das ist 
die Faktenlage.

(Markus Sackmann (CSU): Hört, hört!)

Die jetzige Bundesregierung hat vor wenigen Tagen ein 
Gesetz beschlossen, mit dem wenigstens die Abstands-
fl ächen festgelegt wurden – 150 Meter bzw. 300 Meter. 

(Maria Scharfenberg (GRÜNE): Das ist unter 
Künast passiert!)

Wir haben den bayerischen Landwirten immer von der 
Anwendung des gentechnisch veränderten Maissaatguts 
abgeraten, weil nicht bekannt ist, wie die Schadensrege-
lung aussieht, weil die Koexistenz zweifelhaft ist und weil 
weder der Verbraucher noch der Landwirt diese Produkte 
haben will. Deswegen dient unsere Position dem Schutze 
bäuerlicher landwirtschaftlicher Strukturen. Sie haben 
nicht zur Kenntnis nehmen wollen, dass Frau Künast Ver-
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Lieber Herr Dürr, was Sie dargestellt haben, ist wirklich 
dürr gewesen. 

Ich komme noch einmal auf das Landesentwicklungs-
programm zurück. Ich komme viel herum und höre dabei 
auch sehr viel. Jedes Bundesland beneidet uns um das 
Vorrangprinzip, bei dem der ländliche Raum, und zwar 
in allen Bereichen, in Vorrang gesetzt wird. Das bezieht 
sich auf die Verteilung von Fördermitteln, auf die Aus-
weisung von Fördergebieten, auf staatliche Infrastruktur-
maßnahmen und auf den Straßenbau. All diese Bereiche 
haben wir in das Landesentwicklungsprogramm aufge-
nommen. Andere Bundesländer wären froh, wenn sie ein 
solches Instrument hätten.

Kommen wir zur regionalen Daseinsvorsorge. Wir haben 
das Regionalprinzip, das Regionalmanagement. Kolle-
ginnen und Kollegen, all das sind Bereiche, die der Frei-
staat Bayern in den letzten Jahren aufgebaut hat. Daran 
lassen wir uns messen. Wir haben das Landesentwick-
lungsprogramm fortgeschrieben. Wir entwickeln den 
ländlichen Raum weiter. Deshalb, Herr Kollege Dürr, ist 
es wirklich dürr, wenn Sie auf diese Tatsachen mit keinem 
einzigen Wort eingehen.

Noch ein allerletzter Punkt. Die Bereiche – aber Herr Dürr 
hört noch nicht einmal zu –, die sich positiv entwickelt 
haben, sind überall dort entstanden, wo die Menschen 
aufgehört haben zu jammern, selbst mit anpackten und 
die Ärmel hochkrempelten. 

(Beifall bei der CSU)

Das sind die Bereiche, in denen etwas voranging. Doch 
die haben Sie, Herr Kollege Dürr, schlechtgeredet. Aber 
das interessiert Sie gar nicht, denn Sie hören nicht zu.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Staatssekretär, vielen Dank. Es liegen mir keine 
weiteren Wortmeldungen vor. Dann ist die Aussprache 
geschlossen und wir kommen zur Abstimmung. Dafür 
werden die Anträge wieder getrennt. 

Ich lasse zunächst über den Dringlichkeitsantrag der 
CSU-Fraktion auf der Drucksache 15/9792 abstimmen. 
Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 15/9792 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die CSU-Fraktion und die SPD-
Fraktion. Gegenstimmen! – Enthaltungen? – Das ist die 
Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Damit ist 
der Dringlichkeitsantrag angenommen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Dringlich-
keitsantrag der SPD-Fraktion auf Drucksache 15/9803. 
Wer diesem Dringlichkeitsantrag seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist 
die SPD-Fraktion. Gegenstimmen! – Das ist die CSU-
Fraktion. Enthaltungen? – BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Auch unsere konventionell wirtschaftenden Bauern wirt-
schaften ökologisch, nachhaltig und erzeugen gesunde 
Nahrungsmittel. 

(Beifall bei der CSU – Maria Scharfenberg 
(GRÜNE): Aber nicht überprüft!)

Geradezu grotesk ist es, dass Sie behaupten, unter Künast 
wären wichtige wirtschaftliche Weichenstellungen für die 
Zukunft der Landwirtschaft geschaffen worden. Lethargie 
und Resignation waren an der Tagesordnung. 

Jetzt investieren die Bauern wieder. Jetzt haben sie 
wieder Zukunftshoffnung, und jetzt vertrauen sie wieder, 
weil es dank Seehofer und dank der CSU wieder verläss-
liche Rahmenbedingungen gibt.

(Beifall bei der CSU – Christine Stahl (GRÜNE): 
Veitshöchheim ist vorbei!)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Staatssekretär 
Sackmann hat um das Wort gebeten. Bitte schön, Herr 
Staatssekretär. 

Staatssekretär Markus Sackmann (Wirtschaftsministe-
rium): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich möchte in ein paar wenigen Sätzen einige Anmer-
kungen zum Thema machen. 

Herr Kollege Dr. Dürr, ich sage Ihnen meine ganz persön-
liche Meinung: Sollte heute ein Investor von außerhalb 
Ihre Rede gehört haben, träfe er die Entscheidung, in 
Bayern nicht zu investieren, weil dort das wirtschaftliche 
Klima so schlecht sei. Machen Sie unser Bayernland nicht 
schlecht; denn wir können uns sehen lassen. Am Wirt-
schaftswachstum haben alle Teile Bayerns mitgewirkt. 
Wir liegen bei fast 3 %. Vielleicht schaffen wir sogar die 
3 %. Damit würden wir das Wirtschaftswachstum anderer 
Bundesländer weit übertreffen. Auch die Arbeitslosigkeit 
im ländlichen Raum ist geringer und die der Städte weit 
besser als in anderen Regionen in Deutschland. Viele 
wären froh, wenn sie mit uns mithalten könnten. 

Ich möchte aber nicht verheimlichen, dass es Problem-
bereiche gibt. Auch die begleiten und fördern wir. Das ist 
unser Programm.

Sie haben über die erneuerbaren Energien gesprochen. 
Haben Sie denn verpasst, dass wir hier die Nummer Eins 
sind? Auch bei der regionalen Vermarktung sind wir in 
Deutschland die Nummer Eins. Auch das wird praktiziert, 
um den ländlichen Raum zu unterstützen. 

(Maria Scharfenberg (GRÜNE): Sie haben doch 
dagegen gestimmt!)

Ein letzter Punkt: Sie haben bemängelt, wir hätten kein 
Konzept. Haben Sie denn unseren Antrag gelesen? – Im 
Antrag steht nichts von einem Konzept. Vielmehr soll 
berichtet werden, was umgesetzt und was vom Akti-
onsprogramm, vom Landesentwicklungsprogramm und 
anderen Programmen abgeleitet wird.
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dem Ergebnis kommt, dass in diesem Fall für ein Volks-
begehren kein Raum ist und die Sache deshalb dem Ver-
fassungsgerichtshof vorlegt.

Es geht nicht darum, Rechte des Volkes zu beschneiden. 
Über den Staatshaushalt fi ndet kein Volksentscheid 
statt, so steht es in Artikel 73 unserer Verfassung. Bei 
diesem Volksbegehren geht es nicht darum, im Rahmen 
einer Sachfrage auch über deren Finanzierung, also über 
Finanzfragen zu entscheiden, sondern es geht einzig und 
allein darum, über eine reine Finanzfrage Einfl uss auf eine 
Sachfrage zu nehmen, deren Projektträger der Freistaat 
Bayern noch nicht einmal ist. Wir sind also sachlich gar 
nicht der Ansprechpartner.

Das Volksbegehren richtet sich gegen den Bau des 
Transrapids, das ist uns allen geläufi g. Logischerweise 
kann es sich dabei nur um zwei Zielrichtungen handeln. 
Entweder, man wendet sich gegen die Technologie einer 
Magnetschwebebahn und will jedermann verbieten, eine 
solche zu bauen. Diese Technologie ist nicht wirklich 
gefährlich, deshalb wäre ein solches Volksbegehren ver-
fassungsrechtlich auch nicht gerechtfertigt. Das leuchtet 
wohl jedem ein. Oder, so ist es in diesem Fall, man wendet 
sich gegen die fi nanzielle Beteiligung des Freistaats, um 
das konkrete Projekt zu Fall zu bringen. Wie gesagt, wir 
sind nicht der Träger. Aufseiten des Freistaats handelt es 
sich dabei um eine reine Frage des Staatshaushalts. Zum 
Staatshaushalt aber gibt es keinen Volksentscheid.

Nebenbei bemerkt, die Reaktion der GRÜNEN im 
Rechtsausschuss hat mich dabei etwas enttäuscht, als 
sie sagten, mein bürgerlicher Beruf würde die Sache nicht 
untermauern. Ich bin zwar inhaltlich nicht mit Ihnen einer 
Meinung, aber die Plakate, auf denen steht: „Von Null auf 
Vierhundert in zwei Milliarden“, die fand ich bis zu einem 
gewissen Maß durchaus witzig.

(Florian Ritter (SPD): In 2,2 Milliarden! Das war 
falsch!)

Es war jedenfalls nicht die sonst übliche moralinsaure 
Weltuntergangsrhetorik. Als ich dann aber von Frau Stahl 
im Rechtsausschuss erfahren musste, die Haushalts-
frage könne das Volksbegehren nicht verhindern, weil 
das Projekt nur 0,5 % des Staatshaushalts ausmacht, es 
den Staatshaushalt also gar nicht maßgeblich betrifft, hat 
mich das schon ein bisschen verwundert. Da habe ich 
mich schon gefragt, ob Ihnen der Transrapid vielleicht ein 
bisschen zu billig ist.

(Christine Stahl (GRÜNE): So ein Schmarrn!)

Bei dieser Gelegenheit noch eine Anmerkung zu einem 
inhaltlich falschen Argument, welches vonseiten der 
Opposition vorgetragen wurde. Wenn Sie sagen, das 
Volksbegehren wolle keine neuen Kosten verursachen, 
sondern im Gegenteil sogar beim Sparen helfen, dann 
verschweigen Sie, dass man sich weitgehend darüber 
einig ist, dass der Flughafen München verkehrstechnisch 
besser angebunden werden muss. Egal, wie Sie das 
drehen oder wenden, die S-Bahn kommt unseren Staats-
haushalt teurer als der Transrapid. 

Damit, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind wir mit den 
Dringlichkeitsanträgen, die hier zu diskutieren waren, 
durch. Die restlichen Dringlichkeitsanträge 15/9793, 
15/9794, 15/9804, 15/9795 und 15/9796 werden in die 
zuständigen Ausschüsse verwiesen.

Ich gehe jetzt in die normale Tagesordnung. Bevor ich 
aber den Tagesordnungspunkt 3 aufrufe, begrüße ich 
Herrn Minister Cyril Svoboda aus Prag. Herzlich will-
kommen!

(Lebhafter allgemeiner Beifall)

Das Besondere an Herrn Minister Svoboda ist, dass er 
vorher in seinem Leben Notar war. 

(Allgemeine Heiterkeit)

Ich begrüße auch unseren Generalkonsul Bor vka recht 
herzlich, der ihn begleitet. Ich wünsche einen ange-
nehmen Aufenthalt hier in unserem Hause.

(Allgemeiner Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf: 

Verfassungsstreitigkeit 
Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs 
vom 21. Januar 2008 (Vf-8-IX-08) betreffend Vorlage 
des Bayerischen Staatsministeriums des Innern vom 
21. Januar 2008 betreffend den Antrag auf Zulas-
sung eines Volksbegehrens über den „Entwurf eines 
Gesetzes über eine Nichtbeteiligung des Freistaates 
Bayern an der Finanzierung der Transrapid-Mag-
netschwebebahn in München“ P II/G-1310/08-1

Ich eröffne die Aussprache. Redezeit: fünf Minuten 
pro Fraktion. Die erste Wortmeldung hat Herr Kollege 
Dr. Weiß, der ebenfalls Notar ist.

(Allgemeine Heiterkeit)

Dr. Bernd Weiß (CSU): Wenn mein bürgerlicher Beruf der 
Sache mehr Nachdruck verleiht, in Gottes Namen.

(Maria Scharfenberg (GRÜNE): Tut es wahr-
scheinlich nicht!)

Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Ich will versu-
chen, der Opposition hier nicht auf den Leim zu gehen 
und in das Thema Transrapid inhaltlich allzu sehr einzu-
steigen, denn ich weiß sehr wohl, dass es Ihnen gerade 
darauf ankommt.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Echt? – 
Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Das ist aber auch der Grund, wieso wir hier ein untaugli-
ches Mittel vor uns haben und, weshalb das Innenminis-
terium recht hat, wenn es nach ausführlicher Prüfung zu 
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Bund, den Freistaat Bayern und nicht zuletzt die bayeri-
schen Bürgerinnen und Bürger – deutlich günstiger sind 
als der vorgeschlagene Transrapid. Die Zahlen, die von 
der Staatsregierung und der CSU immer wieder ins Spiel 
gebracht werden und die sich im Übrigen auch in der 
Schrift des Innenministeriums wiederfi nden, entbehren 
jeder Grundlage und sind nirgendwo belegt. Diese Zahlen 
sind nichts anderes als reine Propaganda. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Nach unserer Auffassung ist das Volksbegehren verfas-
sungskonform und muss zugelassen werden. Die Staats-
regierung entscheidet hier nicht aus rechtlichen Gründen. 
Die Staatsregierung weiß, wie die Bayern entscheiden 
werden: Sie werden nämlich die Edmund-Stoiber-
Gedächtnis-Bahn ablehnen. 

(Widerspruch bei der CSU)

Meine Damen und Herren, das fürchtet die Staatsregie-
rung wie der Teufel das Weihwasser. 

(Reinhold Bocklet (CSU): Unglaublich!)

Deshalb wurde mit der Nichtzulassung politisch ent-
schieden, und dieser politischen Entscheidung wurde ein 
juristisches Mäntelchen umgehängt. 

Kolleginnen und Kollegen, wir fordern Sie dazu auf, mit 
uns zusammen das Recht der Bayern auf Volksgesetz-
gebung auch in dieser Frage zu wahren. Wir werden hier 
mit Nein stimmen.

(Beifall bei der SPD) 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Kollege, vielen Dank. Nächste Wortmeldung: Herr 
Kollege Dr. Runge.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren, liebe Träumer vom Schweben! Die 
Positionierung des Innenministeriums und die Vorlage an 
den Bayerischen Verfassungsgerichtshof haben uns nicht 
besonders überrascht. Die Gretchenfrage lautet: Sind 
Volksbegehren und Volksentscheid nur über den Haushalt 
insgesamt ausgeschlossen und auch über Sachfragen 
und Entscheidungen, die den Haushalt spürbar einengen 
würden, entweder durch massive Mindereinnahmen oder 
massive Mehrausgaben, oder meint Artikel 73 der Bay-
erischen Verfassung wirklich jede budgetrelevante Ent-
scheidung? Um die Frage geht es. Wir werden sehen, 
wie die Damen und Herren am Bayerischen Verfassungs-
gerichtshof entscheiden. Anders als manche Kolleginnen 
und Kollegen hier in diesem Gremium sind wir der Mei-
nung, dass die Richterinnen und Richter darüber nach 
bestem Wissen und Gewissen und vor allem in Unabhän-
gigkeit entscheiden werden.

Bemerkenswert ist, wie beide Seiten, vor allem aber das 
Innenministerium immer wieder auf die Zuständigkeit 
des Bundes für das Projekt rekurrieren. Der Bund sieht 

Noch eine letzte Bemerkung dazu, dass Sie das angeb-
lich eingesparte Geld für Bildung und Forschung einfor-
dern. Projekte wie der Transrapid sind die konsequente 
Fortsetzung der Forschungspolitik, vielleicht mit anderen 
Mitteln. Für was wollen Sie Ingenieure an unseren Hoch-
schulen ausbilden, wenn Sie diese dann nicht in die Lage 
versetzen, etwas zu bauen, was sie auf dem Weltmarkt 
verkaufen können und was sich trägt? Für was macht 
man den sonst Forschungspolitik?

(Beifall bei der CSU – Dr. Thomas Beyer (SPD): 
Das war originell, aber nicht zielführend!)

Entsprechend dem Votum des federführenden Aus-
schusses möge der Landtag deshalb beschließen: „Wir 
beteiligen uns am Verfahren und beantragen, dass die 
gesetzlichen Voraussetzungen für einen Volksentscheid 
nicht gegeben sind.“

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Vielen Dank, Herr Kollege. Nächste Wortmeldung: Herr 
Kollege Ritter.

Florian Ritter (SPD) (vom Redner nicht autorisiert): Herr 
Präsident, darf ich reden, auch wenn ich kein Notar bin? 
– Nun gut, ich mach es einfach.

(Allgemeine Heiterkeit)

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Das Innenministerium begründet seine 
Ablehnung des Volksbegehrens mit zwei Argumenten. 
Das eine Argument lautet, dies sei keine sachpolitische 
Entscheidung. Das zweite Argument lautet, durch das 
Volksbegehren würden Mehrausgaben zwingend not-
wendig. Für die über 100 000 Bürgerinnen und Bürger 
Bayerns, die in den drei Wochen vor Weihnachten 
dieses Volksbegehren unterschrieben haben, und für die 
70 % der bayerischen Bevölkerung, die den Transrapid 
ablehnen, handelt es sich sehr wohl um eine sachpoliti-
sche Entscheidung.

(Beifall der Abgeordneten Johanna Werner-Mug-
gendorfer (SPD))

Die sachpolitische Entscheidung, welche die Bürgerinnen 
und Bürger hier treffen, lautet: Wir, die bayerischen Bür-
gerinnen und Bürger, wir wollen kein milliardenschweres 
Projekt, das keinem nützt. Wir wollen, dass das frei wer-
dende Geld vom Bayerischen Landtag für sinnvollere 
Projekte verwendet werden kann.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Das zweite Argument des Innenministeriums geht eben-
falls am Kern vorbei. 

Es gibt durchaus verschiedenste Varianten einer besseren 
Anbindung Münchens an den Flughafen, die für alle – den 
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einfache, robuste und bezahlbare Stadtbahnsysteme. 
Die Schwellenländer verlangen derzeit zudem einfachen, 
robusten und bezahlbaren Verbindungen zwischen den 
Städten, aber nicht nach Ihrem Schwebetraum.

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Er ist mit anderen Verkehrssystemen nicht kompatibel und 
viel zu teuer. Wir kennen die Zahlen: Das werden mindes-
tens zwei Milliarden Euro sein. Ob das nun hauptsächlich 
der Bund oder der Freistaat zahlt: Jeder öffentliche Cent 
kann nur einmal ausgegeben werden. Deshalb halten wir 
dieses Projekt für nicht verantwortbar. 

Jetzt warten wir erst einmal ab, wie die Verfassungsrichter 
entscheiden werden. Wir führen die Auseinandersetzung, 
wie Sie es gewohnt sind, auf allen Ebenen und an allen 
Stellen, wo es uns möglich ist.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeordneten 
der SPD)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Kollege, vielen Dank. Nächste Wortmeldung: Herr 
Staatsminister Herrmann.

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministerium): 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Ritter, Sie 
haben den Herrn Präsidenten vorhin gefragt, ob denn 
jetzt auch jemand reden dürfe, der nicht Notar ist. Der 
Herr Präsident wurde da gerade von anderen Kollegen 
abgelenkt. 

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Ein Anwalt!)

Notar zu sein, ist wohl nicht erforderlich, aber es kann in 
dieser Debatte nicht schaden, wenn man sich ein biss-
chen mit der juristischen Materie vertraut macht. 

(Zuruf der Abgeordneten Maria Scharfenberg 
(GRÜNE))

Zu Ihren Anmerkungen und zu jenen des Kollegen Runge 
möchte ich nur sagen: Es geht nicht um die Frage, ob 
der Bund oder Bayern Träger dieses Projekts ist, sondern 
es geht zunächst einmal darum, dass für das Genehmi-
gungsverfahren für den Transrapid ganz klar ein Bundes-
gesetz einschlägig ist. Das Genehmigungsverfahren ist 
bundesrechtlich geregelt; das wissen Sie sehr gut. Des-
halb ist das Genehmigungsverfahren als solches einem 
Volksentscheid in der Tat nicht zugänglich; denn es ist 
bundesrechtlich geregelt. Genau deswegen sind offen-
sichtlich die Antragsteller dieses Volksentscheids ausge-
wichen. Sie können nicht beschließen, dass der Trans-
rapid nicht gebaut werden darf, weil das gegen Bundes-
recht verstoßen würde. Also sind sie auf die Frage ausge-
wichen, ob Geld für den Transrapid ausgegeben werden 
darf. Genau da stoßen sie an die Bayerische Verfassung, 
weil da klipp und klar drinsteht: „Über den Staatshaushalt 
fi ndet kein Volksentscheid statt.“

das dezidiert ganz anders. Der Bund sagt immer wieder, 
das sei ein Landesprojekt. Dass die Staatsregierung hier 
längst klein beigegeben hat, signalisieren mehrere Sach-
verhalte. Zum einen gibt es im Doppelhaushalt 2007/08, 
den wir schon vor einiger Zeit beschlossen haben, den 
Einnahme-Leertitel „Zuweisung des Bundes“. Der Bund 
braucht für sein eigenes Projekt aber keine Zuweisung 
zu machen. Zum anderen hat die Staatsregierung längst 
akzeptiert, dass der Bund seinen Anteil deckelt. Bei einem 
Bundesprojekt wäre das tatsächlich kritisch zu sehen. 
Schließlich wurde schon vor vielen Jahren eine gemein-
same Gesellschaft mit der Bahn AG zur Vorbereitung 
des Projekts gegründet. Für eine Sache, für die er nicht 
zuständig ist, braucht der Staat – und darf das eigentlich 
auch nicht – keine Gesellschaft zu gründen. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Wir werden sehen, wie die Verfassungsrichter ent-
scheiden. Unabhängig von dieser Entscheidung wissen 
wir und wissen Sie eines: Es gibt andere Spielfelder, auf 
denen wir uns mit diesem Thema auseinandersetzen und 
wo wir mit allen Kräften gegenhalten. Sie kennen unsere 
Positionierung. Da die beiden Vorredner kurz darauf ein-
gegangen sind, mache ich das Gleiche. Wir halten das 
Projekt für nicht der Realisierung würdig. Das ist sehr höf-
lich ausgedrückt. Wir sagen zum einen, dass der verkehr-
liche Nutzen im Vergleich zu den Kosten erbärmlich ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir sagen zum anderen, dass das Projekt keinen arbeits- 
und industriepolitischen Nutzen stiftet. Vor allem sagen 
wir, dass das Projekt haushaltspolitisch nicht verant-
wortbar ist.

Zum verkehrlichen Nutzen: Herr Weiß hat von Alternativen 
gesprochen. Warum halten wir den verkehrlichen Nutzen 
für erbärmlich? – Es geht um acht Millionen Fahrgäste 
im Jahr. Das ist nicht meine Erfi ndung, sondern das sind 
Zahlen aus der Machbarkeitsstudie und aus den Planfest-
stellungsunterlagen. Da haben einzelne Straßenbahnlinien 
in München mehr Fahrgäste. Von diesen acht Millionen 
Fahrgästen, Herr Weiß, sind genau 2,6 Millionen jene, 
die Sie eigentlich ansprechen wollen, nämlich Leute, die 
jetzt mit dem Auto zum Flughafen anreisen. Das sind nur 
2,6 Millionen von den für das Jahr 2015 geschätzten Ori-
ginäreinsteigern in München, 2,6 Millionen, die ansonsten 
über die Straße kommen. Der größte Teil der Originä-
reinsteiger, die vorher über die Straße gekommen sind, 
werden weiterhin über die Straße kommen. Mehr als die 
Hälfte der Fahrgäste wird von anderen öffentlichen Ver-
kehrsmitteln abgeworben, nämlich von der S-Bahn und 
den Flughafenbussen. Das heißt, Ihr toller verkehrlicher 
Nutzen sieht so aus, dass wir den öffentlichen Verkehr, in 
den wir viel Geld stecken, kannibalisieren. 

Zum industrie- und arbeitsmarktpolitischen Nutzen: 72 
Projekte wurden untersucht, und nichts kam dabei heraus. 
Die deutsche Eisenbahnindustrie ist hervorragend positi-
oniert. Sie hat eine unheimlich hohe Exportquote, einen 
Umsatz von ungefähr 10 Milliarden und 40 000 Beschäf-
tigte. Die Welt braucht doch keinen Transrapid, sondern 
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Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Vielen Dank, Herr Minister. Ich habe noch zwei Zwischen-
bemerkungen. Die erste Zwischenbemerkung Herr Kol-
lege Ritter, bitte.

Florian Ritter (SPD) (vom Redner nicht autorisiert): Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Zum einen muss 
man feststellen, dass es in Bayern durchaus schon haus-
haltsrelevante Volksbegehren gab, die auch vom Verfas-
sungsgerichtshof anerkannt worden sind. Ich fi nde es 
etwas mutig, Herr Minister, wenn Sie jetzt sagen, so wie 
ich das sage, ist es von den Vätern und Müttern der Bay-
erischen Verfassung gemeint gewesen. Sie hätten sich 
vielleicht einmal das Protokoll der Verfassunggebenden 
Landesversammlung im Landtag ansehen sollen. Da 
ist durchaus vom damaligen CSU-Abgeordneten Hans 
Ehard eine andere Position zu diesem Punkt vertreten 
worden.

Was die Kosten einer besseren Anbindung Münchens 
angeht, nur Folgendes. Wir reden hier noch gar nicht 
einmal über die äußerst stiefmütterlich behandelte bes-
sere Anbindung des Chemiedreiecks oder Niederbayerns, 
die ebenfalls in der Verkehrsstudie als maßgeblich für eine 
bessere Anbindung des Flughafens genannt werden. Und 
über die verbesserte Anbindung des Bereichs München 
habe ich von Ihnen immer nur Zahlen gehört, die niemand 
belegt hat. Es gibt keine Studien über die angeblichen 
Kosten für die Express-S-Bahn oder S-Bahn-Ertüchti-
gungen, in denen diese Zahlen dargelegt werden. Es kann 
keiner sagen, wie Sie auf diese Kosten kommen. Das ist 
genauso unsolide wie die Behauptung, dieser Transrapid 
würde 1,85 Milliarden Euro kosten. 

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Minister, wollen Sie gleich antworten? – Bitte sehr!

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministe-
rium): Ich weiß nicht, was da unsolide sein soll. Können 
Sie andere Zahlen bringen? Ich darf ausdrücklich auf 
Folgendes hinweisen. Zur Kostenberechnung für die 
Express-S-Bahn gibt es keine unterschiedlichen Zahlen 
zwischen Oberbürgermeister Ude und dem bayerischen 
Wirtschaftsministerium. Es ist aber eine Frage, ob man 
das so will oder nicht. Über die Frage, was es am Schluss 
kosten würde, wenn man es machte, ist mir bisher kein 
großer Streit bekannt, Herr Kollege Ritter. 

(Zuruf des Abgeordneten Florian Ritter (SPD))

Zum Transrapid gibt es von den Vorhabenträger Bund 
und Deutsche Bahn eine Kostenschätzung. Aber Sie 
behaupten hier so einfach ins Blaue hinein, dass diese in 
Frage zu stellen sei.

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Das werden wir 
sehen!)

Entschuldigung, wir sind jetzt bei der verfassungsrecht-
lichen Beurteilung der Zulässigkeit des Volksentscheids. 

Das ist der entscheidende Punkt, den das Bayerische 
Innenministerium in seiner Vorlage an den Bayerischen 
Verfassungsgerichtshof deutlich gemacht hat. Das ist eine 
grundsätzliche Position der Bayerischen Verfassung. Ich 
persönlich stehe ganz klar auf dem Rechtsstandpunkt: 
Das ist umfassend zu verstehen. Der lapidare Satz, dass 
über den Staatshaushalt kein Volksentscheid stattfi ndet, 
meint ganz offensichtlich, dass über den Staatshaushalt 
allein und umfassend dieses Hohe Haus zu befi nden hat.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Dann 
hätte nie ein Volksentscheid stattfi nden dürfen!)

So haben das die Mütter und Väter der Bayerischen Ver-
fassung 1946 eindeutig gemeint. Da es hierüber unter-
schiedliche Auffassungen gibt, muss der Verfassungsge-
richtshof jetzt darüber entscheiden. So einfach ist das.

Natürlich geht es nicht nur um die Frage, die Sie vorhin 
angesprochen haben, ob dann Mehrausgaben oder Min-
dereinnahmen verfügt werden oder insgesamt Minder-
ausgaben. Über diese grundsätzliche Frage hinaus kann 
man in diesem konkreten Fall sehr wohl – das wird in 
unserer Stellungnahme deutlich – begründen, dass eine 
Verbesserung der Anbindung des Flughafens notwendig 
ist. Das ist offensichtlich auch im Münchner Rathaus und 
bei Herrn Oberbürgermeister Ude unstrittig. 

Deshalb bringen er und auch weite Teile von Ihnen das 
Thema Express-S-Bahn ins Spiel. Sie können ruhig über 
die Gesamtbelastung des deutschen Steuerzahlers reden, 
aber es ist unbestritten, dass für den bayerischen Staats-
haushalt eindeutig die Express-S-Bahn mehr kostet als 
das vorliegende Konzept des Transrapids.

(Zurufe von der SPD und von den GRÜNEN)

Das ist eindeutig. Wenn man sich nur auf die Frage der 
Belastung des Staatshaushaltes in der verfassungsrecht-
lichen Interpretation kapriziert, wird klar, dass diese spe-
zielle Konstellation zu folgenden Überlegungen führen 
muss. Wir lösen mit der Ablehnung des Transrapids 
nicht das Verkehrsproblem in Richtung Null, sondern 
wir müssten einen anderen Weg suchen, von welchem 
gerade die Betreiber dieses Volksbegehrens sagen – OB 
Ude und viele andere –, dass die Express-S-Bahn besser 
wäre. Aber diese Express-S-Bahn ist für den bayerischen 
Staatshaushalt eindeutig teurer als die Kosten, die im 
Moment für das Transrapidprojekt vorliegen. 

Deshalb sage ich auch in dieser Hinsicht ganz eindeutig, 
es ist das alleinige Budgetrecht dieses Hohen Hauses, 
darüber zu befi nden, ob es die eine oder die andere 
Variante im bayerischen Staatshaushalt für die richtige 
hält. Daher ist nach meiner festen Überzeugung dieses 
Volksbegehren nicht mit der Bayerischen Verfassung ver-
einbar und damit die wohlausgewogene Formulierung in 
unserer Stellungnahme an den Bayerischen Verfassungs-
gerichtshof stichhaltig. Ich bin zuversichtlich, dass wir 
damit schließlich obsiegen werden. 

(Beifall bei der CSU) 
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Flughafen-Express-S-Bahn oder auch für eine regu-
läre S-Bahn zum Flughafen und die von Ihnen freiwillig 
gezahlt werden, niemals so viel ausmachen müssten, wie 
jetzt die fünf Euro und einige wenige Cents je Kilometer. 
Damit brechen Ihre Schätzungen bzw. Berechnungen in 
sich zusammen. 

Ein letzter Punkt; Sie haben es richtigerweise angespro-
chen: Die SPD war wenigstens lernfähig, und da ging es 
nicht um eine kurzfristige Wahlkampfmunition, sondern 
es ging um eine ernsthafte Auseinandersetzung mit der 
Thematik. Wir hoffen, dass Sie irgendwann auch einmal 
lernfähig sein werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Minister.

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministerium): 
Zunächst einmal nehme ich zur Kenntnis, Herr Kollege 
Runge, dass das alles überhaupt nichts mit der Frage 
der Verfassungsmäßigkeit dieses Volksentscheids zu tun 
hat. 

(Maria Scharfenberg (GRÜNE): Aber Sie haben 
doch davon geredet!)

Trotzdem sage ich zu diesen Themen, die Sie eben ange-
sprochen haben, Folgendes. Natürlich bin ich mir der Vor- 
und Nachteile der verschiedenen Varianten bewusst. Sie 
sollten sich umgekehrt aber auch bewusst machen, den 
Menschen zu erklären, wenn Sie davon sprechen, wie 
teuer dieser Transrapid sein wird, dass allein der zweite 
S-Bahntunnel, den wir, soweit ich es überblicke, weit-
gehend alle befürworten, vom Hauptbahnhof zum Ost-
bahnhof 1,6 Milliarden Euro kosten wird. 

(Zurufe von den GRÜNEN)

Ich weiß, dass vielen unserer Mitbürgerinnen und Mit-
bürger bei Projekten, die sonst nicht umstritten sind, nicht 
bewusst ist, in welchen Kostendimensionen wir uns dort 
inzwischen bewegen. Aber allein dieses kurze Stück vom 
Hauptbahnhof zum Ostbahnhof als zweiter S-Bahntunnel 
ist auf 1,6 Milliarden Euro veranschlagt. Deshalb bewegen 
wir uns beim Thema Express-S-Bahn durchaus auch in 
anderen Dimensionen. 

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Martin Runge 
(GRÜNE))

Ich kann Ihnen nur sagen, lieber Herr Kollege Runge: Es 
ist sehr schön, wenn Sie sich so für die Eisenbahn ein-
setzen. 

Aber so, wie Sie hier argumentieren, habe ich den Ein-
druck, wenn Sie vor 150 Jahren in Bayern Verantwortung 
getragen hätten, wäre noch nicht einmal die erste Eisen-

Wir können hier natürlich gern über die Sinnhaftigkeit 
des Transrapids diskutieren; darüber könnten wir sehr 
schnell wieder eine Debatte anstellen. Sie wissen ganz 
genau, dass es eine rot-grüne Koalition in Berlin gab, 
die den Transrapid wollte und es gibt auch eine Koali-
tionsvereinbarung in Berlin, die besagt, dass der Trans-
rapid in Deutschland gebaut werden soll. Und es gab 
vor einigen Jahren auch noch einen Oberbürgermeister 
Ude sowie einen SPD-Fraktionsvorsitzenden Maget, die 
beide sagten, man bräuchte dringend den Transrapid in 
München. Es ist doch nicht so, dass wir uns das alles 
einbilden, sondern Sie haben es gesagt. Heute haben Sie 
aus rein wahltaktischen Gründen diese ganzen früheren 
Positionen über Bord geworfen. 

(Beifall bei der CSU)

Aber das hat, mit Verlaub, mit der verfassungsrechtlichen 
Beurteilung nichts zu tun. 

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Und was ist mit Hans 
Ehard?)

Wenn ich das noch nachschieben darf: Ich habe sehr 
wohl sowohl die Ausführungen von Wilhelm Hoegner wie 
auch die von Hans Ehard in der verfassungsgebenden 
Landesversammlung nachgelesen. Auf beide nehmen wir 
im Schriftsatz des bayerischen Innenministeriums Bezug. 
Ich bin sicher, auch die Verfassungsrichter werden das 
nachlesen. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Kollege Runge, bitte.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Anders als mein Vorredner 
Kollege Ritter als „Zwischeninterventionist“ habe ich 
keine Fragen zur Express-S-Bahn sondern will einige 
Fakten nennen. 

Herr Minister, Sie nehmen hoffentlich zur Kenntnis bzw. 
haben es im Bewusstsein, dass es sehr wohl laut Aus-
sage der bayerischen Staatsregierung die Möglichkeit 
zur Realisierung einer Express-S-Bahn gab – damals von 
der Staatsregierung so benannt – auch noch nach dem 
Jahr 2000 als kleine Express-S-Bahn-Lösung.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dies basierte auf einem Gutachten der Schweizer Firma 
SMA, welche etwa 50 Millionen DM an Investitionskosten 
ausgerechnet hat. Diese Investitionen sind mittlerweile 
getätigt. 

Sie nehmen zweitens – hoffentlich – zur Kenntnis, dass 
selbstverständlich große Express-S-Bahn-Lösungen 
– egal ob über den Westarm oder über den Ostarm -viel 
Geld kosteten, aber anders als der Transrapid einen 
gewaltigen Zusatznutzen für den Regionalverkehr und 
den Schienengüterverkehr schaffen würden. 

Sie nehmen drittens hoffentlich zur Kenntnis, dass die 
Bestellgelder, die Sie immer an die Wand malen, für eine 
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verzichtet wird. Ich schlage daher vor, den Staatsvertrag 
dem Ausschuss für Hochschule, Forschung und Kultur 
als federführendem Ausschuss zu überweisen. Besteht 
damit Einverständnis? – Das ist der Fall. Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 f auf: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 
über die Errichtung der staatlichen Hochschule für 
Musik Nürnberg (Drs. 15/9676) 
– Erste Lesung –

Hier gibt es die gleiche Absprache. Gibt es Einwendungen? 
– Das ist nicht der Fall. Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Bestätigung der von den vorschlagsberechtigten 
Körperschaften und Verbänden benannten Mitglieder 
und stellvertretenden Mitglieder für den Landesge-
sundheitsrat

Mit Schreiben vom 23.11.2007 hat der Staatsminister für 
Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz dem Landtag 
die von den vorschlagsberechtigten Körperschaften und 
Verbänden nach Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes über 
den Landesgesundheitsrat bisher benannten Mitglieder 
und stellvertretenden Mitglieder des neu zu berufenden 
Landesgesundheitsrates mitgeteilt. Im Einzelnen ver-
weise ich auf Teil I der Ihnen vorliegenden Aufstellung. 

(siehe Anlage 4)

Herr Staatsminister Dr. Bernhard bittet, die Bestätigung 
der vorgeschlagenen Persönlichkeiten durch den Baye-
rischen Landtag für die Dauer der Legislaturperiode her-
beizuführen. Was ich darunter verstehe ist, dass es nur 
bis zum Ende dieser Legislaturperiode ist. 

So weit von den vorschlagsberechtigten Institutionen die 
Benennung noch nicht erfolgt ist bzw. so weit von diesen 
Institutionen mehrere Vorschläge abgegeben worden 
sind, ohne sich jeweils auf ein bestimmtes Mitglied bzw. 
stellvertretendes Mitglied festzulegen, kann die Bestäti-
gung erst nach entsprechender Einigung innerhalb der 
Institution erfolgen. Ich merke an, dass es nicht Aufgabe 
des Parlaments ist, sich bei Streit zwischen den Institu-
tionen einzumischen. Die müssen das unter sich ausma-
chen. 

Gibt es noch Wortmeldungen dazu? – Dann kommen 
wir zur Abstimmung. Besteht damit Einverständnis, dass 
ich über die zu bestätigenden Mitglieder und stellvertre-
tenden Mitglieder gemeinsam abstimmen lasse? – Das 
ist der Fall. Dann lasse ich gemeinsam abstimmen. 

Wer mit der Entsendung der von den vorschlagsbe-
rechtigten Körperschaften und Verbänden benannten 
Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder in den Lan-
desgesundheitsrat entsprechend Teil I der aufgelegten 

bahn von Nürnberg nach Fürth gebaut worden. Das ist 
die Realität.

(Beifall bei der CSU – Anhaltende Zurufe von den 
GRÜNEN und von der SPD)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Vielen Dank, Herr Minister. Es liegen mir keine weiteren 
Wortmeldungen mehr vor. Die Aussprache ist damit 
geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung.

Der federführende Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- 
und Parlamentsfragen empfi ehlt, sich am Verfahren zu 
beteiligen. Zum Vertreter des Landtages ist der Abgeord-
nete Dr. Bernd Weiß zu bestellen und es ist festzustellen, 
dass die gesetzlichen Voraussetzungen für die Zulassung 
des Volksbegehrens nicht gegeben sind.

Wer dieser Beschlussempfehlung auf Drucksache 15/9754 
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das ist die CSU-Fraktion. Die Gegenstimmen? – Das sind 
die beiden anderen Fraktionen. Gibt es Enthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Damit ist das so beschlossen.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Zählen 
Sie doch mal durch!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich rufe jetzt Tagesord-
nungspunkt 4 a auf:

Erste Lesungen zu Gesetzentwürfen, die ohne Aus-
sprache an die jeweils federführenden Ausschüsse 
überwiesen werden sollen.

In der Anlage 1 zur Tagesordnung sind die zur Überwei-
sung anstehenden Gesetzentwürfe aufgeführt. 

Die Liste enthält auch zu jedem Gesetzentwurf einen 
Zuweisungsvorschlag hinsichtlich des als federführend 
angesehenen Ausschusses. 

(siehe Anlage 3)

Gibt es Änderungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. 
Dann kommen wir zur Beschlussfassung über die Zuwei-
sungen. 

Wer mit der Überweisung der in der Anlage enthaltenen 
Gesetzentwürfe an die zur Federführung vorgeschla-
genen Ausschüsse einverstanden ist, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 
Dann ist das einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 e auf:

Antrag der Staatsregierung 
auf Zustimmung zum Zehnten Staatsvertrag zur Ände-
rung rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Zehnter 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag) (Drs. 15/9667) 
– Erste Lesung –

Wir haben uns darauf geeinigt, dass der Antrag nicht 
begründet wird und von den Fraktionen auf Redebeiträge 
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Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 auf:

Abstimmung über Anträge etc., die gemäß § 59 Abs. 7 
der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit 
den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die 
Ihnen vorliegende Liste. Wer mit der Übernahme seines 
Abstimmungsverhaltens bzw. dem jeweiligen Abstim-
mungsverhalten seiner Fraktion entsprechend der aufge-
legten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Dann ist 
das einstimmig so beschlossen. 

(siehe Anlage 5)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn ich jetzt mit Blick 
auf die Uhr den nächsten Tagesordnungspunkt aufrufen 
würde, hätte jede Fraktion fünf Minuten Redezeit und 
danach wird auch der Minister Stellung nehmen wollen. 
Dann könnten wir aber darüber nicht mehr abstimmen. 
Ich bedauere feststellen zu müssen, dass das das Ergeb-
nis der letzten Ältestenratssitzung ist. Wir sollten eigent-
lich bis 20.00 Uhr tagen. Dann haben es einige Verbände 
erreicht, dass wir heute um 19.00 Uhr Schluss machen, 
weil diese einen Parlamentarischen Abend angesetzt 
haben. Ich sage den anwesenden Mitgliedern des 
Ältestenrates: Es zeigt sich, dass wir darauf bestehen 
müssen, dem Parlament die Priorität zu geben und 
nicht den Interessenverbänden. Die Interessenverbände 
müssen sich nach dem Landtag und seinen Sitzungs-
zeiten richten, nicht umgekehrt. Erst wenn im Landtag 
Schluss ist, kann der Parlamentarische Abend beginnen. 

Ich merke dieses deswegen an, weil ich es nicht für an-
gemessen halte, jetzt noch den Tagesordnungspunkt 
Polizeiaufgabengesetz durchzupeitschen. Das Thema 
liegt mir selber zu sehr am Herzen. Nicht behandelt 
werden können heute auch das Bayerische Feuerwehr-
gesetz und das Bayerische Katastrophenschutzgesetz. 
Ich will daher noch einmal als Mahnung an uns selber 
sagen: Wir vertreten das Volk und nicht die Interessenver-
bände. In diesem Sinne verabschiede ich Sie heute und 
wünsche einen schönen Abend. 

(Schluss: 18.45 Uhr)

Liste einverstanden ist, den bitte um das Handzeichen. 
– Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Dann ist das ein-
stimmig so beschlossen. 

Der Landtag bestätigt damit gemäß Artikel 2 Absatz 3 des 
Gesetzes über den Landesgesundheitsrat die benannten 
Persönlichkeiten als Mitglieder bzw. stellvertretende Mit-
glieder des Landesgesundheitsrats. 

In Teil II der aufgelegten Liste sind zu Ihrer Information 
auch die von den Fraktionen gemäß Artikel 2 Absatz 2 des 
Gesetzes über den Landesgesundheitsrat nominierten 
Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder aufgeführt. 
Insoweit ist ein Landtagsbeschluss nicht vorgesehen. 

(siehe Anlage 4)

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 7 auf:

Neubestellung eines Mitglieds für den Medienrat

Der Vorsitzende des Medienrates hat mitgeteilt, dass am 
15.11.2007 Herr Henry Schramm, Oberbürgermeister 
der Stadt Kulmbach, als Vertreter der Gemeinden und 
Gemeindeverbände in den Verwaltungsrat der Landes-
zentrale gewählt worden ist. Herr Schramm, der dem 
Medienrat bislang als Vertreter der CSU-Fraktion ange-
hörte, ist mit der Annahme der Wahl als Vertreter des Bay-
erischen Landtags aus dem Medienrat ausgeschieden. 
Scheidet ein Mitglied des Medienrats während der Amts-
zeit aus, so wird gemäß Artikel 13 Absatz 3 Satz 7 des 
Bayerischen Mediengesetzes der Nachfolger für den 
Rest der Amtszeit entsandt. 

Die CSU-Fraktion, die insoweit das Vorschlagsrecht für 
die Nachbenennung besitzt, hat Herrn Kollegen Walter 
Nadler als neues Mitglied im Medienrat vorgeschlagen. 
Hierüber ist Beschluss zu fassen. Ist der Herr Kollege 
Nadler da? – Wird Vorstellung gewünscht? – Ich frage 
noch einmal ernsthaft: Wird Vorstellung gewünscht? – 
Das ist nicht der Fall. Dann lasse ich darüber Beschluss 
fassen. 

Wer mit der Bestellung von Herrn Kollegen Walter Nadler 
zum neuen Mitglied des Medienrats einverstanden ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – 
Enthaltungen? – Enthaltung des Betroffenen, sonst ein-
stimmig. Herzlichen Glückwunsch. 
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Anlage 1

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 30.01.2008 zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Franz Maget, Johanna 
Werner-Muggendorfer, Joachim Wahnschaffe u. a. und Fraktion SPD; Kostenfreier Kindertagesstättenbesuch (Druck-
sache 15/9790)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Ach Manfred X
Ackermann Renate X

Babel Günther
Bause Margarete X
Dr. Beckstein Günther X
Dr. Bernhard Otmar
Dr. Beyer Thomas X
Biechl Annemarie X
Biedefeld Susann
Bocklet Reinhold X
Boutter Rainer X
Breitschwert Klaus Dieter X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brunner Helmut X

Christ Manfred X

Deml Marianne X
Dodell Renate X
Dr. Döhler Karl
Donhauser Heinz X
Dr. Dürr Sepp X
Dupper Jürgen X

Eck Gerhard X
Eckstein Kurt
Eisenreich Georg X
Eismann Peter X
Ettengruber Herbert X
Prof. Dr. EykmannWalter X

Prof. Dr. Faltlhauser Kurt X
Dr. Fickler Ingrid X
Fischer Herbert X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X

Gabsteiger Günter X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Glück Alois X
Goderbauer Gertraud X
Görlitz Erika X
Götz Christa X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Guckert Helmut X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine
Haedke Joachim
Hallitzky Eike X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans
Herrmann Joachim
Hintersberger Johannes X
HoderleinWolfgang X
Hohlmeier Monika X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Hufe Peter X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Dr. Kaiser Heinz X
Kamm Christine X
Kaul Henning X
Kern Anton X
Kiesel Robert X
Kobler Konrad X
König Alexander X
Kränzle Bernd X
Dr. Kreidl Jakob
Kreuzer Thomas X
Dr. Kronawitter Hildegard X
Kupka Engelbert
Kustner Franz X

LeichtleWilli X
Graf von und zu Lerchenfeld Philipp X
Lochner-Fischer Monica
Lück Heidi X

Prof. Männle Ursula X
Dr. Magerl Christian X
Maget Franz
Matschl Christa X
Meißner Christian X
Memmel Hermann
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Meyer Franz
Miller Josef X
Dr. Müller Helmut
Müller Herbert X
Mütze Thomas X

Naaß Christa X
NadlerWalter X
Narnhammer Bärbel X
Neumeier Johann
Neumeyer Martin X
Nöth Eduard X

Obermeier Thomas X

Pachner Reinhard
Paulig Ruth X
Peterke Rudolf X
Peters Gudrun
Pfaffmann Hans-Ulrich
Plattner Edeltraud X
Pongratz Ingeborg
Pranghofer Karin X
Pschierer Franz Josef X

Dr. Rabenstein Christoph X
Radermacher Karin X
Rambold Hans
Ranner Sepp
Richter Roland X
Ritter Florian X
Freiherr von Rotenhan Sebastian X
Rotter Eberhard X
Rubenbauer Herbert
Rudrof Heinrich X
Rüth Berthold X
Rütting Barbara X
Dr. Runge Martin X
Rupp Adelheid X

Sackmann Markus
Sailer Martin
Sauter Alfred
Scharf-Gerlspeck Ulrike X
Scharfenberg Maria X
SchiederWerner X
Schindler Franz X
Schmid Berta X
Schmid Georg X
Schmid Peter
Schmitt-Bussinger Helga
Schneider Siegfried
Schorer Angelika
Schuster Stefan X
Schwimmer Jakob X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Sem Reserl X
Sibler Bernd
Sinner Eberhard X
Dr. Söder Markus
Sonnenholzner Kathrin X
Dr. Spaenle Ludwig
Spitzner Hans
Sprinkart Adi X
Stahl Christine X
Stahl Georg
Stamm Barbara X
Steiger Christa X
Stewens Christa X
Stierstorfer Sylvia X
Prof. Dr. Stockinger Hans Gerhard X
Stöttner Klaus X
Dr. Stoiber Edmund
Strehle Max X
Strobl Reinhold X
Ströbel Jürgen X
Dr. Strohmayr Simone

Thätter Blasius X
Tolle Simone X
Traublinger Heinrich X

Unterländer Joachim X

Prof. Dr. Vocke Jürgen
VogelWolfgang X
Volkmann Rainer X

Wägemann Gerhard X
Wahnschaffe Joachim X
Prof. Dr.Waschler Gerhard X
Weichenrieder Max X
Weidenbusch Ernst X
Weikert Angelika X
Weinberger Helga X
Dr.Weiß Bernd X
Dr.Weiß Manfred X
Welnhofer Peter X
Werner Hans Joachim X
Werner-Muggendorfer Johanna X
Winter Georg X
Winter Peter X
Wörner Ludwig X
Wolfrum Klaus X

Zeitler Otto X
Zeller Alfons X
Zellmeier Josef X
Zengerle Josef X
Dr. Zimmermann Thomas X

Gesamtsumme 47 91 2
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Abstimmungsliste

Anlage 2

zur namentlichen Abstimmung am 30.01.2008 zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Dr. Sepp 
Dürr, maria Scharfenberg u. a. und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN; Mittelfristige Kostenfreiheit für Kinderbildungs- 
und Betreuungseinrichtungen (Drucksache 15/9801)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Ach Manfred X
Ackermann Renate X

Babel Günther
Bause Margarete X
Dr. Beckstein Günther X
Dr. Bernhard Otmar
Dr. Beyer Thomas X
Biechl Annemarie X
Biedefeld Susann
Bocklet Reinhold X
Boutter Rainer X
Breitschwert Klaus Dieter X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brunner Helmut X

Christ Manfred X

Deml Marianne X
Dodell Renate X
Dr. Döhler Karl
Donhauser Heinz X
Dr. Dürr Sepp X
Dupper Jürgen X

Eck Gerhard X
Eckstein Kurt
Eisenreich Georg X
Eismann Peter X
Ettengruber Herbert X
Prof. Dr. EykmannWalter X

Prof. Dr. Faltlhauser Kurt X
Dr. Fickler Ingrid X
Fischer Herbert X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X

Gabsteiger Günter X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Glück Alois X
Goderbauer Gertraud X
Görlitz Erika X
Götz Christa X
Dr. Goppel Thomas
Gote Ulrike X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Guckert Helmut X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine
Haedke Joachim
Hallitzky Eike X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans
Herrmann Joachim
Hintersberger Johannes X
HoderleinWolfgang X
Hohlmeier Monika X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Hufe Peter X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Dr. Kaiser Heinz X
Kamm Christine X
Kaul Henning X
Kern Anton X
Kiesel Robert X
Kobler Konrad X
König Alexander X
Kränzle Bernd X
Dr. Kreidl Jakob
Kreuzer Thomas X
Dr. Kronawitter Hildegard X
Kupka Engelbert
Kustner Franz X

LeichtleWilli X
Graf von und zu Lerchenfeld Philipp X
Lochner-Fischer Monica
Lück Heidi X

Prof. Männle Ursula X
Dr. Magerl Christian X
Maget Franz
Matschl Christa X
Meißner Christian X
Memmel Hermann



Bayerischer Landtag · 15. Wahlperiode8318  Plenarprotokoll 15/114 v. 30. 01. 2008

Name Ja Nein Enthalte
mich

Meyer Franz
Miller Josef X
Dr. Müller Helmut
Müller Herbert X
Mütze Thomas X

Naaß Christa X
NadlerWalter X
Narnhammer Bärbel X
Neumeier Johann
Neumeyer Martin X
Nöth Eduard X

Obermeier Thomas X

Pachner Reinhard
Paulig Ruth X
Peterke Rudolf X
Peters Gudrun
Pfaffmann Hans-Ulrich
Plattner Edeltraud X
Pongratz Ingeborg
Pranghofer Karin X
Pschierer Franz Josef X

Dr. Rabenstein Christoph X
Radermacher Karin X
Rambold Hans
Ranner Sepp
Richter Roland X
Ritter Florian X
Freiherr von Rotenhan Sebastian X
Rotter Eberhard X
Rubenbauer Herbert
Rudrof Heinrich X
Rüth Berthold X
Rütting Barbara X
Dr. Runge Martin X
Rupp Adelheid

Sackmann Markus
Sailer Martin
Sauter Alfred
Scharf-Gerlspeck Ulrike X
Scharfenberg Maria X
SchiederWerner X
Schindler Franz X
Schmid Berta X
Schmid Georg X
Schmid Peter
Schmitt-Bussinger Helga
Schneider Siegfried
Schorer Angelika
Schuster Stefan X
Schwimmer Jakob X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Sem Reserl X
Sibler Bernd
Sinner Eberhard
Dr. Söder Markus
Sonnenholzner Kathrin X
Dr. Spaenle Ludwig
Spitzner Hans
Sprinkart Adi X
Stahl Christine X
Stahl Georg
Stamm Barbara X
Steiger Christa X
Stewens Christa
Stierstorfer Sylvia X
Prof. Dr. Stockinger Hans Gerhard X
Stöttner Klaus X
Dr. Stoiber Edmund
Strehle Max X
Strobl Reinhold X
Ströbel Jürgen X
Dr. Strohmayr Simone

Thätter Blasius X
Tolle Simone X
Traublinger Heinrich

Unterländer Joachim X

Prof. Dr. Vocke Jürgen
VogelWolfgang X
Volkmann Rainer X

Wägemann Gerhard X
Wahnschaffe Joachim X
Prof. Dr.Waschler Gerhard X
Weichenrieder Max X
Weidenbusch Ernst X
Weikert Angelika X
Weinberger Helga X
Dr.Weiß Bernd X
Dr.Weiß Manfred X
Welnhofer Peter X
Werner Hans Joachim X
Werner-Muggendorfer Johanna X
Winter Georg
Winter Peter X
Wörner Ludwig X
Wolfrum Klaus X

Zeitler Otto X
Zeller Alfons X
Zellmeier Josef X
Zengerle Josef X
Dr. Zimmermann Thomas X

Gesamtsumme 16 88 30
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Anlage 1 zur Tagesordnung der 114. Plenarsitzung:

Erste Lesungen 
(Tagesordnungspunkt 4a)

Gesetzentwürfe, die ohne Aussprache an die jeweils 
federführenden Ausschüsse überwiesen werden sol-
len

1.  Gesetzentwurf der Staatsregierung 
zur Änderung des Bayerischen Hochschulpersonal-
gesetzes 
Drs. 15/9677 
 
 Zuweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Hochschule, Forschung und Kul-
tur

2.  Gesetzentwurf der Abgeordneten Margarete Bause, 
Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.a. und Frakti-
on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
zur Änderung des Bayerischen Naturschutzgesetzes
Drs. 15/9748

  Zuweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz

Anlage 3
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Anlage 4

Zu Tagesordnungspunkt 6 

Teil I

Bestätigung der von den vorschlagsberechtigten Körperschaften und Verbänden  
benannten Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder für den Landesgesundheitsrat 
(Bestätigung hat durch Landtagsbeschluss zu erfolgen) 

Die vorschlagsberechtigten Körperschaften und Verbänden haben gem. Art. 2 Abs. 3 des Gesetzes  
über den Landesgesundheitsrat die nachstehend aufgeführten Persönlichkeiten als Mitglieder und 
stellvertretende Mitglieder für den Landesgesundheitsrat benannt: 

Arbeitsgemeinschaft der Krankenkassenverbände in Bayern
Mitglied: Gerhard Schulte
 Arbeitsgemeinschaft der Krankenkassenverbände in Bayern 
Vertreter: offen 

Arbeitsgemeinschaft zur Förderung der Pflegeberufe in Bayern 
Mitglied: Anna Maria Luger
 Kath. Berufsverband für Pflegeberufe e.V. 
Vertreterin: Claudia Knab
 Bezirkskrankenhaus Landshut Pflegedirektion 

Bayerische Krankenhausgesellschaft e.V. 
Mitglied: Oberbürgermeister Franz Stumpf
 Vorsitzender der Bayerischen Krankenhausgesellschaft e.V. 
Vertreter: Siegfried Hasenbein
 Geschäftsführer der Bayerischen Krankenhausgesellschaft e.V. 

Bayerische Landesapothekerkammer 
Mitglied: Dr. Ulrich Krötsch
 Präsident der Bayerischen Landesapothekerkammer 
Vertreterin: Jutta Rewitzer
 Erste Vizepräsidentin der Bayerischen Landesapothekerkammer 

Bayerische Landesärztekammer 
Mitglied: Dr. med. H. Hellmut Koch
 Präsident der Bayerischen Landesärztekammer 
Vertreter: Dr. med. Max Kaplan
 Vizepräsident der Bayerischen Landesärztekammer 

Bayerische Landeskammer der Psychologischen Psychotherapeuten und der Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten 
Mitglied: Dr. Nikolaus Melcop
 Präsident der Bayerischen Landeskammer der Psychologischen Psychotherapeuten  

und der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
Vertreter: Peter Lehndorfer
 Vizepräsident der Bayerischen Landeskammer der Psychologischen Psychotherapeuten  

und der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
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Bayerische Landestierärztekammer  
Mitglied: Prof. Dr. med. vet. Theodor Mantel
 Präsident der Bayerischen Landestierärztekammer 
Vertreterin: Dr. Irmgard Zwehl

Bayerische Landeszahnärztekammer 
Mitglied: Michael Schwarz
 Präsident der Bayerischen Landeszahnärztekammer 
Vertreter: Peter Knüpper
 Hauptgeschäftsführer der Bayerischen Landeszahnärztekammer 

Deutsche Rentenversicherung Bayern Süd
Mitglied: Elisabeth Häusler
 Direktorin der Deutschen Rentenversicherung Bayern Süd 
Vertreter: Manfred Burmeister
 Vorsitzender der Geschäftsführung der Deutschen Rentenversicherung Bayern Süd 

Bayerische Landesverbände oder Regionalleiter der Heilpraktikerverbände 
Mitglied: offen 
Vertreter: offen 

Interessengemeinschaft bayerischer Heilmittelverbände IBH e.V. 
Mitglied: Rüdiger von Esebeck
Vertreter: Bruno Blum
 1. Vorsitzender der VPT 

Kommunale Spitzenverbände in Bayern 
Mitglied: Landrat Karl Haberkorn
 Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände 
Vertreter: Landrat Walter Eichner

Landesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege in Bayern 
Mitglied: Wilfried Mück
 Landesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege in Bayern 
Vertreter: Rudolf Lang
 Bayerisches Rotes Kreuz 

Landesverband Bayern der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
Mitglied: Peter Seidl
 Vorstand des Landesverbandes Bayern und Sachsen der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
Vertreter: Ass. Paul Klementz

Medizinische Fakultäten der bayerischen Universitäten 
Mitglied: offen 
Vertreter: offen 

Öffentlicher Gesundheitsdienst in Bayern 
Mitglied: Dr. Winfried Strauch
 Landesvorsitzender Ärzteverband Öffentlicher Gesundheitsdienst Bayern e.V. 
Vertreter: Dr. Werner Arnholdt
 Landratsamt Gesundheitsamt Schweinfurt 

Patientenfürsprecher
Mitglied: Werner Dresel
 Patientenfürsprecher bei Isar-Amper-Klinikum, Klinikum München-Ost 
Vertreter: Dietmar Peter
 Patientenfürsprecher beim Bezirksklinikum und Heim Ansbach 
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Selbsthilfekoordination Bayern 
Mitglied: Theresa Keidel
 Leitung Selbsthilfekoordination Bayern 
Vertreterin: Eva Kreling
 Vorstandsfrau des Trägervereins Selbsthilfekontaktstellen Bayern e.V. 

VdK Landesverband Bayern e.V. 
Mitglied: Dr. med. Not-Rupprecht Siegel
 Sozialverband VdK Bayern e.V. 
Vertreterin: Zeljka Pintaric
 Unabhängige Patientenberatung Landshut 

Verband der privaten Krankenversicherung e.V. 
Mitglied: Karl-Bernd Telger
 Direktor und Vorstandsmitglied der MÜNCHENER VEREIN Krankenversicherung a.G. 
Vertreter: Christian Weber
 Geschäftsführer des Verbandes der privaten Krankenversicherung e.V. 

Teil II

Außerdem wurden von den Fraktionen gem. Art. 2 Abs. 2 des Gesetzes über den 
Landesgesundheitsrat folgende Mitglieder und stellvertretende Mitglieder nominiert: 
(Ein Landtagsbeschluss ist im Gesetz hierfür nicht vorgesehen) 

Mitglieder: Stellvertreter: 

CSU  

Annemarie Biechl Erika Görlitz
Konrad Kobler Dr. Christian Alex
Angelika Schorer Hermann Imhof
Christa Matschl Gudrun Brendel-Fischer
Günter Gabsteiger Heinz Hausmann
Sylvia Stierstorfer Peter Winter
Joachim Unterländer Robert Kiesel
Dr. Thomas Zimmermann Herbert Fischer

SPD

Kathrin Sonnenholzner Hans-Peter Rupp
Joachim Wahnschaffe Prof. Dr. Jan Murken

BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN 

Barbara Rütting Renate Ackermann
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Anlage 5

Es bedeuten:
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des 

Ausschusses
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 

mit Gegenstimmen
(ENTH)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 

mit Enthaltungen oder
 Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses 

oder
Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss

(Z) Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss

Verfassungsstreitigkeit

 1. Schreiben des Bayer. Verfassungsgerichtshofs vom 
16. November 2007 (Vf. 13-VII-07) betreffend Antrag 
auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit des Be-
bauungsplan Tiefen berg-Süd der Gemeinde Ofter-
schwang vom 12. November 2003 
PII/G-1310/07-13
Drs. 15/9753 (E) 

Votum des federführenden 
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Verfassungs-, Rechts- 
und Parlamentsfragen Z Z Z

Der Landtag beteiligt sich nicht am Verfahren.

Anträge

 2. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.a. und Frak-
tion BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN
Grenzwert für gentechnikfreies Saatgut
Drs. 15/8661, 15/9678 (G)

Votum des federführenden 
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Landwirtschaft 
und Forsten  3 Z Z Z

       3 A
       2 ENTH

 Die CSU-Fraktion hat beantragt, der Abstimmung 
das Votum „Zustimmung“ zu Grunde zu legen.

 3. Antrag der Abgeordneten Joachim Unterländer u.a. 
CSU
Zukunft der älteren Menschen mit Behinderung − 
eine wachsende politische Aufgabe;
I. Runder Tisch - Zukunft der Behindertenhilfe in 
Bayern
Drs. 15/8947, 15/9653 (E)

Votum des federführenden 
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- 
und Familienpolitik Z Z Z

 4. Antrag der Abgeordneten Joachim Unterländer u.a. 
CSU
Zukunft der älteren Menschen mit Behinderung − 
eine wachsende politische Aufgabe;
II. Bestandsaufnahme
Drs. 15/8948, 15/9656 (E)

Votum des federführenden 
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- 
und Familienpolitik Z Z Z

 5. Antrag der Abgeordneten Joachim Unterländer u.a. 
CSU
Zukunft der älteren Menschen mit Behinderung − 
eine wachsende politische Aufgabe;
III. Berücksichtigung der Bedürfnisse älterer Men-
schen mit Behinderung bei der Reform der gesetz-
lichen Pfl egeversicherung
Drs. 15/8949, 15/9751 (E)

Votum des federführenden 
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- 
und Familienpolitik Z Z Z

 6. Antrag der Abgeordneten Joachim Unterländer u.a. 
CSU
Zukunft der älteren Menschen mit Behinderung − 
eine wachsende politische Aufgabe;
V. Umsetzung der Rahmenleistungsvereinbarung zur 
Entwicklung tagesstrukturierender Maßnahmen für 
ältere Menschen mit Behinderung
Drs. 15/8951, 15/9654 (E)

Votum des federführenden 
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- 
und Familienpolitik Z Z Z

Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung über die 
nicht einzeln zu beratenden Anträge etc. zu Grunde gelegt wurden
gem. § 59 Absatz 7 (Tagesordnungspunkt 8) 
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13. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.a. und Frak-
tion BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN
Fliegerhorst Fürstenfeldbruck: Unterstützung des 
Konzepts der Gemeinde Maisach zur nichtfl iege-
rischen Nutzung des früheren Fliegerhorstes – Ab-
kehr von der Planung zur fl iegerischen Nutzung bzw. 
Mitnutzung durch die Allgemeine Luftfahrt, entspre-
chende Änderung im Landesentwicklungsprogramm 
(LEP)
Drs. 15/7921, 15/9750 (A)

Votum des federführenden 
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie A Z Z

14. Antrag der Abgeordneten Reinhold Bocklet, 
Franz Josef Pschierer, Eberhard Rotter u.a. CSU
Unterstützung des Konzepts der Gemeinde Maisach 
zur nichtfl iegerischen Nachnutzung des ehemaligen 
Fliegerhorstes Fürstenfeldbruck sowie erforder-
lichenfalls Änderung des Landesentwicklungspro-
gramms (LEP)
Drs. 15/9354, 15/9749 (ENTH)

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gem. 
§ 126 Abs. 3 Satz 3 GeschO
Votum des mitberatenden 
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Bundes- und 
Europaangelegenheiten Z ENTH Z

15. Antrag der Abgeordneten Joachim Unterländer u.a. 
CSU
Zukunft der älteren Menschen mit Behinderung – 
eine wachsende politische Aufgabe;
IV. Eingliederung und Teilhabe von Menschen mit 
Behinderung lebenslang gewähren
Drs. 15/8950, 15/9752 (E) [X]

Votum des mitberatenden 
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Staatshaushalt 
und Finanzfragen Z Z Z

 7. Antrag der Abgeordneten Dr. Simone Strohmayr, 
Joachim Wahnschaffe, Kathrin Sonnenholzner u.a. 
SPD
Konzept Sprachtrainer
Drs. 15/9051, 15/9655 (E)

Votum des federführenden 
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Sozial-, Gesundheits- 
und Familienpolitik Z Z Z

 8. Antrag der Abgeordneten Helmut Brunner, 
Sepp Ranner u.a. CSU
Stärkung der regionalen Honigvermarktung
Drs. 15/9060, 15/9697 (E)

Votum des federführenden 
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Landwirtschaft 
und Forsten Z Z Z

 9. Antrag der Abgeordneten Helmut Brunner, 
Sepp Ranner, Henning Kaul u.a. CSU
Pilotversuch mit Ameisensäure zur Bekämpfung der 
Varroa
Drs. 15/9061, 15/9698 (E)

Votum des federführenden 
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Landwirtschaft 
und Forsten Z Z Z

10. Antrag der Abgeordneten Helmut Brunner, 
Sepp Ranner, Henning Kaul u.a. CSU
Varroabekämpfung und Resistenzzüchtung
Drs. 15/9062, 15/9699 (E)

Votum des federführenden 
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Landwirtschaft 
und Forsten Z Z Z

11. Antrag der Abgeordneten Josef Zengerle, 
Dr. Jakob Kreidl, Helmut Brunner u.a. CSU
Milchmengensteuerung
Drs. 15/9188, 15/9700 (G)

Votum des federführenden 
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Landwirtschaft 
und Forsten Z A ENTH

12. Antrag der Abgeordneten Dr. Jakob Kreidl u.a. CSU
Erfahrungen mit dem Einsatz von Elektroimpuls-
geräten bei den Spezialeinsatzkommandos der 
bayerischen Polizei
Drs. 15/9190, 15/9696 (E)

Votum des federführenden 
Ausschusses für CSU SPD GRÜ
Kommunale Fragen 
und Innere Sicherheit Z Z Z
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 
des Ausschusses für Hochschule, Forschung und Kultur 

Antrag der Staatsregierung 
Drs. 15/9667 

auf Zustimmung zum Zehnten Staatsvertrag zur Ände-
rung rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Zehnter 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t i m m u n g

Berichterstatter: Prof. Dr. Hans 
 Gerhard Stockinger 
Mitberichterstatter: Peter Hufe 

II. Bericht: 

1. Der Staatsvertrag wurde dem Ausschuss für Hoch-
schule, Forschung und Kultur federführend zuge-
wiesen. Der Ausschuss für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten, der Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen und der Ausschuss für Wirt-
schaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie ha-
ben den Staatsvertrag mitberaten. 
Der Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Par-
lamentsfragen hat den  Staatsvertrag endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Staatsvertrag 
in seiner 90. Sitzung am 13. Februar 2008 beraten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Ablehnung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegen-
heiten hat den Staatsvertrag in seiner 56. Sitzung 
am 11. März 2008 mitberaten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Enthaltung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 
hat den Staatsvertrag in seiner 201. Sitzung am  
9. April 2008 mitberaten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Ablehnung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 

5. Der Ausschuss für Wirtschaft, Infrastruktur, Ver-
kehr und Technologie hat den Staatsvertrag in sei-
ner 92. Sitzung am 10. April 2008 mitberaten und 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: 8 Zustimmung, 1 Enthaltung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Enthaltung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 

6. Der Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Par-
lamentsfragen hat den Staatsvertrag in seiner  
82. Sitzung am 10. April 2008 endberaten und mit 
folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Ablehnung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 

Dr. Ludwig Spaenle 
Vorsitzender 
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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und be-
schlossen: 

Antrag der Staatsregierung 

Drs. 15/9667, 15/10431 

Zehnter Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Zehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 

Der Landtag stimmt gemäß Art. 72 Abs. 2 der Verfassung des Freistaates 
Bayern dem Zehnten Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher Staats-
verträge (Zehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) zu. 

Der Präsident  

I.V. 

Prof. Dr. Peter Paul Gantzer 

II. Vizepräsident 
 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Aus-
schüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Parlamentspapiere abrufbar. Die aktu-
elle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen/Tagesübersicht 
zur Verfügung. 
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